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Vorwort
Im Juni 2012 werden die Führer der Welt in Rio de Janeiro zusammenkommen, um sich auf einen neuen 
Konsens zu verständigen. Es geht darum, durch globales Handeln die Zukunft unseres Planeten und das 
Recht künftiger Generationen auf ein gesundes und erfülltes Leben überall auf der Welt zu sichern. Dies ist 
die große Herausforderung für die Entwicklung im 21. Jahrhundert.
Der Bericht über die menschliche Entwicklung 2011 steuert wichtige neue Beiträge zum weltweiten Dialog 
über diese Herausforderung bei. Er zeigt, dass Nachhaltigkeit unauflöslich mit grundlegenden Aspekten 
der Gerechtigkeit wie Fairness, sozialer Gerechtigkeit und stärkerem Zugang zu besserer Lebensqualität 
verknüpft ist. Nachhaltigkeit ist nicht ausschließlich und nicht einmal vorrangig ein Umweltproblem, wie 
dieser Bericht überzeugend darlegt. Es geht im Grunde darum, für welche Art der Lebensführung wir uns 
entscheiden, in dem Bewusstsein, dass alles, was wir tun, Folgen für die sieben Milliarden Menschen hat, 
die heute mit uns zusammen diesen Planeten bevölkern, aber auch für die vielen weiteren Milliarden, die in 
den Jahrhunderten nach uns auf ihm leben werden. 
Wenn wir die menschlichen Freiheiten für die heutigen und die künftigen Generationen erweitern wol-
len, ist es von entscheidender Bedeutung, den Zusammenhang zwischen ökologischer Nachhaltigkeit und 
Gerechtigkeit zu verstehen. Der bemerkenswerte Fortschritt der menschlichen Entwicklung während der 
letzten Jahrzehnte, den die globalen Berichte über die menschliche Entwicklung dokumentiert haben, wird 
nicht andauern, wenn nicht weltweit mutige Schritte zur Verringerung der Umweltrisiken wie auch der 
Ungleichheit ergriffen werden. Dieser Bericht zeigt Wege auf, die es einzelnen Menschen, lokalen Gemein-
schaften, Ländern und der internationalen Gemeinschaft ermöglichen sollen, ökologische Nachhaltigkeit 
und Gerechtigkeit so zu fördern, dass sie sich gegenseitig verstärken.
In den 176 Ländern und Gebieten, in denen das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen täg-
lich im Einsatz ist, leiden viele benachteiligte Menschen unter doppelter Deprivation. Sie sind durch die 
allgemeineren Auswirkungen verschlechterter Umweltbedingungen stärker gefährdet, weil ihre Belastungen 
größer sind und sie über geringere Möglichkeiten zur Problembewältigung verfügen. Sie müssen aber auch 
mit Bedrohungen in ihrer unmittelbaren Umgebung wie Raumluftverschmutzung, unsauberem Wasser und 
schlechten Sanitäreinrichtungen fertig werden. Prognosen zufolge besteht die Gefahr einer Verlangsamung 
der stetigen Fortschritte, die die meisten Armen auf der Welt über Jahrzehnte erreicht haben, ja sogar einer 
Umkehr der globalen Konvergenz der menschlichen Entwicklung, wenn es weiterhin nicht gelingt, die gra-
vierenden Umweltrisiken und die sich vertiefenden sozialen Ungleichheiten zu verringern.  
Diese Muster werden durch starke Unterschiede in den Machtverhältnissen beeinflusst. Neue Analysen 
zeigen, dass ungleiche Machtverteilung und Geschlechterungleichheit auf nationaler Ebene verbunden sind 
mit geringerem Zugang zu sauberem Wasser und verbesserter Sanitärversorgung, mit Bodendegradation und 
mit Sterbefällen aufgrund von Verschmutzung der Innen- und Außenluft – Faktoren, die die Negativwir-
kung von Einkommensdisparitäten verstärken. Es besteht auch ein Zusammenhang zwischen geschlechts-
spezifischer Ungleichheit und Verschlechterungen der Umweltergebnisse. Auf globaler Ebene sind es die 
etablierten Strukturen politischer Steuerung, die häufig die Mitsprachemöglichkeiten der Entwicklungs-
länder schwächen und marginalisierte Gruppen ausschließen. 
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Dennoch gibt es Alternativen zu Ungleichheit und fehlender Nachhaltigkeit. Wachstum, das durch den 
Verbrauch fossiler Brennstoffe vorangetrieben wird, ist keine unabdingbare Voraussetzung für ein besseres 
Leben im Sinn einer breiteren menschlichen Entwicklung. Investitionen, die zu mehr Verteilungs- und 
Chancengerechtigkeit führen – zum Beispiel Investitionen in den Zugang zu erneuerbarer Energie, Wasser- 
und Sanitärversorgung und reproduktiven Gesundheitsdiensten –, könnten sowohl die Nachhaltigkeit als 
auch die menschliche Entwicklung fördern. Die Stärkung von Rechenschaftspflicht und demokratischen 
Prozessen, unter anderem durch die Unterstützung einer aktiven Zivilgesellschaft und engagierter Medien, 
können ebenfalls zu besseren Ergebnissen führen. Gemeinschaftliche Bewirtschaftung, integrative Einrich-
tungen, die sich besonders um benachteiligte Gruppen kümmern, sowie übergreifende Maßnahmen wie die 
Koordinierung von Budgets und Mechanismen zwischen staatlichen Stellen und Entwicklungspartnern 
sind Bestandteile erfolgreicher Ansätze. 
Über die Millenniums-Entwicklungsziele hinaus braucht die Welt einen Entwicklungsrahmen für 
die Zeit nach 2015, in dem Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit ihren Platz finden. Rio+20 wird eine wich-
tige Gelegenheit bieten, sich gemeinsam auf den künftigen Weg zu verständigen. Dieser Bericht zeigt, dass 
Ansätze, die Gerechtigkeit in politische Konzepte und Programme integrieren und Menschen mit der Fähig-
keit zur Herbeiführung rechtlicher und politischer Veränderungen ausstatten, äußerst vielversprechend sind. 
Die Erfahrungen vieler Länder rund um die Welt zeigen immer deutlicher das Potenzial solcher Ansätze zur 
Schaffung und Nutzung positiver Synergien.  
Der künftige Bedarf an Finanzmitteln für die Entwicklung, einschließlich Umweltschutz und Sozial-
schutz, wird die derzeitige öffentliche Entwicklungshilfe um ein Vielfaches übersteigen. Die Ausgaben für 
kohlenstoffarme Energiequellen beispielsweise erreichen heute nur 1,6 Prozent der niedrigsten Bedarfsschät-
zung, während die Ausgaben für Klimaschutz und Anpassung an Klimaveränderungen nur rund elf Prozent 
des geschätzten Bedarfs ausmachen. Viele Hoffnungen richten sich auf eine neue Klimafinanzierung. Zwar 
werden Marktmechanismen und private Finanzmittel eine entscheidende Rolle spielen, aber sie müssen 
durch proaktive öffentliche Investitionen unterstützt und in ihrer Wirkung verstärkt werden. Die Schlie-
ßung der Finanzierungslücke erfordert innovatives Denken, eine Forderung, der dieser Bericht nachkommt. 
Es geht aber nicht nur um neue Finanzquellen für ausgewogene Maßnahmen gegen drängende Umwelt-
gefahren. Der Bericht befürwortet auch Reformen, die Gerechtigkeit und Mitsprache fördern. Die Finanz-
ströme müssen auf die Bewältigung der kritischen Herausforderungen – Ungleichheit und fehlende Nach-
haltigkeit – gelenkt werden und dürfen nicht dazu führen, dass bestehende Disparitäten verstärkt werden. 
Alle Menschen mit Chancen und Wahlmöglichkeiten auszustatten, ist das zentrale Ziel der menschli-
chen Entwicklung. Wir haben eine weltweite kollektive Verantwortung gegenüber den am wenigsten pri-
vilegierten Gruppen, den heutigen wie den zukünftigen. Ein moralischer Imperativ verpflichtet uns, dafür 
zu sorgen, dass die Gegenwart nicht zum Feind der Zukunft wird. Dieser Bericht kann uns helfen, den 





Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen 
Die Analysen und politischen Empfehlungen dieses Berichts geben nicht unbedingt die Ansichten des Entwicklungsprogramms der Vereinten 
Nationen oder seines Exekutivrats wieder. Der Bericht ist eine unabhängige Publikation im Auftrag von UNDP. Die Recherchen für diesen 
Bericht und die Abfassung der Texte sind eine Gemeinschaftsleistung des Teams für den Bericht über die menschliche Entwicklung und einer 
Gruppe namhafter Berater, geleitet von Jeni Klugman, der Direktorin des Büros für den Bericht über die menschliche Entwicklung. 
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Dies ist mein drittes und letztes Jahr als Direktorin des globalen Berichts über die menschliche Entwicklung. 
Die Ausgabe 2011 stellt wie immer ein durch enorme Anstrengungen vollbrachtes Gemeinschaftswerk dar. 
Grundlage waren die harte Arbeit und stete Einsatzbereitschaft des Teams für den Bericht über die mensch-
liche Entwicklung, dem eine große Familie von Wissenschaftlern, Fürsprechern und Amtsträgern zur Seite 
stand, deren Engagement und Weitblick entscheidend zu unserem Erfolg beigetragen haben. 
Ein wissenschaftliches Beratungsgremium lieferte wertvolle Orientierungshilfen. Wir danken Bina 
Agarwal, Sabina Alkire, Anthony Atkinson, Tariq Banuri, François Bourguignon, William Easterly, Daniel 
Esty, Sakiko Fukuda-Parr, Enrico Giovannini, Stephany Griffith-Jones, Brian Hammond, Geoffrey Heal, 
Cesar Hidalgo, Richard Jolly, Gareth Jones, Martin Khor, Mwangi S. Kimenyi, Adil Najam, Eric Neu-
mayer, Michael Noble, José Antonio Ocampo, Marcio Pochmann, Henry Richardson, Ingrid Robeyns, José 
Salazar-Xirinachs, Frances Stewart, Pavan Sukhdev, Miguel Székely, Dennis Trewin, Leonardo Villar und 
Tarik Yousef.
Einer erneut eingesetzten statistischen Beratungsgruppe, in der Vertreter von Statistikbehörden und 
wissenschaftliche Sachverständige mitwirkten, verdanken wir eine exzellente Beratung zu Methoden und 
Datenquellen bezüglich der verschiedenen Indizes der menschlichen Entwicklung: Anthony Atkinson, 
Grace Bediako, Haishan Fu, Enrico Giovannini, Peter Harper, Gareth Jones, Irena Krizman, Charles Leyeka 
Lufumpa, Michael Noble, Eduardo Nunes, Marcio Pochmann, Eric Swanson, Miguel Székely und Dato’ 
Hajan Wan Ramlah Wan Abd. Raof. Darüber hinaus übermittelte die Statistik-Kommission der Vereinten 
Nationen hilfreiche Kommentare aus den Mitgliedstaaten. 
An einer umfangreichen Reihe von Konsultationen beteiligten sich rund 500 Wissenschaftler, Vertreter 
der Zivilgesellschaft, Entwicklungspraktiker und Politiker aus der ganzen Welt. Zwischen Februar 2010 und 
September 2011 fanden mit Unterstützung der Landes- und Regionalbüros des Entwicklungsprogramms 
der Vereinten Nationen (UNDP) 26 Veranstaltungen statt – in Amman, Bamako, Bangkok, Beijing, 
Berkeley, Bonn, Dubai, Genf, Kigali, Kopenhagen, Ljubljana, London, Nairobi, Neu Delhi, New York, 
Paris, Quito und San José. Wir danken auch den unter http://hdr.undp.org/en/reports/global/hdr2011/
consultations aufgeführten Partnerorganisationen für ihre Unterstützung. 
Zu verschiedenen Themen wurden Hintergrundstudien in Auftrag gegeben. Sie stehen im Rahmen 
unserer Reihe Human Development Research Papers online zur Verfügung und sind in der Bibliografie auf-
geführt. Besonderer Dank gilt Sabina Alkire und der Oxford Human Development and Poverty Initiative 
für ihre kontinuierliche Mitarbeit und ihre Bemühungen um die Verbesserung unseres Maßes der mehrdi-
mensionalen Armut. 
Die in diesem Bericht verwendeten Statistiken stützen sich auf verschiedene Datenbanken. Wir dan-
ken insbesondere dem Carbon Dioxide Information Analysis Center des Energieministeriums der Verei-
nigten Staaten, dem Yale Center for Environmental Law and Policy, Robert Barro und Jong-Wha Lee, der 
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, Gallup World Poll, Global Foot-
print Network, ICF Macro, dem Internationalen Währungsfonds, der Internationalen Energie-Agentur, 
der Internationalen Arbeitsorganisation, der Weltnaturschutzunion, der Interparlamentarischen Union, 
Danksagungen
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der Luxembourg Income Study, der UN-Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten, dem 
Institut für Statistik der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur, dem 
Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen, der Weltbank und der Weltgesundheitsorganisation. 
Die Analyse der Weltbank-Datenbank zur internationalen Einkommensverteilung wurde von Claudio 
Montenegro durchgeführt, die Statistiken der Europäischen Union zu Einkommens- und Lebensbedin-
gungen untersuchte Suman Seth, und die Demographic and Health Surveys von ICF Macro analysierte 
Kenneth Harttgen.
Eine UNDP-Lesergruppe, die sich aus Vertretern aller Regional- und Grundsatzbüros zusammen-
setzte, und eine Vielzahl anderer Kollegen, die hier nicht alle aufgeführt werden können, lieferten während 
der gesamten Erstellung des Berichts wertvolle Anregungen. Ein besonderer Dank gilt Jennifer Laughlin 
und Charles MacPherson und den Kollegen im Büro für Entwicklungspolitik. Das Netzwerk für mensch- 
liche Entwicklung, das rund 1.500 UNDP-Mitarbeiter, Wissenschaftler und nichtstaatliche Organisationen 
umfasst, trug durch Online-Diskussionen zahlreiche nützliche Anregungen und Kommentare bei. Martha 
Mai vom Büro der Vereinten Nationen für Projektdienste leistete administrative Unterstützung. 
Wichtige Beiträge wurden im Verlauf des Jahres von hart arbeitenden Praktikanten erbracht: Raphaelle 
Aubert, Uttara Balakrishnan, Luis Fernando Cervantes, Nicole Glanemann, Faith Kim, Meng Lu, Francesca 
Rappocciolo, Andrés Méndez Ruiz, Fredrik M. Sjoberg und Seol Yoo.
Ein Team bei Communications Development Incorporated unter der Leitung von Bruce Ross-Larson, 
mit Meta de Coquereaumont, Rob Elson, Jack Harlow, Christopher Trott und Elaine Wilson, übernahm 
die Redaktion und das Layout des Berichts. Für Design und Grafiken war Gerry Quinn verantwortlich.  
Wir danken allen, die direkt oder indirekt zu unserer Arbeit beitragen haben, und weisen darauf hin, 
dass wir für allfällige Irrtümer und Auslassungen die alleinige Verantwortung übernehmen. 
Die Leitung des globalen Berichts über die menschliche Entwicklung während der letzten drei Jahre war 
für mich auf persönlicher wie auf beruflicher Ebene eine großartige Erfahrung. Das Konzept menschlicher 
Entwicklung demonstriert immer wieder seinen Wert als Brennglas eines kritischen und konstruktiven 
Denkens über fundamentale Herausforderungen, mit denen wir heute konfrontiert sind. Ich bin zuver-
sichtlich, dass die unabhängigen globalen Berichte, die im Auftrag von UNDP herausgegeben werden, auch 
künftig eine zentrale Rolle in den wichtigen weltweiten Debatten spielen werden. Ich wünsche meinem 
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Der diesjährige Bericht konzentriert sich 
auf nachhaltigen und gerechten Fortschritt. 
Eine Betrachtung beider Aspekte zeigt, wie 
sich durch die Zerstörung der Umwelt die 
Ungleichheit für ohnehin schon benachtei-
ligte Bevölkerungsgruppen verschärft und wie 
sich der Zustand der Umwelt durch Ungleich-
heiten bei der menschlichen Entwicklung wei-
ter verschlechtert.
Die menschliche Entwicklung, bei der es 
um die Erweiterung der Wahlmöglichkeiten 
der Menschen geht, baut auf den von allen 
genutzten natürlichen Ressourcen auf. Um 
die menschliche Entwicklung zu fördern, 
muss man sich um die Nachhaltigkeit küm-
mern – auf lokaler, nationaler und globaler 
Ebene – und dies kann und sollte auf eine 
Weise geschehen, die gerecht ist und die Teil-
habe fördert.
Wir bemühen uns darum sicherzustellen, 
dass das Streben der Armen nach einem besse-
ren Leben auf dem Weg zu mehr ökologischer 
Nachhaltigkeit vollumfänglich berücksich-
tigt wird. Wir zeigen auch Wege, auf denen es 
Menschen, Gemeinschaften, Ländern und der 
internationalen Gemeinschaft möglich wird, 
Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit so zu för-
dern, dass beide sich gegenseitig stärken.
Warum nachhaltigkeit 
und gerechtigkeit?
Der Ansatz menschlicher Entwicklung bleibt 
relevant, wenn es darum geht, unsere Welt zu 
verstehen und aktuelle und zukünftige Her-
ausforderungen anzugehen. Im vergangenen 
Jahr würdigte der Bericht über die menschliche 
Entwicklung (HDR) zu seinem 20-jährigen 
Jubiläum das Konzept menschlicher Entwick-
lung. Er betonte, wie Chancen- und Vertei-
lungsgerechtigkeit, eine stärkere Teilhabe 
sowie Nachhaltigkeit die Wahlmöglichkeiten 
der Menschen erweitern. Gleichzeitig betonte 
der Bericht immanente Herausforderungen. 
Er zeigte, dass man diese zentralen Aspekte 
menschlicher Entwicklung nicht immer 
gleichzeitig erreichen kann.
Warum Nachhaltigkeit und 
Gerechtigkeit gemeinsam 
betrachtet werden müssen
In diesem Jahr untersuchen wir die Schnitt-
punkte zwischen ökologischer Nachhaltig-
keit und Gerechtigkeit, die sich im Bemühen 
um eine gerechte Verteilung im Grunde ähn-
lich sind. Wir legen Wert auf Nachhaltigkeit, 
weil zukünftige Generationen mindestens die 
gleichen Möglichkeiten haben sollten wie die 
Menschen heute. Auch sind alle Ungleichheit 
verschärfenden Prozesse ungerecht: Die Chan-
cen der Menschen auf ein besseres Leben soll-
ten nicht von Faktoren beschränkt werden, die 
außerhalb ihrer Kontrolle liegen. Ungleichhei-
ten sind besonders ungerecht, wenn bestimmte 
Gruppen aufgrund ihres Geschlechts, ihrer 
Rasse oder ihres Geburtsortes systematisch 
benachteiligt werden.
Sudhir Anand und Amartya Sen traten 
schon vor mehr als zehn Jahren dafür ein, 
Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit gemeinsam 
zu behandeln: „Es wäre eine grobe Verletzung 
des universalistischen Prinzips“, argumentier-
ten sie, „wenn wir ganz auf die intergeneratio-
nelle Gerechtigkeit fixiert wären, ohne gleich-
zeitig das Problem der intragenerationellen 
Gerechtigkeit zu erkennen“ (Hervorhebung im 
Original). Ähnliche Themen ergaben sich aus 
dem Bericht der Brundtland-Kommission von 
1987 und einer Reihe internationaler Erklä-
rungen, von Stockholm 1972 bis Johannesburg 
2002. Doch heute werden in vielen Debatten 
über Nachhaltigkeit Fragen der Gleichheit 
vernachlässigt. Sie werden als separates, nicht 
damit in Zusammenhang stehendes Anliegen 
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um zu verhindern, dass 
die Freiheiten künftiger 
Generationen aufs 
Spiel gesetzt werden
behandelt. Ein solches Denken ist unvollstän-
dig und kontraproduktiv.
Einige zentrale Definitionen
Menschliche Entwicklung ist die Erweiterung 
der Freiheiten und Verwirklichungschancen 
der Menschen, ein Leben zu führen, das sie 
wertschätzen und aus guten Gründen wert-
schätzen können. Es geht darum, die Wahl-
möglichkeiten zu erweitern. Bei Freiheiten 
und Verwirklichungschancen handelt es sich 
um eine umfassendere Vorstellung als bei den 
Grundbedürfnissen. Für ein „gutes Leben“ 
sind viele Ziele nötig, Ziele, die sowohl in sich 
wertvoll sein als auch instrumentellen Wert 
haben können. Zum Beispiel können wir die 
biologische Vielfalt oder die Schönheit der 
Natur unabhängig von ihrem jeweiligen Bei-
trag zu unserem Lebensstandard wertschätzen.
Die Benachteiligten stehen im Mittel-
punkt menschlicher Entwicklung. Dazu gehö-
ren auch Menschen in der Zukunft, die am 
stärksten unter den Folgen der Risiken leiden, 
denen sie aufgrund unserer Aktivitäten ausge-
setzt sind. Daher kümmern wir uns nicht nur 
um die im Durchschnitt oder im wahrschein-
lichsten Szenario zu erwartenden Ereignisse, 
sondern auch um solche, die in weniger wahr-
scheinlichen, aber immer noch möglichen 
Szenarien geschehen könnten, vor allem wenn 
diese Ereignisse für arme und besonders ver-
wundbare Menschen katastrophal sind.
In Debatten darüber, was ökologische 
Nachhaltigkeit bedeutet, wird der Schwer-
punkt oft auf die Frage gelegt, ob von Men-
schen geschaffenes Kapital natürliche Res-
sourcen ersetzen kann und ob sich wie in der 
Vergangenheit die aufgrund der Verfügbarkeit 
natürlicher Ressourcen bestehenden Gren-
zen durch menschlichen Einfallsreichtum 
lockern lassen. Ob dies auch in Zukunft mög-
lich sein wird, weiß man nicht. Hinzu kom-
men Katastrophenrisiken, sodass beides dafür 
spricht, die grundlegenden Naturgüter und 
die damit zusammenhängenden ökologischen 
Funktionen zu erhalten. Dieser Blickwinkel 
steht auch mit menschenrechtsbasierten Ent-
wicklungsansätzen in Einklang. Nachhaltige 
menschliche Entwicklung ist die Erweiterung 
der wesentlichen Freiheiten der Menschen, die 
heute leben, während vernünftige Anstrengun-
gen unternommen werden, um zu verhindern, 
dass die Freiheiten künftiger Generationen aufs 
Spiel gesetzt werden. Für dieses Konzept ist 
eine fundierte öffentliche Auseinandersetzung 
von entscheidender Bedeutung. Sie ist wichtig, 
um die Risiken definieren zu können, die eine 
Gesellschaft zu tragen bereit ist.
Das Bestreben, die Ziele ökologische 
Nachhaltigkeit und Verteilungsgerechtigkeit 
gemeinsam zu verfolgen, erfordert nicht, dass 
sich beide Bereiche immer gegenseitig stärken. 
In vielen Fällen wird es Kompromisse geben. 
Maßnahmen zur Verbesserung der Umwelt-
situation können negative Auswirkungen auf 
die Verteilungsgerechtigkeit haben – wenn 
zum Beispiel sie das Wirtschaftswachstum in 
Entwicklungsländern beeinträchtigen. Dieser 
Bericht illustriert, welche Arten von gemein-
samen Wirkungen politische Handlungskon-
zepte haben könnten. Dabei wird anerkannt, 
dass diese Wirkungen nicht allgemeingültig 
sind, und es wird unterstrichen, dass der Kon-
text von entscheidender Bedeutung ist.
Es sollte besondere Aufmerksamkeit dar-
auf gerichtet werden, positive Synergien zu 
identifizieren und Zielkonflikte zu berücksich-
tigen. Wir untersuchen, wie Gesellschaften 
Win-win-win-Lösungen, die Nachhaltigkeit, 
Gerechtigkeit und menschliche Entwicklung 
fördern, umsetzen können.
Muster und trends, 
fortschritte und aussichten
Es gibt immer mehr Hinweise darauf, dass 
die Umweltzerstörung weltweit verbreitet ist 
und potenziell weiter zunimmt. Da unsicher 
ist, welches Ausmaß die Veränderungen in 
Zukunft haben werden, untersuchen wir eine 
Reihe verschiedener Voraussagen – auch im 
Hinblick auf die menschliche Entwicklung.
Unser Ausgangspunkt und ein zentra-
les Thema des Berichts über die menschliche 
Entwicklung 2010 sind die enormen Fort-
schritte bei der menschlichen Entwicklung im 
Laufe der vergangenen Jahrzehnte – mit drei 
Vorbehalten:
•	 Einkommenswachstum wird mit einer 
Verschlechterung der Werte zentraler 
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Umweltindikatoren wie den Kohlendioxid- 
emissionen, der Boden- und Wasserquali-
tät und der Waldfläche in Zusammenhang 
gebracht. 
•	 Obwohl sich die Unterschiede in den 
Bereichen Gesundheit und Bildung ver-
ringert haben, haben die Einkommensdis-
paritäten auf nationaler Ebene in großen 
Teilen der Welt zugenommen.
•	 Mehr Teilhabe geht zwar im Durch-
schnitt tendenziell mit einem steigenden 
Wert beim Index der menschlichen Ent-
wicklung (HDI) einher, doch es besteht 
um dieses Verhältnis eine beträchtliche 
Streuung.
Für diesen Bericht erstellte Simulationen 
weisen darauf hin, dass bis 2050 der globale 
HDI um acht Prozent niedriger wäre als die 
Basislinie in einem Szenario mit Umweltpro-
blemen, das die negativen Folgen der Erder-
wärmung auf die landwirtschaftliche Produk-
tion, den Zugang zu sauberem Wasser und 
einer verbesserten Sanitärversorgung sowie 
die Umweltverschmutzung erfasst. In Süd-
asien und Afrika südlich der Sahara wäre der 
HDI sogar um 12 Prozent geringer. Ein noch 
schlimmeres „Umweltkatastrophen“-Szena-
rio geht von einer enormen Entwaldung und 
Bodendegradation aus, von einem dramati-
schen Rückgang der biologischen Vielfalt und 
von einer beschleunigten Zunahme extremer 
Wetterereignisse. In diesem Szenario läge der 
globale HDI etwa 15 Prozent unter der vorher-
gesagten Basislinie.
Wenn wir nichts tun, um die gegenwär-
tigen Trends aufzuhalten oder umzukeh-
ren, führt das Umweltkatastrophenszenario 
in Entwicklungsländern noch vor 2050 zu 
einem Wendepunkt. Die Konvergenz der Ent-
wicklungsländer mit den reichen Ländern 
bei den HDI-Errungenschaften beginnt sich 
umzukehren.
Diese Projektionen deuten darauf hin, 
dass in vielen Fällen die am stärksten Benach-
teiligten die negativen Folgen der Umweltzer-
störung tragen und weiterhin tragen werden, 
selbst wenn sie wenig zu dem Problem bei-
tragen. Zum Beispiel haben die Länder mit 
niedrigem HDI am wenigsten zum globalen 
Klimawandel beigetragen, doch sie haben die 
größten Rückgänge an Niederschlägen erlitten 
und die stärkste Zunahme der Niederschlags-
variabilität erlebt; das hatte Auswirkungen auf 
die landwirtschaftliche Produktion und die 
Lebensgrundlagen.
Die Pro-Kopf-Emissionen sind in Län-
dern mit sehr hohem HDI sehr viel höher 
als in Ländern mit niedrigem, mittlerem und 
hohem HDI. Dies ist auf die energieintensive-
ren Aktivitäten zurückzuführen: Auto fahren, 
Wohn- und Geschäftsräume kühlen oder hei-
zen, verarbeitete und verpackte Nahrungsmit-
tel konsumieren. Der Durchschnittsmensch in 
einem Land mit sehr hohem HDI verursacht 
mehr als vier Mal so viele Kohlendioxidemis-
sionen und etwa doppelt so viele Methan- und 
Stickoxidemissionen wie ein Mensch in einem 
Land mit niedrigem, mittlerem oder hohem 
HDI – und rund 30 Mal so viele Kohlendi-
oxidemissionen wie ein Mensch in einem Land 
mit niedrigem HDI. Ein Durchschnittsbrite 
verursacht in zwei Monaten so viele Treibhaus-
gas-Emissionen wie ein Mensch in einem Land 
mit niedrigem HDI in einem Jahr. Und der 
Durchschnitts-Katarer, der im Land mit den 
höchsten Emissionen pro Kopf lebt, schafft 
das in nur zehn Tagen. Allerdings spiegelt die-
ser Wert nicht nur den Konsum wider, son-
dern auch die Produktion, wenn der Konsum 
anderswo stattfindet. 
Zwar stammen drei Viertel des Anstiegs 
der Emissionen seit 1970 aus den Ländern 
mit niedrigem, mittlerem und hohem HDI, 
doch die Länder mit sehr hohem HDI verur-
sachen noch immer einen sehr viel höheren 
Anteil an den Treibhausgasemissionen insge-
samt. Und das auch ohne Berücksichtigung 
von Verlagerungen der kohlenstoffintensiven 
Produktion in ärmere Länder, deren Erzeug-
nisse zum großen Teil in reiche Länder expor-
tiert werden.
Weltweit wird der steigende HDI mit 
einer Verschlechterung der Umweltsituation 
in Zusammenhang gebracht – wenngleich 
die Umweltzerstörung hauptsächlich auf das 
Wirtschaftswachstum zurückgeführt wer-
den kann. Länder mit höherem Einkommen 
verursachen im Allgemeinen mehr Kohlen-
dioxidemissionen pro Kopf. Doch in unserer 
Analyse wurde kein Zusammenhang zwischen 
4 BErichT üBEr diE mEnschlichE EnTwicklung 2011





Umwelt und der 
Lebensqualität 
besteht, leisten die 
entwickelten Länder im 
Umweltbereich mehr
den Emissionen und den HDI-Komponenten 
Gesundheit und Bildung festgestellt. Zu die-
sem Ergebnis kommt man auch intuitiv: Die 
Aktivitäten, durch die Kohlendioxid in die 
Atmosphäre emittiert wird, hängen mit der 
Produktion von Gütern zusammen, nicht mit 
der Gesundheitsversorgung und der Bildung. 
Auch zeigen diese Ergebnisse, dass das Ver-
hältnis zwischen den Kohlendioxidemissio-
nen und den HDI-Komponenten nicht linear 
ist: Bei einem niedrigen HDI gibt es praktisch 
keinen Zusammenhang, doch mit steigendem 
HDI wird ein „Kipp-Punkt“ erreicht, ab dem 
eine starke positive Korrelation zwischen den 
Kohlendioxidemissionen und dem Einkom-
men zu beobachten ist.
In Ländern mit raschen Verbesserun-
gen beim HDI sind auch die Kohlendioxid-
emissionen schneller gestiegen. Besser als die 
Momentaufnahme eines solchen Zusammen-
hangs machen die Veränderungen im Zeit-
ablauf deutlich, womit wir als Ergebnis der 
heutigen Entwicklung in Zukunft rechnen 
müssen. Wieder sind Veränderungen beim 
Einkommen die treibende Kraft für diesen 
Trend.
Doch diese Zusammenhänge gelten 
nicht für alle Umweltindikatoren. In unserer 
Analyse stellen wir zum Beispiel nur eine 
schwache positive Korrelation zwischen 
dem HDI und der Entwaldung fest. Warum 
unterscheiden sich die Kohlendioxidemissio-
nen von anderen Gefahren für die Umwelt? 
Wir schlagen folgende Erklärung vor: Wenn, 
wie im Fall von Umweltverschmutzung, 
ein direkter Zusammenhang zwischen der 
Umwelt und der Lebensqualität besteht, leis-
ten die entwickelten Länder im Umweltbe-
reich mehr. Sind die Zusammenhänge aber 
diffuser, leisten sie sehr viel weniger. Betrach-
ten wir das Verhältnis zwischen Umweltrisi-
ken und dem HDI, stellen wir drei allgemeine 
Ergebnisse fest:
•	 Die umweltbezogenen Deprivationen auf 
Haushaltsebene – Luftverschmutzung in 
Innenräumen, unzureichender Zugang zu 
sauberem Wasser und verbesserter Sani-
tärversorgung – sind bei einem niedrigen 
HDI-Niveau schwerwiegender und neh-
men mit steigendem HDI ab.
•	 Die Umweltrisiken mit Auswirkungen 
auf die Gemeinschaft – wie die Luftver-
schmutzung in den Städten – scheinen 
mit zunehmender Entwicklung zunächst 
zu steigen und dann wieder zu sinken. Der 
Zusammenhang wird bisweilen mit einer 
umgekehrten U-Kurve beschrieben. 
•	 Die Umweltrisiken mit globalen Auswir-
kungen – insbesondere die Treibhausgas-
emissionen – nehmen mit steigendem 
HDI in der Regel zu. 
In Wirklichkeit ist es nicht der HDI selbst, 
der diese Transformationen antreibt.  Einkom-
men und  Wirtschaftswachstum spielen eine 
wichtige Rolle bei der Erklärung von Emis-
sionen – aber der Zusammenhang ist nicht 
vorgegeben. Durch das komplexe Interagieren 
weitreichender Kräfte verändern sich die Risi-
komuster. Zum Beispiel können Länder dank 
des internationalen Handels die Produktion 
von umweltschädlichen Gütern auslagern. 
Die groß angelegte kommerzielle Ausbeutung 
natürlicher Ressourcen hat andere Auswir-
kungen als die Nutzung für Subsistenzzwecke 
und die Umweltprofile sind in Stadt und Land 
unterschiedlich. Wie wir sehen werden, spielen 
politische Konzepte und der politische Kon-
text eine große Rolle.
Daraus folgt, dass diese Muster nicht 
unvermeidlich sind. Mehrere Länder haben 
sowohl beim HDI als auch bei der Vertei-
lungsgerechtigkeit und der ökologischen 
Nachhaltigkeit signifikante Fortschritte 
erzielt. In Übereinstimmung mit unserer 
Fokussierung auf positive Synergien schla-
gen wir eine mehrdimensionale Strategie 
vor, um Länder zu identifizieren, die bei 
der Förderung der Verteilungsgerechtig- 
keit, bei der Erhöhung des HDI, bei der Ver-
ringerung der Luftverschmutzung in Innen-
räumen und beim verbesserten Zugang zu 
sauberem Wasser besser abgeschnitten haben 
als andere in derselben Region und die bei der 
ökologischen Nachhaltigkeit auf regionaler 
und globaler Ebene Spitzenleistungen erbrin-
gen. Die ökologische Nachhaltigkeit wird 
anhand der Treibhausgas-Emissionen, der 
Wassernutzung und der Entwaldung beur-
teilt. Die Ergebnisse dienen aufgrund der 
lückenhaften Daten und anderer Probleme 
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auf die menschliche 
Entwicklung, 
insbesondere für die 
Millionen Menschen, 
deren Lebensunterhalt 
direkt von natürlichen 
Ressourcen abhängt
der Vergleichbarkeit jedoch eher nur zur Ver-
anschaulichung, als dass sie konkrete Befunde 
darstellen würden. Nur ein Land, nämlich 
Costa Rica, schneidet bei allen Kriterien bes-
ser ab als der regionale Median, während sich 
in den drei anderen Ländern, die Spitzen-
leistungen erbringen, in den unterschiedli-
chen Dimensionen ein ungleichmäßiges Bild 
ergibt. Schweden sticht durch seine Wieder-
aufforstungsrate hervor, die im Vergleich zum 
regionalen und globalen Durchschnitt hoch 
ist.
Unsere Liste zeigt, dass die einzelnen Län-
der über Regionen, Entwicklungsstadien und 
strukturelle Charakteristika hinweg politi-
sche Handlungskonzepte einführen können, 
die ökologische Nachhaltigkeit, Verteilungs-
gerechtigkeit und die im HDI erfassten zen-
tralen Aspekte menschlicher Entwicklung 
fördern. Wir betrachten die erfolgreichen poli-
tischen Konzepte und Programme und unter-
streichen dabei die Bedeutung der ortsspezifi-
schen Bedingungen und Zusammenhänge.
Allgemeiner zeigen die Umwelttrends der 
jüngsten Jahrzehnte jedoch an mehreren Fron-
ten eine Verschlechterung  mit negativen Aus-
wirkungen auf die menschliche Entwicklung, 
insbesondere für die Millionen Menschen, 
deren Lebensunterhalt direkt von natürlichen 
Ressourcen abhängt.
•	 Weltweit sind 40 Prozent der Landfläche 
durch Bodenerosion, verringerte Frucht-
barkeit und Überweidung degradiert. 
Die Produktivität des Bodens nimmt 
ab. In den schlimmsten Szenarien be- 
tragen die geschätzten Ertragseinbußen 
50 Prozent.
•	 70 bis 85 Prozent des Wassers wird durch 
die Landwirtschaft genutzt. Bei geschätz-
ten 20 Prozent der globalen Getreidepro-
duktion wird das Wasser nicht auf nach-
haltige Weise genutzt. Dadurch gerät das 
zukünftige Wachstum des Agrarsektors in 
Gefahr.
•	 Die Entwaldung ist eine große Herausfor-
derung. Zwischen 1990 und 2010 sind die 
größten Waldflächen in Lateinamerika, 
der Karibik und den afrikanischen Län-
dern südlich der Sahara verloren gegangen, 
gefolgt von den arabischen Staaten. In den 
anderen Regionen haben die Waldflächen 
wieder leicht zugenommen.
•	 Die Desertifikation bedroht die Trocken-
gebiete, in denen ungefähr ein Drittel der 
Weltbevölkerung lebt. Einige Gegenden 
sind besonders gefährdet, insbesondere die 
afrikanischen Länder südlich der Sahara, 
in denen die Trockengebiete sehr emp-
findlich und die Anpassungskapazitäten 
gering sind.
Es wird damit gerechnet, dass in den kom-
menden Jahrzehnten negative Umweltfakto-
ren die Nahrungsmittelpreise weltweit real um 
30 bis 50 Prozent in die Höhe treiben werden 
und dass die Preis-Volatilität zunehmen wird 
– mit gravierenden Auswirkungen auf arme 
Haushalte. Mit den größten Risiken sind die 
1,3 Milliarden Menschen konfrontiert, die 
Landwirtschaft, Fischerei oder Forstwirt-
schaft betreiben oder Jäger und Sammler sind. 
Die Belastungen durch die Umweltzerstö-
rung und den Klimawandel werden unter 
den verschiedenen Gruppen wahrscheinlich 
die Ungleichheit verschärfen – aus mehreren 
Gründen:
•	 Das Einkommen vieler armer Menschen 
auf dem Lande hängt in überwiegendem 
Maße von den natürlichen Ressourcen ab. 
Selbst Menschen, die solchen Aktivitäten 
normalerweise nicht nachgehen, tun dies 
unter Umständen als Bewältigungsstrate-
gie in Zeiten der Not.
•	 Wie sich die Verschlechterung der 
Umweltsituation auf die Menschen aus-
wirkt, hängt davon ab, ob sie Netto-
Produzenten oder Netto-Konsumenten 
natürlicher Ressourcen sind, ob sie für den 
eigenen Bedarf produzieren oder für den 
Markt und wie leicht sie zwischen diesen 
Aktivitäten wechseln und ihren Lebens-
unterhalt durch andere Beschäftigungen 
diversifizieren können.
•	 Heute leben rund 350 Millionen Men-
schen, darunter viele Arme, in oder in der 
Nähe von Wäldern. Sie sind zur Deckung 
ihres Lebensunterhalts und zur Erzielung 
eines Einkommens auf diese Wälder ange-
wiesen. Sowohl die Entwaldung als auch 
Beschränkungen des Zugangs zu natürli-
chen Ressourcen können die Armen hart 
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In dem Maße, in dem 
Frauen in armen Ländern 
überproportional in der  
Subsistenzwirtschaft 
und mit Wasserholen 
beschäftigt sind, sind 
sie auch stärker mit 
den negativen Folgen 
der Umweltzerstörung 
konfrontiert
treffen. Es gibt Belege aus einer Reihe 
von Ländern, die darauf hindeuten, dass 
Frauen auf die Wälder in der Regel stärker 
angewiesen sind als Männer, denn Frauen 
haben tendenziell weniger berufliche Mög-
lichkeiten, sind weniger mobil und tragen 
den größten Teil der Verantwortung für 
das Sammeln von Brennholz.
•	 Rund 45 Millionen Menschen – davon 
mindestens sechs Millionen Frauen – 
bestreiten ihren Lebensunterhalt durch 
die Fischerei und sind durch die Überfi-
schung und den Klimawandel bedroht. 
Sie sind doppelt anfällig: Die Länder, die 
dem größten Risiko ausgesetzt sind, sind 
im Hinblick auf ihre Proteinversorgung, 
ihren Lebensunterhalt und ihre Exporte 
auch am stärksten von Fisch abhängig. 
Es wird damit gerechnet, dass der Klima-
wandel zu einem deutlichen Rückgang 
der Fischbestände um die pazifischen 
Inseln führen wird, während für einige 
nördliche Breitengrade Vorteile vorausge-
sagt werden, so zum Beispiel um Alaska, 
Grönland, Norwegen und die Russische 
Föderation.
In dem Maße, in dem Frauen in armen 
Ländern überproportional in der Subsistenz-
wirtschaft und mit Wasserholen beschäftigt 
sind, sind sie auch stärker mit den negativen 
Folgen der Umweltzerstörung konfrontiert. 
Viele Angehörige indigener Bevölkerungs-
gruppen sind ebenfalls stark auf natürliche 
Ressourcen angewiesen und leben in Ökosys-
temen wie in kleinen Inselentwicklungslän-
dern, arktischen Regionen und hoch gelege-
nen Bergregionen, die für die Auswirkungen 
des Klimawandels besonders anfällig sind. Es 
gibt Belege dafür, dass sich durch traditionelle 
Praktiken natürliche Ressourcen schützen las-
sen, doch solches Wissen wird oft übersehen 
oder heruntergespielt.
Die Auswirkungen des Klimawandels 
auf die Lebensgrundlage der Bauern hän-
gen davon ab, was in welcher Region und in 
welcher Saison angebaut wird. Dies unter-
streicht die Bedeutung tiefergehender Ana-
lysen auf lokaler Ebene. Die Auswirkungen 
werden sich auch je nach Abhängigkeit von 
den Produktions- und Konsummustern der 
Haushalte, dem Zugang zu Ressourcen, dem 
Armutsniveau und den möglichen Bewälti-
gungsstrategien unterscheiden. Mit großer 
Wahrscheinlichkeit werden jedoch die bio-
physikalischen Netto-Auswirkungen des Kli-
mawandels auf den Bewässerungsanbau und 
den Regenfeldbau bis 2050 insgesamt negativ 
sein. 
Die Zusammenhänge verstehen
Mit Bezug auf die wichtigen Schnittpunkte 
zwischen Umwelt und Verteilungsgerechtig-
keit auf globaler Ebene untersuchen wir nun 
die Zusammenhänge auf Gemeinschafts- 
und Haushaltsebene. Wir werfen ein Schlag-
licht auf Länder und Gruppen, die das Mus-
ter durchbrochen haben, und betonen dabei 
strukturelle Veränderungen der Geschlech-
terrollen sowie stärkere Teilhabe.
Ein zentrales Thema: Die am stärksten 
benachteiligten Menschen tragen eine dop-
pelte Last an Deprivationen. Sie sind anfälli-
ger für die allgemeineren Auswirkungen einer 
Verschlechterung der Umweltsituation und 
müssen zudem mit Bedrohungen ihrer direk-
ten Umwelt durch Luftverschmutzung in 
Innenräumen, schmutziges Wasser und eine 
schlechte Sanitärversorgung umgehen. Unser 
Index der mehrdimensionalen Armut (MPI), 
der im Bericht über die menschliche Entwick-
lung 2010 eingeführt und dieses Jahr für 109 
Länder geschätzt wurde, wirft einen genaueren 
Blick auf diese Deprivationen, um zu sehen, 
wo sie am akutesten sind.
Der MPI misst schwerwiegende Defizite 
in den Dimensionen Gesundheit, Bildung 
und Lebensstandard. Er betrachtet sowohl 
die Anzahl der Menschen, die unter Depri-
vationen leiden als auch die Intensität dieser 
Deprivationen. In diesem Jahr untersuchen 
wir, wie verbreitet umweltbezogene Depri-
vationen unter den von mehrdimensionaler 
Armut Betroffenen sind und wie sie sich auf 
Haushaltsebene überlappen – eine Innovation 
im MPI. 
Der auf Armut fokussierte Blick erlaubt 
uns eine Untersuchung der umweltbezoge-
nen Deprivationen: Zugang zu modernen 
Kochbrennstoffen, zu sauberem Wasser und 
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In Entwicklungsländern 
sind mindestens sechs 
von zehn Menschen 
von einer Form 
umweltbezogener 
Deprivation betroffen 
und vier von zehn leiden 
unter zwei oder mehr 
umweltbezogenen 
Deprivationen
zu einer grundlegenden Sanitärversorgung. 
Diese absoluten Deprivationen, die an sich 
schon gravierend sind, stellen zudem wesentli-
che Menschenrechtsverletzungen dar. Beendet 
man diese Deprivationen, könnte dies die Ver-
wirklichungschancen auf einer höheren Ebene 
verbessern und so die Wahlmöglichkeiten der 
Menschen erweitern und die menschliche Ent-
wicklung voranbringen.
In Entwicklungsländern sind mindes-
tens sechs von zehn Menschen von einer 
Form umweltbezogener Deprivation betrof-
fen und vier von zehn leiden unter zwei 
oder mehr umweltbezogenen Deprivationen. 
Diese Deprivationen sind bei von mehrdi-
mensionaler Armut Betroffenen besonders 
akut: Mehr als 90 Prozent dieser Armen lei-
den unter mindestens einer davon. Bei den 
meisten überlappen sich die Deprivationen: 
80 Prozent leiden unter zwei oder mehr 
umweltbezogenen Deprivationen, und 29 
Prozent sind in allen drei Dimensionen von 
Deprivationen betroffen. Diese umweltbezo-
genen Deprivationen tragen überproportio-
nal zur mehrdimensionalen Armut bei. Sie 
machen 20 Prozent des MPI aus – mehr als 
ihr Gewicht von 17 Prozent im Index. In den 
meisten Entwicklungsländern sind die Depri-
vationen beim Zugang zu Kochbrennstoffen 
am größten. In vielen arabischen Staaten ist 
auch der Zugang zu Wasser ein herausragen-
des Problem.
Um die umweltbezogenen Deprivationen 
besser zu verstehen, haben wir die Muster 
für gewisse Armutsniveaus analysiert. Die 
Länder wurden entsprechend ihren Anteilen 
an von mehrdimensionaler Armut Betrof-
fenen, die mit einer bzw. allen drei Formen 
umweltbezogener Deprivation konfrontiert 
sind, in eine Rangfolge gebracht. Die Analyse 
zeigt, dass der Anteil der Bevölkerung, der 
unter umweltbezogenen Deprivationen lei-
det, mit steigendem MPI zunimmt, allerdings 
mit starken Abweichungen um diesen Trend. 
Die Länder mit dem geringsten Anteil an 
Armen, die unter mindestens einer Depri-
vation zu leiden haben, gehören hauptsäch-
lich zu den arabischen Staaten oder liegen in 
Lateinamerika oder der Karibik (sieben der 
führenden zehn). 
Von den Ländern mit den wenigsten in 
mehreren Dimensionen Armen, die unter 
allen drei umweltbezogenen Deprivationen zu 
leiden haben, sind die mit den besseren Leis-
tungen in Südasien konzentriert – fünf der 
führenden zehn. Mehrere südasiatische Län-
der haben einige der umweltbezogenen Depri-
vationen verringert. Sie haben insbesondere 
den Zugang zu Trinkwasser verbessert, leiden 
aber weiterhin unter schlimmen Deprivatio-
nen in anderen Bereichen. Fünf Länder fin-
den sich in beiden Listen der führenden zehn 
Länder. In diesen Ländern ist die umweltbe-
zogene Armut nicht nur relativ gering, sie ist 
auch weniger gravierend.
Anhand des Abschneidens im Hinblick 
auf diese Indikatoren lassen sich die Umwelt-
risiken und die Verschlechterung des Zustands 
der Umwelt nicht notwendigerweise umfas-
sender bestimmen, zum Beispiel inwieweit 
die Menschen Überflutungen ausgesetzt sind. 
Gleichzeitig sind die Armen, die den direkten 
Umweltgefahren stärker ausgesetzt sind, auch 
Umweltschäden insgesamt stärker ausgesetzt.
Wir untersuchen dieses Muster weiter und 
betrachten das Verhältnis zwischen dem MPI 
und den Belastungen durch den Klimawan-
del. Für 130 auf nationaler Ebene festgelegte 
Verwaltungsregionen in 15 Ländern verglei-
chen wir gebietsspezifische MPI-Werte mit 
Veränderungen der Niederschlagsmenge und 
der Temperaturen. Insgesamt scheinen die 
ärmsten Regionen und Orte in diesen Län-
dern heißer geworden zu sein, aber nicht sehr 
viel regnerischer oder trockener. Diese Verän-
derungen stehen in Einklang mit Ergebnissen 
bezüglich der Auswirkungen des Klimawan-
dels auf die Einkommensarmut.
Umweltbedingte Bedrohungen für 
ausgewählte Aspekte menschlicher 
Entwicklung
Die Verschlechterung des Zustands der 
Umwelt beeinträchtigt die Verwirklichungs-
chancen der Menschen auf verschiedene 
Weise. Diese Beeinträchtigungen gehen über 
das Einkommen und den Lebensunterhalt 
hinaus. Sie beinhalten Auswirkungen auf die 
Gesundheit, die Bildung und andere Dimen-
sionen des menschlichen Wohlergehens.
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Schlechte Umwelt- und 
Gesundheitssituation – sich  
überlappende Deprivationen
Die Krankheitslast durch Luftverschmutzung 
in Innenräumen und draußen, schmutziges 
Wasser und eine schlechte Sanitärversorgung 
ist bei den Menschen in armen Ländern am 
größten, insbesondere bei Gruppen, die unter 
Deprivationen leiden. Durch Luftverschmut-
zung in Innenräumen sterben in Ländern mit 
niedrigem HDI 11-mal mehr Menschen als 
anderswo. Benachteiligte Gruppen in Ländern 
mit niedrigem, mittlerem und hohem HDI 
sind mit größeren Risiken durch Außenluft-
verschmutzung konfrontiert, denn sie sind die-
ser Luftverschmutzung sowohl stärker ausge-
setzt als auch anfälliger dafür. In Ländern mit 
niedrigem HDI haben mehr als 60 Prozent der 
Menschen keinen leichten Zugang zu besseren 
Wasserquellen und fast 40 Prozent leben ohne 
sanitäre Einrichtungen. Dies trägt sowohl zu 
Krankheiten als auch zur Unterernährung bei. 
Der Klimawandel droht diese Disparitäten zu 
verschärfen, denn tropische Krankheiten wie 
Malaria und Denguefieber breiten sich aus und 
die Ernteerträge sinken.
Die Datenbank der Weltgesundheits-
organisation zur globalen Krankheitslast 
liefert einige überraschende Ergebnisse hin-
sichtlich der negativen Auswirkungen von 
Umweltfaktoren. Dazu gehört, dass unsau-
beres Wasser und eine unzureichende Sani-
tärversorgung und Hygiene zu den zehn 
wichtigsten Krankheitsursachen weltweit 
gehören. Jedes Jahr sterben durch umwelt-
bedingte Krankheiten, einschließlich aku-
ter Atemwegs- und Durchfallerkrankungen, 
mindestens drei Millionen Kinder unter fünf 
Jahren – mehr als die gesamte Zahl der Kin-
der unter fünf Jahren in Österreich, Belgien, 
den Niederlanden, Portugal und der Schweiz 
zusammengenommen. 
Umweltzerstörung und Klimawandel 
beeinträchtigen die physische und soziale 
Umwelt, das Wissen, Vermögen und Ver-
halten. Die verschiedenen Dimensionen von 
Benachteiligung können zusammenwir-
ken und negative Auswirkungen verschlim-
mern. Zum Beispiel ist die Intensität von 
Gesundheitsrisiken dort am größten, wo die 
Wasser- und Sanitärversorgung unzureichend 
ist. Dies sind Deprivationen, die oft gleichzei-
tig auftreten. Von den zehn Ländern mit der 
höchsten Sterblichkeit infolge von Umwelt-
katastrophen befinden sich sechs Länder auch 
beim MPI unter den führenden zehn – darun-




Zwar sind in vielen Teilen der Welt fast alle 
Kinder in einer Grundschule eingeschult, 
doch es bestehen immer noch Lücken. In 
Ländern mit niedrigem HDI besuchen fast 
drei von zehn Kindern im Primarschulalter 
nicht einmal eine Grundschule, und auch 
für die Kinder, die eingeschult sind, gibt es 
eine Reihe von Einschränkungen, von denen 
einige umweltbedingt sind. Zum Beispiel 
hat eine fehlende Stromversorgung sowohl 
direkte als auch indirekte Folgen. Der Zugang 
zu Elektrizität kann eine bessere Beleuchtung 
ermöglichen und damit die Zeit fürs Lernen 
verlängern. Durch den Zugang zu modernen 
Kochherden verringert sich der Zeitaufwand 
für das Sammeln von Feuerholz und das Was-
serholen – Aktivitäten, die nachweislich die 
Fortschritte bei der Bildung verlangsamen und 
die Einschulungsquoten drücken. Mädchen 
sind davon stärker betroffen, denn bei ihnen 
ist es wahrscheinlicher, dass sie das Sammeln 
von Rohstoffen mit dem Schulbesuch verein-
baren müssen. Der Zugang zu sauberem Was-
ser und einer verbesserten Sanitärversorgung 
ist insbesondere auch für die Bildung der Mäd-
chen von Bedeutung, denn er verschafft ihnen 
gesundheitliche Vorteile, erspart ihnen Zeit 
und erlaubt ihnen mehr Privatsphäre.
Andere negative Auswirkungen
Die umweltbezogenen Deprivationen der 
Haushalte können gemeinsam mit weiter-
gehenden Umweltbelastungen auftreten. 
Sie schränken dann die Wahlmöglichkeiten 
der Menschen in vielerlei Hinsicht ein und 
machen es für sie schwieriger, ihren Lebensun-
terhalt mit natürlichen Ressourcen zu bestrei-
ten. Die Menschen müssen mehr arbeiten, 
um die gleichen Erträge zu erzielen, oder sie 
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Eine zehnprozentige 
Zunahme der Anzahl der 
von einem extremen 
Wetterereignis 
betroffenen Menschen 
verringert den HDI eines 
Landes um fast zwei 
Prozent. In Ländern mit 
mittlerem HDI sind die 
Auswirkungen auf das 
Einkommen größer
müssen sogar migrieren, um ihrer verschlech-
terten Umwelt zu entfliehen.
Bestreitet man seinen Lebensunterhalt 
in Abhängigkeit von Ressourcen, so kostet 
das viel Zeit. Das gilt besonders dann, wenn 
Haushalte keine modernen Kochbrennstoffe 
und wenig oder kein sauberes Wasser haben. 
Umfragen darüber, wie die Menschen ihre 
Zeit nutzen, bieten Einblicke in die damit ver-
bundenen geschlechtsspezifischen Ungleich-
heiten. Frauen verbringen in der Regel viel 
mehr Stunden mit der Beschaffung von Holz 
und Wasser als Männer – Mädchen mehr als 
Jungen. Es wurde auch gezeigt, dass die Tatsa-
che, dass Frauen mit diesen Aktivitäten so sehr 
beschäftigt sind, sie davon abhält, ertragreiche-
ren Aktivitäten nachzugehen.
Wie im Bericht über die menschliche Ent-
wicklung 2009 argumentiert wurde, ist die 
Mobilität – die den Menschen erlaubt, ihren 
Wohnort zu wählen – wichtig für die Erwei-
terung der Freiheiten der Menschen und die 
Erreichung besserer Ergebnisse. Doch auf-
grund rechtlicher Beschränkungen ist Mig-
ration riskant. Es ist schwierig zu schätzen, 
wie viele Menschen migrieren, um Umwelt-
belastungen zu entkommen, denn es gibt auch 
andere Einflussfaktoren, insbesondere die 
Armut. Gleichwohl liegen einige der Schät-
zungen sehr hoch. 
Die Umweltzerstörung wird auch mit einer 
erhöhten Konfliktwahrscheinlichkeit verbun-
den. Der Zusammenhang besteht jedoch nicht 
direkt, sondern ist von der allgemeineren wirt-
schaftspolitischen Lage und von kontextuel-
len Faktoren beeinflusst, die Einzelpersonen, 
Gemeinschaften und die Gesellschaft für die 





Eine Verschlechterung der Umweltsituation 
kann außer schädlichen chronischen Gefähr-
dungen auch die Wahrscheinlichkeit aku-
ter Bedrohungen erhöhen und Auswirkun-
gen haben, die die Ungleichheit verschärfen. 
Unsere Analyse lässt darauf schließen, dass 
eine zehnprozentige Zunahme der Anzahl der 
von einem extremen Wetterereignis betroffe-
nen Menschen den HDI eines Landes um fast 
zwei Prozent verringert. In Ländern mit mitt-
lerem HDI sind die Auswirkungen auf das 
Einkommen größer.
Die Last wird nicht von allen gleicherma-
ßen getragen: Das Risiko, durch Überschwem-
mungen, starke Winde oder Erdrutsche ver-
letzt oder getötet zu werden, ist bei Kindern, 
Frauen und Älteren größer, insbesondere unter 
den Armen. Die überraschenden geschlechts-
spezifischen Unterschiede bei Naturkatastro-
phen legen nahe, dass durch Ungleichheiten 
in Bezug auf die Exposition – so wie auch in 
Bezug auf den Zugang zu Ressourcen, auf Ver-
wirklichungschancen und Möglichkeiten – 
einige Frauen systematisch benachteiligt und 
dadurch anfälliger werden.
Kinder leiden überproportional unter Wet-
terereignissen, denn die langfristigen Auswir-
kungen von Unterernährung und versäumtem 
Schulbesuch beschränken ihre Zukunftsaus-
sichten. Erfahrungen aus vielen Entwicklungs-
ländern zeigen, wie vorübergehende Einkom-
menseinbrüche dazu führen können, dass 
Haushalte ihre Kinder aus der Schule nehmen. 
Allgemeiner gesagt gibt es mehrere Faktoren, 
die bestimmen, inwieweit Haushalte negativen 
Ereignissen ausgesetzt sind und wie sie damit 
umgehen können. Dazu gehören die Art des 
Ereignisses, die sozioökonomische Stellung 
des Haushalts, das Sozialkapital und die infor-
melle Unterstützung sowie die Verteilungsge-
rechtigkeit und die Effektivität der Nothilfe 
und der Wiederaufbaubemühungen.
Mehr Teilhabe –  
reproduktive Wahlmöglichkeiten 
und politische Ungleichgewichte
Veränderte Geschlechterrollen und mehr Teil-
habe haben einige Länder und Gruppen in die 
Lage versetzt, Verbesserungen bei der ökolo-
gischen Nachhaltigkeit und der Verteilungs-
gerechtigkeit zu erzielen und damit auch die 
menschliche Entwicklung voranzubringen.
Geschlechtergerechtigkeit
Unser in diesem Bericht für 145 Länder auf 
den neuesten Stand gebrachter Index der 
geschlechtsspezifischen Ungleichheit (GII) 
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Deckt man den 
ungedeckten Bedarf 
an Familienplanung 
bis 2050, würde 
dies die globalen 
Kohlendioxidemissionen 
ausgehend vom heutigen 
Niveau um geschätzte 
17 Prozent verringern
zeigt, dass Einschränkungen im Bereich 
reproduktive Gesundheit zu Ungleichheit 
zwischen den Geschlechtern beitragen. Das 
ist deshalb von Bedeutung, weil in Ländern, 
in denen wirksame Kontrollmöglichkeiten 
der Reproduktion allen zur Verfügung ste-
hen, die Frauen weniger Kinder haben – was 
Fortschritte in den Bereichen Mütter- und 
Kindergesundheit mit sich bringt und weni-
ger Treibhausgas-Emissionen bedeutet. Zum 
Beispiel liegen in Kuba, Mauritius, Thailand 
und Tunesien, wo eine reproduktive Gesund-
heitsversorgung und Verhütungsmittel leicht 
verfügbar sind, die Geburtenziffern unter zwei 
pro Frau. Doch weltweit gibt es einen substan-
ziellen ungedeckten Bedarf und es gibt Hin-
weise darauf, dass, wenn alle Frauen ihre repro-
duktiven Wahlmöglichkeiten nutzen könnten, 
das Bevölkerungswachstum ausreichend 
zurückgehen würde, um die Treibhausgas-
emissionen unter das gegenwärtige Niveau zu 
senken. Deckt man den ungedeckten Bedarf 
an Familienplanung bis 2050, würde dies die 
globalen Kohlendioxidemissionen ausgehend 
vom heutigen Niveau um geschätzte 17 Pro-
zent verringern.
Der GII legt auch einen Schwerpunkt auf 
die Beteiligung von Frauen an politischen 
Entscheidungsprozessen. Er macht deutlich, 
dass überall auf der Welt die Frauen hinter 
den Männern zurückfallen, insbesondere in 
Afrika südlich der Sahara, Südasien und den 
arabischen Staaten. Das hat wichtige Implika-
tionen für Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit. 
Da Frauen bei der Beschaffung von Ressour-
cen oft die schwerste Last tragen und der Luft-
verschmutzung in Innenräumen am stärksten 
ausgesetzt sind, sind sie von Entscheidungen 
in Bezug auf natürliche Ressourcen oft stärker 
betroffen als Männer. Aktuelle Studien zeigen, 
dass nicht nur die Beteiligung der Frauen an 
sich wichtig ist, sondern auch, auf welche Art 
und Weise sie beteiligt sind – und auch in wel-
chem Umfang. Und da Frauen die Umwelt oft 
mehr am Herzen liegt, sie umweltpolitische 
Handlungskonzepte unterstützen und für 
Führungspersönlichkeiten stimmen, die sich 
für die Umwelt einsetzen, könnte ihre grö-
ßere Beteiligung an der Politik und in Nicht-
regierungsorganisationen umweltpolitische 
Vorteile haben und Multiplikatoreffekte für 
das gesamte Spektrum der Millenniums-Ent-
wicklungsziele erzielen.
Diese Argumente sind nicht neu, doch sie 
bestätigen erneut, welchen Wert es hat, die 
effektiven Freiheiten der Frauen zu erweitern. 
Die Beteiligung von Frauen an Entscheidungs-
prozessen hat sowohl einen Wert an sich als 
auch instrumentelle Relevanz im Umgang mit 
Problemen der Verteilungsgerechtigkeit und 
der Verschlechterung der Umweltsituation.
Machtdisparitäten
Wie im Bericht über die menschliche Entwick-
lung 2010 argumentiert wurde, hat eine stär-
kere Teilhabe viele Aspekte, dazu gehören 
eine formelle, verfahrenstechnische Demo-
kratie auf nationaler Ebene und partizipative 
Prozesse auf lokaler Ebene. Es wurde gezeigt, 
dass mehr politische Teilhabe auf nationaler 
und regionaler Ebene die ökologische Nach-
haltigkeit verbessert. Zwar ist auch der Kon-
text von Bedeutung, doch Studien zeigen, dass 
Demokratien den Wählern gegenüber in der 
Regel rechenschaftspflichtiger sind und dass 
sie mit größerer Wahrscheinlichkeit bürger-
liche Freiheiten unterstützen. Überall besteht 
jedoch eine zentrale Herausforderung darin, 
dass selbst in demokratischen Systemen die 
Menschen, die von einer Verschlechterung 
der Umweltsituation am stärksten negativ 
betroffen sind, oft diejenigen sind, denen es 
am schlechtesten geht und die die wenigste 
Macht haben. Die in politischen Handlungs-
konzepten gesetzten Prioritäten spiegeln ihre 
Interessen und Bedürfnisse nicht wider.
Es gibt immer mehr Belege dafür, dass eine 
ungleiche Machtverteilung, die durch politi-
sche Institutionen herbeigeführt wird, in einer 
Reihe von Ländern und in einer Reihe von 
Zusammenhängen den Zustand der Umwelt 
beeinflusst. Das bedeutet, dass die Armen 
und andere benachteiligte Gruppen unter den 
Folgen von Umweltschäden überproportio-
nal leiden. Neue, etwa 100 Länder erfassende 
Analysen für diesen Bericht bestätigen, dass 
mehr Gerechtigkeit bei der Verteilung von 
Macht (grob definiert) in positivem Verhält-
nis zu einem besseren Zustand der Umwelt 
steht, einschließlich eines besseren Zugangs 
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doch etwa 1,5 Milliarden 
Menschen weltweit – 
mehr als jeder Fünfte –  
haben keinen Strom
zu Wasser, weniger Umweltzerstörung und 
weniger Todesfällen aufgrund von Raum- 
und Außenluftverschmutzung und aufgrund 
von schmutzigem Wasser. Das deutet darauf 
hin, dass es erheblichen Spielraum für positive 
Synergien gibt.
positive synergien – 
erfolgsstrategien für die 
Umwelt, für gerechtigkeit und 
menschliche entwicklung
Eine Reihe von Regierungen, zivilgesellschaft-
lichen und privatwirtschaftlichen Akteuren 
und Partnern aus der Entwicklungszusammen-
arbeit haben angesichts der hier ausgeführten 
Herausforderungen Win-win-win-Strategien 
entwickelt – Ansätze, die ökologische Nach-
haltigkeit und Gerechtigkeit verbinden und 
die menschliche Entwicklung fördern. Wirk-
same Lösungen müssen kontextspezifisch sein. 
Trotzdem ist es wichtig, lokale und nationale 
Erfahrungen zu berücksichtigen, die Poten-
zial haben, und Prinzipien anzuerkennen, die 
kontextübergreifend gelten. Auf lokaler Ebene 
betonen wir die Notwendigkeit, Institutionen 
zu haben, die verschiedene Interessengruppen 
einbeziehen, und auf nationaler Ebene beto-
nen wir den Spielraum, der besteht, um politi-
sche Reformen und erfolgreiche Innovationen 
auszuweiten.
Die politische Agenda ist enorm umfang-
reich. Dieser Bericht kann ihr nicht ausrei-
chend gerecht werden. Doch der Zusatznut-
zen liegt darin, Win-win-win-Strategien zu 
identifizieren, die Erfolge im Umgang mit 
den gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und 
ökologischen Herausforderungen, vor denen 
wir stehen, gezeigt haben, indem sie Zielkon-
flikte managen oder sogar umgehen – durch 
Ansätze, die nicht nur der Umwelt nützen, 
sondern darüber hinaus der Gerechtigkeit 
und der menschlichen Entwicklung. Um zu 
Diskussionen und zum Handeln anzuregen, 
bieten wir konkrete Beispiele dafür, wie die 
Strategie zur Überwindung potenzieller Ziel-
konflikte und zur Identifizierung positiver 
Synergien in der Praxis bereits funktioniert 
hat. Hier zeigen wir dies am Beispiel einer 
modernen Energieversorgung.
Zugang zu moderner Energie
Energie ist für die menschliche Entwicklung 
von zentraler Bedeutung, doch etwa 1,5 Mil-
liarden Menschen weltweit – mehr als jeder 
Fünfte – haben keinen Strom. Unter den von 
mehrdimensionaler Armut Betroffenen sind 
die Deprivationen viel größer – jeder dritte 
hat keinen Zugang zu Elektrizität.
Gibt es einen Zielkonflikt zwischen einer 
Ausweitung der Energieversorgung und den 
Kohlendioxidemissionen? Nicht unbedingt. 
Wir argumentieren, dass dieses Verhältnis 
falsch beschrieben wird. Es gibt viele viel-
versprechende Möglichkeiten, wie sich der 
Zugang ohne schwere Beeinträchtigungen der 
Umwelt ausweiten lässt:
•	 Eine Stromversorgung armer Haushalte 
ist mit netzunabhängigen, dezentralen 
Lösungen technisch machbar. Sie ist finan-
zierbar und kann mit minimalen Auswir-
kungen auf das Klima erfolgen.
•	 Die Bereitstellung einer modernen Grund-
versorgung mit Energie für alle würde 
unter Berücksichtigung der bereits abge-
gebenen allgemeinen politischen Zusa-
gen die Kohlendioxidemissionen nur um 
schätzungsweise 0,8 Prozent erhöhen.
Die globale Energieversorgung erreichte 
2010 einen Wendepunkt. Die erneuerbaren 
Energien machten nun 25 Prozent der glo-
balen Stromkapazitäten aus und lieferten 
weltweit mehr als 18 Prozent des gesamten 
Stroms. Die Herausforderung besteht darin, 
den Zugang dazu so stark und so rasch aus-
zuweiten, dass sich dadurch das Leben armer 
Frauen und Männer heute und in Zukunft 
verbessert.
Umweltschäden abwenden
Die große Auswahl an Maßnahmen zur 
Abwendung von Umweltschäden reicht von 
einer Ausweitung der reproduktiven Wahl-
möglichkeiten bis hin zur Förderung eines 
gemeinschaftlichen Waldmanagements und 
einer adaptiven Katastrophenhilfe. 
Reproduktive Rechte, einschließlich des 
Zugangs zu Diensten im Bereich reproduktive 
Gesundheit, sind eine Voraussetzung für die 
Stärkung der Rolle von Frauen und könnten 
eine Verschlechterung der Umweltsituation 
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Es gibt viele 
vielversprechende 
Möglichkeiten, wie 





abwenden. Es sind bedeutende Verbesserun-
gen möglich. Viele Beispiele zeugen von den 
Chancen einer Nutzung der bestehenden 
medizinischen Infrastruktur, um Dienstleis-
tungen im Bereich reproduktive Gesundheit 
zu geringen zusätzlichen Kosten bereitzustel-
len, und davon, wie wichtig es ist, die Bevöl-
kerung vor Ort einzubeziehen. Betrachten 
wir Bangladesch, wo die Fruchtbarkeitszif-
fer von 6,6 Geburten pro Frau 1975 auf 2,4 
im Jahr 2009 gesunken ist. Die Regierung 
nutzte Öffentlichkeitsarbeit und Subventio-
nen, um Verhütungsmittel leichter verfügbar 
zu machen, und nahm durch Diskussionen mit 
Meinungsführern beider Geschlechter, darun-
ter religiösen Führungspersonen, Lehrkräften 
und Nichtregierungsorganisationen, Einfluss 
auf die gesellschaftlichen Normen.
Durch eine gemeinschaftliche Waldbe-
wirtschaftung könnten sich Umweltschä-
den auf lokaler Ebene wiedergutmachen und 
die Kohlendioxidemissionen verringern las-
sen. Doch die Erfahrungen zeigen, dass man 
damit auch Gefahr läuft, ohnehin schon mar-
ginalisierte Gruppen auszuschließen und zu 
benachteiligen. Um diese Risiken zu vermei-
den, betonen wir die Bedeutung einer breiten 
Beteiligung an der Entwicklung und Umset-
zung der Waldbewirtschaftung, insbesondere 
die Bedeutung der Beteiligung von Frauen. 
Und wir betonen, wie wichtig es ist, sicherzu-
stellen, dass arme Gruppen und diejenigen, die 
von den Ressourcen des Waldes leben, nicht 
schlechter gestellt werden.
Es ergeben sich auch vielversprechende 
Möglichkeiten, durch verteilungsgerechte und 
adaptive Katastrophenhilfe und innovative 
Systeme zur sozialen Absicherung die negati-
ven Folgen von Katastrophen zu mindern. Zur 
Katastrophenhilfe gehört eine Kartierung von 
Risiken durch die Gemeinschaft und eine pro-
gressivere Verteilung des wieder aufgebauten 
Sachvermögens. Die Erfahrungen haben eine 
Verschiebung hin zu dezentralen Modellen 
der Risikominderung in Gang gesetzt. Sol-
che Anstrengungen können lokale Gemein-
schaften, insbesondere Frauen, stärken, indem 
dabei die Beteiligung an der Entwicklung 
und an Entscheidungsprozessen betont wird. 
Gemeinschaften können den Wiederaufbau 





Die großen Disparitäten zwischen einzelnen 
Menschen, Gruppen und Ländern, die zu 
den großen und zunehmenden Gefährdun-
gen der Umwelt noch hinzukommen, stellen 
massive politische Herausforderungen dar. 
Doch es gibt Grund für Optimismus. In vie-
ler Hinsicht sind die Bedingungen für Fort-
schritte heute besser als je zuvor, denn es gibt 
in einigen Teilen der Welt innovative politi-
sche Handlungskonzepte und Initiativen. Um 
die Debatte weiter voranzubringen, bedarf es 
eines kühnen Denkens, insbesondere kurz 
vor der UN-Konferenz für nachhaltige Ent-
wicklung (Rio+20) und einer Ära nach 2015. 
Dieser Bericht schlägt für die Förderung 
menschlicher Entwicklung eine neue Vision 
vor, die Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit 
gemeinsam in den Blick nimmt. Auf lokaler 
und nationaler Ebene betonen wir die Not-
wendigkeit, bei der Entwicklung politischer 
Handlungskonzepte und Programme die 
Gerechtigkeit in den Vordergrund zu rücken 
und die potenziellen Multiplikatorwirkungen 
von mehr Teilhabe im rechtlichen und politi-
schen Bereich zu nutzen. Auf globaler Ebene 
betonen wir die Notwendigkeit, auf die dring-
lichsten Umweltprobleme mehr Ressourcen 
zu verwenden und die Gerechtigkeit sowie die 
Vertretung benachteiligter Gruppen und Län-
der beim Zugang zu finanziellen Mitteln stark 
voranzubringen.
Integration von Gerechtigkeitsanliegen  
in grüne wirtschaftspolitische Konzepte
Ein zentrales Thema dieses Berichts ist die 
Notwendigkeit, Fragen der Verteilungsge-
rechtigkeit in politische Handlungskonzepte 
zu integrieren, die Auswirkungen auf die 
Umwelt haben. Die traditionellen Methoden 
zur Bewertung umweltpolitischer Handlungs-
konzepte greifen zu kurz. Zum Beispiel zeigen 
sie vielleicht die Auswirkungen zukünftiger 
Emissionen, doch über Verteilungsfragen 
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machen sie oft keine Aussagen. Selbst wenn 
die Auswirkungen auf verschiedene Gruppen 
berücksichtigt werden, beschränkt sich die 
Aufmerksamkeit in der Regel auf das Einkom-
men der Menschen. Die Bedeutung der Vertei-
lungsgerechtigkeit und der Einbeziehung ver-
schiedener Interessengruppen ist in den Zielen 
grüner wirtschaftspolitischer Handlungskon-
zepte bereits explizit enthalten. Wir schlagen 
vor, darüber hinauszugehen.
Durch einige zentrale Prinzipien könnten 
sich weitergehende Fragen der Verteilungsge-
rechtigkeit in politische Entscheidungspro-
zesse einbringen lassen, und zwar durch eine 
Beteiligung verschiedener Akteure an der Ana-
lyse, bei der Folgendes berücksichtigt wird: 
•	 Nicht einkommensbezogene Dimensio-
nen des Wohlergehens durch Instrumente 
wie den MPI. 
•	 Direkte und indirekte Wirkungen politi-
scher Handlungskonzepte.
•	 Kompensationsmechanismen für negativ 
Betroffene. 
•	 Risiken extremer Wetterereignisse, die 
zwar unwahrscheinlich sein mögen, sich 
aber als katastrophal erweisen könnten.
Es ist von entscheidender Bedeutung, die 
Folgen politischer Handlungskonzepte auf 
die Verteilung und die Umwelt frühzeitig zu 
analysieren. 
Eine saubere und sichere Umwelt –  
ein Recht, kein Privileg
Die Einbettung von Umweltrechten in die 
nationale Verfassung und Gesetzgebung kann 
ein wirksames Mittel sein. Nicht zuletzt ver-
setzt man damit Bürgerinnen und Bürger in 
die Lage, solche Rechte zu schützen. Mindes-
tens 120 Länder haben Verfassungen, in denen 
Umweltstandards ein Thema sind. Und viele 
Länder ohne explizite Umweltrechte inter-
pretieren allgemeine Verfassungsvorschriften 
über die Rechte des Einzelnen so, dass sie ein 
grundlegendes Recht auf eine gesunde Umwelt 
enthalten.
Erkennt man solche Rechte in der Verfas-
sung an, so hilft das, den Zugang zu einer sau-
beren Umwelt von der individuellen Kaufkraft 
zu entkoppeln. Bettet man dieses Recht in den 
gesetzlichen Rahmen ein, kann dies auch die 
Prioritäten der Regierung und die Allokation 
von Ressourcen beeinflussen.
Neben der gesetzlichen Anerkennung 
gleicher Rechte auf eine gesunde, gut funk-
tionierende Umwelt besteht ein Bedarf an 
unterstützenden Institutionen, einschließlich 
eines fairen und unabhängigen Rechtswesens 
und des Rechts auf Informationen von Regie-
rungen und Unternehmen. Auch die interna-
tionale Gemeinschaft erkennt ein Recht auf 
Umweltinformationen zunehmend an.
Beteiligung und Rechenschaftspflicht
Prozessuale Freiheiten sind für die mensch-
liche Entwicklung von zentraler Bedeutung. 
Wie im Bericht über die menschliche Entwick-
lung des vergangenen Jahres diskutiert wurde, 
haben sie sowohl intrinsischen als auch inst-
rumentellen Wert. Große Machtdisparitäten 
spiegeln sich in großen umweltbezogenen Dis-
paritäten wider. Doch der Umkehrschluss ist, 
dass mehr Teilhabe auf gerechte Weise positive 
Veränderungen der Umweltsituation bewir-
ken kann. Demokratie ist wichtig, doch um 
die Zivilgesellschaft zu stärken und den öffent-
lichen Zugang zu Informationen zu fördern, 
müssen die nationalen Institutionen rechen-
schaftspflichtig sein und die verschiedenen 
Interessengruppen einbeziehen – insbesondere 
Frauen und andere betroffene Gruppen.
Eine Voraussetzung für Beteiligung sind 
offene, transparente und verschiedene Inter-
essengruppen einbeziehende beratende Pro-
zesse. Doch in der Praxis bestehen weiterhin 
Hindernisse für eine effektive Beteiligung. 
Trotz positiver Veränderungen sind weitere 
Anstrengungen nötig, um die Möglichkeiten 
einiger traditionell ausgeschlossener Gruppen, 
wie indigener Völker, zu stärken, eine aktivere 
Rolle zu spielen. Es gibt auch zunehmend Hin-
weise darauf, wie wichtig es ist, die Beteiligung 
von Frauen zu ermöglichen – als Wert an sich 
und weil damit nachhaltigere Ergebnisse ver-
bunden sind.
Wo Regierungen auf die Anliegen der 
Bevölkerung reagieren, sind Veränderun-
gen wahrscheinlicher. In einem Umfeld, in 
dem die Zivilgesellschaft Erfolge verzeichnet, 
gibt es mehr Rechenschaftspflicht auf loka-
ler, nationaler und globaler Ebene. Auch die 
Die Einbettung von 
Umweltrechten in die 
nationale Verfassung 
und Gesetzgebung kann 
ein wirksames Mittel 
sein. Nicht zuletzt 
versetzt man damit 
Bürgerinnen und Bürger 
in die Lage, solche 
Rechte zu schützen
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Pressefreiheit ist von entscheidender Bedeu-
tung, um das Bewusstsein zu erhöhen und eine 
öffentliche Beteiligung zu erleichtern.
Finanzierung von Investitionen:  
Wo stehen wir? 
Nachhaltigkeitsdebatten werfen wichtige Kos-
ten- und Finanzierungsfragen auf, einschließ-
lich der Frage, wer was finanzieren sollte – und 
wie. Die Gerechtigkeitsprinzipien sprechen für 
umfangreiche Mitteltransfers in arme Länder, 
um einen gerechteren Zugang zu Wasser und 
Energie zu erreichen und auch, um Maßnah-
men für den Klimaschutz und zur Anpassung 
an den Klimawandel zu bezahlen.
Aus unserer Analyse zum Thema Finanzie-
rung ergeben sich vier wichtige Aussagen:
•	 Der Investitionsbedarf ist groß, aber nicht 
größer als die gegenwärtigen Ausgaben in 
anderen Sektoren wie zum Beispiel dem 
Militär. Die geschätzten jährlichen Inves-
titionen für einen allgemeinen Zugang zu 
einer modernen Energieversorgung betra-
gen weniger als ein Achtel der jährlichen 
Subventionen für fossile Brennstoffe.
•	 Die Zusagen des öffentlichen Sektors sind 
wichtig (wobei die Großzügigkeit einiger 
Geber ins Auge fällt) und der Privatsektor 
ist eine wesentliche – und entscheidende 
– Finanzierungsquelle. Die staatlichen 
Anstrengungen können als Katalysa-
tor für private Investitionen dienen, was 
nachdrücklich zeigt, wie wichtig es ist, 
die öffentlichen Mittel zu erhöhen und 
ein positives Investitionsklima und lokale 
Kapazitäten zu unterstützen.
•	 Die beschränkte Datenlage erschwert die 
Überwachung der privaten und der inlän-
dischen öffentlichen Ausgaben für öko-
logische Nachhaltigkeit. Die verfügbaren 
Informationen erlauben nur eine Untersu-
chung der Mittelflüsse aus der öffentlichen 
Entwicklungszusammenarbeit.
•	 Die Finanzierungsarchitektur ist komplex 
und fragmentiert. Dadurch ist sie weniger 
effektiv und die Ausgaben sind schwieriger 
zu überwachen. Aus früheren Verpflich-
tungen auf die Wirksamkeit der Entwick-
lungshilfe, wie sie in Paris und Accra ein-
gegangen wurden, kann man viel lernen.
Obwohl die Daten zum Finanzierungs-
bedarf, zu den Zusagen und den Auszahlun-
gen sehr lückenhaft und die Größenordnun-
gen unsicher sind, ergibt sich doch ein klares 
Bild. Die Kluft zwischen den Ausgaben für die 
öffentliche Entwicklungszusammenarbeit und 
dem Investitionsbedarf im Zusammenhang 
mit dem Klimawandel, einer emissionsarmen 
Energieversorgung und der Wasser- und Sani-
tärversorgung ist riesig – noch größer als die 
Kluft zwischen den Zusagen und dem Inves-
titionsbedarf. Die Ausgaben für emissions-
arme Energiequellen betragen nur 1,6 Prozent 
der niedrigeren Bedarfsschätzung, während 
die Ausgaben für den Klimaschutz und die 
Anpassung an den Klimawandel rund elf Pro-
zent des niedrig geschätzten Bedarfs ausma-
chen. Bei der Wasser- und Sanitärversorgung 
sind die Beträge sehr viel kleiner und die Zusa-
gen aus der öffentlichen Entwicklungszusam-
menarbeit bewegen sich sehr viel näher an den 
geschätzten Kosten.
Die Finanzierungslücke schließen:  
Die Devisentransaktionssteuer – von einer 
großartigen Idee zu einem praktischen 
politischen Handlungskonzept
Die Finanzierungslücke bei den verfügba-
ren Mitteln, mit denen die in diesem Bericht 
dokumentierten Deprivationen und Heraus-
forderungen angegangen werden können, ließe 
sich deutlich verkleinern, indem man neue 
Möglichkeiten nutzt. Der Hauptkandidat 
ist die Devisentransaktionssteuer. Sie wurde 
ursprünglich im Bericht über die menschliche 
Entwicklung 1994 vorgeschlagen und wird 
nun zunehmend als praktikable politische 
Option akzeptiert. Die jüngste Finanzkrise 
hat das Interesse an dem Vorschlag wiederbe-
lebt und unterstrichen, wie relevant und zeit-
gemäß er ist. 
Die heutige Infrastruktur für Devisen-
geschäfte ist organisierter, zentralisierter und 
standardisierter, sodass es neu ist, zu betonen, 
dass ihre Umsetzung jetzt machbar ist. Die 
Steuer wird auf hoher Ebene unterstützt, unter 
anderem von der Pilotgruppe über innovative 
Finanzierung für Entwicklung, in der etwa 63 
Länder, darunter China, Frankreich, Deutsch-






arme Länder, um einen 
gerechteren Zugang 
zu Wasser und Energie 
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auch, um Maßnahmen 
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vertreten sind. Und die Hochrangige Berater-
gruppe der Vereinten Nationen zur Frage der 
Finanzierung des Klimawandels schlug kürz-
lich vor, 25 bis 50 Prozent der Einnahmen aus 
einer solchen Steuer in den Klimaschutz und 
in die Anpassung an den Klimawandel in Ent-
wicklungsländern zu lenken.
Unsere auf den neuesten Stand gebrachte 
Analyse zeigt, dass die Devisentransaktions-
steuer mit einem sehr minimalen Satz (0,005 
Prozent) und ohne irgendwelche zusätzlichen 
Verwaltungskosten zusätzliche Einnahmen 
von etwa 40 Milliarden US-Dollar pro Jahr 
generieren könnte. Es gibt nicht viele andere 
Optionen, die den neuen zusätzlichen Finan-
zierungsbedarf, auf den in internationalen 
Debatten hingewiesen wird, im erforderlichen 
Umgang decken könnten.
Eine breiter angelegte Finanztransakti-
onssteuer verspricht ebenfalls ein großes Ein-
nahmepotenzial. Die meisten G-20-Länder 
haben bereits irgendeine Form von Finanz-
transaktionssteuer eingeführt und der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF) hat bestä-
tigt, dass auch eine breiter angelegte Abgabe 
realisierbar wäre. Eine Version der Steuer, eine 
Abgabe von 0,05 Prozent auf nationale und 
internationale Finanztransaktionen, könnte 
geschätzte 600 bis 700 Milliarden US-Dollar 
generieren.
Auch die Monetarisierung von Teilen 
der überschüssigen Sonderziehungsrechte des 
IWF stößt auf Interesse. Dadurch ließen sich 
bis zu 75 Milliarden US-Dollar aufbringen, 
ohne die Haushalte der beteiligten Regie-
rungen wesentlich zu belasten. Die Sonder-
ziehungsrechte haben den zusätzlichen Reiz, 
dass sie als monetäres Ausgleichsinstrument 
dienen. Es wird erwartet, dass die Nachfrage 
danach aus Schwellenländern kommt, die 
die von ihnen gehaltenen Währungsreserven 
diversifizieren möchten.
Reformen für mehr  
Gerechtigkeit und Mitsprache
Um die Kluft zu überbrücken, die Politiker, 
Verhandlungsführer und Entscheidungsträ-
ger von den Bürgerinnen und Bürgern trennt, 
die von einer Verschlechterung der Umwelt-
situation besonders betroffen sind, muss 
man die Rechenschaftslücke in der globalen 
Umweltpolitik schließen. Zwar lassen sich 
mit Rechenschaftspflicht allein die Heraus-
forderungen nicht meistern, doch sie ist für 
den Aufbau eines für die Gesellschaft und die 
Umwelt effektiven globalen Steuerungssys-
tems, das für die Menschen auch die entspre-
chenden Leistungen erbringt, von grundlegen-
der Bedeutung.
Wir rufen zu Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Gerechtigkeit und Mitsprache beim 
Zugang zu Finanzierung auf, um die Anstren-
gungen im Kampf gegen die Umweltzerstö-
rung zu unterstützen.
Private Mittel sind zwar von entscheiden-
der Bedeutung, doch da zum Beispiel im Ener-
giesektor die meisten finanziellen Mittel aus 
privater Hand kommen, beeinträchtigen die 
von privaten Investoren in einigen Regionen als 
solche wahrgenommenen höheren Risiken und 
geringeren Renditen die Investitionsströme. 
Ohne Reformen wird der Zugang zu Finan-
zierung unter den einzelnen Ländern ungleich 
verteilt bleiben und bestehende Ungleichhei-
ten in der Tat verschärfen. Dies unterstreicht, 
wie wichtig es ist sicherzustellen, dass die 
öffentlichen Investitionsströme gerecht sind 
und Bedingungen zu schaffen, die helfen, in 
Zukunft private Investitionen anzuziehen.
Die Implikationen sind klar. Es braucht 
Gerechtigkeitsprinzipien, um internationale 
Finanzströme zu lenken und zu fördern. Es 
bedarf der Unterstützung beim Aufbau von 
Institutionen, sodass die Entwicklungsländer 
geeignete politische Handlungskonzepte und 
Anreize einführen können. Die entsprechen-
den Steuerungsmechanismen für eine inter-
nationale öffentliche Finanzierung müssen 
Mitspracherechte und soziale Rechenschafts-
pflicht ermöglichen.
Jede Anstrengung zur Verlangsamung 
oder zum Aufhalten des Klimawandels, 
die wirklich Veränderungen bewirken soll, 
erfordert eine Kombination an Ressourcen 
– einheimische und internationale, private 
und öffentliche, Zuschüsse und Kredite. Zur 
Sicherstellung eines gerechten Zugangs zu 
internationalen Finanzströmen und ihrer effi-
zienten Nutzung wird in diesem Bericht die 
Stärkung nationaler Akteure befürwortet. 
Mit einem sehr  
minimalen Satz und 
ohne irgendwelche 
zusätzlichen Verwal-
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Dadurch soll eine Kombination von Mög-
lichkeiten zur Finanzierung von Klima-
schutz- und Anpassungsmaßnahmen auf 
nationaler Ebene erreicht werden. Nationale 
Klimafonds können die operative Mischung 
und das Monitoring nationaler und inter-
nationaler, privater und öffentlicher, als 
Zuschuss gewährter oder als Kredit geliehe-
ner Mittel erleichtern. Dies ist von entschei-
dender Bedeutung für die Sicherstellung von 
Rechenschaftspflicht im Inland und positiven 
Verteilungswirkungen.
In diesem Bericht wird vorgeschlagen, den 
Schwerpunkt auf vier Maßnahmenpakete auf 
nationaler Ebene zu legen, um diese Agenda 
voranzubringen: 
•	 Strategien für niedrige Emissionen, die die 
Widerstandsfähigkeit gegenüber dem Kli-
mawandel fördern – um Ziele der mensch-
lichen Entwicklung, der Verteilungsge-
rechtigkeit und des Klimaschutzes in 
Einklang zu bringen.
•	 Öffentlich-Private Partnerschaften – um 
Kapital aus Unternehmen und Haushal-
ten zu katalysieren.
•	 Fazilitäten zur Förderung klimabezogener 
Projekte – für einen gerechten Zugang zu 
internationaler öffentlicher Finanzierung.
•	 Koordinierte Umsetzungs-, Monito-
ring-, Berichts- und Überprüfungssysteme 
– um langfristig effiziente Ergebnisse 
und Rechenschaftspflicht gegenüber der 
Bevölkerung vor Ort und den Partnern zu 
erreichen.
Schließlich fordern wir eine hochkarätige 
globale Initiative für den allgemeinen Zugang 
zu Energie, die Überzeugungsarbeit leistet, das 
Bewusstsein schärft und die Entwicklung sau-
berer Energien auf nationaler Ebene engagiert 
unterstützt. Eine solche Initiative könnte eine 
Verschiebung von sporadischen hin zu struk-
turellen Veränderungen anstoßen.
*   *   *
Dieser Bericht beleuchtet die Zusammen-
hänge zwischen Nachhaltigkeit und Ge- 
rechtigkeit und zeigt, wie die menschliche 
Entwicklung nachhaltiger und gerechter 
werden kann. Er zeigt, wie die Zerstörung der 
Umwelt arme und besonders anfällige Grup-
pen stärker trifft als andere. Wir schlagen eine 
politische Agenda vor, um diese Ungleichge-
wichte zu beseitigen. Wir entwickeln den 
Rahmen für eine Strategie, mit der die aktuel-
len Umweltprobleme auf eine Art und Weise 
angegangen werden, die Gerechtigkeit und 
menschliche Entwicklung fördert. Und wir 
zeigen praktische Wege, um diese komple-
mentären Ziele gemeinsam voranzubringen, 
die Wahlmöglichkeiten der Menschen zu 
erweitern und gleichzeitig unsere Umwelt zu 
schützen.
Jede Anstrengung zur 
Verlangsamung oder 
zum Aufhalten des 
Klimawandels erfordert 
eine Kombination 
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1 Warum nachhaltigkeit und gerechtigkeit?
Das Konzept menschlicher Entwicklung ist 
für das Verständnis unserer Welt nach wie vor 
von großer Aktualität. Im letzten Jahr bekräf-
tigte der Bericht über die menschliche Entwick-
lung diesen Ansatz, indem er herausstellte, wie 
die Wahlmöglichkeiten der Menschen durch 
Teilhabe, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit 
erweitert werden können. Er zeigte, dass diese 
Schlüsselaspekte nicht immer zusammen-
fallen. Auch machte er die Schwierigkeiten 
deutlich, die ihrer Verwirklichung entgegen-
stehen. Ferner betonte er die Notwendigkeit, 
Teilhabe, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit 
so zu fördern, dass sie sich gegenseitig stärken. 
Der Bericht dokumentierte auch subs-
tanzielle Fortschritte, die in den letzten vier-
zig Jahren erreicht wurden. Der Index der 
menschlichen Entwicklung (HDI) ist seit 
1970 drastisch gestiegen – insgesamt um 41 
Prozent und in den Ländern mit niedrigem 
HDI sogar um 61 Prozent. Darin spiegeln sich 
nachdrückliche Verbesserungen bei Gesund-
heit, Bildung und Einkommen. Ein Beispiel 
ist die Primar- und Sekundarschulbildung 
von Mädchen, die bedeutende Zugewinne 
verzeichnete. Wenn dieses Fortschrittstempo 
anhält, werden bis 2050 mehr als drei Vier-
tel der Weltbevölkerung in Ländern leben, 
deren HDI-Niveau ähnlich hoch ist wie heute 
in Ländern mit sehr hohem HDI. Auch auf 
anderen Gebieten gab es Fortschritte: Der 
Anteil demokratischer Länder, der weniger 
als ein Drittel betrug, hat sich auf drei Fünf-
tel erhöht. Der Arabische Frühling von 2011 
stellte einen weiteren Sprung nach vorn dar: 
Für rund 100 Millionen Menschen scheinen 
Jahrzehnte autokratischer Herrschaft zu Ende 
zu gehen. 
Aber wir können nicht einfach davon aus-
gehen, dass die bisher im Durchschnitt erziel-
ten Fortschritte auch künftig anhalten werden. 
In verschiedenen Ländern und Zeitperioden 
waren die Fortschritte keineswegs einheitlich. 
Auch haben sich in zwei Schlüsseldimensionen 
menschlicher Entwicklung die Bedingungen 
verschlechtert. Im Bereich der ökologischen 
Nachhaltigkeit mehren sich die Anzeichen 
für verheerende Effekte in Gegenwart und 
Zukunft. Die Ungleichverteilung des Einkom-
mens hat sich verstärkt, während gleichzeitig 
bei Gesundheit und Bildung erhebliche Dispa-
ritäten fortbestehen. 
Dies sind die Themen des vorliegenden 
Berichts: die nachteiligen Auswirkungen der 
Umweltdegradation auf Menschen, vor allem 
auf die übermäßig stark betroffenen Armen 
und Benachteiligten, und die Notwendigkeit 
von Lösungen, die den Aspekt der Verteilungs-
gerechtigkeit berücksichtigen. Der Bericht 
untersucht Muster und Implikationen und 
ruft mit Nachdruck zum Handeln auf. Dabei 
weist er Wege, die es ermöglichen sollen, die 
schädliche Verknüpfung zwischen Umweltde-
gradation und Wirtschaftswachstum aufzulö-
sen, die zumindest in den letzten fünfzig Jah-
ren die Entwicklungsergebnisse stark belastet 
hat und künftige Fortschritte gefährdet. 
Diese Sichtweise stimmt mit den inter-
nationalen Erklärungen über nachhaltige 
Entwicklung überein, namentlich den Erklä-
rungen von Stockholm (1972), Rio de Janeiro 
(1992) und Johannesburg (2002). Sie etab-
lierten die drei Säulen der nachhaltigen Ent-
wicklung, die ökologische, die wirtschaftliche 
und die soziale.1 Teil der sozialen Säule ist die 
Gerechtigkeit innerhalb der jeweiligen Gene-
ration (intragenerationelle Gerechtigkeit). 
Unser Aufruf zum behutsamen Umgang mit 
der Umwelt und den grundlegenden natürli-
chen Ressourcen ergibt sich aus der besonde-
ren Bedeutung, die wir der Verbesserung der 
Chancen für die am stärksten benachteilig-
ten Gruppen sowie der Berücksichtigung von 
Katastrophenrisiken beimessen. 
18 BErichT üBEr diE mEnschlichE EnTwicklung 2011
Wir machen uns Sorgen 
über die ökologische 
Nachhaltigkeit, weil wir 
es als zutiefst ungerecht 
empfinden, dass eine 
Generation auf Kosten 
anderer Generationen 
lebt. Die heute 
geborenen Menschen 
sollten die Ressourcen 
der Erde nicht stärker 
beanspruchen als 
diejenigen, die in 
hundert oder tausend 
Jahren geboren werden
Die breiteren Aspekte wirtschaftlicher, 
finanzieller und politischer Nachhaltig-
keit werden weniger ausführlich behandelt, 
obwohl sie uns einige wichtige Lehren ver-
mitteln. Durch die Konzentration auf einen 
genau definierten Themenkatalog lassen sich 
wertvollere Erkenntnisse erzielen als durch 
den Versuch, verwandte Themenfelder mit 
zu behandeln. Ein weiterer Grund für diese 
Themenbegrenzung ist die Dringlichkeit der 
Auseinandersetzung mit den gravierenden 
Umweltgefahren unserer Tage. 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
dieser Bericht die Beziehungen zwischen zwei 
eng verbundenen Herausforderungen deutlich 
macht und aufzeigt, wie die menschliche Ent-
wicklung sowohl ökologisch nachhaltiger als 
auch gerechter gestaltet werden kann.
*   *   *
Zum Auftakt befasst sich dieses Kapitel mit 
möglichen Grenzen menschlicher Entwick-
lung sowie mit zwei unterschiedlichen Para-
digmen der Nachhaltigkeit, die grundlegen-
den Einfluss darauf haben, wie wir an einige 
der vordringlichsten Entscheidungen der 
Menschheit herangehen. Wir beziehen hier 
eine eher konservative Position, weil wir nicht 
sicher sein können, immer die richtige techno-
logische Abhilfe für Probleme zu finden, die 
wir selbst verursachen. Von zentraler Bedeu-
tung für diesen Ansatz ist die Erkenntnis der 
Unsicherheit, die der Zukunft innewohnt, 
sowie die Notwendigkeit, verantwortungs-
voll mit Risiken umzugehen, um unseren 
Verpflichtungen gegenüber den heutigen und 
künftigen Generationen gerecht zu werden. 
gibt es grenzen  
menschlicher entwicklung? 
Für die meisten Menschen auf der Welt hat sich 
im Verlauf der letzten 40 Jahre ihre Lebenssi-
tuation erheblich verbessert. Unsere Fähigkeit, 
diese Trends fortzuführen, unterliegt jedoch 
starken Sachzwängen. Wenn wir diese Her-
ausforderungen entschlossen angehen, könn-
ten wir uns am Beginn einer Ära befinden, die 
eine historische Chance für die Erweiterung 
der Wahlmöglichkeiten und Freiheiten bietet. 
Handeln wir jedoch nicht, könnte das frühe 
21. Jahrhundert den künftigen Generationen 
als eine Zeit im Gedächtnis bleiben, in der für 
einen großen Teil der Weltbevölkerung die 
Türen zu einer besseren Zukunft verschlossen 
wurden. 
Wir machen uns Sorgen über die ökolo-
gische Nachhaltigkeit, weil wir es als zutiefst 
ungerecht empfinden, dass eine Generation 
auf Kosten anderer Generationen lebt. Die 
heute geborenen Menschen sollten die Res-
sourcen der Erde nicht stärker beanspruchen 
als diejenigen, die in hundert oder tausend Jah-
ren geboren werden. Wir können – und sollten 
– viel dafür tun, dass unsere Nutzung der Res-
sourcen dieser Welt die künftigen Möglichkei-
ten und Chancen nicht beeinträchtigt. 
Amartya Sen stellt fest, dass „eine beschä-
digte Umwelt, in der künftigen Generationen 
das Vorhandensein frischer Luft verweigert 
wird … selbst dann beschädigt bleiben wird, 
wenn die künftigen Generationen außer-
ordentlich reich sind.“2 Die fundamentale 
Ungewissheit darüber, was die Menschen in 
der Zukunft wertschätzen werden, bedeutet, 
dass wir gleiche Wahlfreiheit für alle gewähr-
leisten müssen – der Dreh- und Angelpunkt 
des Konzepts der Verwirklichungschancen. 
Dies muss unter anderem durch den Schutz 
der Verfügbarkeit und Vielfalt der natürli-
chen Ressourcen geschehen.3 Solche Ressour-
cen sind unverzichtbar, weil sie uns erlauben, 
ein Leben zu führen, das wir mit gutem Grund 
wertschätzen.4  
Schon die frühen Berichte über die mensch-
liche Entwicklung erkannten die zentrale 
Bedeutung der Umwelt an. Der erste Bericht 
aus dem Jahr 1990 warnte vor der immer stär-
keren Gefährdung der Umwelt, einschließlich 
entsprechender Gesundheitsrisiken, durch 
Erderwärmung, Abbau der Ozonschicht, 
industrielle Verschmutzung und ökologische 
Katastrophen.5 Der Bericht von 1994 unter-
strich: „Es besteht keine Spannung zwischen 
menschlicher Entwicklung und nachhaltiger 
Entwicklung. Beide beruhen auf der Univer-
salität der Lebensansprüche.“6
Der Bericht über die menschliche Ent-
wicklung 2010 ging noch weiter. Er bekräf-
tigte erneut das Konzept menschlicher 
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1987 lieferte der Bericht 
„Unsere gemeinsame 
Zukunft“ die Definition 
für Nachhaltigkeit 
als Entwicklung, die 
die Bedürfnisse der 
Gegenwart befriedigt, 
ohne zu riskieren, dass 
künftige Generationen 
ihre eigenen Bedürfnisse 
nicht befriedigen können
Entwicklung unter besonderer Hervorhebung 
der Nachhaltigkeit:7  
Menschliche Entwicklung ist die Erwei-
terung der Freiheiten der Menschen, ein 
langes, gesundes und kreatives Leben zu 
führen, weitere Ziele voranzubringen, die 
sie zu Recht wertschätzen, und sich aktiv 
dafür zu engagieren, gerechte und nach-
haltige Entwicklungsprozesse auf unserem 
gemeinsamen Planeten zu gestalten. Die 
Menschen sind Nutznießer und Antriebs-
kräfte der menschlichen Entwicklung, als 
Einzelpersonen und auch in Gruppen. 
Weltweite Beachtung fand das Konzept 
der nachhaltigen Entwicklung 1987 mit der 
Publikation „Unsere gemeinsame Zukunft“ 
(Our Common Future), dem Bericht der UN-
Kommission für Umwelt und Entwicklung 
unter dem Vorsitz der früheren norwegischen 
Premierministerin Gro Harlem Brundtland. 
Der Bericht lieferte die heutige Standarddefi-
nition für nachhaltige Entwicklung als „Ent-
wicklung, die die Bedürfnisse der Gegenwart 
befriedigt, ohne zu riskieren, dass künftige 
Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht 
befriedigen können.“8 Aber die Arbeit der 
Kommission ist noch in weiterer Hinsicht 
relevant. Sie unterschied sich von zahlreichen 
späteren Arbeiten zum Thema Nachhaltigkeit 
durch ihre Betonung der Gerechtigkeit: 
Zahlreiche Probleme der Ressourcener-
schöpfung und Umweltbelastung resul-
tieren aus Ungleichheiten wirtschaftli-
cher und politischer Macht. So kann eine 
Industrie sich unannehmbare Luft- und 
Wasserverschmutzung leisten, weil die 
Menschen, die die Hauptlast tragen, arm 
sind und unfähig, sich wirkungsvoll zu 
wehren. Ein Wald kann zerstört werden 
durch übermäßige Rodung, weil die Men-
schen, die dort leben, keine Alternative 
haben oder weil die Holzhändler zumeist 
mehr Einfluss haben als die Waldbewoh-
ner. Global gesehen sind wohlhabendere 
Staaten finanziell und technologisch bes-
ser in der Lage, mit den Folgen möglicher 
Klimaänderungen fertigzuwerden. Unsere 
Unfähigkeit, das gemeinsame Interesse an 
dauerhafter Entwicklung voranzutreiben, 
ist also oft eine Folge davon, dass wirtschaft-
liche und soziale Gerechtigkeit innerhalb 
und zwischen den Nationen vernachlässigt 
sind. 
Außerdem äußerte die Kommission die 
Sorge, dass das Wachstum der weltweiten 
Wirtschaftstätigkeit an natürliche Grenzen 
stoßen würde. 1972 veröffentlichte eine vom 
Club of Rome beauftragte Gruppe von Wis-
senschaftlern den Bericht „Die Grenzen des 
Wachstums“ (The Limits to Growth), in dem 
sie vorhersagten, dass bei einem Andauern des 
damaligen Konsumwachstums viele natür-
liche Ressourcen im nächsten Jahrhundert 
erschöpft sein würden. Manche Ökonomen 
kritisierten diese These, weil sie Preisanpas-
sungen und technologische Veränderungen, 
die die steigende Nachfrage nach Ressourcen 
eindämmen würden, unbeachtet ließe.9 Aber 
die Fakten schienen einige der Vorhersagen 
zu bestätigen – inflationsbereinigt stiegen 
die Ölpreise zwischen 1970 und 1985 um das 
Fünffache.10  
Während der folgenden zwei Dekaden ver-
änderte sich die Wahrnehmung von Knapp-
heit. Die meisten Rohstoffpreise erreichten 
Mitte der 1980er Jahre ihren Höchststand. 
Bis 1990 waren die Preise wieder erheblich 
gefallen: für Erdöl um 57 Prozent, für Kohle 
um 45 Prozent und für Kupfer um 19 Prozent. 
Vor diesem Hintergrund verlor die These, wir 
würden uns einer weltweiten Verknappung 
der Ressourcen nähern, an Glaubwürdigkeit 
– wenn die Ressourcen tatsächlich knapp 
würden, müssten die Preise eigentlich stei-
gen und nicht fallen. 1997 bezeichnete sogar 
der Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten 
Nationen den Bericht des Club of Rome als 
„dogmatisch“, „unzuverlässig“ und „politisch 
kontraproduktiv“.11  
Inzwischen ist das Pendel wieder zurück-
geschwungen. Die aktuellen Sorgen unter-
scheiden sich in mancher Hinsicht von denen, 
die vor vierzig Jahren geäußert wurden. Heute 
gibt es eher Probleme mit der Bewahrung 
erneuerbarer natürlicher Ressourcen, von 
Wäldern und Fischbeständen bis zu der Luft, 
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die wir atmen. Aber die Botschaft ist klar: 
Unser Entwicklungsmodell stößt an konkrete 
Grenzen. 
Konkurrierende Paradigmen
Der Gedanke, dass Ressourcenknappheit das 
Entwicklungspotenzial der Welt einschränkt, 
hat eine lange Geschichte. Im späten 18. Jahr-
hundert vertrat Malthus die Auffassung, die 
Begrenztheit der Anbauflächen führe zu einer 
absoluten Beschränkung des Nahrungsmittel-
konsums und damit der Zahl der Menschen, 
die die Erde bevölkern könnten. Dennoch 
leben 200 Jahre später siebenmal mehr Men-
schen auf der Welt als zu der Zeit, in der Mal-
thus seine Schriften verfasste. 
Tatsächlich haben technologische Ver-
besserungen und Überfluss statt Knappheit 
an Ressourcen während der letzten zwei Jahr-
hunderte einen stetigen Anstieg des Lebens-
standards ermöglicht. Der inflationsberei-
nigte Preis für Nahrungsmittel ist heute sehr 
viel niedriger als vor 200 und sogar noch vor 
50 Jahren. Die bekannten Vorkommen zahl-
reicher mineralischer Rohstoffe sind heute 
erheblich umfangreicher als 1950.12 Aufgrund 
verbesserter Anbaumethoden hat die welt-
weite Nahrungsmittelproduktion das Bevöl-
kerungswachstum überholt. Zwischen den 
1960er und 1990er Jahren bewirkte die Grüne 
Revolution in Asien durch die Einführung von 
Hochleistungssorten, bessere Bewässerung 
und den Einsatz von Dünger und Pestiziden 
eine Verdoppelung der Reis- und Weizener-
träge.13 Diese Ertragssteigerungen wurden 
jedoch durch Mittel erreicht, die nicht immer 
nachhaltig waren. Unsere Sorge um zukunfts-
fähigere Produktionsweisen in der Landwirt-
schaft geht einher mit dem Bewusstsein, dass 
rund eine Milliarde Menschen unterernährt 
ist und unter gravierender Nahrungsmittel-
unsicherheit leidet.14   
Aufgrund dieser Beobachtungen ver-
treten manche die Position, dass mit zuneh-
mendem Verbrauch der nicht erneuerbaren 
Ressourcen Verknappungen, die die künf-
tige Entwicklung hemmen könnten, durch 
technologische Neuerungen und Preissignale 
abgewendet werden. Bei knapperen Ressour-
cen bedeutet ein Anstieg der relativen Preise 
höhere potenzielle Gewinne für Innovatoren 
und die Eigentümer von Gütern, die an die 
Stelle der geringer werdenden knappen Res-
sourcen treten können. Diese Kräfte können 
selbst bei steigendem Verbrauch den Ressour-
ceneinsatz erheblich reduzieren. Das World-
watch Institute schätzt, dass die Herstellung 
einer Produktionseinheit in den Vereinigten 
Staaten im Jahr 2000 weniger als ein Fünftel 
der Energiemenge erforderte, die im Jahr 1800 
dafür aufgewandt werden musste.15 Dies führt 
zu einer These, die als schwache Nachhaltigkeit 
bezeichnet wird. Sie legt den Schwerpunkt vor 
allem auf den Gesamtbestand aller Kapitalar-
ten, weniger auf die Erschöpfung natürlicher 
Ressourcen.                          
Die Gegenthese ist die der starken Nach-
haltigkeit, deren Vertreter der Auffassung sind, 
dass es für bestimmte grundlegende Naturgü-
ter keine wirklichen Substitute gibt und dass 
sie daher erhalten werden müssen.16 Diese 
Naturgüter sind nicht nur für unsere Fähig-
keit, Waren und Dienstleistungen zu erzeugen, 
von grundlegender Bedeutung, sondern für 
das menschliche Leben insgesamt. Die Gesell-
schaften sollten bestrebt sein, einen stetigen 
Fluss der Leistungen des Naturkapitals für alle 
Zeit aufrechtzuerhalten, weil die Akkumulie-
rung von Realkapital oder anderen Kapitalfor-
men die Erderwärmung, den Abbau der Ozon-
schicht oder den hohen Artenschwund nicht 
ausgleichen kann.  
Die Verfechter der starken Nachhaltig-
keit lassen zwar die zunehmende Effizienz 
der Ressourcennutzung nicht außer Acht, 
aber sie argumentieren, dass die Geschichte 
nicht zwangsläufig ein guter Leitfaden für die 
Zukunft ist. In der Vergangenheit waren man-
che Zwänge, denen das Naturkapital ausge-
setzt war, vielleicht nicht unausweichlich, aber 
heute sind bestimmte Arten von Naturkapital 
unersetzbar. Kein Beispiel illustriert dies bes-
ser als die Erderwärmung. Es gibt erdrückende 
Beweise dafür, dass unsere natürlichen und 
technischen Kapazitäten, weiterhin Treibhaus-
gase ohne schwerwiegende Konsequenzen zu 
emittieren, an ihre Grenzen stoßen. Einer der 
Befürworter der starken Nachhaltigkeit legt 
dar, dass wir von einer Ökonomie der „leeren 
Welt“, in der das menschengemachte Kapital 
Die These der schwachen 
Nachhaltigkeit legt 
den Schwerpunkt 
vor allem auf den 
Gesamtbestand aller 
Kapitalarten, weniger 
auf die Erschöpfung 
natürlicher Ressourcen; 
die These der starken 
Nachhaltigkeit vertritt 
die Auffassung, dass 




gibt und sie daher 
erhalten werden müssen
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der limitierende Faktor und das Naturkapital 
im Überfluss vorhanden war, zu einer Ökono-
mie der „vollen Welt“ übergegangen sind, in 
der das Gegenteil der Fall ist.17 
Neuere Denkmodelle gehen über diese 
Debatten hinaus und betonen die potenzielle 
Kongruenz von Wachstum und ökologischer 
Nachhaltigkeit im Rahmen des umfassende-
ren Paradigmas einer grünen Wirtschaft.18 
Sie weichen damit vom traditionellen Diskurs 
über Nachhaltigkeit ab und legen den Fokus 
auf die Entwicklung wirtschaftspolitischer 
Handlungskonzepte, die nachhaltige Produk-
tions- und Konsummuster hervorbringen, mit 
inklusiven, armutsorientierten Lösungen, die 
Umweltbelange in die alltäglichen wirtschaft-
lichen Entscheidungsprozesse integrieren.19 
Unser Ansatz ergänzt und bereichert den 
Diskurs über eine grüne Wirtschaft, indem er 
die Menschen, die zahlreichen Aspekte ihres 
Wohlergehens sowie die Frage der Chancen- 
und Verteilungsgerechtigkeit in den Vorder-
grund stellt. Unser Anliegen ist nicht Wachs-
tum allein, sondern geht darüber hinaus. 
Die wichtige Rolle der Unsicherheit 
Die Unterschiede zwischen den beiden Kon-
zepten starker und schwacher Nachhaltigkeit 
gehen über die Frage hinaus, ob finanzielle 
Einsparungen als Substitut für die Erschöp-
fung natürlicher Ressourcen dienen können. 
Ein ganz entscheidender Unterschied liegt in 
der Rolle der Unsicherheit. 
Wie können wir sicher sein, dass wir Wege 
finden werden, um künftige, durch Produk-
tion und Konsum verursachte Schäden abzu-
wenden? Die Antwort lautet, dass wir eben 
nicht sicher sein können. Die Einsicht, dass es 
diese inhärente Unsicherheit gibt, stützt die 
These der starken Nachhaltigkeit. 
Betrachten wir die Biodiversität. Ihre ins-
trumentellen Nutzeffekte für den Menschen 
sind bekannt: Eine stärkere biologische Vielfalt 
verbessert die Chancen, Heilmittel für Krank-
heiten zu finden, Hochleistungs-Anbausorten 
zu entwickeln und die Güter und Dienstleis-
tungen des Ökosystems wie etwa Wasserqua-
lität zu erhalten. Wir wissen, dass Ökosysteme 
belastbar sind – bis zu einem gewissen Punkt. 
Aber die Definition der Schwelle, ab der 
Ökosysteme zusammenbrechen, ist schwie-
rig. Ein Ökosystem könnte vereinzelte Schä-
digungen für eine gewisse Zeit aushalten, bis 
eine unbekannte Schwelle überschritten wird 
und es zusammenbricht.20 Diese Risiken und 
unbekannten Schwellen haben zu der realen 
Sorge geführt, dass wir dabei sind, unseren 
Planeten zu verspielen (Kasten 1.1). 
KASTEN 1.1
Ökologisches Risikomanagement –  
wir setzen unseren Planeten aufs Spiel 
Wir verhalten uns, als wäre unser Planet der Einsatz in einem Glücksspiel, bei dem Einzelne 
die Gewinne einstreichen, während die Gesellschaft die Verluste trägt. Ein System, das sol-
che Ergebnisse gestattet, ist von vorneherein zum Risiko-Missmanagement verurteilt. Joseph 
Stiglitz, Träger des Wirtschaftsnobelpreises, stellte vor Kurzem fest: „Die Banker, die unsere 
Wirtschaft in Gefahr bringen, und die Eigentümer von Energieunternehmen, die unseren Pla-
neten in Gefahr bringen, können mit einem Riesengewinn nach Hause gehen, aber wir als 
Gesellschaft werden im Durchschnitt und mit ziemlicher Gewissheit die Verlierer dieses Spiels 
sein.“ 
Perverse Anreize verschaffen Investmentbanken und Energieunternehmen versteckte 
Subventionen wie niedrige Haftungshöchstgrenzen, die Möglichkeit von Rettungsschirmen 
und die Gewissheit, dass die Steuerzahler die Kosten übernehmen werden. Die Firmen kön-
nen exzessive Risiken eingehen, weil sie nicht die vollen Kosten daraus resultierender Krisen 
tragen müssen. Nehmen wir beispielsweise die Ölverschmutzung, die 2010 in den Vereinigten 
Staaten durch die BP-Bohrplattform Deep Water Horizon im Golf von Mexiko verursacht wurde 
und deren Kosten die Haftungsobergrenze von 75 Millionen Dollar bei Weitem überstiegen. 
Aber selbst bei unbegrenzter Haftung existieren Schlupflöcher. In Japan zum Beispiel schließt 
das Gesetz über Entschädigung bei Nuklearschäden Fälle aus, in denen „der Schaden durch eine 
gravierende Naturkatastrophe außergewöhnlicher Art verursacht wird“. 
Seltene Ereignisse mit gewaltigen Folgen sind natürlich schwer vorherzusagen. Aber trotz 
solcher Unsicherheiten können wir es uns nicht länger leisten, die Augen zu verschließen. Sol-
che Ereignisse treten immer häufiger ein. Und da die meisten Treibhausgase noch jahrhunderte-
lang in der Atmosphäre verbleiben werden, können wir nicht warten, bis alle Ungewissheiten 
ausgeräumt sind. Je schneller wir handeln, desto besser. 
Welches Risikoniveau wird die Menschen von der Notwendigkeit überzeugen, ihr Verhalten 
zu ändern? Forschungsarbeiten im Bereich der Verhaltenspsychologie und der experimentellen 
Ökonomik liefern ernüchternde Erkenntnisse. In Simulationsübungen wurden die Teilnehmer-
gruppen zu kollektiven Investitionen in die Verhinderung des Klimawandels aufgefordert. Ihre 
Reaktionen zeigten, dass zu viele Mitspieler Trittbrettfahrer waren, d.h. sich auf den Altruismus 
der anderen verließen. In Szenarien, in denen die Wahrscheinlichkeit eines verheerenden Kli-
mawandels sehr gering war, wurden fast überhaupt keine Mittel für entsprechende Investi-
tionen zugesagt. Selbst bei einer Wahrscheinlichkeit von 90 Prozent wollte nur etwa die Hälfte 
von 30 untersuchten Gruppen ausreichende Mittel investieren. 
Die hochgerechneten Kosten für die Abwendung des Klimawandels verblassen gegenüber 
denjenigen eines ungebremsten Voranschreitens dieser Veränderungen. Aber gerade weil selbst 
in den Szenarien hoher Wahrscheinlichkeit die Mitarbeit der Bevölkerung nicht gewährleistet 
ist, sind nachdrückliche politische Anstrengungen und intensive Überzeugungsarbeit notwen-
dig, um entsprechendes Engagement zu bewirken.  
Joseph Stiglitz warnt vor dem zu hohen Risiko der Untätigkeit: „Gäbe es andere Planeten, 
auf die wir kostengünstig auswandern könnten, falls das von Wissenschaftlern vorhergesagte, 
nahezu sichere Ergebnis eintritt, könnte man das Eingehen dieses Risiko befürworten. Da es sie 
aber nicht gibt, kann man auch das Risiko nicht eingehen.“
Quelle: Stiglitz 2011; Milinksi et al. 2008; Speth 2008..
22 BErichT üBEr diE mEnschlichE EnTwicklung 2011
Der technologische Wandel ist ein unsi-
cheres Phänomen. Zum Beispiel beschleunigte 
sich das Produktivitätswachstum nach dem 
zweiten Weltkrieg, um sich dann zwischen 
den 1970er und 1990er Jahren wieder zu ver-
langsamen.21 Im Rückblick können wir die 
Antriebskräfte dieses Auf und Ab verstehen, 
aber es ist sehr schwierig, die Zukunft vorher-
zusagen. Noch ungewisser ist, welche Arten 
von Innovationen sich herausbilden werden. 
Die Geschichte bietet zahllose Beispiele für 
unerfüllte Voraussagen spezifischer Neuerun-
gen – vom persönlichen Allzweck-Roboter bis 
zum Massentourismus im Weltraum – und für 
Innovationen, mit denen so niemand gerech-
net hätte, wie etwa der PC, das Internet und 
die mobile Kommunikation.22 
Die Debatten über den Klimawandel 
haben uns deutlich vor Augen geführt, wie 
wichtig Unsicherheiten und Risiken für das 
Verständnis der Zukunft sind.23 Wissen-
schaftler sind zu dem Schluss gekommen, 
dass die Wahrscheinlichkeit eines verheeren-
den systemweiten Zusammenbruchs nicht zu 
vernachlässigen ist. Da wir nicht in der Lage 
sind, eine sinnvolle Obergrenze für mögliche 
katastrophale Verluste durch starke Tempera-
turveränderungen anzusetzen, müssen wir die 
Treibhausgasemissionen senken, um nicht nur 
die bekannten Folgen ihrer Akkumulierung 
abzumildern, sondern uns auch gegen unge-
wisse Worst-Case-Szenarien abzusichern.24  
Daraus folgt, dass die Ansätze der schwa-
chen und der starken Nachhaltigkeit sich vor 
allem in ihrer Haltung gegenüber der Risi-
kofrage unterscheiden. Die Frage ist nicht, ob 
in der Vergangenheit unterschiedliche Arten 
von Naturkapital und andere Kapitalformen 
substituiert wurden, sondern ob die technolo-
gischen und institutionellen Veränderungen 
in einem Tempo und in eine Richtung vor-
anschreiten werden, die kontinuierliche Ver-
besserungen der menschlichen Entwicklung 
gewährleisten. 
Welche Position wir beziehen, hängt auch 
von dem Wert ab, den wir dem Wohlergehen 
künftiger Generationen im Vergleich zu dem 
heutiger Generationen beimessen, mit anderen 
Worten, wie wir die Zukunft diskontieren. Aus 
der Perspektive der Verwirklichungschancen 
gibt es keine Rechtfertigung für die Annahme, 
die Zukunft werde größere Chancen als die 
Gegenwart bieten, oder für ein  geringeres 
Wohlergehen der heutigen Generation gegen-
über den künftigen.25  
In Anbetracht der Prinzipien, die dem 
Ansatz menschlicher Entwicklung zugrunde 
liegen, der Neigung zur Gleichbewertung des 
Wohlergehens aller Generationen und der zen-
tralen Bedeutung von Risiko und Ungewiss-
heit entspricht unsere Position eher derjenigen 
der starken Nachhaltigkeit. 
nachhaltigkeit, gerechtigkeit 
und menschliche entwicklung 
Seit dem Brundtland-Bericht haben Wissen-
schaftler weitere Definitionen der nachhalti-
gen Entwicklung vorgelegt. Einer der stritti-
gen Punkte war der Hinweis der Kommission 
auf die „Bedürfnisse“, die häufig im Sinn von 
Grundbedürfnissen verstanden wurden, was 
manche für eine zu starke Einengung halten. 
Der Ökonom Robert Solow bot 1993 eine 
alternative Definition an. Er argumentierte, es 
sei die Pflicht der Nachhaltigkeit, „der Nach-
welt nicht bestimmte Dinge zu hinterlassen, 
sondern sie vielmehr mit den notwendigen 
Voraussetzungen auszustatten, um einen 
Lebensstandard zu erreichen, der mindestens 
so gut ist wie unser eigener, und um in entspre-
chender Weise für ihre nächste Generation zu 
sorgen.“ Solow fügte hinzu: „Wir dürfen das, 
was im weitesten Sinn das Kapital der Mensch-
heit ist, nicht aufbrauchen“, eine knappe 
Zusammenfassung der Argumente für schwa-
che Nachhaltigkeit. Natürlich bleibt es eine 
offene Frage, was genau unter „Lebensstan-
dard“ zu verstehen ist,26 während die Bezeich-
nung „gut“ ebenfalls wertabhängig ist. 
Was wir unter  
Nachhaltigkeit verstehen 
Die meisten Definitionen von nachhaltiger 
Entwicklung gehen von der Maxime aus, dass 
die Möglichkeiten, die den Menschen von 
morgen offenstehen, sich nicht von den heuti-
gen unterscheiden sollten. Dabei wird jedoch 
die nachhaltige menschliche Entwicklung in 
der Regel nicht ausreichend erfasst. Diese 
Da wir nicht in der  
Lage sind, für  
mögliche katastrophale 
Verluste durch starke 
Temperaturverände-
rungen eine sinnvolle 
Obergrenze anzusetzen, 
müssen wir die Treib-
hausgasemissionen 
senken, um nicht nur die 
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Unsere Definition  
nachhaltiger mensch-
licher Entwicklung  
ist normorientiert:  
Wir streben nicht  
die Nachhaltig- 
keit irgendwelcher  
Geschehnisse an, 
sondern derjenigen, die 
die grundlegenden Frei-
heiten erweitern. Daher 




Definitionen lassen die Erweiterung der Wahl-
möglichkeiten, Freiheiten und Verwirkli-
chungschancen, die ein unlösbarer Bestandteil 
menschlicher Entwicklung sind, außer Acht. 
Sie erkennen nicht an, dass bestimmte Dimen-
sionen des Wohlergehens unvergleichbar sind. 
Und sie berücksichtigen Risiken nicht. 
Menschliche Entwicklung ist die Erwei-
terung der Freiheiten und Verwirklichungs-
chancen, über die die Menschen verfügen, 
um ein Leben zu führen, das sie mit gutem 
Grund wertschätzen. Freiheiten und Verwirk-
lichungschancen, die uns zu einem erfüllten 
Leben befähigen, gehen über die Befriedi-
gung wesentlicher Bedürfnisse hinaus. Durch 
die Einsicht, dass viele Ziele notwendig sind, 
um ein gutes Leben zu führen, und dass diese 
Ziele in sich wertvoll sein können, unterschei-
den sich Freiheiten und Verwirklichungschan-
cen stark von Lebensstandard und Konsum.27 
Wir können andere Lebewesen achten, unab-
hängig von ihrem Beitrag zu unserem Lebens-
standard, ebenso wie wir die Schönheit der 
Natur wertschätzen können, ungeachtet ihres 
unmittelbaren Beitrags zu unserem materiel-
len Lebensstandard. 
Das Konzept menschlicher Entwicklung 
erkennt an, dass Menschen Rechte haben, 
die nicht durch den willkürlichen Faktor des 
Zeitpunkts ihrer Geburt beeinträchtigt wer-
den dürfen. Ferner beziehen sich diese Rechte 
nicht nur auf die Fähigkeit, gleichen Lebens-
standard zu genießen, sondern auch auf den 
Zugang zu gleichen Chancen. Dies schränkt 
die Möglichkeit der Substitution verschiede-
ner Dimensionen des Wohlergehens ein. Die 
heutige Generation kann von den künftigen 
Generationen nicht verlangen, im Austausch 
für die Verstärkung der Fähigkeit zur Erzeu-
gung von Gütern und Dienstleistungen ver-
schmutzte Luft einzuatmen. Dies würde die 
Freiheit künftiger Generationen einschrän-
ken, sich für saubere Luft anstatt für mehr 
Güter und Dienstleistungen zu entscheiden. 
Ein zentrales Anliegen des Konzepts 
menschlicher Entwicklung ist der Schutz der 
am stärksten benachteiligten Gruppen. Dabei 
handelt es sich nicht nur um die Generatio-
nen, die im Durchschnitt am schlechtesten 
gestellt sind, sondern auch um diejenigen, die 
am stärksten unter dem Eintritt der Risiken 
leiden, denen sie aufgrund unserer Aktivitä-
ten ausgesetzt sind. Daher kümmern wir uns 
nicht nur um die im Durchschnitt oder im 
wahrscheinlichsten Szenario zu erwartenden 
Ereignisse, sondern auch um solche, die in 
weniger wahrscheinlichen, aber immer noch 
möglichen Szenarien geschehen könnten, vor 
allem diejenigen, die Katastrophenrisiken 
einschließen. 
Aufbauend auf den Arbeiten von Anand 
und Sen28 definieren wir „nachhaltige mensch-
liche Entwicklung“ als „die Erweiterung der 
grundlegenden Freiheiten der heute leben-
den Menschen, verbunden mit angemessenen 
Anstrengungen zur Vermeidung der ernsthaf-
ten Beeinträchtigung der entsprechenden Frei-
heiten künftiger Generationen“. Wie schon der 
Bericht über die menschliche Entwicklung 1994 
macht diese Definition deutlich, dass das Ziel 
der Entwicklung darin besteht, die Freiheiten 
und Verwirklichungschancen, die den Men-
schen ein sinnerfülltes Leben ermöglichen, 
dauerhaft sicherzustellen. Unsere Definition 
nachhaltiger menschlicher Entwicklung ist 
normorientiert: Wir streben nicht die Nach-
haltigkeit irgendwelcher Geschehnisse an, son-
dern derjenigen, die die grundlegenden Frei-
heiten erweitern. Daher kann Entwicklung 
ohne Verteilungsgerechtigkeit nie nachhaltige 
menschliche Entwicklung sein. 
Dieser Bericht schlägt kein eigenes Maß 
der nachhaltigen menschlichen Entwicklung 
vor. Trotz jüngster Fortschritte leidet die Mes-
sung von Nachhaltigkeit immer noch unter 
gravierenden Datenbeschränkungen (Kasten 
1.2). Ein Dauerproblem ist die Verknüpfung 
lokaler, nationaler und globaler Messverfahren 
– wie z.B. die Unterscheidung, ob eine Volks-
wirtschaft selbst nachhaltig ist und welchen 
Beitrag sie zur globalen Nachhaltigkeit leis-
tet. Wenn etwa die durch Kohlendioxid ver-
ursachten Schäden der Volkswirtschaft zuge-
rechnet werden, die die Konsumgüter für den 
Export produziert hat, ignoriert dies einerseits 
die Frage, wer vom Konsum der Güter und 
Dienstleistungen profitiert hat, und anderer-
seits die globale Natur solcher Schäden. 
Die zu starke Fokussierung auf Messun-
gen kann bestimmte Aspekte überdecken, die 
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äußerst wichtig, aber nicht quantifizierbar 
sind. Dazu gehören etwa die Risiken, denen 
unterschiedliche Menschen und Gruppen aus-
gesetzt sind, oder auch die Bedeutung öffentli-
cher Beratungen für politische Entscheidungs-
prozesse und für die Einflussnahme einer 
Gesellschaft, wenn es um die Vermeidung 
ernsthafter Beeinträchtigungen des künftigen 
Wohlergehens geht. 
Was wir unter  
Gerechtigkeit verstehen
Die ursprünglichen Ideen zur Frage der 
Gerechtigkeit beruhten auf dem Postulat, 
dass Individuen entsprechend ihres Beitrags 
zur Gesellschaft belohnt werden sollten.29 
Inzwischen bezieht sich der als Synonym 
für Fairness gebrauchte Begriff hauptsäch-
lich auf Verteilungsgerechtigkeit – d.h. die 
Überwindung ungerechter Ungleichheiten 
zwischen Menschen. 
Das moderne Denken über Verteilungs-
gerechtigkeit ist stark geprägt vom Werk des 
amerikanischen Philosophen John Rawls, 
der die Auffassung vertrat, dass gerechte 
Ergebnisse diejenigen sind, denen die Men-
schen „unter dem Schleier der Unwissenheit“ 
zustimmen würden – d.h. wenn sie nicht 
wüssten, welchen gesellschaftlichen Status sie 
einnehmen würden.30 Rawls‘ Vorstellung von 
Gerechtigkeit umfasste Grundfreiheiten und 
prozedurale Fairness und gestattete Ungleich-
heiten nur dann, wenn vernünftigerweise zu 
erwarten wäre, dass sie zum Vorteil aller sind 
(und wenn ihre Reduzierung alle schlechter 
stellen würde).                       
Der Ansatz der Verwirklichungschan-
cen entstand aus Überlegungen darüber, 
welche Ungleichheiten gerecht und welche 
ungerecht sind. In einer Reihe bahnbrechen-
der Vorträge schlug Amartya Sen 1979 vor, 
die Frage der Gleichheit unter dem Aspekt 
der Verwirklichungschancen zu behandeln. 
Gleichheit ist weder eine notwendige noch 
eine hinreichende Voraussetzung für Gerech-
tigkeit. Unterschiedliche individuelle Fähig-
keiten und Präferenzen führen selbst bei 
identischen Möglichkeiten und identischem 
Zugang zu Ressourcen zu unterschiedlichen 
Ergebnissen. Das absolute Niveau der Ver-
wirklichungschancen spielt eine wichtige 
Rolle: Die Ungleichheiten zwischen Mil- 
lionären und Milliardären sind weniger 
bedeutsam als die Ungleichheiten zwischen 
Armen und Wohlhabenden. Auch persönliche 
Merkmale sind wichtig: Arme und benachtei-
ligte Gruppen, einschließlich Menschen mit 
geistiger oder körperlicher Behinderung, 
benötigen einen stärkeren Zugang zu öffent-
lichen Gütern und Dienstleistungen, um 
Gleichheit der Verwirklichungschancen 
herzustellen. 
Trotz konzeptioneller Unterschiede sind 
ungerechte Verteilung und Ungleichheit 
der Ergebnisse in der Praxis eng miteinan-
der verknüpft – weil die Ungleichheiten bei 
den Ergebnissen weitgehend das Produkt des 
ungleichen Zugangs zu Verwirklichungschan-
cen sind. Ein Malier muss damit rechnen, 32 
KASTEN 1.2
Messung von Nachhaltigkeit – ein konzeptioneller Überblick
Der Unterschied zwischen den Konzepten schwacher bzw. starker Nachhaltigkeit hat Folgen 
für die Art der Messung und die Bewertung von Trends. Angesichts der breiten Meinungsviel-
falt hinsichtlich der Definition von Nachhaltigkeit ist es nicht überraschend, dass eine Festle-
gung auf eine Messgröße, die möglichst breite Zustimmung findet, schwierig ist. In der Lite-
ratur ist eine Vielzahl solcher Maße zu finden. Eine neuere Studie ermittelte 37, einige davon 
sehr bekannt, andere weniger. 
Die grüne volkswirtschaftliche Gesamtrechnung korrigiert Messgrößen wie Bruttoin-
landsprodukt oder Ersparnisse um Umweltqualität und Erschöpfung von Ressourcen. Für die 
bereinigten Nettoersparnisse, ein Maß schwacher Nachhaltigkeit, werden Bildungsausgaben 
addiert und die Erschöpfung von Energieträgern, mineralischen Rohstoffen und Wäldern sowie 
Schäden durch Kohlendioxidemissionen und Umweltverschmutzung subtrahiert. Es handelt 
sich um eine aggregierte Messgröße des gesamten Kapitals einer Volkswirtschaft – Finanz-, 
Real-, Human- und Umweltkapital. Sie impliziert, dass die verschiedenen Kapitalarten perfek-
te Substitute sind, sodass beispielsweise ein Verlust natürlicher Ressourcen durch finanzielle 
Einsparungen kompensiert werden kann. 
Zusammengesetzte Indizes fassen soziale, wirtschaftliche und ökologische Indikatoren 
in einem einzigen Index zusammen. Dieser Ansatz ist Gegenstand umfangreicher innovati-
ver Arbeiten. Zwei Beispiele, die starke Nachhaltigkeit erfassen, sind der ökologische Fuß-
abdruck – ein Maß der jährlichen Belastung der Biosphäre durch den Menschen – und der 
Umweltleistungsindex. 
Keine dieser aggregierten Messgrößen ist perfekt. Zum Beispiel wehren sich manche 
Wissenschaftler dagegen, dass für die bereinigten Nettoersparnisse nicht marktbezoge-
ne Komponenten wie die durch Kohlendioxidemissionen verursachten Schäden bewertet 
werden. Auch der ökologische Fußabdruck wurde kritisiert, weil er die biologische Vielfalt 
vernachlässigt.
Unter Berücksichtigung der laufenden Debatten zum Thema Messung präsentieren wir 
die wichtigsten zusammengesetzten Maße in Verbindung mit einer Matrix, die spezifische 
Indikatoren zur Erfassung unterschiedlicher Aspekte von Nachhaltigkeit darstellt (siehe Statis-
tische Tabellen 6 und 7). Die Einzelindikatoren, die ungenügende Leistungen und Verschlech-
terungen an jeder Stelle offenlegen, unterstreichen, wie wichtig die starke Nachhaltigkeit ist.
Quelle: Jha und Pereira 2011; Dasgupta 2007; Neumayer 2010a, 2010b.
25kAPiTEl 1 WarUM nachhaltIgkeIt UnD gerechtIgkeIt?
Jahre weniger zu leben als ein Norweger, weil 
die Möglichkeiten für Menschen in Mali im 
Durchschnitt erheblich eingeschränkter sind 
als die Möglichkeiten für Menschen in Nor-
wegen. In diesem Fall sind die Ungleichhei-
ten zwischen Mali und Norwegen eindeutig 
auch ungerecht. Hinzu kommt, dass wir wohl 
Ungleichheit in Bezug auf Schlüsselergeb-
nisse messen können, während es nicht ohne 
Weiteres möglich ist, die Verteilung der Ver-
wirklichungschancen zu beobachten. Daher 
verwenden wir in diesem Bericht Ungleich-
heit stellvertretend für ungerechte Verteilung, 
wobei wir auf Ausnahmen hinweisen, wenn 
der Zusammenhang nicht offensichtlich ist. 
Wir berücksichtigen auch Ungleichheit in der 
menschlichen Entwicklung, aber nicht nur 
mit Blick auf die Einkommensungleichheit, 
sondern auch auf den ungleichen Zugang zu 
Gesundheit, Bildung und umfassenderen poli-
tischen Freiheiten. 
Warum steht gerechte 
Nachhaltigkeit im Mittelpunkt?
Dieser Bericht konzentriert sich auf die 
Beziehungen zwischen Nachhaltigkeit und 
Gerechtigkeit. Es geht dabei hauptsächlich um 
die schädlichen Auswirkungen mangelnder 
ökologischer Nachhaltigkeit auf die menschli-
che Entwicklung, insbesondere auf Gruppen, 
die aktuell besonders benachteiligt sind. Posi-
tiver ausgedrückt geht es um Überschneidun-
gen zwischen stärkerer Nachhaltigkeit und 
mehr Gerechtigkeit sowie um das Potenzial 
für fortschreitende Reformen, die beide Ziele 
fördern. Wir werden darlegen, dass die För-
derung der menschlichen Entwicklung eine 
Beschäftigung mit lokaler, nationaler und glo-
baler Nachhaltigkeit notwendig macht. Dies 
kann – und muss – Gerechtigkeit und Teil-
habe stärken. 
Wir stellen sicher, dass die Bestrebun-
gen der Armen dieser Welt, ihr Leben zu 
verbessern, auf dem Weg zu einer stärkeren 
ökologischen Nachhaltigkeit voll und ganz 
berücksichtigt werden.31 Die Erweiterung 
der Chancen und Wahlmöglichkeiten der 
Menschen ist eine wichtige Forderung des 
Konzepts menschlicher Entwicklung. Es mag 
Zielkonflikte und schwierige Entscheidungen 
geben. Aber wie wir im Folgenden darlegen, 
ist die Existenz dieser Wahlmöglichkeiten mit 
einem übergeordneten moralischen Imperativ 
verbunden: Wir müssen prüfen, wie durch die 
Schaffung positiver Synergien verhindert wer-
den kann, dass die Gegenwart die Zukunft 
beeinträchtigt. 
Die Anliegen von Nachhaltigkeit und 
Gerechtigkeit sind sich in einem grundlegen-
den Sinn ähnlich: Beiden geht es um Vertei-
lungsgerechtigkeit. Unausgewogene Prozesse 
sind ungerecht, gleich ob sie zwischen Grup-
pen oder zwischen Generationen stattfinden. 
Ungleichheiten sind besonders ungerecht, 
wenn bestimmte Gruppen von Menschen auf-
grund ihres Geschlechts, ihrer Rasse oder ihrer 
Herkunft systematisch benachteiligt werden 
oder wenn aufgrund starker Disparitäten die 
akute Armut sehr hoch ist. Wenn die heute 
lebende Generation die Umwelt für die künfti-
gen Generationen zerstört, ist das nichts ande-
res, als wenn heute eine Gruppe die Bestrebun-
gen anderer Gruppen nach Chancengleichheit 
bei Arbeitsplätzen, Gesundheit oder Bildung 
unterdrückt.
Anand und Sen traten schon vor mehr als 
zehn Jahren dafür ein, Nachhaltigkeit und 
Gerechtigkeit gemeinsam zu behandeln: „Es 
wäre eine grobe Verletzung des universalisti-
schen Prinzips, wenn wir ganz auf die interge-
nerationelle Gerechtigkeit fixiert wären, ohne 
gleichzeitig das Problem der intragenerati-
onellen Gerechtigkeit zu erkennen.“32 Den-
noch betrachten viele Nachhaltigkeitstheo-
rien Gerechtigkeit und das Leid der Armen als 
separate, nicht zusammenhängende Aspekte. 
Ein solches Denken ist unvollständig und 
kontraproduktiv. Wenn über Politikkonzepte 
zur Wiederherstellung von Nachhaltigkeit 
nachgedacht wird, ohne dabei Konzepte zur 
Überwindung der Ungleichheiten zwischen 
und innerhalb von Ländern einzubeziehen, 
ist das genauso, als wenn man Politikkonzepte 
zur Überwindung von Ungleichheiten zwi-
schen bestimmten Gruppen (etwa ländlicher 
und städtischer Bevölkerung) formulieren 
würde, ohne sich um die Wechselbeziehungen 
mit einem fairen Ausgleich zwischen anderen 
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Zwar betonen wir ausdrücklich die Not-
wendigkeit, Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit 
gemeinsam zu behandeln, aber wir behaupten 
nicht, dass sie identisch wären. Für die Nach-
haltigkeit spielt nur ein bestimmter Typus von 
Verteilungsgerechtigkeit eine Rolle – über- 
greifend für alle zu verschiedenen Zeiten 
geborenen Menschen, im Unterschied zur 
Verteilung von Ergebnissen, Möglichkeiten 
oder Verwirklichungschancen heute. Wenn 
dies nicht der Fall wäre, hätte es keinen Sinn, 
von Auswirkungen der Gerechtigkeit auf die 
Nachhaltigkeit zu sprechen. 
Für die Fokussierung auf die Verbindun-
gen zwischen Nachhaltigkeit und Gerech-
tigkeit sprechen normative und empirische 
Gründe. Empirische Erfahrungen erleichtern 
unser Verständnis dieser Verbindungen und 
ihrer wechselseitigen Verstärkung in bestimm-
ten Fällen sowie der Zielkonflikte, die entste-
hen können. Dies wird in den Kapiteln 2 und 
3 untersucht. 
Zentrale fragestellungen  
Dieser Bericht zeigt Mittel und Wege auf, um 
Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit gemeinsam 
voranzubringen. Unsere Fragestellung stützt 
die umfassendere Agenda der menschlichen 
Entwicklung, der es um das Verständnis der 
Maßnahmen und Strategien geht, die von 
Menschen zur Erweiterung ihrer Freihei-
ten und Verwirklichungschancen eingesetzt 
werden können. Obwohl wir uns darüber im 
Klaren sind, dass viele Faktoren die Nach-
haltigkeit menschlicher Entwicklung behin-
dern oder verstärken können, beschränken 
wir uns im Wesentlichen auf die ökologische 
Nachhaltigkeit. Wir erörtern, was Menschen, 
Gemeinschaften, Gesellschaften und die Welt 
tun können, um zu gewährleisten, dass bei 
allen Prozessen die Verteilungsgerechtigkeit 
innerhalb und zwischen den Generationen 
beachtet wird, während gleichzeitig die Ver-
wirklichungschancen erweitert werden, wann 
immer dies möglich ist. 
Das Bestreben, die Ziele Nachhaltigkeit 
und Gerechtigkeit gemeinsam zu verfolgen, 
erfordert nicht, dass die beiden Bereiche sich 
gegenseitig verstärken. In vielen Fällen wird 
dies nicht so sein. Aber dieses Bestreben 
zwingt uns, positive Synergien zwischen bei-
den zu ermitteln und Zielkonflikte besonders 
zu berücksichtigen. 
Grafik 1.1 veranschaulicht diese Logik 
anhand von Beispielen konkreter politischer 
Handlungskonzepte, die in der Regel Nach-
haltigkeit und Gerechtigkeit positiv oder 
negativ beeinflussen.33 Zwar haben wir ver-
sucht, wahrscheinliche Ergebnisse deutlich 
zu machen, aber die auftretenden Folgen sind 
häufig kontextabhängig, daher ist die Grafik 
nicht deterministisch gemeint. Hier einige 
Beispiele:
•	 Der erweiterte Zugang zu erneuerbarer 
Energie und eine globale Devisentransak-
tionssteuer zur Finanzierung des Klima-
schutzes und der Anpassung an den Kli-
mawandel können sowohl Nachhaltigkeit 
als auch Gerechtigkeit voranbringen (Qua-
drant 1), wie wir in den Kapiteln 4 und 5 
untersuchen werden.  
•	 Die in vielen Ländern immer noch übli-
che Subventionierung des Benzinver-
brauchs kann uns in beiden Dimensionen 
zurückwerfen (Quadrant 3), weil sie die-
jenigen begünstigt, die sich ein Auto leis-
ten können, und gleichzeitig einen Anreiz 
für exzessive Ressourcennutzung schafft. 
Zahllose Fälle regressiver, unausgewogener 
GRAFIK 1.1
eine Illustration politischer synergien und kompromisse zwischen 
gerechtigkeit und nachhaltigkeit
Dieses Modell spricht dafür, besondere Aufmerksamkeit auf die Ermittlung positiver Synergien 
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Subventionen im Landwirtschafts-, Ener-
gie- und Wassersektor gehen häufig auch 
mit Umweltschäden einher.34 
•	 Manche Maßnahmen können bei dem 
einen Ziel zu Fortschritten, beim anderen 
jedoch zu Rückschritten führen. Subven-
tionierung von Kohle in Entwicklungslän-
dern kann Wachstum fördern, aber auch 
zu höheren Emissionen von Treibhaus-
gasen beitragen. Eine solche Politik kann 
sich auf die globale Chancengerechtigkeit 
positiv auswirken, auf die Nachhaltigkeit 
jedoch negativ (Quadrant 4). 
•	 Auch die umgekehrte Wirkung ist mög-
lich: Politische Entscheidungen können 
die Nachhaltigkeit verbessern, während sie 
die Ungerechtigkeit verschlimmern (Qua-
drant 2). So können Maßnahmen wie die 
Einschränkung des Zugangs zu Ressour-
cen im Gemeineigentum – wie zum Bei-
spiel Wälder – die Nachhaltigkeit erhö-
hen, indem sie diese natürliche Ressource 
bewahren, aber sie können Gruppen von 
Armen ihre wichtigste Existenzgrundlage 
entziehen, obwohl dies sicher nicht immer 
der Fall ist. 
Wir gehen nicht von einem positiven 
empirischen Zusammenhang zwischen Nach-
haltigkeit und Gerechtigkeit aus. Ein solcher 
Zusammenhang mag durchaus existieren 
 und er muss untersucht werden. Schematisch 
gesehen kann er immer dann entstehen, wenn 
die meisten machbaren Alternativen auf die 
Quadranten 1 oder 3 der Grafik 1.1 entfallen. 
Es ist jedoch auch möglich, dass die meisten 
machbaren Alternativen in den Quadranten 2 
oder 4 zu finden sind, in denen Zielkonflikte 
zwischen Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit 
dargestellt werden. Auch sind diese Pfade 
möglicherweise nicht linear. Solche Möglich-
keiten erfordern eine explizite und sorgfältige 
Prüfung. 
Aber wir können noch weiter gehen. Ein 
Zielkonflikt zwischen Nachhaltigkeit und 
Gerechtigkeit ist wie ein Zielkonflikt in Bezug 
auf das Wohlergehen zweier benachteiligter 
Gruppen. Da Zielkonflikte niemals isoliert 
sind von den strukturellen und institutionel-
len Gegebenheiten einer Gesellschaft – wie im 
Fall der Zielkonflikte zwischen den Ansprü-
chen verschiedener Gruppen –, müssen wir 
uns mit den zugrunde liegenden Zwängen 
auseinandersetzen. Daher richtet sich unser 
Augenmerk nicht nur darauf, positive Syner-
gien zu finden, sondern auch darauf, Mittel 
und Wege zur Schaffung von Synergien auf-
zuzeigen. Unser Ziel ist es, Lösungen zu fin-
den, die dem Quadranten 1 entsprechen, also 
„Win-win-win“-Lösungen (gut für die Umwelt 
bei gleichzeitiger Förderung von Gerechtig-
keit und menschlicher Entwicklung). Ansätze 
in Quadrant 1 würden wir, falls sie verfügbar 
sind, Ansätzen in den Quadranten 2 oder 3 
vorziehen, aber wir sind uns bewusst, dass die 
Optionen in Quadrant 1 möglicherweise nicht 
immer zur Verfügung stehen.35 
*   *   *
Das nächste Kapitel befasst sich mit der Frage, 
wie Ressourcenknappheit und ökologische 
Grenzen die menschliche Entwicklung und 
die Verteilungs- und Chancengerechtigkeit 
behindern. Wir behandeln länderübergrei-
fende Belege für den Zusammenhang zwischen 
Nachhaltigkeit, Gerechtigkeit und menschli-
cher Entwicklung. Ferner zeigen wir auf, wel-
chen Herausforderungen wir bei der erfolgrei-













Umweltindikatoren – Muster und trends
Dieses Kapitel untersucht Muster und Trends 
auf dem Gebiet der menschlichen Entwick-
lung, der Ungleichheit und der wichtigsten 
Umweltindikatoren. Anhand neuer Belege 
zeigen wir, die Verschlechterung der Umwelt-
bedingungen sowie Ungleichheiten innerhalb 
der Länder und zwischen ihnen den Fort-
schritt gefährden. Es sind die am stärksten 
benachteiligten Gruppen, die heute und künf-
tig die Folgen der Umweltdegradation tragen, 
selbst wenn viele von ihnen kaum etwas zu den 
Ursachen beitragen. 
fortschritte und aussichten 
Wie der Bericht über die menschliche Entwick-
lung 2010 zeigte, wurden in den vergangenen 
40 Jahren bei vielen Aspekten menschlicher 
Entwicklung substanzielle Fortschritte erzielt. 
Dagegen hat sich die Einkommensverteilung 
verschlechtert und die Umweltdegradation 
gefährdet die Aussichten für die Zukunft. 
Fortschritte bei der  
menschlichen Entwicklung
Heute leben die meisten Menschen länger, sind 
besser gebildet und haben größeren Zugang 
zu Gütern und Dienstleistungen als je zuvor. 
Selbst in wirtschaftlich schwachen Ländern 
hat sich der Gesundheits- und Bildungsstand 
der Bevölkerung erheblich verbessert. Hinzu 
kommt, dass den Menschen heute verstärkt 
die Möglichkeit offensteht, Führungsperso-
nen auszuwählen, öffentliche Entscheidungen 
zu beeinflussen und an Wissen teilzuhaben. 
Betrachten wir die Verbesserungen beim 
Index der menschlichen Entwicklung (HDI). 
In diesem einfachen, zusammengesetzten Maß 
für Entwicklung werden Gesundheit, Schul-
bildung und Einkommen erfasst. Im Welt-
durchschnitt legte der HDI zwischen 1990 
und 2010 um 18  Prozent zu (seit 1970 um 
41 Prozent). Dies spiegelt die großen Verbes-
serungen auf den Gebieten Lebenserwartung, 
Schulbesuch, Alphabetisierung und Einkom-
men wider.1 Fast alle Länder haben von die-
sen Fortschritten profitiert. Unsere Stichprobe 
für den Zeitraum 1970 bis 2010 umfasste 135 
Länder (mit 92  Prozent der Weltbevölke-
rung), von denen 2010 nur drei einen niedri-
geren HDI hatten als im Ausgangsjahr 1970. 
Arme Länder schließen bezüglich des HDI 
zu den reichen Ländern auf, eine Konver-
genz, die ein weit optimistischeres Bild ver-
mittelt als die weiterhin stark divergierenden 
Einkommenstrends.
Aber nicht in allen Ländern gab es rasche 
Fortschritte und die Unterschiede sind frap-
pierend. Im südlichen Afrika und in der ehe-
maligen Sowjetunion kam es zeitweilig zu 
Rückschlägen, vor allem bei der Gesundheit. 
Länder mit gleicher Ausgangsposition mach-
ten ganz unterschiedliche Erfahrungen. In 
den 40 Jahren wuchs das Pro-Kopf-Einkom-
men in China um erstaunliche 1.200 Prozent, 
während es in der Demokratischen Republik 
Kongo um 80  Prozent zurückfiel. Höherer 
technischer Wissensstand und eine stärkere 
Globalisierung eröffneten Ländern aller Ent-
wicklungsstufen die Möglichkeit zu Fort-
schritten, aber diese Chancen wurden von den 
Ländern in unterschiedlicher Weise genutzt. 
Der Bericht über die menschliche Ent-
wicklung 2010 untersuchte Trends auf dem 
Gebiet der Teilhabe, d.h. der Fähigkeit der 
Menschen, Entscheidungen zu treffen und 
auf Haushalts-, Gemeinschafts- und Landes-
ebene an Prozessen mitzuwirken, sie zu gestal-
ten und Nutzen daraus zu ziehen. Für die ara-
bischen Staaten lautete die Aussage im letzten 
Jahr, es gebe nur wenige Anzeichen für eine 
tiefgreifende Demokratisierung. Ihre Situa-
tion hat sich seit Ende 2010 gründlich verän-
dert (Kasten 2.1). 
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Ging der Fortschritt  
zu Lasten der Umwelt?
Nicht alle Aspekte dieser Geschichte sind posi-
tiv. Die Ungleichverteilung des Einkommens 
hat sich verstärkt und die Produktions- und 
Konsummuster, vor allem in den reichen Län-
dern, scheinen nicht zukunftsfähig zu sein. 
Zur Untersuchung von Umwelttrends 
müssen wir entscheiden, welches Maß für 
Umweltdegradation verwendet werden soll. 
Die konzeptionellen Probleme wurden in 
Kapitel 1 erörtert. Aber auch die Verfügbar-
keit von Daten ist ein Problem; manche Mess-
zahlen liegen nur für die letzten Jahre vor. In 
Kasten 2.2 werden wichtige Einsichten erör-
tert, die sich aus den führenden aggregierten 
Maßen für Nachhaltigkeit ergeben. Zum bes-
seren Verständnis von Mustern und Trends 
KASTEN 2.1
Überwindung des Demokratiedefizits – Forderungen nach Teilhabe und der Arabische Frühling 
Im vergangenen Jahr befasste sich der Bericht über die menschliche Ent-
wicklung mit dem „Demokratiedefizit“ in den arabischen Staaten und ging 
der Frage nach, warum in der Region kaum Anzeichen einer wirklichen De-
mokratisierung zu erkennen waren. 
Gestützt auf die seit 2002 erschienenen Arab Human Development 
Reports (Arabische Berichte über die menschliche Entwicklung) verwies 
der globale Bericht in seiner Ausgabe 2010 auf die krassen Gegensätze 
zwischen tatsächlicher Praxis und formalen Bekenntnissen zu Demokratie, 
Menschenrechten und Rechtsstaatlichkeit. Er unterstrich, dass viele der 
demokratischen Reformen in der Region durch Gegenmaßnahmen ausgehe-
belt wurden, die zu Einschränkungen der Bürgerrechte in anderen Bereichen 
führten, namentlich zu einer nahezu unkontrollierten Machtkonzentration in 
der Exekutive. Mit Hinweis auf die Schwäche der Zivilgesellschaft heißt es 
in der Ausgabe 2009 des Arab Human Development Report (S. 73): „Vom 
Volk getragene Forderungen nach demokratischem Wandel und Bürgerbe-
teiligung sind eine erst beginnende und noch zerbrechliche Entwicklung in 
den arabischen Ländern.“ 
Dennoch zeigten die langfristigen Trends, dass die meisten arabischen 
Staaten seit 1970 bei Einkommen, Gesundheit und Bildung, den drei im Index 
der menschlichen Entwicklung (HDI) erfassten Dimensionen, große Fort-
schritte erzielt haben. Fünf Länder befanden sich in der Gruppe der zehn 
Spitzenreiter – Oman, Saudi-Arabien, Tunesien, Algerien und Marokko –, 
während bei den nicht einkommensbezogenen HDI-Leistungen Libyen unter 
den ersten zehn war. Alle diese Länder verdankten ihren Aufstieg haupt-
sächlich Verbesserungen auf den Gebieten Gesundheit und Bildung. 
Besonders auffällig waren die Veränderungen in diesen Ländern im 
Vergleich zu anderen, die 40 Jahre zuvor mit einem ähnlichen HDI-Niveau 
gestartet waren. So verzeichnete Tunesien 1970 eine geringere Lebens-
erwartung als die Demokratische Republik Kongo und niedrigere Schüler-
zahlen als Malawi. Dennoch gehörte Tunesien 2010 zu der Kategorie der 
Länder mit hohem HDI, mit einer durchschnittlichen Lebenserwartung von 
74 Jahren und einem Bildungssystem, in dem die meisten Kinder auch die 
Sekundarstufe absolvieren. 
Die jüngsten auf Demokratisierung gerichteten Proteste, die überall in 
den arabischen Staaten aufflammten, begannen in Tunesien und Ägypten 
und wurden in beiden Ländern von gut ausgebildeten Jugendlichen in Städ-
ten vorangetrieben. Jedem gesellschaftlichen Phänomen liegen vielfache 
und komplexe Ursachen zugrunde, aber die Demokratisierungsbewegung 
kann als unmittelbare Folge der Fortschritte im Bereich der menschlichen 
Entwicklung betrachtet werden. Tatsächlich haben im Laufe der Jahre viele 
Analysten – Soziologen, Politologen und andere innerhalb und außerhalb 
der Region – die Auffassung vertreten, dass Forderungen des Volkes nach 
Demokratie und Menschenrechten ein integraler Bestandteil einer umfas-
senderen Modernisierung und Entwicklung sind. Der erste Arab Human De-
velopment Report aus dem Jahr 2002 unterstrich (S. 18): „Die menschliche 
Entwicklung befähigt durch die Verbesserung der Verwirklichungschancen 
die Menschen zur Ausübung ihrer Freiheiten, während die Menschenrechte 
die notwendigen Rahmenbedingungen dafür schaffen. Freiheit ist der Ga-
rant und das Ziel sowohl für die menschliche Entwicklung als auch für die 
Menschenrechte.“
Menschen, die ein höheres Bildungsniveau und einen höheren Lebens-
standard erreicht haben, sind immer weniger bereit, die Fortdauer autokra-
tischer Herrschaft zu tolerieren. Zum Beispiel sind Gesundheit und Bildung 
meistens notwendige Voraussetzungen für eine sinnvolle Beteiligung am öf-
fentlichen Leben. Fortschritte in diesen Bereichen werden häufig durch die 
Ausweitung entsprechender Maßnahmen auf benachteiligte und rechtlose 
Gruppen erzielt. Ist dies geschehen, wird es für die Eliten sehr viel schwie-
riger, breitere Bevölkerungskreise von bürgerlichen und politischen Rechten 
auszuschließen. Ein älteres Beispiel für ein solches Muster ist die Transfor-
mation in der ehemaligen Sowjetunion. 
Aber dieser Fortschritt muss in einen breiteren Kontext gestellt wer-
den. Durch Entwicklung sind andere Widersprüche entstanden, mit gro-
ßen, aber unerfüllten Erwartungen, die häufig tiefe soziale Frustrationen 
auslösen. Die Ungleichheit hat sich verstärkt, während Mobiltelefone und 
Twitter eine schnellere Übertragung von Ideen ermöglichen. Viele Analysten 
betrachten die hohe Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung ausgebildeter 
Jugendlicher als Schlüsselfaktor für die zunehmenden politischen Proteste 
in der Region. Die Hälfte der Bevölkerung in den arabischen Staaten ist jün-
ger als 25 Jahre und die Jugendarbeitslosigkeit ist fast doppelt so hoch wie 
im globalen Durchschnitt. In Ägypten finden schätzungsweise 25 Prozent der 
College-Absolventen keine adäquate Vollzeitbeschäftigung; in Tunesien sind 
es sogar 30 Prozent. 
Obwohl es noch eine Weile dauern wird, bis die Ergebnisse der politi-
schen Umwälzungen dieses Jahres klar erkennbar sind, hat sich die Region 
bereits tiefgreifend verändert. Auffällig war noch bis vor Kurzem das Neben-
einander von autoritärer Herrschaft und sich verbessernden Entwicklungs-
ergebnissen. 2011 schien dieses „arabische Demokratie-Paradox“ plötzlich 
beendet zu sein, als sich für die Menschen in der ganzen Region die Tür zu 
einer viel umfassenderen Ausübung ihrer Freiheiten und Verwirklichungs-
chancen öffnete.
Quelle: Bericht über die menschliche Entwicklung 2010 (DGVN/UNDP 2010; siehe die Liste der Berichte auf der hinteren Umschlagseite innen); UNDP 2002, 2009; Kimenyi 2011.
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bevorzugen wir jedoch die Verwendung spezi-
fischer Indikatoren.2 Wir haben eine Fülle von 
Forschungsarbeiten und Analysen herangezo-
gen, um die Indikatoren zu bestimmen, die die 
besten Erkenntnisse liefern. 
Zunächst betrachten wir die Muster der 
Kohlendioxidemissionen im Zeitverlauf. Sie 
sind ein zwar unvollkommener, aber brauch-
barer Näherungswert für die Auswirkungen 
der Wirtschaftstätigkeit eines Landes auf das 
Klima. Die Pro-Kopf-Emissionen sind in Län-
dern mit sehr hohem HDI wesentlich größer 
als in allen Ländern mit niedrigem, mittle-
rem und hohem HDI zusammen. Der Grund 
dafür sind zahlreiche besonders energieinten-
sive Aktivitäten wie etwa Autofahren, Einsatz 
von Klimaanlagen und Nutzung von Strom 
aus fossilen Brennstoffen.3 Heute verursacht 
jeder Mensch in einem Land mit sehr hohem 
HDI im Durchschnitt mehr als viermal so 
viele Kohlendioxidemissionen und rund dop-
pelt so viele Emissionen anderer wichtiger 
Treibhausgase (Methan, Stickoxid) wie ein 
Bewohner eines Landes mit niedrigem, mittle-
rem und hohem HDI.4 In einem Land mit sehr 
hohem HDI sind die Kohlendioxidemissionen 
pro Kopf 30-mal so hoch wie in einem Land 
mit niedrigem HDI. Zum Beispiel entfallen 
KASTEN 2.2
Erkenntnisse aus den Trends aggregierter Nachhaltigkeitsmaße
Von den in Kasten 1.2 (Kapitel 1) aufgeführten aggregierten Messgrößen zur 
Erfassung von Nachhaltigkeit sind nur zwei für eine große Zahl von Ländern 
über einen angemessen langen Zeitraum verfügbar: die von der Weltbank 
berechneten bereinigten Nettoersparnisse und der ökologische Fußabdruck 
des Global Footprint Network. Was sagen uns diese Maße? 
Die bereinigten Nettoersparnisse zeigen für alle Gruppierungen des In-
dexes der menschlichen Entwicklung (HDI) positive Werte. Dies bedeutet, 
dass die Welt (schwach) nachhaltig ist (siehe Grafik). Der positive Trend 
für die Länder mit niedrigem, mittlerem und hohem HDI lässt erkennen, 
dass ihre Nachhaltigkeit sich im Laufe der Zeit verbessert hat, während 
die Nachhaltigkeit der Länder mit sehr hohem HDI sich nach und nach 
abschwächt. 
In Kapitel 1 wurde jedoch bereits auf die Kritik am Konzept der schwa-
chen Nachhaltigkeit, das dem Maß der bereinigten Nettoersparnisse zu-
grunde liegt, hingewiesen. Dieses Konzept lasse außer Acht, dass Nachhal-
tigkeit eine zumindest teilweise Erhaltung des Naturkapitals erfordert. Zur 
Berechnung der bereinigten Nettoersparnisse wurden auch einige umstrit-
tene methodische Entscheidungen getroffen. So kann beispielsweise die 
Bewertung der natürlichen Ressourcen zu Marktpreisen die Nachhaltigkeit 
der sie hervorbringenden Volkswirtschaft überschätzen, wenn die Ressour-
cen knapper und daher teurer werden. 
Weitere Analysen unter Berücksichtigung der Unsicherheit, die für 
Treibhausgasemissionen und ihre monetäre Bewertung gilt, zeigen, dass die 
Zahl der 2005 als nicht nachhaltig betrachteten Länder um zwei Drittel – von 
15 auf 25 – steigen würde, wenn für die bereinigten Nettoersparnisse ein 
umfassenderer Emissionsmaßstab verwendet würde, der neben Kohlendi-
oxid auch Methan und Stickstoff einbezieht, und wenn Unsicherheiten der 
Bewertung berücksichtigt würden. Mit anderen Worten, das Maß der berei-
nigten Nettoersparnisse könnte zu hoch angesetzt sein. 
Der ökologische Fußabdruck dagegen zeigt, dass die Welt ihre Gesamt-
kapazität zur Bereitstellung von Ressourcen und zur Aufnahme von Abfällen 
zunehmend überschreitet. Wenn bei heutigem technologischem Stand jeder 
auf der Welt genauso viel verbrauchen würde wie die Menschen in den Län-
dern mit sehr hohem HDI, dann würden wir mehr als drei Planeten wie die 
Erde benötigen, um der Umweltbelastung standzuhalten. 
Die wichtigste Botschaft des 
ökologischen Fußabdrucks lautet, 
dass die Konsum- und Produkti-
onsmuster auf globaler Ebene nicht 
nachhaltig und auf regionaler Ebe-
ne unausgewogen sind. Außerdem 
verschlechtert sich die Situation 
weiter, insbesondere in den Län-
dern mit sehr hohem HDI. 
Der ökologische Fußabdruck 
schätzt die Waldfläche, die benö- 
tigt würde, um die Kohlendioxid-
emissionen zu absorbieren – wenn-
gleich dies nicht die einzige Metho-
de zur Abscheidung von Emissionen 
ist. Er vernachlässigt andere öko-
logische Schlüsselaspekte, ein-
schließlich der biologischen Viel-
falt, und Annehmlichkeiten wie 
Wasserqualität. 
Außerdem legt er den Schwerpunkt auf den Verbrauch, sodass nicht das 
Erzeuger-, sondern das Verbraucherland für die Auswirkungen importierter 
natürlicher Ressourcen verantwortlich ist. Ein weiteres Problem liegt darin, 
dass die meisten langfristigen Veränderungen (auf globaler und nationaler 
Ebene) durch Kohlendioxidemissionen vorangetrieben werden und dass eine 
starke Korrelation zwischen dem Volumen der Kohlenstoffemissionen und 
dem Wert des ökologischen Fußabdruckes besteht. 
Eine weitere, relativ neue Messgröße ist der Umweltleistungsindex, 
der von den Universitäten Yale und Columbia entwickelt wurde. Dieser zu-
sammengesetzte Index verwendet 25 Indikatoren, um festzustellen, in wel-
chem Umfang Länder festgelegte umweltpolitische Ziele erreichen. Dies ist 
ein höchst nützliches Politikinstrument, das auf einem umfangreichen Kata-
log von Indikatoren aufbaut und eine breit angelegte Definition von Nachhal-
tigkeit bietet. Da dieses Maß jedoch sehr datenintensiv ist (es erfordert 25 
Indikatoren für mehr als 160 Länder), war die Erstellung einer Zeitreihe für 
die Trendanalyse in diesem Bericht nicht möglich. 
Quelle: Garcia und Pineda 2011; Stiglitz, Sen und Fitoussi 2009.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der 
Grundlage von Daten der Weltbank (2011b) und 
der Website www.footprintnetwork.org.
Bereinigte Nettoersparnisse  
und ökologischer Fußabdruck 
zeigen bei Nachhaltigkeitstrends 
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auf die Durchschnittsperson im Vereinigten 
Königreich in nur zwei Monaten ebenso viele 
Treibhausgasemissionen wie auf einen Bewoh-
ner eines Landes mit niedrigem HDI in einem 
Jahr. In Katar – dem Land mit den höchsten 
Treibhausgasemissionen pro Kopf – sind es 
sogar nur zehn Tage; allerdings umfasst diese 
Zahl sowohl den inländischen Verbrauch als 
auch die außerhalb des Landes verbrauchten 
Produkte, ein Thema, auf das wir weiter unten 
eingehen. 
Natürlich hat Entwicklung viele verschie-
dene Dimensionen. Der HDI berücksichtigt 
dies, indem er drei Schlüsseldimensionen 
– Einkommen, Gesundheit und Bildung – 
in einem zusammengesetzten Maß erfasst. 
GRAFIK 2.1
Der Zusammenhang mit kohlendioxidemissionen pro kopf ist beim einkommen positiv und stark,  
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GRAFIK 2.2
In ländern mit höherem Wachstum steigen auch die kohlendioxidemissionen pro kopf schneller an
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Welche Wechselwirkung besteht zwischen 
diesen Dimensionen und den Maßen für 
Umweltdegradation?
Die Interaktion der Schlüsseldimensionen 
mit den Kohlendioxidemissionen pro Kopf 
ist höchst unterschiedlich: Der Zusammen-
hang ist beim Einkommen positiv und stark, 
beim HDI noch positiv, aber schwächer, bei 
Gesundheit und Bildung nicht mehr existent 
(Grafik 2.1). Dies ist ein durchaus einleuchten-
des Ergebnis: Tätigkeiten, die Kohlendioxid 
in die Atmosphäre entlassen, sind solche, die 
mit der Erzeugung und Verteilung von Waren 
zusammenhängen. Kohlendioxid wird von 
Fabriken und Lastwagen ausgestoßen, aber 
nicht beim Lernen oder Impfen. Diese Ergeb-
nisse zeigen auch, dass die Beziehung zwischen 
Kohlendioxidemissionen pro Kopf und HDI-
Komponenten nicht linear ist: Bei niedriger 
menschlicher Entwicklung gibt es praktisch 
keinen Zusammenhang, aber es scheint ein 
„Kipp-Punkt“ zu existieren, von dem ab eine 
starke positive Korrelation zwischen Emissio-
nen und Einkommen zu beobachten ist. 
Die Korrelation zwischen den wichtigsten 
Nachhaltigkeitsmaßen und dem Entwick-
lungsstand des jeweiligen Landes ist wohlbe-
kannt. Weniger bekannt ist die aus unserer 
Analyse hervorgehende Erkenntnis, dass die 
Zunahme der Kohlendioxidemissionen pro 
Kopf mit dem Tempo der Entwicklung zusam-
menhängt. In Ländern mit schnelleren HDI-
Verbesserungen nehmen auch die Kohlendi-
oxidemissionen pro Kopf schneller zu (Grafik 
2.2).5 Anders als Momentaufnahmen solcher 
Beziehungen, die kumulative Effekte spiegeln, 
bietet die Beobachtung der Veränderungen 
über einen längeren Zeitraum den besten Leit-
faden für Ergebnisse, die aufgrund der heuti-
gen Entwicklung zu erwarten sind. 
Im Endeffekt wurden die jüngsten Fort-
schritte beim HDI um den Preis der globalen 
Erwärmung erzielt. In den Ländern, deren 
HDI am schnellsten stieg, wuchsen auch die 
Kohlendioxidemissionen pro Kopf schneller. 
Aber diese ökologischen Kosten sind auf das 
Wirtschaftswachstum und nicht auf die breit 
gefächerten Verbesserungen im HDI zurück-
zuführen und der Zusammenhang ist nicht 
unveränderlich. Manche Länder haben sowohl 
in Bezug auf den HDI als auch auf die öko-
logische Nachhaltigkeit Fortschritte gemacht 
(Länder im unteren rechten Quadranten der 
Grafik 2.2). Dies ist ein wichtiger Punkt, der 
nachstehend untersucht wird. 
Dieser Zusammenhang gilt nicht für alle 
Umweltindikatoren. Unsere Analyse stellt 
beispielsweise nur eine schwache positive 
Korrelation zwischen HDI-Niveau und Ent-
waldung fest. Warum unterscheiden sich die 
Kohlendioxidemissionen pro Kopf von ande-
ren Umweltbedrohungen? 
Forschungsarbeiten zeigen, dass sich mit 
zunehmender Entwicklung bestimmte Gefah-
ren für die Umwelt verstärkt haben, andere 
dagegen nicht. Eine richtungweisende Stu-
die verweist auf einen umgekehrt U-förmi-
gen Zusammenhang in Bezug auf Luft- und 
Wasserverschmutzung, der zeigt, dass sich die 
Umweltdegradation mit steigendem Entwick-
lungsniveau zunächst verschärft und dann ver-
bessert (ein Muster, das als Umwelt-Kuznets-
Kurve bekannt ist).6 Dies kann damit erklärt 
werden, dass die Regierung eines Landes, dem 
es wirtschaftlich zunehmend besser geht, eher 
bereit ist, auf den Wunsch der Bevölkerung 
nach einer sauberen und gesunden Umwelt 
einzugehen. Bei den Kohlendioxidemissionen 
sind die verursachten Schäden jedoch globaler 
Natur und belasten vor allem künftige Genera-
tionen, sodass selbst sehr reiche Länder wenig 
von einer Eindämmung der Treibhausgasemis-
sionen profitieren, sofern nicht andere eben-
falls entsprechend handeln. 
Diese globalen Muster können als eine 
Serie ökologischer Transformationen und 
damit verbundener Risiken für die Menschen 
gesehen werden, die sich vor dem Hinter-
grund der allgemeinen HDI-Trends vollzie-
hen. In einer Variante der traditionellen Kuz-
nets-Beschreibung lassen sich globale Belege 
dafür erkennen, dass Länder bei der Bekämp-
fung verschiedener Formen von Deprivation 
zunächst auf der Ebene der einzelnen Haus-
halte ansetzen (z.B. beim Zugang zu Was-
ser und Energie), dann auf lokaler Ebene 
(vor allem der Umweltverschmutzung) und 
schließlich bei den Formen von Deprivation 
mit weltweiten Effekten und externen Wir-
kungen (insbesondere dem Klimawandel).7 
Tätigkeiten, die 
Kohlendioxid in die 
Atmosphäre entlassen, 
sind solche, die mit der 
Erzeugung und 
Verteilung von Waren 
zusammenhängen. 
Kohlendioxid wird  
von Fabriken 
und Lastwagen 
ausgestoßen, aber nicht 
beim Lernen oder Impfen
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Wo zwischen Umwelt und Lebensqualität ein 
unmittelbarer Zusammenhang besteht, wie 
zum Beispiel bei der Umweltverschmutzung, 
sind die in den entwickelten Ländern erzielten 
Umwelterfolge häufig größer; bei eher diffusen 
Zusammenhängen sind die Leistungen deut-
lich schwächer. Grafik 2.3 bildet drei verallge-
meinerte Erkenntnisse ab: 
•	 Ökologische Risikofaktoren mit unmit-
telbarer Auswirkung auf individuelle 
Haushalte – wie etwa Luftverschmutzung 
in Innenräumen, schlechte Wasser- und 
Sanitärversorgung – sind bei niedrigerem 
HDI-Niveau gravierender und schwächen 
sich ab, wenn der HDI steigt. Wie in Kapi-
tel 3 gezeigt wird, konzentrieren sich diese 
Risiken innerhalb der Länder in der Regel 
auf die von mehrdimensionaler Armut 
betroffenen Bevölkerungsgruppen. 
•	 Ökologische Risikofaktoren mit Aus-
wirkungen auf lokaler Ebene – z.B. 
urbane Luftverschmutzung – scheinen 
sich beim Aufstieg von einem niedrigen 
HDI in eine höhere Kategorie zunächst 
zu verstärken, sich dann jedoch ab einem 
bestimmten Punkt wieder abzuschwä-
chen.8 Dieser Sachverhalt entspricht der 
Kuznets-Kurve. 
•	 Ökologische Risikofaktoren mit globa-
len Auswirkungen – wie etwa die Emis-
sion von Treibhausgasen – nehmen in der 
Regel parallel zum HDI-Aufstieg zu, wie 
in Grafik 2.2 auf empirischer Grundlage 
gezeigt wird. 
In Wirklichkeit ist es nicht der HDI selbst, 
der diese Transformationen antreibt. Auch 
die Politik der öffentlichen Hand spielt eine 
Rolle. Einkommen und Wirtschaftswachstum 
spielen eine wichtige Rolle bei der Erklärung 
von Emissionen – aber der Zusammenhang 
ist nicht vorgegeben. Zum Beispiel betragen 
die Pro-Kopf-Emissionen Norwegens (11 
Tonnen) weniger als ein Drittel der entspre-
chenden Emissionen in den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten (35 Tonnen), obwohl beide 
ein hohes Einkommensniveau aufweisen.9 
Auch bei den natürlichen Ressourcen vari-
ieren die Muster: Während Indonesien zwi-
schen 1990 und 2008 eine Entwaldung von 
fast 20  Prozent der Gesamtfläche verzeich-
nete, gelang den Philippinen mit einem ähnli-
chen Pro-Kopf-Einkommen im gleichen Zeit-
raum eine Aufforstung von 15 Prozent.10 Auch 
die Konsummuster spielen eine wichtige Rolle 
(Kasten 2.3). Auf internationaler Ebene sind 
weitreichende Kräfte am Werk, die in komple-
xer Weise interagieren und dadurch die Risi-
komuster verändern. So können Länder dank 
des Handels die Erzeugung von umweltschäd-
lichen Waren auslagern – ein Aspekt, den wir 
nachstehend mit Blick auf die Entwaldung 
erörtern. Es gibt auch Ausreißerländer, die 
relativ gute Ergebnisse erzielt haben, wie wir 
später anhand eines breiteren Modells ökolo-
gischer Risiken zeigen werden. 
Spielen kausale Beziehungen eine Rolle? 
Hat sich die Situation der Nachhaltigkeit 
vor oder nach den Veränderungen des Niveaus 
der menschlichen Entwicklung verändert? 
Gibt es hier einen kausalen Zusammenhang? 
Und besteht ein solcher Zusammenhang auch 
zwischen zunehmender Ungleichheit und 
fehlender ökologischer Nachhaltigkeit? Wenn 
zum Beispiel reichere Gruppen und Unter-
nehmen über unverhältnismäßig hohe politi-
sche und wirtschaftliche Macht verfügen und 
von Aktivitäten profitieren, die die Umwelt-
bedingungen verschlechtern, werden sie sich 
möglicherweise Umweltschutzmaßnahmen 
widersetzen können. Ein Gegenbeispiel ist die 
GRAFIK 2.3
Muster der risikoveränderung:  














Quelle: Auf der Grundlage von Hughes, Kuhn et al. (2011).
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Stärkung der Teilhabe von Frauen, die häu-
fig mit verbessertem Umweltschutz Hand in 
Hand geht. 
Wir haben diese Abfolge analysiert und 
festgestellt, dass beim HDI, bei den Treibhaus-
gasemissionen und der Umweltverschmutzung 
die kurzfristigen Effekte in beide Richtungen 
wirken. Langfristig gesehen geht jedoch ein 
HDI-Anstieg einem Anstieg der Emissionen 
voraus. Dies ist zwar kein absolut schlüssiger 
Beweis, aber er stimmt mit der Existenz einer 
kausalen Beziehung überein, in der ein Anstieg 
des HDI – oder zumindest seiner Einkom-
menskomponente – zu höheren Treibhausgas-
emissionen in der Zukunft führt. 
Wie verhält es sich mit Ungleichheit? Mit 
weitgehend experimentellen Methoden haben 
wir den Kausalzusammenhang zwischen 
Ungleichheit (gemessen anhand des HDI und 
der Geschlechterdisparität) und Nachhaltig-
keit untersucht. Obwohl zahlreiche kontextab-
hängige und andere Faktoren zu unterschiedli-
chen Umweltleistungen in einzelnen Ländern 
führen, lässt sich eine Kausalität feststellen, 
in der die Quellen der „exogenen Variation“, 
wie Ökonomen sie nennen, identifiziert wer-
den können.11 Wir haben Klimaschocks und 
Veränderungen institutioneller Rahmenbe-
dingungen, wie etwa das Jahr, in dem Frauen 
das volle Wahlrecht erhielten, als Quellen exo-
gener Variation herangezogen. Die Ergebnisse 
sind frappierend: 
•	 Schlechte Nachhaltigkeit, gemessen 
anhand der Netto-Entwaldung und vor 
allem der Luftverschmutzung, verstärkte 
die Ungleichheit im HDI.12 
•	 Stärkere Ungleichheit zwischen den 
Geschlechtern (gemessen mit dem Index 
der geschlechtsspezifischen Ungleichheit) 
führte zu geringerer Nachhaltigkeit – ein 
Thema, auf das in Kapitel 3 näher einge-
gangen wird.13 
Diese Ergebnisse bilden die empirische 
Untermauerung unseres Arguments, dass 
Ungleichheit nicht nur an sich schlecht ist, 
sondern auch der Umwelt schadet. Außer-
dem kann eine schwache Umweltleistung die 
Disparitäten im HDI verschärfen. Diese Dis-
paritäten werden nachstehend ausführlicher 
untersucht. 
Trends der  
Verteilungsgerechtigkeit 
Um längerfristige Trends auf dem Gebiet 
der Verteilungsgerechtigkeit zu untersuchen, 
verwenden wir einen mehrdimensionalen 
Ansatz, der über den Einkommensaspekt 
hinausgeht. Diese Analyse stützt sich auf den 
Ungleichheit einbeziehenden HDI (IHDI), 
der im Bericht über die menschliche Entwick-
lung 2010 neu eingeführt wurde. Er korrigiert 
die Ergebnisse menschlicher Entwicklung um 
die Ungleichheit in den einzelnen Dimensio-
nen, daher sinkt sein Wert bei zunehmender 
Ungleichheit immer weiter unter den HDI-
Wert.14 Der Grundgedanke ist einleuchtend. 
Schulbildung und Langlebigkeit sind (ebenso 
wie Einkommen) notwendige Voraussetzun-
gen für ein erfülltes Leben, daher machen wir 
uns Gedanken über die Verteilung dieser Vor-
aussetzungen. Wer hat mehr und wer hat weni-
ger davon? Zwar ist dies ein unvollständiger 
KASTEN 2.3
Konsum und menschliche Entwicklung
Das ungezügelte Konsumwachstum bei den wohlhabendsten Gruppen der Weltbevölkerung 
belastet die Umwelt stärker als je zuvor. Weiterhin herrschen krasse Ungleichheiten. Heute 
sind in den Vereinigten Staaten pro 1.000 Personen im Führerscheinalter mehr als 900 Au-
tos zugelassen, in Westeuropa sind es mehr als 600, in Indien dagegen weniger als zehn. In 
US-Haushalten stehen im Durchschnitt mehr als zwei Fernsehgeräte, während in Liberia und 
Uganda weniger als ein Zehntel der Haushalte über einen Fernseher verfügt. In den Ländern 
mit sehr hohem HDI beträgt der Wasserverbrauch pro Kopf 425 Liter pro Tag, das ist das 
Sechsfache des Durchschnittsverbrauchs in den Ländern mit niedrigem HDI (67 Liter pro Tag).  
Die Konsummuster nähern sich in mancher Hinsicht an, weil auch Menschen in Entwick-
lungsländern mehr Luxusgüter kaufen: China schickt sich an, die Vereinigten Staaten zu über-
holen und zum weltweit größten Verbrauchermarkt für Luxusgüter zu werden. Aber selbst 
unter den Ländern mit sehr hohem HDI sind die Konsummuster unterschiedlich. Der Anteil des 
Konsums am BIP erreicht im Vereinigten Königreich 79 Prozent, in Singapur nur 34 Prozent, 
obwohl beide Länder fast den gleichen HDI haben. Zu erklären sind diese Unterschiede durch 
demografische Faktoren und soziale und kulturelle Normen, die sich beispielsweise auf die 
Spargewohnheiten auswirken. 
Gleichzeitig gibt es häufig eine Abkopplung im Verhältnis zur menschlichen Entwicklung, 
wie im Bericht über die menschliche Entwicklung 1998 untersucht wurde: Neue Produkte rich-
ten sich vielfach gezielt an reichere Konsumenten und lassen die Bedürfnisse der Armen in 
Entwicklungsländern außer Acht. 
Bildung kann von fundamentaler Bedeutung sein, wenn es darum geht, übermäßigen 
Konsum einzudämmen. Entsprechende Anstrengungen werden unterstützt durch die General-
versammlung der Vereinten Nationen, die den Zeitraum 2005 bis 2014 zur UN-Dekade „Bil-
dung für eine nachhaltige Entwicklung“ ausgerufen hat, sowie durch die UN-Organisation für 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur, die Aktivitäten zur Förderung von nachhaltigem Konsum 
entfaltet.
Quelle: Daten von Morgan Stanley, zitiert in The Economist 2008a; Daten von Bain and Company 2011, zitiert in Reuters 2011; 
Heston, Summers und Aten 2009 (Penn World Table 6.3).
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Ansatz, weil er insbesondere die Frage der 
Teilhabe außer Acht lässt, aber er vermittelt 
ein umfassenderes Bild als die ausschließliche 
Konzentration auf die Ungleichverteilung des 
Einkommens. 
Dieser Bericht macht einen wichtigen 
Schritt nach vorn, indem er IHDI-Trends seit 
1990 für 66 Länder präsentiert (siehe Statis-
tische Tabelle 3 zu den Werten für 2011 und 
Technische Erläuterung  2 zur verwendeten 
Methodik).15
•	 Die Einkommensungleichheit hat sich 
verstärkt und damit der erheblichen Redu-
zierung der Ungleichheit bei Gesundheit 
und Bildung entgegengewirkt, sodass sich 
das Gesamtausmaß der aufgrund von 
Ungleichheit entgangenen menschlichen 
Entwicklung zu einem Abzug von 24 Pro-
zent summiert.16 
•	 Die globalen Trends überdecken die 
zunehmende Ungleichheit im Bildungsbe-
reich in Südasien und die tiefe Ungleich-
heit im Gesundheitsbereich in Afrika. 
•	 Lateinamerika bleibt die Region mit der 
größten Ungleichheit beim Einkommen, 
jedoch nicht bei Gesundheit und Bildung. 
•	 Afrika südlich der Sahara weist die höchste 
Ungleichheit beim HDI auf. 
Verringerung der Ungleichheiten  
im Gesundheitsbereich 
Der Gesundheitszustand der Menschen wirkt 
sich darauf aus, wie sie ihr Leben bewältigen 
und sich weiterentwickeln. Belege zeigen eine 
positive Korrelation zwischen Gesundheit und 
soziökonomischem Status. Dies hat Forscher 
dazu veranlasst, Einkommensungleichheit 
und soziale Ungleichheit als Determinanten 
von Gesundheit heranzuziehen und auf der 
Grundlage neuer Haushaltsdaten aktuelle 
Trenduntersuchungen durchzuführen.17 
Unsere Analyse lässt darauf schließen, dass 
der weltweite Anstieg der Lebensdauer, der im 
Bericht von 2010 untersucht wurde, mit grö-
ßerer Chancengerechtigkeit einherging: Die 
Ungleichheit im Gesundheitsbereich, gemes-
sen anhand der Lebenserwartung, hat sich 
generell verringert.18 An der Spitze der Verbes-
serungen standen die Länder mit sehr hohem 
HDI, knapp dahinter Länder in Ostasien und 
dem Pazifikraum sowie in Lateinamerika und 
der Karibik, gefolgt von den arabischen Staa-
ten. Am geringsten waren die Zugewinne in 
Afrika südlich der Sahara; dort war auch das 
Ausgangsniveau am niedrigsten, vor allem 
wegen der HIV/Aids-Pandemie. Insbesondere 
im südlichen Afrika liegt die HIV/Aids-Präva-
lenzrate unter Erwachsenen immer noch über 
15 Prozent (Grafik 2.4).19 
Verbesserung der Chancengerechtigkeit 
im Bildungsbereich
Bei der Erweiterung der Bildungschancen 
wurden substanzielle und weitreichende Fort-
schritte erzielt. Darin spiegeln sich Verbesse-
rungen beim Umfang der schulischen Bildung, 
beim Abbau geschlechtsspezifischer Disparitä-
ten und beim Bildungszugang. Es gehen nicht 
nur mehr Kinder zur Schule, sondern mehr 
von ihnen schaffen auch einen Abschluss.20 
Wie bei der Gesundheit zeigen die Trends 
der Verteilung von Bildungschancen einen 
Rückgang der Ungleichheiten auf der gan-
zen Welt, die mit der generellen Ausweitung 
der Schülerzahlen und Bildungsabschlüsse 
zusammenhängt. So kam eine Studie, die 
29 Entwicklungsländer und 13 entwickelte 
Länder erfasste, zu dem Ergebnis, dass der 
Bildungsstand der Eltern als Indikator für 
GRAFIK 2.4
hohe hIV/aids-prävalenzraten im südlichen afrika behindern abbau 
von Ungleichheit im gesundheitsbereich












Hinweis: Siehe Definition des Ungleichheitsindexes von Atkinson in der Technischen Erläuterung 2.  
Jede Beobachtung stellt einen Fünfjahresdurchschnitt dar.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Lebenserwartungsdaten der Bevölkerungsabteilung der  
UN-Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten, Sektion Bevölkerungsschätzungen und Projektionen,  
sowie  Fuchs und Jayadev (2011).
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die Schulkarriere ihrer Kinder in den meis-
ten Ländern während der letzten 50 Jahre 
an Bedeutung verloren hat, ein Hinweis auf 
eine Verringerung der intergenerationellen 
Ungleichheit bei der Bildung.21 
Unsere Analyse nationaler Trends der 
Bildungsungleichheit (gemessen anhand 
der durchschnittlichen Schulbesuchsdauer 
in Jahren) seit 1970 zeigt Verbesserungen in 
den meisten Ländern. Im Gegensatz zu den 
Trends der Einkommensungleichheit ging die 
Bildungsungleichheit in Europa und Zentral-
asien am stärksten zurück (um fast 76  Pro-
zent), gefolgt von Ostasien und dem Pazifik-
raum (52 Prozent) und Lateinamerika und 
Karibik (48 Prozent). 
Obwohl steigende Bildungsniveaus und 
verbesserte Gesundheitsergebnisse in der 
Regel mit sinkender Ungleichheit einhergin-
gen, tritt dieser Effekt nicht automatisch ein. 
Durchschnittsergebnisse und Ungleichheit 
können sich in unterschiedlicher Geschwin-
digkeit in unterschiedliche Richtungen bewe-
gen.22 So hat zum Beispiel die Bildungsun-
gleichheit in Südasien um rund acht Prozent 
zugenommen – trotz massiver durchschnitt-
licher Verbesserungen der Bildungsergebnisse 
um 180 Prozent. 
Verstärkte Einkommensdisparitäten
In den meisten Ländern und Regionen hat 
sich die Einkommensungleichheit verschärft – 
mit einigen bemerkenswerten Ausnahmen in 
Lateinamerika und Afrika südlich der Sahara. 
Hier einige Beispiele: 
•	 Detaillierte Studien zeigen eine frappie-
rende Zunahme des Einkommensanteils 
der wohlhabendsten Gruppen fast überall 
in Europa, Nordamerika, Australien und 
Neuseeland.23 Zwischen 1990 und 2005 
stieg in den Ländern mit sehr hohem 
HDI die Einkommensungleichheit, 
gemessen mit dem Ungleichheitsindex von 
Atkinson, um 23,3 Prozent.24 Die Kluft 
zwischen Arm und Reich hat sich in den 
letzten 20 Jahren in mehr als drei Vierteln 
der Mitgliedsländer der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) sowie in vielen aufstre-
benden Marktwirtschaften vertieft.25 
•	 In China, Indien und Südafrika konzent-
rierten sich die Einkommenssteigerungen 
ebenfalls auf die Gruppe der Spitzenver-
diener.26 In China zum Beispiel verfügte 
2008 das oberste Quintil der Einkom-
mensbezieher über 41 Prozent des Gesamt-
einkommens; der Gini-Koeffizient für 
Einkommensungleichheit stieg zwischen 
1981 und 2005 von 0,31 auf 0,42. 
Nach Anwendung des Atkinson-Indexes 
auf Gesundheit und Bildung und den Gesamt-
IHDI bestätigt unsere eigene Analyse dieses 
Bild: Die durchschnittliche innerstaatliche 
Einkommensungleichheit hat im Zeitraum 
von 1990 bis 2005 um rund 20 Prozent zuge-
nommen. Am stärksten war die Verschlech-
terung in Europa und Zentralasien (mehr als 
100 Prozent). 
Etwa in den letzten zehn Jahren vollzog 
sich in großen Teilen Lateinamerikas und der 
Karibik ein gegenläufiger Trend: Die inner-
staatliche Ungleichheit ging zurück, vor allem 
in Argentinien, Brasilien, Honduras, Mexiko 
und Peru; es gab einige Ausnahmen wie etwa 
Jamaika.27 Manche führen diese guten Ergeb-
nisse in Lateinamerika auf die Reduzierung der 
Lohnunterschiede zwischen hoch und gering 
qualifizierten Arbeitskräften und auf die 
Zunahme gezielter sozialer Transferleistungen 
zurück.28 Der Abbau des Lohngefälles hängt 
mit der Ausweitung der Grundschulbildung 
in den letzten Jahrzehnten zusammen, aber 
er könnte zum Stillstand kommen, wenn den 
Armen wegen der geringen Qualität ihrer Pri-
mar- und Sekundarschulbildung der Zugang 
zu einer Hochschulbildung verwehrt würde. 
Warum führte der Rückgang der 
Ungleichheit im Gesundheits- und Bildungs-
reich nicht gleichzeitig zu Verbesserungen der 
Einkommensverteilung? Ein Teil der Erklä-
rung könnte die Ausweitung des Bildungszu-
gangs sein. Auf der Primarstufe geht der Bil-
dungsertrag zurück, je mehr Schüler Zugang 
erhalten. Primarschulabschlüsse brachten also 
geringere Einkommenszuwächse als zuvor, 
während der relative Wert der Bildung für 
die oberste Gruppe in der Einkommensver-
teilung zunahm. Dieser Anstieg der „Quali-
fizierungsprämie“ wurde bewirkt durch eine 
Kombination von qualifikationsorientiertem 
Die Kluft zwischen Arm 
und Reich hat sich in 
den letzten 20 Jahren in 
mehr als drei Vierteln 
der Mitgliedsländer  




(OECD) sowie in vielen 
aufstrebenden Markt-
wirtschaften vertieft
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technischem Wandel und Veränderungen 
der Handlungskonzepte – wobei die Institu-
tionen und die Politik der einzelnen Länder 
die Wirkungen auf nationaler Ebene stark 
beeinflussten.29 
Es wäre auch zu erwarten, dass Finanz-
krisen Einfluss auf Ungleichheitstendenzen 
haben. In welchem Umfang verstärken Krisen 
die Einkommensungleichheit? Werden Krisen 
durch Einkommensungleichheit wahrschein-
licher? Kann die Politik einer Regierung etwas 
bewirken? Dieser Bericht legt den Schwer-
punkt auf die Auswirkungen von Umwelt-
schocks, aber jüngste Forschungsarbeiten über 
Ursachen und Wirkungen von Finanzkrisen 
zeigen gewisse Parallelen (Kasten 2.4). 
Zukunftsaussichten unter Berück-
sichtigung von Umweltgefahren 
Der globale HDI ist in den letzten Jahr-
zehnten stark gestiegen, aber wie wird er in 
Zukunft aussehen? Wie könnten sich die 
HDI-Werte der entwickelten und der Ent-
wicklungsländer bis 2050 verändern? Und 
wie stark könnten umweltbedingte und auf 
Ungleichheit beruhende Hemmnisse diese 
Fortschritte beeinträchtigen? Unter Berück-
sichtigung inhärenter Unsicherheiten ver-
gleichen wir drei Szenarien bis 2050, die vom 
Frederick S. Pardee Center for International 
Futures der Universität Denver erstellt wur-
den (Grafik 2.5).30
•	 Ein Basisszenario, das begrenzte Ver-
änderungen in Bezug auf Ungleich-
heit, Umweltbedrohungen und Risiken 
annimmt, erwartet für 2050 einen glo-
balen HDI, der um 19 Prozent über dem 
heutigen liegt (um 44 Prozent für Afrika 
südlich der Sahara). Die Steigerung ist 
geringer als bei einer einfachen Extrapola-
tion bisheriger Trends, weil bei der höchs-
ten HDI-Kategorie der Fortschritt ten-
denziell langsamer verläuft.31 
•	 Das Szenario der Umweltprobleme geht 
von verstärkten Umweltrisiken auf Haus-
haltsebene (Einsatz fester Kochbrenn-
stoffe in Innenräumen), auf lokaler Ebene 
(Wasser- und Sanitärversorgung), auf 
städtischer und regionaler Ebene (Luft-
verschmutzung im Freien) und auf glo-
baler Ebene (vor allem zunehmende Aus-
wirkungen des Klimawandels auf die 
Agrarproduktion) sowie von Ungleichheit 
und Unsicherheit aus.32 In diesem Fall ist 
der globale HDI für 2050 um acht Prozent 
niedriger als im ersten Szenario, für Süd-
asien und Afrika südlich der Sahara ist er 
um zwölf Prozent niedriger. 
•	 Im Szenario einer Umweltkatastrophe 
werden bis 2050 die meisten Fortschritte 
des frühen 21. Jahrhunderts zunichte 
gemacht, weil die Übernutzung fossiler 
Brennstoffe und fallende Grundwasser-
spiegel, das Abschmelzen von Gletschern, 
die fortschreitende Entwaldung und 
Bodendegradation, der dramatische Ver-
lust an biologischer Vielfalt, die größere 
KASTEN 2.4
Nachhaltigkeit, Krisen und Ungleichheit
Hintergrundstudien, die für diesen Bericht in Auftrag gegeben wurden, untersuchten Einkom-
mensungleichheit und zwei Arten ökonomischer Krisen – Bankenkrisen und starke Einbrüche 
beim Konsum oder Bruttoinlandsprodukt –, die in den hundert Jahren vor 2010 aufgetreten 
waren. Die Analyse konzentrierte sich auf 25 Länder (14 in Nordamerika und Europa und 11 in 
anderen Weltteilen), von denen einige von der jeweiligen Krise erfasst wurden, andere nicht. 
Macht Ungleichheit Krisen wahrscheinlicher? Es gibt eine gewisse Unterstützung für die 
Hypothese, dass zwischen einem Anstieg der Ungleichheit und darauf folgenden Krisen ein Zu-
sammenhang besteht, aber eine hohe Ungleichheit ist nicht immer mit Krisen verknüpft. Wach-
sende Ungleichheit als Vorläufer von Krisen war 1991 in Schweden und 1997 in Indonesien zu 
beobachten, nicht jedoch 1993 in Indien. Wo einer Krise wachsende Ungleichheit vorausging, 
konnte diese auf Überkonsum in bestimmten Gruppen bzw. auf Unterkonsum in anderen sowie 
auf die Auswirkungen solcher Muster auf die allgemeine Wirtschaft zurückgeführt werden. 
Wer trägt die Hauptlast einer Krise? Unter den 31 Bankenkrisen, für die Daten zur Ungleich-
heit vorliegen, gab es einige wenige Fälle, in denen auf wachsende Gesamtungleichheit eine Kri-
se und dann wieder ein Rückgang der Ungleichheit folgten, insbesondere in Island im Jahr 2007. 
Aber dies sind eher Einzelfälle. In 40 Prozent der untersuchten Fälle stieg die Ungleichheit an, in 
etwas mehr als einem Viertel ging sie zurück, während sie bei den restlichen unverändert blieb.
Insgesamt liefert die Analyse keinen Hinweis auf einen systematischen Zusammenhang 
zwischen Krisen und Einkommensungleichheit, selbst in Ländern, in denen es gleichzeitig zu ei-
ner Bankenkrise und einem wirtschaftlichen Zusammenbruch kam. Im Gefolge der asiatischen 
Finanzkrise 1997 nahm die Ungleichheit in der Republik Korea, Malaysia und Singapur zu, wäh-
rend sie in Indonesien gleich blieb. Zwar stehen noch keine Daten zur Verfügung, die eine ge-
naue Analyse der Auswirkungen der Finanzkrise von 2008 erlauben würden, aber gewisse Belege 
bestätigen das Fehlen eines klaren Musters im Ländervergleich: In einigen Ländern hat die Un-
gleichheit zugenommen, in anderen ist sie zurückgegangen. 
Die Auswirkungen von Ungleichheit und Krise spiegeln auch Reaktionen auf politischer Ebe-
ne wider. So können nach Krisen Entschädigungszahlungen oder Steuererleichterungen die Un-
gleichheit abfedern, während die Streichung von Transferleistungen zur Reduzierung von Haus-
haltsdefiziten das Gegenteil bewirken können. Krisen lösten häufig institutionelle Veränderungen 
aus, wie die Einführung der Sozialversicherung in den Vereinigten Staaten in den 1930er Jahren 
zeigte. Nach der Krise in den skandinavischen Ländern in den 1990ern scheinen Wohlfahrtsstaat 
und Steuerregelungen als mäßigende Kraft gewirkt zu haben, die einen Anstieg der Ungleichheit 
verhinderte.
Quelle: Atkinson und Morelli 2011.
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Häufigkeit extremer Wetterereignisse, 
die Erreichung des Höchststands der 
Öl- und Gasproduktion, verstärkte zivile 
Konflikte und weitere Umbrüche die bio-
physikalischen und menschlichen Sys-
teme überlasten. Das Potenzial negativer 
Rückkopplungsschleifen, die diese Trends 
noch verschärfen würden, wird in diesem 
Modell nicht umfassend berücksichtigt. 
Bei diesem Szenario läge der globale HDI 
2050 um rund 15 Prozent unter dem Wert 
des Basisszenarios. 
Die beiden Szenarien, die von Umwelt-
problemen bzw. einer Umweltkatastrophe 
ausgehen, würden die in den letzten 40 Jah-
ren beobachtete Konvergenz der Länder bei 
der menschlichen Entwicklung unterbrechen. 
Längerfristige Projektionen gehen sogar davon 
aus, dass die Divergenz sich nach 2050 noch 
verstärken könnte. 
Dies wird veranschaulicht durch Projek-
tionen länderübergreifender Ungleichheit 
im HDI, für die der Ungleichheitsindex von 
Atkinson herangezogen wurde, der wäh-
rend der letzten 40 Jahre um mehr als zwei 
Drittel gefallen ist und damit den Trend zur 
Konvergenz spiegelt. Im Basisszenario zeigt 
die Projektion einen weiteren Rückgang der 
Ungleichheit zwischen Ländern im Verlauf 
der nächsten 40 Jahre. Beim Katastrophen-
szenario dagegen würde die künftige Konver-
genz, gemessen anhand der Veränderungen 
im Atkinson-Index, bis 2050 nur bei 24 Pro-
zent liegen, verglichen mit 57  Prozent beim 
Basisszenario (Grafik 2.6). 
bedrohungen für den 
weiteren fortschritt
Die bisherigen Ablaufmuster lassen darauf 
schließen, dass ohne Reformen die Zusam-
menhänge zwischen Wirtschaftswachstum 
und zunehmenden Treibhausgasemissionen 
den außerordentlichen Fortschritt gefähr-
den könnten, der beim HDI in den letzten 
Jahrzehnten gemacht wurde. Doch der Kli-
mawandel – mit seinen Auswirkungen auf 
Temperaturen, Niederschläge, die Höhe des 
Meeresspiegels und Naturkatastrophen – ist 
nicht das einzige Umweltproblem.
GRAFIK 2.5
szenarien, die auswirkungen von Umweltrisiken auf die menschliche 























Hinweis: Siehe Erläuterung der Szenarien im Text. 
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten der HDRO-Datenbank und von Hughes, Irfan et al. (2011),  
die sich auf Voraussagen von International Futures, Version 6.42, stützen.
GRAFIK 2.6
szenarien, die verlangsamte und rückläufige konvergenz  
der menschlichen entwicklung aufgrund von Umweltrisiken  
bis 2050 projizieren  
Atkinson Ungleichheitsindex














Hinweis: Siehe Erläuterung der Szenarien im Text.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten der HDRO-Datenbank und von Hughes, Irfan et al. (2011),  
die sich auf Voraussagen von International Futures, Version 6.42, stützen.
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Ausgelaugte Böden, geschädigte Wälder 
und angeschlagene Meeresökosysteme stellen 
chronische Bedrohungen für das Wohlergehen 
der Menschen dar. Die Umweltverschmut-
zung wiederum verursacht erhebliche Kosten, 
die offenbar mit zunehmendem Entwick-
lungsstand zunächst steigen und dann wieder 
sinken. Wir werden diese Bedrohungen der 
Reihe nach erörtern und danach betrachten, 
welche Länder besser abschneiden als andere 
ihrer Region und weltweit.
Klimawandel
Die weltweiten Temperaturen liegen heute 
um durchschnittlich 0,75°C höher als zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts und die Verän-
derungen vollziehen sich in immer rascherem 
Tempo (Grafik 2.7). Die Hauptursache dafür 
sind menschliche Tätigkeiten, insbesondere 
die Nutzung fossiler Brennstoffe, die Abhol-
zung von Wäldern sowie die Herstellung von 
Zement, die allesamt verstärkte Kohlendioxid-
emissionen zur Folge haben. Andere Treib-
hausgase – etwa die, die mit dem Montreal-
Protokoll reguliert wurden – stellen ebenfalls 
eine ernste Bedrohung dar. Das Erderwär-
mungspotenzial von Stickoxid ist über einen 
Zeitraum von 100 Jahren fast 300-mal größer 
als das von Kohlendioxid und 25-mal größer 
als das von Methan.33 Dass der Klimawandel 
durch menschliche Tätigkeit verursacht wird, 
ist zwar wissenschaftlich gesichert,34 doch 
hinkt das Bewusstsein in der Öffentlich-
keit dem noch hinterher – weniger als zwei 
Drittel der Weltbevölkerung sind sich des 
Klimawandels und seiner Ursachen bewusst 
(Kasten 2.5).
Die wichtigsten Faktoren
Der Kohlendioxidausstoß hat seit 1970 welt-
weit zugenommen, und zwar um 248 Prozent 
in den Ländern mit niedrigem, mittlerem 
oder hohem HDI und um 42 Prozent in den 
Ländern mit sehr hohem HDI. Der globale 
Anstieg um 112 Prozent kann im Wesentli-
chen auf drei Faktoren zurückgeführt werden: 
Bevölkerungswachstum, erhöhten Konsum 
und eine kohlenstoffintensive Produktions-
weise.35 Der Konsumanstieg (der im Wachs-
tum des BIP zum Ausdruck kommt) war dabei 
der entscheidende Faktor, der für 91 Prozent 
der erhöhten Emissionen verantwortlich war; 
das Bevölkerungswachstum steuerte 79 Pro-
zent bei. Der Beitrag der Kohlenstoffintensi-
tät betrug dagegen minus 70 Prozent, woran 
sich der technische Fortschritt ablesen lässt 
(Tabelle 2.1). Anders ausgedrückt: Die Haupt-
ursache für den Emissionszuwachs ist, dass 
mehr Menschen mehr Waren konsumieren – 
auch wenn die Produktion selbst im Schnitt 
effizienter geworden ist.
Obwohl sich die Kohlenstoffeffizienz in 
der Produktion (also die Kohlenstoff-Einhei-
ten, die benötigt werden, um eine Einheit des 
BIP zu produzieren) um 40 Prozent verbessert 
GRAFIK 2.7
Die Durchschnittstemperaturen auf der Welt steigen schon seit 1900
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Jahresmittel 
Fünfjahresmittel 
Hinweis: Berechnet anhand der Durchschnittstemperaturen in 173 Ländern, gewichtet nach deren durchschnittlichen 
Einwohnerzahlen 1950-2008.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten der University of Delaware.
TABELLE 2.1
Zunahme des kohlendioxidausstoßes und dessen Ursachen,  
1970 bis 2007 (in Prozent)
Zunahme Prozentualer Anteil an der Gesamtzunahmea




Sehr hoch 7 42 81 233 –213
Hoch 3 73 94 116 –111
Mittel 276 609 32 82 –15
Niedrig 49 304 72 21 7
Welt gesamt 17 112 79 91 –70
a. Basierend auf einer rechnerischen Aufgliederung der Auswirkungen auf die Kohlenstoffzunahme, mit der die in Raupach et al. 
(2007) vorgestellte Kaya-Identität vereinfacht, nämlich von vier auf drei Faktoren reduziert wird. Aufgrund von Rundungen kann es 
sein, dass die Werte sich nicht immer auf 100 addieren.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten aus World Bank (2011b).
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hat, ist der Gesamt-Kohlendioxidausstoß wei-
ter im Anstieg begriffen. Der durchschnitt-
liche Kohlendioxidausstoß pro Kopf hat 
im Zeitraum 1970 bis 2007 um 17 Prozent 
zugenommen.
Die Muster des Kohlendioxidausstoßes 
waren je nach Region und Entwicklungsstand 
sehr stark unterschiedlich. Dazu ein paar 
Schlaglichter:
•	 In Ländern mit sehr hohem HDI hat zwar 
die Kohlenstoffintensität der Produktion 
um 52 Prozent abgenommen, doch die 
Emissionen insgesamt wie auch der Pro-
Kopf-Ausstoß haben sich mehr als verdop-
pelt und liegen nun 112 Prozent über dem 
Stand vor 40 Jahren. Die Verbesserungen 
bei der Kohlenstoffeffizienz konnten mit 
dem Wirtschaftswachstum nicht Schritt 
halten.
•	 Die Emissionen liegen in Ostasien und 
dem Pazifikraum über zehnmal höher als 
in Afrika südlich der Sahara.
•	 Der Pro-Kopf-Ausstoß variiert zwischen 
lediglich 0,04 Tonnen in Burundi und 
einem Spitzenwert von 53 Tonnen in 
Katar.
Der Handel ermöglicht es den Ländern, 
den Kohlenstoffgehalt der von ihnen konsu-
mierten Güter auf die Handelspartner abzu-
wälzen, die diese produzieren. Die Kohlendi-
oxidmenge, die bei der Herstellung von Waren, 
mit denen international gehandelt wird, ausge-
stoßen wird, hat sich von 1995 bis 2005 um die 
Hälfte erhöht.36 Einige Länder, die sich dazu 
verpflichtet haben, ihre eigenen Emissionen zu 
verringern, darunter Deutschland und Japan, 
sind unter dem Strich Kohlenstoffimporteure, 
ebenso wie Länder, die entsprechende globale 
Abkommen nicht unterzeichnet oder ratifi-
ziert haben – wie beispielsweise die Vereinig-
ten Staaten.
Während die Länder mit sehr hohem HDI 
den höchsten Anteil an den weltweiten Koh-
lendioxidemissionen haben, sind die Länder 
mit niedrigem, mittlerem oder hohem HDI 
für mehr als drei Viertel des Anstiegs der Koh-
lendioxidemissionen seit 1970 verantwortlich. 
Dabei tragen Ostasien und der Pazifikraum 
mit Abstand am meisten zur Zunahme dieser 
Emissionen bei (45 Prozent). Afrika südlich 
der Sahara steuert lediglich drei Prozent bei 
und Europa und Zentralasien zwei Prozent 
(Grafik 2.8). Bei Methan und Stickoxid lie-
gen nur für einen kürzeren Zeitraum Daten 
vor, doch auch hier ist der hohe Beitrag von 
Ostasien und dem Pazifikraum deutlich zu 
erkennen.
KASTEN 2.5
Sind sich die Menschen des Klimawandels  
und seiner Ursachen bewusst?
Obwohl erdrückende wissenschaftliche Beweise für die Schwere der Bedrohung durch den 
Klimawandel vorhanden sind und sich auf der ganzen Welt Hinweise darauf mehren, dass wir 
schon jetzt viele Auswirkungen davon zu spüren bekommen, ist das öffentliche Bewusstsein 
darüber nicht besonders ausgeprägt. Der Gallup World Poll, eine repräsentative Umfrage, die 
seit 2007 regelmäßig in fast 150 Ländern durchgeführt wird, hat erhebliche Lücken im Wis-
sensstand der Öffentlichkeit über die Ernsthaftigkeit des Problems, seine Ursachen und sogar 
darüber, dass es überhaupt existiert, aufgezeigt (siehe Tabelle).
Nicht einmal zwei Drittel der Weltbevölkerung haben schon einmal vom Klimawandel ge-
hört. Die Ausprägung des Bewusstseins hängt mit dem Entwicklungsniveau zusammen. Rund 
92 Prozent der Befragten in Ländern mit einem sehr hohen Index der menschlichen Entwick-
lung (HDI) gaben an, zumindest einige Kenntnisse über den Klimawandel zu haben, verglichen 
mit 52 Prozent in Ländern mit einem mittleren HDI und 40 Prozent in Ländern mit einem nied-
rigen HDI.
Auch über andere Umweltprobleme gibt es unterschiedliche Wahrnehmungen. Insgesamt 
sind 69 Prozent aller Menschen mit der Wasserqualität zufrieden und 29 Prozent unzufrieden; 
über die Luftqualität äußern sich 76 Prozent zufrieden und 22 Prozent unzufrieden. Es über-
rascht nicht, dass es dabei enorme Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern gibt. So 
sind zum Beispiel in Dänemark nur 2,5 Prozent der Bevölkerung nicht mit der Wasserqualität 
zufrieden, wogegen es in der Demokratischen Republik Kongo 78 Prozent sind.














Arabische Staaten 42,1 28,7 30,3
Ostasien und Pazifik 62,6 27,7 48,3
Europa und Zentralasien 77,7 48,2 55,0
Lateinamerika und Karibik 76,5 72,7 64,8
Südasien 38,0 31,3 26,9
Afrika südlich der Sahara 43,4 35,5 30,6
HDI-Gruppe
Sehr hoch 91,7 60,2 65,3
Hoch 76,1 61,2 60,7
Mittel 51,6 29,3 38,8
Niedrig 40,2 32,8 26,7
Welt gesamt 60,0 39,7 44,5
Hinweis: n ist die Anzahl der einbezogenen Länder. Bei den Daten handelt es sich um bevölkerungsgewichtete Mittelwerte, 
die sich auf das letzte zur Verfügung stehende Jahr seit 2007 beziehen. Nähere Informationen über die Gallup-Umfrage und 
deren Methodik erhält man unter: https://worldview.gallup.com/content/methodology.aspx.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten des Gallup World Poll (www. gallup.com/se/126848/
worldview.aspx).
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GRAFIK 2.8






































Anteil am Anstieg der Gesamtemissionen (in Prozent)
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten aus World Bank (2011b).
LANDKARTE 2.1










Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten der University of Delaware.
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Das in der Atmosphäre eingeschlossene 
Kohlendioxid ist ein Produkt weit zurücklie-
gender Emissionen – „Kohlenstoff hält ewig.“37 
Die heute vorhandenen Konzentrationen sind 
zum größten Teil durch frühere Emissionen 
der Industrieländer verursacht. Auf die Län-
der mit sehr hohem HDI, in denen rund ein 
Sechstel der Weltbevölkerung lebt, entfallen 
fast zwei Drittel (64 Prozent) des in der Zeit 
zwischen 1850 und 2005 erfolgten Kohlendi-
oxidausstoßes.38 Etwa 30 Prozent der Emissio-
nen, die sich seit 1850 insgesamt angesammelt 
haben, stammen aus den Vereinigten Staaten. 
Es folgen China (neun Prozent), die Russische 
Föderation (acht Prozent) und Deutschland 
(sieben Prozent) als nächstgrößte Emissions-
verursacher. Zusammengenommen haben die 
Länder mit sehr hohem HDI kumulativ mehr 
als neunmal so viel Kohlendioxid pro Kopf 
erzeugt wie die Länder mit niedrigem, mittle-
rem oder hohem HDI – daher hebt auch das 
Kyoto-Protokoll auf die „gemeinsame, aber 
differenzierte Verantwortung“ ab, den Klima-
wandel in Angriff zu nehmen, auf die im Wei-
teren näher eingegangen wird.
Auswirkungen auf Temperatur, Nieder-
schläge, die Höhe des Meeresspiegels  
und das Katastrophenrisiko
Der Klimawandel wirkt sich nicht nur auf die 
Temperatur, sondern auch auf Niederschläge, 
die Höhe des Meeresspiegels und Naturkatas-
trophen aus.
Temperatur und Niederschläge
Die dramatischsten Temperaturänderungen 
des letzten halben Jahrhunderts haben sich in 
den Polarregionen und den höheren Breiten-
graden ereignet (Landkarte 2.1).39 Bedeutet 
das nun, dass der Klimawandel in den Län-
dern mit hohem HDI mehr Schaden anrich-
tet? Nein, nicht unbedingt. Denn Länder, die 
niedrigere Ausgangstemperaturen aufweisen, 
können Temperaturanstiegen besser standhal-
ten. Hingegen kann in klimaempfindlichen 
Tropengebieten schon ein geringer Anstieg 
der Temperatur die natürlichen Gegebenhei-
ten massiv stören, was sich nachteilig auf die 
Verfügbarkeit von Wasser und den Ertrag der 
Kulturpflanzen auswirkt.40
In den letzten Jahrzehnten sind die Nie-
derschläge um mehr als zwei Millimeter (d.h. 
fast drei Prozent) gegenüber dem Ausgangsni-
veau im Zeitraum 1951 bis 1980 zurückgegan-
gen. Den größten Rückgang gab es in Afrika 
südlich der Sahara (sieben Millimeter oder 
mehr als sieben Prozent) und in den Ländern 
mit niedrigem HDI (vier Millimeter oder über 
vier Prozent), gefolgt von den Ländern mit 
mittlerem HDI (Grafik 2.9).41 Die Länder 
mit niedrigem HDI hatten auch den höchsten 
GRAFIK 2.9
Immer höhere temperaturen und geringere niederschläge
Höhe und Änderungen der Klimavariabilität nach HDI-Gruppen
Niederschlag
(in Millimetern pro Monat)
Niederschlag








































































Hinweis: Bei den Änderungen der Variabilität handelt es sich um die Unterschiede in den Koeffizienten der Abweichung zwischen 
dem Zeitraum 1951-80 und den 2000er Jahren, gewichtet nach den durchschnittlichen Einwohnerzahlen 1950-2008.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten der University of Delaware.
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Anstieg bei den Schwankungen in der Nieder-
schlagsmenge zu verzeichnen.
Was ist künftig zu erwarten? Die Wis-
senschaft ist sich nicht einig darüber, welche 
Auswirkungen der Klimawandel im Endef-
fekt auf die Niederschläge haben wird, da die-
ser sich in unterschiedlichen Teilen der Welt 
verschieden gestaltet.42 Dennoch lassen sich 
aus den Klimamodellen einige generelle regi-
onale Trends herleiten. Für Afrika wird eine 
überdurchschnittliche Erwärmung erwartet, 
wobei es in Nordafrika und den südlichen 
und westlichen Teilen des Kontinents weni-
ger, aber in Ostafrika mehr Regen geben wird. 
Westeuropa soll wärmer und feuchter wer-
den, wohingegen die Niederschläge im Mit-
telmeergebiet zurückgehen werden. In Asien 
wird voraussichtlich die Zahl der heißen Tage 
zu- und die Zahl der kalten Tage abnehmen. 
Für Lateinamerika und die Karibik ist zu ver-
muten, dass die Temperaturen ansteigen und 
die Niederschläge zurückgehen werden. Bei 
KASTEN 2.6
Auswirkungen des Klimawandels auf kleine Inselentwicklungsländer
Kleinen Inselstaaten und tiefliegenden Küstenländern sind ähnliche Schwie-
rigkeiten gemeinsam. Dazu gehören: eine geringe Einwohnerzahl, mangeln-
de Ressourcen, Abgelegenheit, Anfälligkeit gegenüber Naturkatastrophen, 
Abhängigkeit vom internationalen Handel sowie Verwundbarkeit aufgrund 
globaler Entwicklungen. Prognosen zufolge sollen die Temperaturen dort bis 
zum Jahr 2100 um 1˚-4˚C steigen (gegenüber dem Zeitraum 1960 bis 1990), 
mit nachteiligen Auswirkungen auf die Bevölkerung wie zum Beispiel dem 
möglichen Verlust der Heimat sowie schlechteren Gesundheitsbedingungen.
Ein Anstieg des Meeresspiegels wird tief liegende Anbauflächen über-
schwemmen und Menschen dazu zwingen, ihren angestammten Lebens-
raum zu verlassen. Inselstaaten, die sich im Schnitt nur geringfügig aus dem 
Meer erheben – wie etwa Tuvalu (1,83 Meter), Kiribati (2,0 Meter) und die 
Marshall-Inseln (2,13 Meter) – werden von der Möglichkeit eines Meeres-
spiegelanstiegs von 0,18 bis 0,59 Metern bis zum Ende des 21. Jahrhunderts 
ernsthaft bedroht. So sind in tief gelegenen Küstengebieten die gesamte 
Bevölkerung der Malediven und 85 Prozent der Bevölkerung der Bahamas 
gefährdet.
Auch die Auswirkungen auf die Gesundheit könnten massiv sein. In 
Kiribati ist ein Rückgang der Niederschläge um zehn Prozent bis zum Jahr 
2050 zu erwarten, wodurch der Süßwasservorrat um 20 Prozent abnehmen 
wird. Hinzu kommt, dass es durch den Anstieg des Meeresspiegels vermehrt 
zum Eindringen von Salzwasser und zu häufigen Überschwemmungen der 
Küstengebiete kommt, wodurch die Grundwasserbrunnen als wichtigste 
Frischwasserquelle einer rasch wachsenden Bevölkerung weiter verunrei-
nigt werden. Auf Trinidad und Tobago wurden nach starken Niederschlägen 
in etwa 19 Prozent des Trinkwassers Kryptosporidien nachgewiesen – das 
sind Parasiten, die Durchfall verursachen. In ähnlicher Weise besteht in der 
Karibik ein eindeutiger Zusammenhang zwischen Niederschlägen und Tem-
peraturen und dem Auftreten von Denguefieber.
Kleine Inselentwicklungsländer sind nicht nur dem Klimawandel, son-
dern auch Naturkatastrophen wie Sturmfluten, Überschwemmungen, Dür-
ren, Tsunamis und Wirbelstürmen nahezu ohne Schutz ausgesetzt. Naturka-
tastrophen sind auf kleinen Inseln besonders häufig. Von den zehn Ländern, 
die im Zeitraum von 1970 bis 2010 die meisten Naturkatastrophen pro Kopf 
erlitten, waren sechs kleine Inselentwicklungsländer. Und eine einzige Ka-
tastrophe kann bereits gewaltige wirtschaftliche Schäden anrichten. 1988 
verursachte der Hurrikan Gilbert dem Inselstaat St. Lucia Kosten in Höhe von 
nahezu dem Vierfachen seines BIP, 2004 richtete Hurrikan Ivan auf Grenada 
Schäden an, die doppelt so hoch wie das BIP des Landes waren. 2004 wa-
ren von der Tsunamikatastrophe im Indischen Ozean auf den Malediven über 
27.000 Menschen betroffen, mehr als 100 kamen ums Leben. Bis zum Jahr 
2100 könnten 90 Prozent der Korallenriffe, die die Inseln vor hohen Wellen 
und Stürmen schützen, verschwunden sein und Naturkatastrophen dadurch 
noch wahrscheinlicher werden.
Daten und Statistiken unterliegen ebenfalls Einschränkungen. Wir 
haben allerdings die Flächendeckung des HDI weiter ausgebaut. Nachdem 
im letzten Jahr noch 23 von 49 dieser Staaten beim HDI erfasst worden 
waren, waren es in diesem Jahr schon 32. Die fraglichen Länder haben 
einen durchschnittlichen HDI von 0,617 gegenüber einem Weltdurchschnitt 
von 0,649.
Quelle: www.sidsnet.org/2.html; Elisara 2008; UNDESA 2010; Kelman und West 2009; Mimura et al. 2007; Elbi et al. 2006; Amarakoon et al. 2008; Noy 2009; Heger, Jalca und Paddison 2009;  
www.climate.gov.ki/Climate_change_effects_in_Kiribati.html; Länderprofil der Malediven in http://www.emdat.be/result-country-profile; http://pdf.wri.org/reefs_at_risk_revisited.pdf.
TABELLE 2.2
prognostizierte folgen eines anstiegs des Meeresspiegels  

















Arabische Staaten 20 8,9 2,6
Ostasien und Pazifikraum 22 63,1 3,3
Europa und Zentralasien 17 4,4 1,2
Lateinamerika und Karibik 31 7,0 1,3
Südasien 6 38,9 2,4
Afrika südlich der Sahara 30 10,2 1,9
Kleine Inselentwicklungsländer 35 1,7 3,4
HDI-Gruppe
Sehr hoch 41 41,0 16,0
Hoch 42 15,0 4,5
Mittel 38 84,6 0,4
Niedring 32 30,8 9,4
Welt gesamt 153 171,4 2,7
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten aus Wheeler 2011.
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kleinen Inselentwicklungsstaaten wird nur 
ein unterdurchschnittlicher Temperaturan-
stieg erwartet, aber sie werden wahrschein-
lich sehr stark vom Anstieg des Meeresspie-
gels betroffen sein, wie wir weiter unten sehen 
werden.43
Anstieg des Meeresspiegels
Seit 1870 ist der Meeresspiegel im Schnitt um 
20 Zentimeter gestiegen und die Verände-
rung hat sich zunehmend rascher vollzogen. 
Wenn es in diesem Tempo weitergeht, wird 
der Meeresspiegel im Jahr 2100 31 Zentimeter 
über dem Niveau von 1990 liegen,44 mit ver-
heerenden Folgen vor allem für kleine Insel-
entwicklungsstaaten, die besonders gefährdet 
sind (Kasten 2.6, Tabelle 2.2). Viele davon 
sehen sich im Vergleich zu ihrem National-
einkommen hohen Kosten gegenüber, die zur 
Verringerung des Risikos aufgebracht werden 
müssen. Und weil diese Staaten Bedrohungen 
schutzlos ausgeliefert sind, laufen sie Gefahr, 
dass private Investoren abgeschreckt wer-
den, was wiederum ihre Anpassungsfähigkeit 
beeinträchtigen würde.45
Vom Anstieg des Meeresspiegels wer-
den alle Küstenregionen betroffen sein. Ein 
Anstieg von einem halben Meter bis zum Jahr 
2050 würde zur Überflutung von knapp einer 
Million Quadratkilometern führen – einem 
Gebiet so groß wie Frankreich und Italien 
zusammen – und sich auf rund 170 Millionen 
Menschen auswirken.46
Der Anteil der Menschen, die diesen 
Gefahren am ehesten ausgesetzt sein werden, 
ist am größten in Ländern mit sehr hohem 
HDI sowie in kleinen Inselentwicklungs-
staaten. Im Unterschied zu diesen verfügen 
jedoch Länder mit sehr hohem HDI über die 
Ressourcen und die Technologie, um das Scha-
densrisiko verringern zu können. Den Nieder-
landen, die große, dicht besiedelte Gebiete 
von tief liegendem Land aufweisen, ist es 
gelungen, die Überflutungsgefahr einzudäm-
men und mit innovativer Technik und Infra-
strukturinvestitionen überschwemmtes Land 
zurückzugewinnen.47
Regional werden die Auswirkungen am 
heftigsten in Ostasien und dem Pazifikraum 
zu spüren sein, wo voraussichtlich mehr als 
63 Millionen Menschen betroffen sein wer-
den (siehe Tabelle 2.2). Die größten wirt-
schaftlichen Folgen werden sich in Ostasien 
und dem Pazifikraum sowie in den Ländern 
mit mittlerem HDI bemerkbar machen (mit 
jeweils rund zwei Prozent des BIP). Die 
Länder mit niedrigem HDI, von denen viele 
keinen Zugang zum Meer haben, werden 
vergleichsweise wenig Schaden davontragen 
(0,5 Prozent).48
Naturkatastrophen
Durch den Klimawandel erhöht sich die 
Wahrscheinlichkeit extremer Wetterereignisse 
wie Dürren, Stürmen und Überschwemmun-
gen. Die durchschnittliche Anzahl derartiger 
Naturkatastrophen hat sich von 132 pro Jahr 
im Zeitraum 1980 bis 1985 auf 357 im Zeit-
raum 2005 bis 2009 mehr als verdoppelt.49 
Obwohl sich – angesichts der dem Entstehen 
dieser Ereignisse innewohnenden Zufälligkeit 
– eine einzelne Katastrophe nur schwer direkt 
mit dem Klimawandel in Verbindung bringen 
lässt, stellt die Wissenschaft durchaus einen 
Zusammenhang zwischen der Erderwärmung 
und dem verstärkten Auftreten von Naturka-
tastrophen her.50 Es wird vorhergesagt, dass 
sich die Häufigkeit schwerer tropischer Wir-
belstürme und der damit verbundenen Nie-
derschläge bis zum Jahr 2100 um 20 Prozent 
erhöhen wird.51
Von der zunehmenden Auftretenshäu-
figkeit gemeldeter Naturkatastrophen sind 
nicht alle Menschen gleichermaßen betroffen 
– nicht nur, weil eine durchschnittliche Natur-
katastrophe unterschiedlich hohe Schäden 
anrichten kann, sondern auch, weil die Fähig-
keiten von Gesellschaften, auf eine Katastro-
phe zu reagieren und sich davor zu schützen, 
ganz unterschiedlich sind.52
Da sich in den meisten Ländern keine 
Naturkatastrophen ereignen, unterscheiden 
sich die Strukturen zwischen den einzel-
nen Ländern und Regionen deutlich. In den 
letzten Jahren gab es in Südasien die meisten 
Naturkatastrophen, im Schnitt fast sechs pro 
Jahr und Land. Die Länder mit niedrigem 
HDI sind zwar oft anfällig gegenüber Dür-
ren, werden jedoch tendenziell seltener von 
Katastrophen heimgesucht als die Länder mit 
Obwohl sich eine 
einzelne Katastrophe 
nur schwer direkt mit 
dem Klimawandel in 
Verbindung bringen 
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mittlerem HDI, auch deshalb, weil viele von 
ihnen Binnenstaaten sind. Kleine Inselent-
wicklungsstaaten wiederum sind Naturkata-
strophen sehr stark ausgesetzt (siehe Kasten 
2.6).
Diese Zahlen, die durch Extremfälle 
beeinflusst werden und vom Durchschnitt 
abweichen können, können Aufschluss dar-
über geben, in welcher Weise Gesellschaften 
von den meisten Naturkatastrophen geprägt 
werden, und ihre Widerstandsfähigkeit veran-
schaulichen. Erfreulich ist, dass die mittleren 
Schadensfolgen dieser Ereignisse (sowohl was 
die Zahl der Todesfälle als auch die Anzahl 
der Betroffenen oder die Höhe des wirtschaft-
lichen Schadens betrifft) im Verlauf der letz-
ten vier Jahrzehnte weltweit und in allen HDI-
Gruppen gesunken sind (Tabelle 2.3). Positiv 
hervorzuheben ist u.a. der beträchtliche Rück-
gang der durchschnittlichen Zahl von durch 
Naturkatastrophen verursachten Todesfäl-
len, wobei dieser in Ländern mit niedrigem 
HDI am stärksten war (fast 72 Prozent). In 
Ländern mit niedrigem oder mittlerem HDI 
sind viel mehr Menschen von Naturkatastro-
phen betroffen als in Ländern mit hohem oder 
sehr hohem HDI, sodass auch weitaus höhere 
Schäden und Kosten entstehen. Besonders 
stark trifft es die Länder mit mittlerem HDI: 
Eine typische Naturkatastrophe in einem 
Land mit mittlerem HDI fordert elf Prozent 
mehr Menschenleben und zieht fast doppelt 
so viele Menschen in Mitleidenschaft wie eine 
typische Naturkatastrophe in einem Land mit 
niedrigem HDI. Die wirtschaftlichen Schäden 
prozentual zum Volkseinkommen haben im 
Laufe der Zeit ebenfalls abgenommen, wobei 
die Schätzungen allerdings auf Annahmen 
beruhen.
*   *   *
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die 
ärmsten Länder einen Großteil der mit dem 
Klimawandel verbundenen Schäden und 
Kosten zu tragen haben und es sehr danach 
aussieht, als werde die globale Ungleichheit 
noch weiter zunehmen. In den Ländern, die 
einen niedrigen HDI haben, gehen die Nie-
derschläge am stärksten zurück und gleich-
zeitig nehmen die Schwankungen in der 
Niederschlagsmenge am stärksten zu. Mit 
die stärksten Temperaturzunahmen sind in 
Gegenden der Entwicklungsländer zu beob-
achten, in denen es ohnehin schon sehr warm 
ist. Naturkatastrophen treten am häufigsten in 
Ländern mit niedrigem oder mittlerem HDI 
auf, wobei positiv zu vermerken ist, dass die 
Kosten, die eine typischen Naturkatastrophe 
für die menschliche Entwicklung verursacht, 
gesunken sind. Der Anstieg des Meeresspie-
gels hat die stärksten direkten Auswirkun-
gen auf industrialisierte Küstenländer und 
auf kleine Inselentwicklungsstaaten, mit dem 
Unterschied, dass erstere meist besser darauf 
vorbereitet und zweitere sehr viel anfälliger 
dafür sind.
Chronische Gefahren  
für die Umwelt
Der Klimawandel stellt nicht die einzige 
Gefahr für die Umwelt dar. Durch Raubbau 
an Wäldern und Böden und die Übernutzung 
der Gewässer können langfristige Existenz-
grundlagen, die Verfügbarkeit von Frischwas-
ser und unentbehrliche erneuerbare Ressour-
cen wie z.B. Fischgründe, bedroht sein. In 
diesen Problemen spiegeln sich zuweilen auch 
mangelnde Chancengleichheit und unaus-
geglichene Machtverhältnisse wider, wie in 
Kapitel 3 aufgezeigt wird. Darüber hinaus sind 
sie mit weiteren Folgeerscheinungen wie dem 
Verlust der biologischen Vielfalt verbunden 
(Kasten 2.7).
TABELLE 2.3
Durch katastrophen verursachte todesopfer und kosten, mittlere 







(in Prozent des BNE)
1971–1990 1991–2010 1971–1990 1991–2010 1971–1990 1991–2010
HDI-Gruppe
Sehr hoch 0,9 0,5 196 145 1,0 0,7
Hoch 2,1 1,1 1.437 1.157 1,3 0,7
Mittel 2,7 2,1 11.700 7.813 3,3 2,1
Niedrig 6,9 1,9 12.385 4.102 7,6 2,8
Welt gesamt 2,1 1,3 3.232 1.822 1,7 1,0
Hinweis: Die Werte beziehen sich auf die mittleren Auswirkungen aller klimatisch bedingten, hydrologischen und meteorologisch 
bedingten Naturkatastrophen in dem jeweiligen Zeitraum.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage der Datenbank über Notfallereignisse/Internationale Katastrophen des 
Centre for Research on the Epidemiology of Disasters.
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Bodenerosion, Wüstenbildung  
und Wasserverknappung
In den vergangenen 50 Jahren hat sich die 
Agrarproduktion verdoppelt, obwohl die 
Anbaufläche nur um zehn Prozent gewachsen 
ist. Doch die Degradation des Bodens und der 
Wasserressourcen schreitet weiter voran: Bis 
zu 40 Prozent der Anbauflächen sind bereits 
von Bodenerosion, verminderter Fruchtbar-
keit und Überweidung betroffen.53 
Im Extremfall kann die Übernutzung 
dazu führen, dass Ackerland zur Wüste wird – 
das Gesamtausmaß der Degradation lässt sich 
jedoch nur schwer quantitativ bestimmen.54 
Schätzungsweise 31 Prozent der gesamten 
Landfläche in Ländern mit niedrigem, mitt-
lerem oder hohem HDI und etwa 51 Prozent 
in Ländern mit sehr hohem HDI sind von 
Bodendegradation betroffen. Die geringsten 
Anteile von stark und sehr stark degradierten 
Böden in Entwicklungsregionen findet man 
in Lateinamerika und der Karibik sowie in 
Europa und Zentralasien, die größten in Süd-
asien. Dennoch haben die arabischen Staaten 
(25 Prozent der Bevölkerung) und Afrika 
südlich der Sahara (22 Prozent) den höchsten 
Anteil von Einwohnern, die auf degradierten 
Flächen leben (siehe statistische Tabelle 7).
Wasser ist für natürliche Systeme und die 
menschliche Entwicklung von entscheiden-
der Bedeutung. Bewässerte Flächen werfen 
einen zwei bis drei Mal höheren Ertrag ab, als 
es beim Regenfeldbau der Fall ist. 70 bis 85 
Prozent der Wassernutzung entfallen auf die 
Landwirtschaft – und bei geschätzten 20 Pro-
zent der weltweiten Getreideproduktion wird 
Wasser nicht nachhaltig genutzt. Außerdem 
soll sich Prognosen zufolge die Nachfrage nach 
Wasser für die Nahrungsproduktion bis 2050 
verdoppeln.55
Die Wasserentnahmemengen haben sich 
in den letzten 50 Jahren verdreifacht.56 Weil 
mehr Wasser aus den Grundwasserleitern 
hochgepumpt wird, als auf natürlichem Wege 
wieder nachfließt, sinkt der Grundwasserspie-
gel. Der Hauptgrund dafür ist die Zerstörung 
von Feuchtgebieten, Trinkwasserschutzgebie-
ten und natürlichen Wasserreservoirs zuguns-
ten einer industriellen und agrarischen Nut-
zung. Im HDR 2006 wurde dargelegt, auf 
welche Weise Macht, Armut und Ungleichheit 
zur Wasserverknappung beitragen.
Entwaldung
Ein Bereich, in dem die Erfordernisse der Ent-
wicklung in Widerspruch zu ökologischer 
Nachhaltigkeit zu geraten scheinen, ist der 
Abbau der Wälder, der ja schon sehr lange von-
statten geht: Die Erde ist heute nur noch von 
drei Fünfteln der Waldflächen bedeckt, die es 
in prähistorischer Zeit gab.57 Zwar ist die Ent-
waldung oft mit der Entwicklung in Zusam-
menhang gebracht worden, doch die heutigen 
Trends haben eher etwas mit Unterentwick-
lung zu tun.
Die Länder mit sehr hohem HDI und 
diejenigen mit niedrigem HDI weisen im 
KASTEN 2.7
Biologische Vielfalt –  
der fortschreitende Verlust unserer Ökosysteme
Intakte und widerstandsfähige Ökosysteme – und die lebenswichtigen Funktionen, die sie 
erfüllen – hängen von der biologischen Vielfalt ab, die sie in sich bergen. Doch der Verlust 
der biologischen Vielfalt schreitet weltweit rasch fort. Im Verlauf des letzten Jahrzehnts war 
zu beobachten, wie Süßwasserfeuchtgebiete, Lebensräume im Meereis, Salzwiesen und 
Korallenriffe erheblich zurückgedrängt wurden. So wird auch im Bericht Global Biodiversity 
Outlook 3 der Biodiversitäts-Konvention darauf hingewiesen, dass es „vielfache Anzeichen 
für einen weiteren Rückgang der Biodiversität in allen drei Hauptbestandteilen – Gene, Arten 
und Ökosysteme“ gebe. Dem Bericht zufolge sind die natürlichen Lebensräume in den meisten 
Teilen der Welt im Schrumpfen begriffen und mittlerweile schätzungsweise fast ein Viertel 
aller Pflanzenarten vom Aussterben bedroht.
Umweltwissenschaftler sind der Auffassung, dass wir derzeit ein Massenartensterben 
erleben, das sich in einem vielleicht noch nie dagewesenen Tempo vollzieht: Es ist zu befürch-
ten, dass rund die Hälfte der geschätzten zehn Millionen Arten auf unserem Planeten noch 
in diesem Jahrhundert vom Erdboden verschwinden werden. Dieser Verlust ist hauptsächlich 
auf die Umnutzung von Naturgebieten für Landwirtschaft und Stadtentwicklung zurückzufüh-
ren; weitere Ursachen sind u.a. die Einschleppung gebietsfremder invasiver Arten, Raubbau 
an den natürlichen Ressourcen, Umweltverschmutzung und zunehmend auch die Folgen des 
Klimawandels.
Etwa zehn bis 30 Prozent der Säugetier-, Vogel- und Amphibienarten sind heute vom Aus-
sterben bedroht, in ärmeren Ländern sogar noch mehr. Dies ist teilweise dadurch bedingt, dass 
viele der „Biodiversitäts-Hotspots“ genannten Brennpunkte der biologischen Vielfalt (also 
Gebiete mit den reichsten und am meisten gefährdeten Vorkommen tierischen und pflanzlichen 
Lebens) in den Tropen liegen.
In tropischen Entwicklungsländern, in denen die arme Bevölkerung in hohem Maße auf 
natürliche Ressourcen angewiesen ist, hat der Verlust der biologischen Vielfalt schwere 
Auswirkungen für die menschliche Entwicklung. So sind beispielsweise in der Natur frei vor-
kommende Lebensmittel eine wichtige Vitamin- und Mineralienquelle in der Ernährung vieler 
afrikanischer Bevölkerungsgruppen. Die Nutzung von in der Natur frei vorkommenden Lebens-
mitteln kann außerdem die Übertragung von Krankheiten in komplexen tropischen Ökosyste-
men verringern.
Quelle: Klein et al. 2009; Myers und Knoll, 2001; Rockström et al. 2009; Roscher et al. 2007; Secretariat of the Convention on 
Biological Diversity 2010.
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Durchschnitt einen ähnlich hohen Waldanteil 
auf (28 bis 29 Prozent); in den Ländern mit 
mittlerem HDI liegt er bei rund 23 Prozent.58 
Während in den Ländern mit sehr hohem 
HDI seit 1990 die Bewaldung insgesamt um 
etwa ein Prozent zugenommen hat, hatten 
die Länder mit niedrigem HDI einen durch-
schnittlichen Waldverlust von elf Prozent zu 
verzeichnen. In den Ländern mit hohem HDI 
betrug der Waldverlust durchschnittlich vier 
Prozent, wohingegen in den Ländern mit 
mittlerem HDI praktisch keine Veränderung 
festzustellen war. Die größten Verluste weisen 
Lateinamerika und die Karibik sowie Afrika 
südlich der Sahara auf, gefolgt von den arabi-
schen Staaten; in allen anderen Regionen war 
ein geringfügiger Zuwachs zu verzeichnen 
(Grafik 2.10).59
Sieben Entwicklungsländer (Bhutan, 
China, Costa Rica, Chile, El Salvador, Indien 
und Vietnam) haben in letzter Zeit mithilfe 
eigener und internationaler Programme den 
Übergang vom Abholzen zum Wiederauffors-
ten bewerkstelligt. Es gibt jedoch Anzeichen 
dafür, dass einige dieser Länder eigentlich 
nur die Abholzung in andere Entwicklungs-
länder verlagert haben. Denn für jeweils 100 
Hektar Aufforstungsf läche importierten 
sie den Gegenwert von 74 Hektar in Holz-
produkten.60 Durchgeführte Simulationen 
haben erkennen lassen, dass die Europäi-
sche Union von jeweils 100 Kubikmetern, 
um den sie ihren Holzeinschlag reduziert, 
75 Kubikmeter in die Entwicklungslän-
der auslagert, hauptsächlich in die Tro-
pen; bei Australien und Neuseeland sind es 
70 Kubikmeter und bei den Vereinigten Staaten 
46 Kubikmeter.61 Wenn man die Trends der 
globalen Aufforstung verstehen will, muss 
man daher sowohl den Verbrauch und den 
Handel als auch die Produktion betrachten.62 
So konsumiert beispielsweise die Schweiz 
Agrarerzeugnisse in einer Höhe, die über 150 
Prozent ihrer Anbauflächen entspricht.63
Eine besorgniserregende Entwicklung, 
die damit verbunden ist, ist die Zunahme 
internationaler „Landaneignungen“ – dabei 
kaufen Staaten und Unternehmen große 
Gebiete in Ländern, die über überschüssige 
Flächen verfügen, sowie in ärmeren Ländern 
auf (Kasten 2.8).
Degradation der Meeresökosysteme
Fisch ist eine wichtige Eiweißquelle für Hun-
derte Millionen Menschen: In Nordamerika 
werden im Jahr durchschnittlich 24 Kilo-
gramm verzehrt, in Asien sind es 18,5 und in 
Lateinamerika und der Karibik 9,2.64 Doch 
eine Befischung, die über die natürliche Ver-
mehrung hinausgeht, verbunden mit dem 
Ausbaggern von Gewässern und der Verklap-
pung des Baggerguts, der Einleitung anderer 
Schadstoffe sowie der Errichtung einer Infra-
struktur und der Entstehung von Tourismus 
an den Küsten, unterminiert die Vorausset-
zungen, die für intakte Meeresökosysteme 
erforderlich sind, und gefährdet damit deren 
Nachhaltigkeit.
Die gegenwärtige jährliche Fischfang-
menge von 145 Millionen Tonnen über-
steigt die bei einer nachhaltigen Befischung 
mögliche jährliche Höchstmenge bei Wei-
tem, denn diese beträgt nur 80 bis 100 Mil-
lionen Tonnen.65 Im Jahr 2008 schätzte die 
GRAFIK 2.10
In manchen regionen wird abgeholzt, in anderen aufgeforstet und 
wiederaufgeforstet
Waldanteile und Veränderungsraten nach Regionen, 1990-2010 (in Millionen Quadratkilometern)


































Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten aus World Bank (2011b).
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Welternährungsorganisation (FAO), dass 53 
Prozent der bekannten Fischbestände voll-
ständig genutzt, 28 Prozent übernutzt, drei 
Prozent erschöpft und nur 15 Prozent mäßig 
genutzt waren.66 Obgleich die Gesamtfang-
menge noch nicht zurückgegangen ist, ist der 
Ertrag bei einigen Arten, insbesondere größe-
ren Fischen, seit den 1980er Jahren erheblich 
gesunken.
Auch hier erkennen wir ein beträchtli-
ches Missverhältnis: Auf rund zehn Prozent 
aller Fischereitätigkeiten entfallen geschätzte 
90 Prozent der gesamten Fangmenge, denn 
vor allem in den Industrieländern nutzen 
die Fischer kapitalintensive Methoden wie 
technisch hochgerüstete Fischereischiffe, die 
über Lagermöglichkeiten über einen längeren 
Zeitraum hinweg sowie maschinelle Schlepp-
netze, welche für die Tiefseefischerei geeignet 
sind, verfügen. Die durchschnittliche Jahres-
produktion der Fischzüchter beträgt 172 Ton-
nen in Norwegen, 72 in Chile, sechs in China 
und zwei in Indien. Zwar arbeiten 85 Prozent 
der Beschäftigten in der Fischereiindustrie 
in Asien, doch die Jahresproduktion in der 
Region beträgt lediglich 2,4 Tonnen pro Mee-
resfischer, verglichen mit bis zu 23,9 Tonnen 
in entwickelten Regionen wie Europa.67 Große 
kommerzielle Fischereiunternehmen fangen 
nicht nur größere Mengen an Fisch, sondern 
sie praktizieren auch schädliche Fangmetho-
den wie den Einsatz von Grundschleppnetzen, 
die einen hohen Anteil von Beifang zur Folge 
haben.
Trotz staatlicher Initiativen zur Verhin-
derung einer Überfischung nehmen die Fang-
zahlen weiter zu, am stärksten in einigen Ent-
wicklungsregionen.68 Die Zahlen haben sich 
zwischen 1980 und 2005 beispielsweise in 
Ostasien und dem Pazifikraum mehr als ver-
vierfacht. An dieser Zunahme wird wiederum 
unter anderem klar, dass ein Großteil der Pro-
duktion in den Export in die Industriestaaten 
geht, die einen höheren Pro-Kopf-Verbrauch 
aufweisen.
Umweltverschmutzung
Aus den Studien der letzten Zeit geht hervor, 
dass die Übergänge bei der Umweltverschmut-
zung womöglich komplexer sind, als es durch 
die Umwelt-Kuznets-Kurve beschrieben wird, 
welche besagt, dass die Umweltverschmutzung 
zunächst zunimmt und danach mit zuneh-
mender wirtschaftlicher Entwicklung wieder 
abnimmt.69 Beispielsweise haben einkom-
mensschwache Städte lokale, unmittelbare 
und armutsbedingte Umweltprobleme, in 
Städten mit mittleren Einkommen herrschen 
stadtweit Probleme, die durch rasches Wachs-
tum bedingt sind, und reiche Städte leiden an 
den Folgen eines wohlhabenden Lebensstils.70 
Mit zunehmendem Wohlstand verringern sich 
also die „braunen“ Umweltverschmutzungs-
probleme einkommensschwacher Städte wie 
unzureichende Wasserversorgung, Abwasser- 
und Abfallentsorgung – an deren Stelle tre-
ten „grüne“ ökologische Themen wie Abfall-
vermeidung, hohe Schadstoffemissionen und 
ineffiziente Verkehrsmittel.
Städte gehören zu den größten Verursa-
chern von Umweltverschmutzung, bieten 
KASTEN 2.8
Landaneignung – ein zunehmendes Phänomen?
Private, staatliche und öffentlich-private Gemeinschaftsunternehmen, üblicherweise aus ka-
pitalreichen Ländern, schließen langfristige Pachtverträge für große Landstücke (oft größer 
als 1.000 Hektar) in Entwicklungsländern ab oder erwerben Eigentumsrechte daran. An dieser 
Landnahme sind wirtschaftlich starke Entwicklungsländer wie China, Indien und Saudi-Ara-
bien, aber auch die Industrieländer beteiligt. Je nach Quelle gehen die Schätzungen über die 
verlagerten Flächen auseinander. Es ist die Rede von über 20-30 Millionen Hektar im Zeitraum 
zwischen 2005 und Mitte 2009 sowie rund 45 Millionen Hektar zwischen 2008 und 2010; alle 
Quellen stimmen darin überein, dass sich der Prozess in letzter Zeit beschleunigt hat. Dabei 
scheint der Anstieg der Rohstoffpreise der Hauptbeweggrund sowohl für staatliche als auch 
für private Käufe zu sein.
Von manchen wird dieses Phänomen als Chance für überfällige Investitionen in die Moderni-
sierung der Landwirtschaft gesehen, die den Zugang zu besserer Technologie ermöglichen, mehr 
Arbeitsplätze für Landwirte schaffen und die Armut in ländlichen Gebieten reduzieren werden. 
Andere hingegen betrachten es als Bedrohung für die örtlichen Bevölkerungen. Eine jüngst von 
der Weltbank durchgeführte Studie bekräftigt die letztere Sichtweise und kommt zu dem Ergeb-
nis, dass der erhoffte Nutzen nicht eingetreten sei. In mehreren Studien wurde über Menschen-
rechtsverletzungen berichtet, wobei die örtlichen Bevölkerungen zwangsweise umgesiedelt 
und der Zugang zu örtlichen natürlichen Ressourcen eingeschränkt wurde. Am meisten hatten 
darunter Kleinbauern, die indigene Bevölkerung und Frauen zu leiden, die oft keine formalen 
Besitzansprüche an dem Land haben, das sie bewohnen und bewirtschaften. Umweltschutzorga-
nisationen haben Kritik an den negativen Auswirkungen geäußert, zu denen die Entwaldung, der 
Verlust der biologischen Vielfalt sowie die Bedrohung wildlebender Tiere zählen.
In letzter Zeit bemühen sich internationale Initiativen darum, einen Regelungsrahmen zu 
schaffen, um den Nutzen breiter zu verteilen und das Gleichgewicht von Chancen und Risiken 
herzustellen. Die Herausforderung liegt in der Umsetzung institutioneller Vereinbarungen auf 
mehreren Ebenen, einschließlich einer wirksamen Beteiligung vor Ort, um bei dieser größeren 
Veränderung der Landnutzung Aspekte von Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit zu stärken.
Quelle: Borras und Franco 2010; Deiniger et al. 2011; IFAD 2011; Da Vià 2011.
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aber gleichzeitig auch Möglichkeiten, um die 
Nachhaltigkeit zu fördern. Stadtbewohner 
verbrauchen 60 bis 80 Prozent der weltweit 
produzierten Energie und sind etwa im glei-
chen Umfang für die Kohlendioxidemissio-
nen mitverantwortlich.71 Städte können aber 
auch zur Nachhaltigkeit beitragen, insbeson-
dere, wenn auch Umwelterwägungen in die 
Stadtplanung einbezogen werden. Die hohe 
Bevölkerungsdichte fördert Skaleneffekte 
mit den damit verbundenen Größenvorteilen 
sowie die Spezialisierung von Fachwissen und 
Unternehmen. Aufgrund dieser Merkmale 
gestaltet sich ein Großteil der Infrastruktur 
und der öffentlichen Güter wie Wasserversor-
gung, Abfall- und Abwasserentsorgung und 
öffentliche Verkehrsmittel kostengünstiger 
und es bieten sich größere Möglichkeiten zur 
Wiederverwendung und Wiederverwertung 
von Abfallstoffen. Schätzungen zufolge ist mit 
einer Verdoppelung der Einwohnerzahl einer 
Stadt ein lediglich um 85 Prozent höherer Infra- 
strukturbedarf verbunden.72 So betragen die 
Pro-Kopf-Emissionen in New York City nur 
30 Prozent des Landesdurchschnitts der Ver-
einigten Staaten; dasselbe gilt in Brasilien für 
Rio de Janeiro.73 Der Durchschnittsbewoh-
ner von Manhattan verursacht im Jahr einen 
um 14.127 Pfund geringeren Kohlendioxid-
ausstoß als ein Bewohner der Vororte New 
Yorks, was zum Teil darauf zurückzuführen 
ist, dass ersterer seltener ein Verkehrsmittel in 
Anspruch nimmt.74 Dieses Muster lässt sich 
auf alle Großstadtregionen in den Vereinigten 
Staaten übertragen.
Die Kehrseite der Medaille ist, dass Städte 
ein riesiges Abfallaufkommen erzeugen und 
eine enorme Verschmutzung der Außenluft 
KASTEN 2.9
Gefährliche Abfälle und das Basler Übereinkommen
Als in den 1970er und 1980er Jahren in den Industrieländern die öffentliche 
Besorgnis über die Sondermüllproblematik immer stärker wuchs, führten 
viele Regierungen strenge gesetzliche Vorschriften ein. Womit man jedoch 
nicht gerechnet hatte, war, dass dies auch zu einer massiven Zunahme der 
Exporte von gefährlichen Abfällen – dazu zählen u.a. Asbest, Quecksilber, 
Asche, Schwermetalle, Klinikabfälle und Pestizide – in die Entwicklungslän-
der führen würde. Denn das bestehende wirtschaftliche Gefälle machte es 
für einige Länder zu einer verlockenden Vorstellung, den Industriestaaten 
gegen Bezahlung Sondermüll abzunehmen. So bot in den 1980er Jahren ein 
Zusammenschluss europäischer und US-amerikanischer Firmen Guinea-
Bissau für die Abnahme von Giftmülllieferungen 600 Millionen US-Dollar, 
d.h. etwa das Fünffache seines Bruttonationalprodukts, doch aufgrund von 
internationalem Druck lehnte das Land dieses Ansinnen letztendlich ab.
Das Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenzüberschreiten-
den Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung regelt derartige 
Exporte und schreibt eine Einwilligungserklärung der Abnehmer nach erfolg-
ter Aufklärung über die Beschaffenheit der Abfallstoffe vor. Bis heute sind 
175 Länder dem Basler Übereinkommen beigetreten; zu den wenigen Aus-
nahmen zählen die Vereinigten Staaten. Eine 1995 vorgenommene Ände-
rung des Übereinkommens verbietet alle Exporte von gefährlichen Abfällen, 
wurde jedoch noch nicht von der nötigen Dreiviertelmehrheit der Teilnehmer 
ratifiziert. Das Übereinkommen erkennt zwar die Dringlichkeit des Problems 
an, ein adäquater internationaler Regelungsrahmen wurde bislang allerdings 
nicht erstellt.
Die Entwicklungsländer sind nach wie vor ernsthaften Bedrohungen 
durch gefährliche Abfälle ausgesetzt. Im Jahr 2006 kippte eine niederlän-
dische Firma 500 Tonnen Giftmüll an 16 Stellen in Abidjan ab, wodurch das 
Trinkwasser, der Boden und die Fischgründe der Stadt verseucht wurden; 
mindestens zehn Menschen wurden getötet und über 100.000 Einwohner 
in Mitleidenschaft gezogen. Fälle dieser Art zeigen nicht nur Schwächen im 
Basler Übereinkommen auf, sondern werfen auch ein Licht auf die ökono-
mische Realität in vielen Entwicklungsländern. Das Übereinkommen geht 
davon aus, dass die Entwicklungsländer über die technischen und administ-
rativen Möglichkeiten verfügen, um das Risiko der Annahme von Abfallliefe-
rungen abschätzen zu können, und dass die Regierenden dort ein Verantwor-
tungsbewusstsein haben, das sie pekuniären Anreizen widerstehen lässt, 
was jedoch nicht immer der Fall ist.
Elektronikschrott oder E-Müll, der am schnellsten wachsende Bereich 
der weltweit erzeugten Abfälle, ist mit großen Gefahren für Gesundheit 
und Umwelt verbunden. Von 2004 bis 2008 produzierten China, Indien, 
Thailand, die Vereinigten Staaten und die Europäische Union zusammen 
17 Millionen Tonnen E-Müll pro Jahr; das Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen schätzt das globale Elektronikschrottaufkommen auf jährlich 20-
50 Millionen Tonnen. Nur ein kleiner Teil davon wird der Wiederverwertung 
zugeführt; beispielsweise wurden 2007 in den Vereinigten Staaten weniger 
als 20 Prozent des aus Altgeräten wie Fernsehern, Mobiltelefonen, Com-
putern und Zubehör stammenden Elektronikschrotts wiederverwertet. Der 
Rest wurde auf Mülldeponien verbracht, die zumeist in Entwicklungsländern 
wie China, Indien und Nigeria liegen. Nichtsdestotrotz hat sich das E-Müll-
Recycling zu einem dynamischen Wirtschaftszweig entwickelt, insbesonde-
re in China und Indien, wo die Rückgewinnung und Reparatur von Material 
aus ausrangierten Elektronikgeräten und der Handel damit eine bedeutende 
Erwerbsquelle für die arme Bevölkerung darstellt. Diese Produkte enthalten 
jedoch hochgiftiges Blei, Quecksilber und Cadmium. Man kann zwar ent-
sprechende Schutzmaßnahmen treffen, doch scheinen sich viele Menschen 
der Gefahren nicht bewusst zu sein.
Quelle: Andrews 2009; Sonak, Sonak und Giriyan 2008; Widmer et al. 2005; Robinson 2009; UNEP/GRID-Europe 2005; GreenPeace 2009; UNEP und UNU 2009; www.epa.gov/international/toxics/ewaste.html; 
http://toxipedia.org/display/toxipedia/Electronic+Waste+%28E-Waste%29
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verursachen können. Die Luftverschmutzung, 
die in Ballungsgebieten meist schlimmer ist 
als anderswo, stellt weltweit eine der Haupt-
ursachen von Atemwegs- und Herz-Kreislauf-
erkrankungen dar. Weiterhin ist ein einge-
schränkter Zugang zu sicherem Trinkwasser 
und hygienischen Sanitäranlagen für 1,6 Mil-
lionen Todesfälle im Jahr verantwortlich.75 
Stadtbewohner produzieren außerdem gewal-
tige Mengen an Abfall, dessen Entsorgung nur 
zu oft nicht zufriedenstellend geregelt ist. So 
leiden beispielsweise Gebiete in der Nähe von 
Neu-Delhi und Kathmandu sehr stark unter 
der Verschmutzung der Flüsse.76 Trotz der mit 
dem 1992 in Kraft getretenen Basler Über-
einkommen eingeführten Beschränkungen 
exportieren einige reichere Länder weiterhin 
ihre Abfälle in ärmere Länder, mit entspre-
chenden schädlichen Auswirkungen (Kasten 
2.9). Die Verschmutzung der Außenluft ist in 
Städten im Allgemeinen schlimmer, wie auch 
die damit verbundenen gesundheitlichen Fol-
gen (Kapitel 3). Die hohe Konzentration von 
Schadstoffen führt außerdem verstärkt zur 
Wolkenbildung, was sich wiederum auf die 
Niederschläge auswirkt.
Eine hohe Bevölkerungsdichte bedeutet 
aber, dass selbst geringe Abnahmen der Schad-
stoffemissionen, Wassernutzung oder des 
Energieverbrauchs pro Kopf zu beträchtlichen 
absoluten Verbesserungen führen können. Da 
rund die Hälfte der Weltbevölkerung im städ-
tischen Raum lebt, stellen diese potenziellen 
Verbesserungen eine riesengroße Chance dar. 
Zwischen der Verteilungsgerechtigkeit und 
der Dichte von Städten besteht ein komplexer 
Zusammenhang. Kompaktere Wohngebiete 
und erschwingliche Verkehrsmittel können 
jedoch der Gerechtigkeit zuträglich sein, da 
sie die Zugangsmöglichkeiten erhöhen. Es gibt 
auch einige Anzeichen dafür, dass eine höhere 
Städtedichte mit einer geringeren sozialen 
Trennung einhergeht.
Naturkatastrophen können besonders ver-
heerende Auswirkungen haben, wenn Städte 
getroffen werden, wie es beim Hurrikan Kat-
rina in New Orleans in den Vereinigten Staa-
ten der Fall war. Städte benötigen Investitio-
nen in ihre Infrastruktur und Mechanismen, 
um mit derartigen Bedrohungen umgehen zu 
können. Rio de Janeiro nutzt hochentwickelte 
Modellierungstechniken, um Naturkatastro-
phen vorhersagen und Präventivmaßnahmen 
ergreifen zu können.
Die globalen Trends stimmen optimis-
tischer. Die Messung der Umweltverschmut-
zung war zwar Gegenstand heftiger Debat-
ten, doch es lässt sich nun daran ablesen, dass 
die Feinstaubkonzentrationen in der Außen-
luft in den letzten zwei Jahrzehnten über-
all auf der Welt zurückgegangen sind.77 
In Afrika südlich der Sahara war der Rück-
gang stärker, wobei auch das Ausgangsniveau 
höher war. In den Ländern mit sehr hohem 
HDI ist die Umweltverschmutzung um fast 
ein Drittel zurückgegangen. Dennoch ist 
in Ländern mit niedrigem, mittlerem oder 
hohem HDI die durchschnittliche Fein-
staubkonzentration in städtischen Gebieten 
um das 2,3-fache höher als in Ländern mit 
sehr hohem HDI.78 Das liegt daran, dass rei-
chere Länder striktere Vorschriften bezüg-
lich der Luftqualität haben und verstärkt 
Maßnahmen zur Reduzierung der Luftver-
schmutzung ergreifen wie z.B. Filteranlagen 
für Kraftwerke und Industrieanlagen, Kata-
lysatoren für Kraftfahrzeuge und sauberere 
Treibstoffe.79
*   *   *
Dieser Abschnitt über die Trends bei wich-
tigen Umweltindikatoren und die Bedro-
hung, die diese für die menschliche Ent-
wicklung darstellen, hat aufgezeigt, dass an 
mehreren, aber längst nicht allen Fronten 
Verschlechterungen eingetreten sind. Bemer-
kenswerte Fortschritte bei der Eindämmung 
der Luftverschmutzung lassen beispielsweise 
erkennen, dass einige Dimensionen der 
Umwelt sich durch Entwicklung verbessern 
lassen. Am besorgniserregendsten ist, dass 
die ärmsten Länder am schwersten unter den 
Folgen der Umweltdegradation leiden. Im 
nächsten Kapitel bestätigt sich, dass dieses 
Muster auch innerhalb der einzelnen Länder 
zutrifft. Zunächst werden wir jedoch untersu-
chen, wie Länder diese Muster durchbrochen 
haben, um nachhaltige und gerechte Fort-




bedeutet, dass selbst 
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erfolge bei der förderung 
nachhaltiger und gerechter 
menschlicher entwicklung
Wie lassen sich diese gegensätzlichen Abläufe 
am ehesten interpretieren? Ist es möglich, fest-
zustellen, welche Länder bei der menschlichen 
Entwicklung, Nachhaltigkeit und Gerechtig-
keit besser abschneiden als die anderen? Das 
ist ein schwieriges Unterfangen –nicht zuletzt 
auch deshalb, weil sich Nachhaltigkeit nicht 
an einem einzelnen Indikator richtig festma-
chen lässt. Wir haben dennoch einen mögli-
cherweise sinnvollen Ansatz für die Bewer-
tung gemeinsamer Fortschritte in Richtung 
auf diese Ziele dargelegt und eine Reihe von 
Indikatoren betrachtet, die interessante Auf-
schlüsse über erfolgversprechende politische 
Herangehensweisen gewähren. In den Ergeb-
nissen sind viele der Erkenntnisse, die wir bis 
hierher zusammengetragen haben, zusammen-
gefasst und es wird eine Brücke zu der Analyse 
von Gemeinschaften und Haushalten geschla-
gen, die im nächsten Kapitel vorgenommen 
wird. Wir haben eine Verfahrensweise vor-
geschlagen, einige Beispiele für positive Syn-
ergien aufgezeigt, bei denen von einzelnen 
Ländern eine nachhaltige menschliche Ent-
wicklung verbunden mit Gerechtigkeit geför-
dert wurde, und die wichtigsten Implikatio-
nen für die Politik erörtert.
Wie lassen sich positive Synergien auf-
zeigen? Der von uns erstellte Bezugsrahmen 
bezieht sowohl die lokalen als auch die globa-
len Dimensionen der Nachhaltigkeit mit ein, 
auf die wir schon in Grafik 2.3 abgehoben 
hatten. Die lokalen Gesichtspunkte, die im 
nächsten Kapitel gründlicher untersucht 
werden, hängen mit den unmittelbaren Aus-
wirkungen zusammen, die eine Deprivation 
bezüglich des Zugangs zu Wasser und eine 
Verschmutzung der Raumluft auf die Men-
schen auf der Ebene der Haushalte hat. Diese 
Variablen wurden in Abhängigkeit vom Mit-
telwert der in der jeweiligen Region erreich-
ten Erfolge beurteilt. Dabei mussten wir auch 
regionale Unterschiede berücksichtigen, denn 
sonst würde man nur Länder mit sehr hohem 
HDI als erfolgreich erachten, und das wäre 
wenig erhellend bezüglich der unterschiedli-
chen Gegebenheiten, denen sich die Menschen 
auf der ganzen Welt gegenübersehen.
Die globalen Umweltaspekte der Nach-
haltigkeit – also diejenigen, die weitreichende 
Bedrohungen darstellen – wurden normativ 
anhand von Treibhausgasemissionen, Ent-
waldung und Wassernutzung gemessen, und 
zwar jeweils in Abhängigkeit von weltweiten 
Normen, in denen bewährte Praktiken zum 
Ausdruck kommen. Derselben Logik fol-
gend ermittelten wir diejenigen Länder, die 
in puncto HDI und Ungleichheit eine bessere 
Bilanz aufweisen als der Durchschnitt ihrer 
Region. Durch die Anwendung dieses mehrdi-
mensionalen Filters waren wir in der Lage, eine 
vorläufige Liste der Länder zu erstellen, die ver-
gleichsweise erfolgreicher auf lokal begrenzte 
und globale Umweltgefahren reagieren und 
auch bezüglich HDI und Gerechtigkeit bes-
ser abschneiden. Aufgrund uneinheitlicher 
Daten und anderer Probleme hinsichtlich der 
Vergleichbarkeit dienen die Ergebnisse jedoch 
TABELLE 2.4
länder, die bei Umwelt, menschlicher entwicklung und gerechtigkeit vergleichsweise gut abschneiden, 
letztes verfügbares Jahr
Land
Globale Bedrohungen Lokale Auswirkungen
Menschliche Entwicklung  
und Gerechtigkeit
Treibhausgas-
emissionen Entwaldung Wassernutzung Zugang zu Wasser Luftverschmutzung
HDI




(in Prozent des 
regionalen 
Mittelwerts)
Costa Rica ✔ ✔ ✔ ✔ ✔ 104 77
Deutschland ✔ ✔ ✔ ✔ 103 91
Philippinen ✔ ✔ ✔ ✔ 103 89
Schweden ✔ ✔ ✔ ✔ 102 70
Hinweis: Diese Länder erfüllen alle die Kriterien der absoluten Schwellenwerte für globale Bedrohungen gemäß der Definition in Endnote 80, schneiden sowohl im Bereich der menschlichen Entwicklung als auch 
im Bereich der Ungleichheit besser ab als der Mittelwert der Länder in ihrer jeweiligen Region und sind auch bei den lokalen Auswirkungen besser gestellt als der regionale Mittelwert.
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nur zur Veranschaulichung. Dennoch legen 
sie für die Indikatoren, die wir zusammen-
stellen konnten, einige erfolgversprechende 
Herangehensweisen nahe, die das Potenzial 
haben, einer vergleichsweise gerechten und 
ökologisch nachhaltigen Politik wie auch der 
menschlichen Entwicklung im weiteren Sinne 
förderlich zu sein.
Tabelle 2.4 veranschaulicht die Anwen-
dung der oben beschriebenen gemeinsamen 
Kriterien zur Ermittlung von Ländern, die 
besser abschneiden als der globale Schwellen-
wert (in Bezug auf globale Bedrohungen) und 
besser als der regionale Mittelwert (in Bezug 
auf lokale Auswirkungen, den HDI und Ein-
bußen beim HDI aufgrund von Ungleich-
heit).80 Einige wenige Länder sind an mindes-
tens vier der fünf betrachteten Umweltfronten 
erfolgreich. Costa Rica hebt sich durch gute 
Leistungen bei allen fünf Kriterien hervor. 
Deutschland und Schweden, beides Länder 
mit sehr hohem HDI, weisen in Bezug auf Ent-
waldung, Wassernutzung, Zugang zu Wasser 
und Verschmutzung der Raumluft eine gute 
Bilanz auf; bei den Treibhausgasemissionen 
sieht es weniger gut aus. Die Philippinen sind 
ein interessanter Fall speziell was die Auffors-
tung angeht, weil dort die Zunahme der Wald-
flächen durch soziale Forstwirtschaftspro-
gramme auf Gemeindebasis gefördert wurde. 
Außerdem beträgt die Verschmutzung der 
Raumluft in den Philippinen nur 48 Prozent 
des regionalen Mittelwerts und die traditio-
nell hohe Ungleichverteilung der Einkommen 
wird durch einen breiten Zugang zu Schulbil-
dung und Gesundheitsfürsorge aufgewogen. 
In Kasten 2.10 wird auf die Erfahrungen von 
zwei Ländern, nämlich Costa Rica und Schwe-
den, abgehoben.
Es versteht sich, dass dieses Bild nicht 
vollständig ist. Auf die Unzulänglichkeit des 
Datenmaterials wurde bereits hingewiesen. 
Ein offensichtliches Manko ist auch das Feh-
len von Indikatoren für politische Freiheit und 
Mitwirkungsmöglichkeiten oder den Erfolg 
bei der Gleichstellung von Mann und Frau 
(wie sie beispielsweise durch den GII erfasst 
wird, siehe die Betrachtung im nächsten Kapi-
tel). Alle vier Länder sind Demokratien und 
stehen im Vergleich mit der HDI-Gruppe, der 
sie angehören, in Bezug auf die Gleichstellung 
der Geschlechter gut da.
Die Untersuchung der Trends im Verlauf 
der Zeit ergibt ebenfalls ein uneinheitliches 
Bild. Von den vier Ländern, von denen wir hier 
festgestellt haben, dass sie vergleichsweise gut 
abschneiden, konnten sich nur Deutschland 
und Schweden in allen Bereichen verbessern. 
KASTEN 2.10
Positive Synergien in Schweden und Costa Rica
Aus der Leistung der Länder, von denen wir festgestellt haben, dass sie an allen drei Fron-
ten – Umwelt, menschliche Entwicklung und Gerechtigkeit – gut abschneiden, lassen sich Er-
kenntnisse ableiten und Lehren für die Entwicklung ziehen. An dieser Stelle wollen wir nun die 
Umweltleistung in Schweden und Costa Rica näher betrachten.
Schweden steht gegenwärtig beim Index der menschlichen Entwicklung (HDI) an siebter 
Stelle, nimmt bei den Einbußen bei der menschlichen Entwicklung aufgrund von Ungleichheit 
den sechsten Rang ein und schneidet beim Index der geschlechtsspezifischen Ungleichheit am 
besten von allen Ländern ab. Seine Pro-Kopf-Emissionen waren die sechstniedrigsten für ein 
Land mit sehr hohem HDI und die Messwerte beim Luftverschmutzungsgrad sogar die gerings-
ten unter den Ländern mit sehr hohem HDI und die viertniedrigsten weltweit. Das gute Ab-
schneiden von Schweden scheint auf das ausgeprägte Umweltbewusstsein in dem Land und 
eine Tradition von auf Gleichheit beruhender, demokratischer Politik zurückzuführen zu sein. 
So setzte sich beispielsweise das 1957 gegründete Komitee zur Erforschung des Schutzes und 
der Nutzung der Natürlichen Ressourcen dafür ein, in der Öffentlichkeit ein Bewusstsein für 
Umweltprobleme zu schaffen und es fungierte als einflussreiche Lobbygruppe. Andere frühe 
Anhaltspunkte sind unter anderem eine Umfrage aus dem Jahr 1969, in der sich eine Mehr-
heit für ein langsameres Wirtschaftswachstum aussprach, um Umweltschäden zu vermeiden, 
sowie für die Erhöhung der Steuern vor Ort zur Bekämpfung der Wasserverschmutzung. Darin 
spiegelt sich eine Bereitschaft wider, für eine bessere Umweltqualität auch zu bezahlen. Das 
Recht auf gemeinsamen Zugriff auf die Ressourcen ist tief in der Psyche der schwedischen Ge-
sellschaft und in jahrhundertealten Gewohnheiten verwurzelt. Das gegenwärtige Bewusstsein 
kommt in den Ergebnissen der Gallup-Umfrage zum Ausdruck, die ergab, dass 96 Prozent der 
Schweden sich des Klimawandels bewusst sind und fast die Hälfte der Bevölkerung diesen als 
ernsthafte Bedrohung betrachtet. Schwedens Errungenschaften in Bezug auf Gerechtigkeit 
und Bildung können sich auch in einer starken politischen Mitsprache niederschlagen, was zum 
Teil erklärt, warum das Umweltbewusstsein und die Feinfühligkeit der Bevölkerung Widerhall 
in einer umweltfreundlichen Politik finden.
In Costa Rica haben mehrere aufeinanderfolgende Regierungen eine Politik umgesetzt und 
Institutionen aufgebaut, die eine ökologische Zielrichtung verfolgen. 1955 richtete Costa Rica 
ein Fremdenverkehrsinstitut ein, um die natürlichen Ressourcen des Landes zu schützen. Der 
Ausgangspunkt seiner Umweltpolitik war jedoch die Forstgesetzgebung Ende der 1980er Jah-
re. Das Gesetz definiert die von Wäldern erbrachten ökologischen Funktionen als Abscheidung 
und Speicherung von Kohlendioxid, Schutz der biologischen Vielfalt, Regulierung des Wasser-
flusses sowie eine erbauliche Landschaft. Es stellte außerdem die Grundlage für die Einfüh-
rung von Zahlungen für erbrachte Umweltdienstleistungen, die als Finanzierungsmechanismus 
zum Schutz der Wälder dienen. Bis Mitte der 1990er Jahre waren dann die Umweltrechte in 
der Verfassung verankert und Costa Rica war zum Pionier für den Verkauf von Kohlendioxid-
Emissionsrechten (nach Norwegen) geworden. Die aktive Mitwirkung der Zivilgesellschaft, 
der Stolz der Bevölkerung auf die landschaftliche Schönheit, die biologische Vielfalt und die 
natürlichen Ressourcen des Landes sowie Investitionsmöglichkeiten bezüglich nachhaltiger 
Praktiken in Wirtschaftszweigen wie dem Tourismus haben ebenfalls beigetragen.
Quelle: Länderbüro Costa Rica des UNDP; Observatorio del Desarrollo und Universidad de Costa Rica 2011;  
Kristrom und Wibe 1997; Lundqvist, 1972.
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Seit den 1990er Jahren haben alle aufgelisteten 
Länder die Luftverschmutzung eingedämmt 
und den Anteil der Bevölkerung, die Zugang 
zu Wasser hat, aufrechterhalten oder verbes-
sert. Außerdem ist es allen mit Ausnahme der 
Philippinen gelungen, ihre Treibhausgasemis-
sionen zu senken.81 Die mehrdimensionale 
Ungleichheit, also Ungleichheit in mehreren 
Bereichen gleichzeitig, ist in diesen Spitzen-
ländern ebenfalls zurückgegangen – außer 
in Costa Rica, wo dennoch eine geringere 
Ungleichheit herrscht als im regionalen 
Durchschnitt.82 
Darüber hinaus haben viele Entwicklungs-
länder erfolgreiche, skalierbare, sektorenspe-
zifische Modelle für den Übergang zu einer 
„Green Economy“ vorexerziert. Im Folgenden 
einige Beispiele83:
•	 Die brasilianische Stadt Curitiba hat 
erfolgreich innovative Ansätze bezüglich 
Stadtplanung, Stadtmanagement und 
Nahverkehr umgesetzt und ist damit der 
Herausforderung eines raschen Bevölke-
rungswachstums begegnet. Die Stadt liegt 
nun bei der Nutzung der öffentlichen Ver-
kehrsmittel ganz vorne in Brasilien (45 
Prozent aller Fahrten) und weist einen der 
geringsten Luftverschmutzungsgrade des 
Landes auf.
•	 Das kenianische Energieministerium 
führte 2008 eine Einspeisevergütung ein, 
um Stromerzeugungsquellen zu erschlie-
ßen und zu diversifizieren, Einkommen zu 
generieren, Arbeitsplätze zu schaffen und 
die Treibhausgasemissionen zu verringern. 
Die Vergütung gilt für Biomasse, Geother-
mie, kleine Wasserkraftwerke sowie Son-
nen- und Windenergie.
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass es 
möglich ist, festzustellen, welche Länder eine 
nachhaltige und gerechte menschliche Ent-
wicklung gefördert haben, und zwar durch 
einen höheren HDI, geringere Ungleichheit 
und ihr Abschneiden bezüglich eines Katalogs 
von Umweltindikatoren, die globale Nachhal-
tigkeit und lokale Bedrohungen berücksich-
tigen. Die Unzulänglichkeit des Datenmate-
rials lässt es zwar nicht zu, eine vollständige 
Rangfolge der Länder zu erstellen, doch wir 
präsentieren einige Ergebnisse zur Veran-
schaulichung und weisen darauf hin, dass die 
Vorgehensweise ein wertvolles Instrument 
darstellt, um darzulegen, dass Länder in ver-
schiedenen Regionen, die ganz unterschiedli-
che strukturelle Merkmale und Entwicklungs-
niveaus aufweisen, politische Maßnahmen 
ergreifen können, die mit einer nachhaltigeren 
und gerechteren menschlichen Entwicklung 
im Einklang stehen.
*   *   *
In diesem Kapitel wurden grundlegende 
Abläufe und Trends bei der menschlichen 
Entwicklung und der Umwelt betrachtet, der 
Nachweis erheblicher Disparitäten zwischen 
den einzelnen Ländern erbracht sowie neue 
Erkenntnisse bezüglich positiver Synergien 
gewonnen. In vielen Fällen tragen die ärms-
ten Länder die Hauptlast der Umweltschä-
den, obwohl sie nur in geringem Maße zu dem 
Problem beitragen. Doch größere Gleichheit – 
sowohl zwischen als auch innerhalb von Län-
dern – geht mit einer besseren Umweltleistung 
einher.
Diese Analyse streicht heraus, dass sich 
Entwicklungsmodelle, die Gerechtigkeit för-
dern und gleichzeitig das Wirtschaftswachs-
tum weniger einseitig bevorzugen, auszahlen 
könnten. Mit diesen Themen werden wir uns 
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auswirkungen erforschen – 
beziehungen verstehen3
Wie wir gesehen haben, gibt es wichtige 
Berührungspunkte zwischen Gerechtigkeit 
und der Umwelt. In diesem Kapitel konzen-
trieren wir uns auf die Auswirkungen unzu-
reichender ökologischer Nachhaltigkeit auf die 
Menschen und die Rolle von Ungleichheit bei 
dieser Beziehung. Wir lenken die Aufmerk-
samkeit auch auf Länder und Gruppen, die 
das Muster durchbrochen haben, indem sie 
Veränderungen von Geschlechterrollen und 
mehr Teilhabe Vorrang eingeräumt haben.
Arme und benachteiligte Menschen lei-
den am stärksten unter Umweltdegradation. 
Dies überrascht niemanden. Fast jede Woche 
berichten die Medien von Katastrophen, die in 
den ärmsten Teilen der Welt Leben zerstören 
– das Leben von Menschen, die bereits stark 
benachteiligt sind.
Außerordentliche Ereignisse führen zu 
mehr Ungleichheit; Gleiches gilt aber auch 
für Aktivitäten, die die Umwelt schädigen. 
Untersuchungen zu den Vereinigten Staa-
ten beispielsweise zeigen, dass Anlagen, in 
denen toxische Abfälle entstehen und die 
mit negativen Auswirkungen auf Gesund-
heit, Bildung und Grundstückspreise ver-
bunden sind, unverhältnismäßig häufig in 
Arbeiter- und Minderheitenvierteln ange-
siedelt sind.1 Unabhängig davon, ob diese 
Auswirkungen eintraten, weil Boden und 
Wohnraum in diesen Gebieten nach der 
Errichtung dieser Anlagen an Wert verloren 
oder weil sich die Bewohner schlechter gegen 
Ansiedlungsentscheidungen zur Wehr set-
zen konnten, ist klar, dass umweltschädliche 
Aktivitäten Rassenungleichheit und soziale 
Ungleichheit verschärfen. Solche Ansied-
lungsentscheidungen fallen nicht nur in 
Marktwirtschaften: In der ehemaligen Sow-
jetunion wurde die kerntechnische Anlage 
Majak in einer Region errichtet, in der vor 
allem muslimische Angehörige der Völker 
der Tataren und Baschkiren sowie Abkömm-
linge von Menschen, die von Stalin unter-
drückt und vertrieben worden waren, lebten.2 
Dieses Kapitel geht den Fragen nach, warum 
und in welcher Form diese Muster heute 
fortbestehen.
Welche Faktoren bestimmen die Bezie-
hung zwischen Umweltdegradation und 
menschlicher Entwicklung? Sowohl das abso-
lute Maß als auch die Verteilung von indivi-
duellen, Haushalts- und Gemeinschaftsfähig-
keiten sind ausschlaggebend. Absolute Formen 
von Deprivation können die Umwelt schädi-
gen und schlechte Umweltbedingungen zer-
stören die Fähigkeiten von Menschen. Viele 
Beispiele veranschaulichen diese Verknüpfun-
gen: Bei gebildeten Mädchen ist die Gebur-
tenziffer niedriger und Gemeinschaften mit 
mehr Teilhabe sind in geringerem Maß von 
Umweltverschmutzung betroffen.
Aus dem Blickwinkel mehrdimensiona-
ler Armut dokumentiert dieses Kapitel zuerst 
Formen von Deprivation in der unmittelbaren 
Umwelt der Armen und wie sich solche For-
men von Deprivation mit den nachteiligen 
Auswirkungen des Klimawandels überschnei-
den können. Dann wendet es sich den damit 
zusammenhängenden umweltbezogenen 
Bedrohungen der Gesundheit, der Bildung 
und der Lebensgrundlagen zu. Anschließend 
wird untersucht, wie chronische Benachtei-
ligung und akute Risiken zusammenwirken, 
sodass im Resultat extreme Ereignisse zu 
noch mehr Ungleichheit führen. Das Kapitel 
schließt mit einem Fokus auf geschlechtsspe-
zifische und machtbezogene Ungleichheiten 
sowie auf der Frage, wie mehr Chancengleich-
heit in diesen Bereichen positive Auswirkun-
gen auf die Umwelt haben kann – was das 
Fundament für die Erforschung grundsatz-
politischer Optionen in den darauffolgenden 
Kapiteln ist.
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eine armutsperspektive
Ein zentrales Thema in diesem Bericht ist, 
dass die am meisten benachteiligten Men-
schen auf der Welt eine „doppelte Last“ schul-
tern müssen. Sie sind stärker gefährdet durch 
Umweltdegradation und müssen auch unmit-
telbare umweltbezogene Bedrohungen durch 
Raumluftverschmutzung, schmutziges Wasser 
und nicht verbesserte sanitäre Einrichtungen 
bewältigen.3 Unser Index der mehrdimensio-
nalen Armut (Multidimensional Poverty Index 
– MPI), der im Bericht über die menschliche 
Entwicklung 2010 eingeführt wurde, gestat-
tet einen näheren Blick auf diese Formen von 
Deprivation auf der Haushaltsebene (Grafik 
3.1).
Der MPI misst Defizite in Bezug auf 
Gesundheit, Bildung sowie Lebensqualität 
und kombiniert dabei die Zahl der von De-
privation betroffenen Menschen und die 
Deprivationsintensität. Dieses Jahr untersu-
chen wir die Verbreitung von umweltbezoge-
ner Deprivation bei den von mehrdimensio-
naler Armut Betroffenen und konzentrieren 
uns dabei auf Defizite im Hinblick auf verbes-
serte Kochbrennstoffe, verbesserte Trinkwas-
serquellen sowie verbesserte sanitäre Einrich-
tungen – und den Grad ihrer Überlappung 
auf der Haushaltsebene, eine Neuerung des 
MPI.
Dies sind absolute Formen von Depriva-
tion, die per se von Bedeutung sind und bei 
denen es sich um Verletzungen grundlegender 
Menschenrechte handelt. Zugang zu gewähr-
leisten – unter anderem zu modernen Koch-
brennstoffen, sauberem Wasser und grund-
legenden sanitären Einrichtungen – schafft 
auch das Potenzial zur Erweiterung von 
Fähigkeiten höherer Ordnung, wodurch der 
Entscheidungsspielraum von Menschen ver-
größert und die menschliche Entwicklung 
vorangetrieben werden. Der Blickwinkel des 
MPI macht kombinierte Formen von Depri-
vation in Bezug auf den Zugang zu verschie-
denen Dingen deutlich.
Formen von Deprivation, von  
denen die Armen betroffen sind
Die mehrdimensionale Armut wird für 109 
Länder geschätzt (siehe Statistische Tabelle 5)4 
und die Ergebnisse sind erstaunlich.
•	 Weltweit sind mindestens sechs von zehn 
Menschen von einer Form umweltbezoge-
ner Deprivation und vier von zehn Men-
schen von zwei oder mehr Formen umwelt-
bezogener Deprivation betroffen.5 Die 
Deprivation ist bei den von mehrdimen-
sionaler Armut Betroffenen akuter. Mehr 
als neun von zehn Menschen sind von 
mindestens einer Form umweltbezogener 
Deprivation betroffen: Fast 90 Prozent 
verwenden keine modernen Kochbrenn-
stoffe, 80 Prozent haben keine angemesse-
nen Sanitäreinrichtungen und 35 Prozent 
haben keinen Zugang zu sauberem Wasser.
•	 Die meisten sind von einander überlappen-
den Formen von Deprivation betroffen: 
Acht von zehn armen Menschen leiden 
unter zwei oder mehr umweltbezogenen 
Defiziten und auf 29 Prozent treffen alle 
drei Formen umweltbezogener Depriva-
tion zu.
•	 Die Armen in ländlichen Gebieten sind 
stärker betroffen. Erstaunliche 97 Prozent 
sind von mindestens einer Form umwelt-
bezogener Deprivation betroffen und etwa 
ein Drittel leidet unter allen drei Formen. 
Die Vergleichswerte für städtische Gebiete 
sind 75 Prozent und 13 Prozent.
•	 MPI-Werte auf der Ebene von Bundesstaa-
ten und Provinzen divergieren stark, was 
die umweltbezogene Deprivation betrifft. 
Innerhalb von Haiti beträgt der Anteil der 
Personen, die sowohl von mehrdimensio-
naler Armut betroffen sind als auch keinen 
Zugang zu sauberem Wasser haben, in Aire 
Métropolitaine/Ouest 19 Prozent, in Cen-
tre jedoch 70 Prozent. In ähnlicher Weise 
GRAFIK 3.1
Der Index der mehrdimensionalen 
armut – fokussierung auf die am 
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beträgt im Senegal der Anteil der Personen, 
die sowohl von mehrdimensionaler Armut 
als auch in Bezug auf Kochbrennstoff von 
Deprivation betroffen sind, in Dakar etwa 
vier Prozent und in Kolda etwa 88  Pro-
zent. Und in Indien reichen die Werte für 
Deprivation in Bezug auf sanitäre Einrich-
tungen bei von mehrdimensionaler Armut 
Betroffenen von 3,5 Prozent in Kerala bis 
zu mehr als 70 Prozent in Bihar.
Die umweltbezogene Deprivation nimmt 
im Allgemeinen mit steigendem MPI zu, aber 
die Zusammensetzung mehrdimensionaler 
Armut variiert, selbst bei Ländern mit ähn-
lichen Armutsniveaus. Insgesamt trägt die 
umweltbezogene Deprivation unverhältnis-
mäßig stark zu mehrdimensionaler Armut bei: 
Sie macht 20 Prozent des MPI aus, was über 
ihrem Gewicht von 17 Prozent im Index liegt 
(Grafik 3.2, oberes Schaubild).6 In ländlichen 
Gebieten liegt der Durchschnitt bei 22 Pro-
zent der Armut, verglichen mit 13 Prozent in 
städtischen Gebieten. In der Mongolei, Peru, 
Swasiland und Uganda tragen solche Formen 
von Deprivation zu mehr als 30 Prozent zu 
mehrdimensionaler Armut bei.
Es gibt jedoch auch Länder, die besser 
abschneiden und niedrigere Prozentwerte in 
Bezug auf umweltbezogene Deprivation auf-
weisen.7 In mehreren arabischen Staaten (dem 
Besetzten palästinensischen Gebiet, Jorda-
nien, Syrien und den Vereinigten Arabischen 
Emiraten) sowie in europäischen und zen-
tralasiatischen Ländern (Estland, Kroatien, 
der Russischen Föderation und der Ukraine) 
machen solche Formen der Deprivation weni-
ger als die Hälfte ihres Gewichts im Index aus. 
Brasilien hat ebenfalls gut abgeschnitten.
Regionale Muster zeigen, dass die umwelt-
bezogene Deprivation am akutesten in Afrika 
südlich der Sahara ist: 99 Prozent der von 
mehrdimensionaler Armut Betroffenen sind 
von mindestens einer Form umweltbezoge-
ner Deprivation betroffen und fast 60 Prozent 
von allen drei Formen (Grafik 3.2, unteres 
Schaubild). Auch in Südasien ist die umwelt-
bezogene Deprivation erheblich, wenn auch 
weniger allgegenwärtig: 97 Prozent der Armen 
sind von mindestens einer Form von Depriva-
tion betroffen und 18 Prozent von allen drei 
Formen. Im Gegensatz dazu sind in Europa 
und Zentralasien 39 Prozent der Armen von 
einer oder mehr Formen von Deprivation 
betroffen (eine Ausnahme bildet Tadschi-
kistan, wo die arme Bevölkerung sehr groß 
und der Anteil der Personen mit einer oder 
mehr Formen von Deprivation mit 82 Pro-
zent ungewöhnlich hoch ist). Der Anteil der 
GRAFIK 3.2
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✖ Afrika südlich der Sahara
✖ Europa und Zentralasien
Beitrag der umweltbezogenen Deprivation zum MPI (Prozent)
Hinweis: Die gestrichelte Linie bei 17 Prozent zeigt an, wie hoch der durchschnittliche Beitrag von umweltbezogener Deprivation 
wäre, wenn ihr Beitrag zur Gesamtarmut gleich ihrem Gewicht im MPI wäre. Länder rechts von der Linie weisen überproportionale 
„umweltbedingte“ Armut auf und Länder links von der Linie eine geringere „umweltbedingte“ Armut als erwartet.  
Die Erhebungsjahre variieren zwischen Ländern; nähere Informationen hierzu enthält die Statistische Tabelle 5.
Quelle: Schätzungen des HDR-Büros auf der Grundlage der Statistischen Tabelle 5.
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Personen mit allen drei Formen umweltbezo-
gener Deprivation ist abgesehen von Tadschi-
kistan recht niedrig und beträgt knapp über 
ein Prozent.
Am häufigsten ist die Deprivation in 
Bezug auf den Zugang zu Kochbrennstoff 
(Grafik 3.3). In Südasien und Afrika südlich 
der Sahara, den zwei ärmsten Regionen, fehlt 
mehr als 90 Prozent der von mehrdimensiona-
ler Armut Betroffenen der Zugang zu moder-
nem Kochbrennstoff. Mehr als 85 Prozent 
der Armen in beiden Regionen haben keinen 
Zugang zu verbesserten Sanitäreinrichtun-
gen. In mehreren arabischen Staaten bestehen 
akute Probleme der Wasserversorgung, mit 
denen mehr als 60 Prozent der von mehrdi-
mensionaler Armut Betroffenen konfrontiert 
sind.
Der Grad umweltbezogener Deprivation 
steht auch in einer Beziehung zum Wert des 
Landes im Index der menschlichen Entwick-
lung (HDI). Bei mehr als vier von zehn von 
mehrdimensionaler Armut Betroffenen in 
Ländern mit niedrigem HDI liegen alle drei 
Formen umweltbezogener Deprivation vor. 
Und in diesen Ländern herrscht im Allgemei-
nen überdurchschnittliche umweltbezogene 
Armut – etwa sechs Prozentpunkte höher, als 
wenn die Formen umweltbezogener Depriva-
tion, mit denen sie konfrontiert sind, ihrem 
Gewicht im MPI entsprächen. Beispielsweise 
haben 65  Prozent der Bevölkerung Mada-
gaskars keinen Zugang zu sauberem Wasser. 
Dies hat schwerwiegende Auswirkungen: Die 
meisten Schulen in Madagaskar haben kein 
fließendes Wasser für angemessene Hygiene 
und sanitäre Einrichtungen, sodass die Schü-
ler häufig erkranken, Unterricht versäumen 
und unzureichende Bildungsleistungen errei-
chen. Durchfall verursacht in Madagaskar ein 
jährliches Versäumnis von schätzungsweise 3,5 
Millionen Schultagen.8
Es gibt jedoch auch positive Nachrichten, 
die in manchen Fällen Ergebnis aktiver Bemü-
hungen von Regierungen und nichtstaatlichen 
Organisationen sind. Beispielsweise ragt Süd-
asien dadurch heraus, dass ein relativ geringer 
Bevölkerungsanteil (weniger als 15 Prozent) 
von Deprivation in Bezug auf den Zugang zu 
Wasser betroffen ist.
Die Beziehungen verstehen
Um die umweltbezogene Deprivation besser 
zu verstehen, wurden die Daten bei konstan-
ten Armutsniveaus analysiert.9 Länder wurden 
entsprechend ihren Anteilen an von mehrdi-
mensionaler Armut Betroffenen angeordnet, 
die mit einer oder mehr beziehungsweise allen 
drei Formen umweltbezogener Deprivation 
konfrontiert sind. In beiden Fällen steigt der 
Anteil der von Formen umweltbezogener 
Deprivation betroffenen Bevölkerung mit 
dem MPI, allerdings mit starken Abweichun-
gen um den Trend (Grafik 3.4).
Länder oberhalb der Trendlinie wei-
sen überdurchschnittliche umweltbezogene 
Armut auf und diejenigen unterhalb davon 
schneiden besser ab. Die Länder mit den nied-
rigsten Anteilen der mindestens von einer 
Form von Deprivation betroffenen Bevöl-
kerung sind in den arabischen Staaten sowie 
Lateinamerika und der Karibik konzentriert 
(sieben der führenden zehn), während diejeni-
gen mit den niedrigsten Anteilen der von allen 
drei Formen von Deprivation betroffenen 
Bevölkerung in Südasien konzentriert sind 
(fünf der führenden zehn; siehe Tabelle 3.1).
Brasilien, Dschibuti, Guyana, Marokko 
und Pakistan sind in beiden Listen der führen-
den zehn Länder. Sie schneiden gut ab, indem 
sie einen niedrigen Anteil der mindestens 
von einer Form von Deprivation betroffenen 
Bevölkerung und einen niedrigen Anteil der 
von allen drei Formen von Deprivation betrof-
fenen Bevölkerung haben.
Einige Beispiele:
•	 Die brasilianische Regierung hat seit meh-
reren Jahrzehnten den Zugang zu Wasser 
und sanitären Einrichtungen ausgewei-
tet. Dazu hat sie in die Wasserversorgung 
investiert und zugunsten von Haushalten 
mit niedrigem Einkommen Quersubven-
tionen verwendet.10 Innovationen waren 
ebenfalls wichtig. In Brasilia wurden 
Abwasserentsorgungs-Sammelsysteme 
entwickelt, bei denen in geringer Tiefe 
verlegte dünne Rohre statt der herkömm-
lichen Bauweise zum Einsatz kommen.11 
Fast alle brasilianischen Haushalte (98 
Prozent) verwenden Flüssiggas (LPG) als 
Brennstoff – das Ergebnis von Ende der 
GRAFIK 3.3
Umweltbezogene 
Deprivation betrifft in 
erster linie den Zugang zu 
modernem kochbrennstoff
Anteil der von mehrdimensionaler 
Armut Betroffenen, die mit 
umweltbezogener Deprivation 

























Hinweis: Die Erhebungsjahre variieren zwischen 
Ländern; nähere Informationen hierzu enthält 
die Statistische Tabelle 5. Für die arabischen 
Staaten werden keine Daten gezeigt, weil 
niedrige Armutsniveaus die Ergebnisse potenziell 
unzuverlässig machen.
Quelle: Berechnet auf der Grundlage der Daten in 
der Statistischen Tabelle 5.
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1960er Jahre eingeleiteten Maßnahmen 
zum Aufbau eines nationalen LPG-Lie-
fersystems und von Quersubventionen 
zugunsten von LPG durch Abgaben auf 
andere Brennstoffe.12
•	 In Bangladesch haben dank der mehreren 
tausend Rohrbrunnen mit Handpumpe in 
dem Land nur vier Prozent der von mehr-
dimensionaler Armut Betroffenen keinen 
Zugang zu sauberem Wasser. Es müssen 
jedoch Einschränkungen gemacht wer-
den. Bei der Versorgung wird der Zugang 
zu einer öffentlichen Zapfstelle mitgerech-
net und die Wartezeiten können lang sein. 
In Dhaka gibt es nur eine öffentliche Zapf-
stelle pro 500 Slum-Bewohner.13 Außer-
dem übersteigt die Arsen-Belastung bei 
etwa einem Drittel der Rohrbrunnen mit 
Handpumpe die Empfehlungen der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO), was die 
Gesundheit von mehreren zehn Millionen 
Bangladeschern gefährdet.14
•	 Die Regierung von Dschibuti machte Was-
ser- und Abwasserversorgung Mitte der 
1990er Jahre zu einer Priorität.15 Refor-
men umfassten vorrangige Finanzierung 
und Neubaumaßnahmen.16 Mehr als acht 
von zehn Haushalten in Dschibuti ver-
wenden moderne Kochbrennstoffquellen, 
wenngleich Berichten zufolge die Verwen-
dung von Holz und Holzkohle aufgrund 
höherer Petroleumkosten neuerdings wie-
der zunimmt.17
•	 In Nepal hat ebenfalls ein hoher 
Anteil (etwa 78 Prozent) der von 
GRAFIK 3.4
Der anteil der von umweltbezogener Deprivation betroffenen bevölkerung steigt mit dem MpI,  
aber mit starken abweichungen um den trend
MPI MPI
Anteil der von mehrdimensionaler Armut Betroffenen mit 
mindestens einer Form umweltbezogener Deprivation (Prozent)
Anteil der von mehrdimensionaler Armut Betroffenen mit 




























































































































Hinweis: Die Erhebungsjahre variieren zwischen Ländern; nähere Informationen hierzu enthält die Statistische Tabelle 5. Die Zahlen veranschaulichen Abweichungen vom Trend in Bezug auf die  
im Text beschriebenen durchgeführten Regressionen.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten in der Statistischen Tabelle 5.
TABELLE 3.1
Zehn länder mit dem niedrigsten anteil von formen umweltbezogener 
Deprivation bei den von mehrdimensionaler armut betroffenen, 
letztes verfügbares Jahr im Zeitraum von 2000 bis 2010
Niedrigster Anteil der von mehrdimensionaler 
Armut Betroffenen mit mindestens einer 
Form umweltbezogener Deprivation
Niedrigster Anteil der von mehrdimensionaler 












Hinweis: Fett gedruckte Länder sind auf beiden Listen vertreten.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten in der Statistischen Tabelle 5.
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mehrdimensionaler Armut Betroffenen 
Zugang zu Wasser. Dies wurde auf die 
führende Rolle zurückgeführt, die von 
nichtstaatlichen Organisationen ermäch-
tigte örtliche Gemeinschaften und Frauen 
bei der Planung, der Gestaltung und der 
Durchführung von kleinen Unterpro-
jekten zugunsten von Wasserversorgung, 
sanitären Einrichtungen, Gesundheit und 
Hygiene gespielt haben.18
Die Länder, die in Bezug auf den Anteil der 
von mehrdimensionaler Armut Betroffenen 
mit Formen umweltbezogener Deprivation 
am schlechtesten abschneiden, liegen in meh-
reren Regionen, insbesondere jedoch in Afrika 
südlich der Sahara. Bei den Ländern mit einem 
relativ schlechten Ergebnis in dieser Beziehung 
ist schwache institutionelle Kapazität eine 
mögliche Erklärung. Einige Beispiele:
•	 Der Anteil der peruanischen Bevölkerung 
mit Zugang zu Wasser und sanitären Ein-
richtungen zählt zu den niedrigsten in 
Lateinamerika.19 Das niedrige Niveau von 
institutioneller Kapazität, Planung und 
KASTEN 3.1
Trends bei mehrdimensionalerArmut
Der Umstand, dass wir uns mit der Gerechtigkeitsfrage befassen, bringt es mit sich, dass wir uns auf die am stärksten Benachteiligten konzentrieren. 
In diesem Jahr verwenden wir den Index der mehrdimensionalen Armut (MPI), um Trends der Mehrfachformen von Deprivation aufzudecken, von denen 
gleichzeitig Menschen in sieben Ländern – Bolivien, Jordanien, Kenia, Kolumbien, Lesotho, Madagaskar und Nigeria – betroffen sind und sehen, dass die 
Armut in all diesen Ländern zurückgegangen ist (siehe Grafik). Absolut wurde der schnellste Rückgang in Bolivien, Nigeria und Lesotho verzeichnet, während 
die jährlichen prozentualen Verringerungen in Bolivien, Kolumbien und Jordanien größer waren. Dort führt niedrige Armut dazu, dass kleine Verringerungen 
in großen relativen Rückgängen resultieren.
Reduktionen sowohl der Armutsinzidenz als auch der Armutsintensität zu erfassen, ist eine der zentralen Stärken des MPI und schafft nützliche Anreize, 
sowohl die Zahl der Armen zu verringern als auch die Formen von Deprivation, mit denen sie gleichzeitig konfrontiert sind. Der Index überwindet somit ein be-
kanntes Problem herkömmlicher (ausschließlich auf den Bevölkerungsanteil konzentrierter) Armutsmaße, das dazu verleiten kann, den Schwerpunkt darauf 
zu legen, Personen von knapp unterhalb der Armutsgrenze nach knapp darüber zu bringen.
In unseren sieben Ländern ist die Armut zurückgegangen, indem sowohl die Zahl der von mehrdimensionaler Armut Betroffenen als auch die Armuts-
intensität verringert wurde. Die Verbesserung von Madagaskar beispielsweise ist hauptsächlich auf die Senkung der Armutsintensität zurückzuführen, 





































Rückgang des MPI, des Anteils der von mehrdimensionaler Armut Betroffenen und der Intensität der mehrdimensionalen Armut in sieben Ländern, 
verschiedene Jahre (durchschnittliche jährliche prozentuale Veränderung)
Hinweis: Die fettgedruckten Werte sind die MPI-Werte für das letzte verfügbare Jahr. Anteil bezieht sich auf den Anteil der von mehrdimensionaler Armut Betroffenen; Intensität bezieht sich auf den 
durchschnittlichen Prozentsatz der Formen von Deprivation, mit denen von mehrdimensionaler Armut Betroffene konfrontiert sind.
Quelle: Alkire et al. demnächst erscheinend.
Legt man die Gesamtrückgänge der Armut zugrunde, ergeben sich unterschiedliche Muster. Beispielsweise ging die mehrdimensionale Armut in Kenia 
und Nigeria ähnlich stark zurück, der Fortschritt in Kenia beruhte jedoch auf Verbesserungen bei allen Lebensstandardindikatoren, während Nigeria die 
größten Fortschritte bei Wasser, sanitären Einrichtungen und Kindersterblichkeit erzielte. Der Rückgang der Armut war in Kenia weit verbreitet. In Nigeria 
verschärfte sich dagegen die Armut im Nordosten, der ärmsten Region, während im Süden der stärkste Rückgang verzeichnet wurde.
Quelle: Alkire, Roche und Santos demnächst erscheinend; Demographic and Health Surveys (www.measuredhs.com).
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Qualitätskontrolle hat den Fortschritt 
behindert.20 Aufgrund der geringen Elek-
trifizierung verwenden mehr als 80  Pro-
zent der Haushalte im ländlichen Raum 
Brennholz zum Kochen. Wegen schlech-
ter Verkehrsnetze und hoher Investiti-
onskosten ist die Verfügbarkeit moderner 
Brennstoffe in vielen ländlichen Gebieten 
beschränkt.21
•	 In der Mongolei werden große Unter-
schiede zwischen ländlichen und städti-
schen Gebieten beim Zugang zu sauberem 
Wasser und sanitären Einrichtungen durch 
schwache institutionelle Kapazität und 
fehlende Investitionen verschärft. Theo-
retisch räumt die Regierung der Wasser-
versorgung der Armen Priorität ein, aber 
in der Praxis haben fehlende Vorschriften 
zu Preisstrukturen geführt, die Wirtschaft 
und Industrie Wasser zu niedrigen Kos-
ten sichern, auf die Armen jedoch keine 
Rücksicht nehmen. Pro Liter zahlen Ver-
braucher und Kleinbetriebe im ländlichen 
Raum 84-mal mehr für sauberes Wasser 
als Industrie- und Bergbauunternehmen.22
Der MPI macht die Muster von Formen 
umweltbezogener Deprivation deutlich, mit 
denen Haushalte konfrontiert sind (Kasten 
3.1). Er zeigt die Häufigkeit überlappender 
Formen von Deprivation, aber auch, opti-
mistischer betrachtet, welche Länder relativ 
erfolgreich waren, unter anderem durch Pro-
gramme, auf die wir im nächsten Kapitel ein-
gehen. Zusätzlich dazu, wie Länder in Bezug 
aufeinander abschneiden, untersuchen wir in 
diesem Jahr auch, wie sich einige im Zeitver-
lauf entwickelt haben.
Diese Ergebnisse sollten jedoch vorsichtig 
interpretiert werden. Im letztjährigen Bericht 
über die menschliche Entwicklung haben wir 
auf einige Beschränkungen des MPI als Mess-
instrument hingewiesen. Die Datenreihen 
betreffen unterschiedliche Jahre, was die Ver-
gleichbarkeit beschränkt. In manchen Fällen 
geben die Erhebungen vielleicht keine Verbes-
serungen in der jüngeren Vergangenheit wie-
der. Für die Analyse gelten hier zusätzliche 
Vorbehalte. Die drei Formen umweltbezo-
gener Deprivation wurden als die am besten 
vergleichbaren länderübergreifenden Maße 
ausgewählt. Andere Bedrohungen der Umwelt 
können auf der lokalen oder nationalen Ebene 
jedoch ebenso akut oder akuter sein. Beispiels-
weise können für arme Haushalte in Bangla-
desch Überschwemmungen ein dringlicheres 
Problem sein als der Zugang zu Wasser.
Außerdem ist es wichtig, hervorzuheben, 
dass gute (oder schlechte) Leistung in Bezug 
auf diese konkreten Indikatoren nicht zwangs-
läufig etwas über die Umweltdegradation all-
gemein aussagt. Manche Länder wie Syrien 
haben einen sehr niedrigen MPI (und einen 
sehr niedrigen Beitrag der umweltbezogenen 
Deprivation), sind aber dennoch mit großen 
Umweltproblemen konfrontiert, was die Was-
serverfügbarkeit, die Bodendegradation und 
die landwirtschaftliche Produktivität betrifft. 
Des Weiteren müssen – wie wir in Kapitel 
4 zeigen – Formen von Deprivation auf der 
Haushaltsebene so bekämpft werden, dass 
Umweltschäden allgemein minimiert werden.
In Kapitel 2 wurde dargelegt, dass sich 
mit der fortschreitenden Entwicklung von 
Ländern das Wesen und die Schwere ihrer 
Umweltprobleme ebenfalls verändern. Die 
Arten unmittelbarer umweltbedingter Bedro-
hungen, mit denen Personen sowie Haushalte 
konfrontiert werden – und die wir hier unter-
suchen –, sind im Allgemeinen in Ländern 
mit niedrigem HDI-Niveau schwerwiegender 
sowie verbreiteter, und für die Armen gilt dies 
umso mehr. Wir haben auch auf eine doppelte 
Belastung der von mehrdimensionaler Armut 
Betroffenen aufmerksam gemacht: Sie können 
nicht nur mit diesen lokalisierten Bedrohun-
gen auf der Haushaltsebene konfrontiert sein, 
sondern haben vielleicht zusätzlich mit umfas-
sender Umweltdegradation zu kämpfen.
Wir untersuchen diese Muster weiter, 
indem wir die Beziehung zwischen dem MPI 
und Klimaänderungen untersuchen. Für 130 
auf nationaler Ebene definierte Verwaltungs-
regionen in 15 Ländern können wir gebietsspe-
zifische MPI-Werte mit Temperatur- und Nie-
derschlagsveränderungen vergleichen – die in 
Kapitel 2 erörterten „Anomalien“ (siehe Karte 
2.1). Die Ergebnisse bieten Denkanstöße:
•	 In unserer Stichprobe war die Temperatur 
im Zeitraum von 2000 bis 2008 durch-
schnittlich 0,5° C höher als im Zeitraum 
Der MPI macht die  
Muster von Formen  
umweltbezogener  
Deprivation deutlich,  
mit denen Haushalte 
konfrontiert sind.  
Er zeigt die Häufigkeit 
überlappender 
Formen von Deprivation, 
aber auch, optimis-
tischer betrachtet,  
welche Länder relativ 
erfolgreich waren
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von 1951 bis 1980, während die Nieder-
schläge um fast neun Millimeter zunah-
men (4,6 Millimeter, wenn wir einige ext-
reme Veränderungen in Indonesien nicht 
berücksichtigen). Die Temperatur stieg in 
106 von 110 Fällen, und die Niederschläge 
nahmen in fast 85 Fällen (80 Prozent) zu.
•	 Insgesamt ergibt sich ein starker positi-
ver Zusammenhang zwischen den MPI-
Werten und der Erwärmung, was vermu-
ten lässt, dass die Menschen an Orten mit 
den höchsten Temperaturanstiegen stärker 
von Armut betroffen sind als diejenigen an 
Orten mit kleineren Veränderungen.23
Für die Niederschläge gibt es jedoch kein 
einheitliches Muster24 und innerhalb von 
Ländern überdecken die Gesamttendenzen 
beträchtliche Schwankungen. Unabhängig 
davon deckt sich die Beziehung mit Untersu-
chungen zum Einfluss des Klimawandels auf 
die Einkommensarmut.25 Um diese Arbeiten 
auf ein mehrdimensionales Setting zu erwei-
tern, bedarf es weiterer Forschung.
Wo das Zusammenwirken von Armut 
und den Auswirkungen des Klimawandels 
Möglichkeiten einschränkt, sind die Armen 
besonders verletzlich. Allgemein gilt jedoch, 
dass benachteiligte Individuen und Gruppen 
von Umweltdegradation besonders bedroht 
sind, weil ihre Bewältigungsoptionen stärker 
eingeschränkt sind. Wir fahren fort, indem 
wir an Beispielen untersuchen, wie Umwelt-
degradation die menschliche Entwicklung 
bedroht und inwieweit bereits von Depriva-
tion betroffene Gruppen davon am stärksten 
betroffen werden können.
Umweltbedingte bedrohungen 
des Wohlergehens von Menschen
Um besser zu verstehen, in welcher Weise 
Umweltdegradation Fähigkeiten behindert 
und beeinträchtigt – insbesondere diejenigen 
von armen und benachteiligten Gruppen –, 
richten wir den Blick auf die negativen Aus-
wirkungen auf Gesundheit, Bildung, Lebens-
grundlagen und andere Aspekte des Wohler-
gehens einschließlich von Entscheidungen in 
Bezug darauf, wie Zeit verbracht wird und wo 
gewohnt wird, sowie von Konfliktfreiheit.
Gesundheitsschädliche 
Auswirkungen
Thema dieses Abschnitts sind die gesund-
heitsschädlichen Auswirkungen von Raum- 
und Außenluftverschmutzung, schmutzi-
gem Wasser und nicht verbesserten sanitären 
Einrichtungen sowie von Klimaänderun-
gen. Umweltdegradation beeinträchtigt die 
Gesundheit von Menschen durch Auswir-
kungen auf das physische und soziale Umfeld 
sowie durch das Wissen, die Aktiva und das 
Verhalten von Personen und Haushalten. 
Wechselwirkungen zwischen Dimensionen 
von Benachteiligung wirken sich ebenfalls 
auf die Gesundheit aus: Beispielsweise sind 
Gesundheitsrisiken dort am größten, wo die 
Qualität von Wasser und sanitären Einrich-
tungen unzureichend ist. Unsere Analyse der 
mehrdimensionalen Armut lässt darauf schlie-
ßen, dass solche Formen von Deprivation häu-
fig mit umweltbedingten Todesfällen zusam-
menfallen: Sechs der zehn Länder mit den 
meisten umweltbedingten Todesfällen zählen 
zu den zehn Ländern mit den höchsten MPI-
Werten (Grafik 3.5).26 Die wirtschaftlichen 
Kosten der gesundheitlichen Auswirkungen 
GRAFIK 3.5
todesfälle aufgrund von Umweltrisiken  
stehen in einem Zusammenhang mit hohen MpI-Werten
MPI


































































































Hinweis: Ohne Länder mit sehr hohem HDI. Die Erhebungsjahre variieren zwischen Ländern; nähere Informationen hierzu  
enthält die Statistische Tabelle 5.
Quelle: Berechnungen auf der Grundlage von Daten aus der Statistischen Tabelle 5 und aus Prüss-Üstün et al. 2008.
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von Umweltfaktoren einschließlich Unterer-
nährung sind ebenfalls hoch. Die Weltbank 
schätzte sie kürzlich in Ghana auf fast sechs 
Prozent des BIP und in Pakistan auf mehr als 
vier Prozent des BIP. Fügt man die längerfristi-
gen Auswirkungen auf Bildung und Einkom-
men hinzu, steigen die jährlichen Kosten für 
jedes Land auf bis zu neun Prozent des BIP.27
Die WHO-Studie zur globalen Krank-
heitslast unterstreicht die Bedeutung von 
Umweltfaktoren. Unsicheres Wasser, unzu-
reichende sanitäre Einrichtungen und unzu-
längliche Hygiene zählen zu den zehn füh-
renden Krankheitsursachen weltweit. Jedes 
Jahr sterben mindestens drei Millionen Kin-
der unter fünf Jahren an umweltbedingten 
Krankheiten einschließlich akuter Atem-
wegsentzündungen und Diarrhöe – mehr 
als die Gesamtheit der unter Fünfjährigen in 
Österreich, Belgien, den Niederlanden, Portu-
gal und der Schweiz zusammengenommen.28 
Und in Ländern mit niedrigem HDI sind etwa 
14 Prozent der Krankheitslast auf Umwelt-
gründe zurückzuführen, vor allem auf die 
Raumluftverschmutzung.
Raumluftverschmutzung
Die Hälfte der Weltbevölkerung verwendet 
immer noch traditionelle Biomasse zum Hei-
zen und Kochen. In Ländern mit niedrigem 
HDI verwenden 94 Prozent der von mehrdi-
mensionaler Armut Betroffenen solche Brenn-
stoffe und produzieren dabei Rauch, der akute 
Atemwegsentzündungen, Lungenkrebs, eine 
verringerte Lungenfunktion, Kohlenmono-
xidvergiftungen und Beeinträchtigungen des 
Immunsystems zur Folge haben kann. Etwa 
zwei Millionen Todesfälle pro Jahr sind auf die 
Rauchbelastung der Raumluft aus Festbrenn-
stoffen zurückzuführen. Etwa 36 Prozent die-
ser Todesfälle werden in Ländern mit niedri-
gem HDI verzeichnet, weitere 28 Prozent in 
China und 25 Prozent in Indien.29 Todesfälle 
aufgrund von Raumluftverschmutzung sind 
auf die Armen in ländlichen Gebieten kon-
zentriert, die Kohle zum Kochen und Heizen 
verwenden. In städtischen Gebieten wurde 
rascher zu modernen Kochbrennstoffen über-
gegangen: In China beispielsweise verwenden 
82 Prozent der Haushalte in Städten Gas.30
In Ländern mit niedrigem HDI sterben 
elfmal so viele Menschen durch Raumluft-
verschmutzung wie in anderen Ländern und 
20-mal so viele Menschen wie in Ländern mit 
sehr hohem HDI. Die Raumluftverschmut-
zung ist in Ländern mit niedrigem HDI für 
5,4 Prozent der Krankheitslast verantwort-
lich. In Afghanistan, dem absolut am stärksten 
betroffenen Land, steigt dieser Wert auf zehn 
Prozent.31
Frauen und Kinder in ländlichen Gebie-
ten, die mehr Zeit in Innenräumen verbringen, 
in denen Brennholz verwendet wird, haben am 
meisten darunter zu leiden.32 Die Holzver-
brennung trägt zur Entwaldung bei, die wiede-
rum Haushalte zwingt, statt Holz Dung und 
Ernterückstände zu verbrennen, wodurch die 
Exposition gegenüber verschmutzter Raum-
luft steigt, weil damit gespeiste Feuer stän-
dig in Gang gehalten werden müssen und ihr 
Rauch toxischer ist.33
Hintergrundstudien zeigen, dass Todes-
fälle aufgrund von Raumluftverschmutzung 
in einem engen Zusammenhang zum natio-
nalen MPI stehen.34 Dies macht deutlich, wie 
die Deprivation in Bezug auf Brennstoff zu 
mehrdimensionaler Armut und zu schlechter 
Gesundheit armer Menschen beiträgt. Arme 
Haushalte wissen, dass es die Augen reizt und 
das Atemsystem schädigt, wenn sie Holz ver-
brennen. Eine ältere Buthanerin berichtete, 
dass die Holzverbrennung bei vielen älteren 
Frauen in ihrem Dorf Augenprobleme verur-
sacht und Husten auslöst.35 In Indien erläu-
terte Rabiya Khatun aus Bihar: „Wir haben 
seit jeher Zweige und Äste von nahe gelege-
nen Bäumen als Brennstoff benutzt. Alle hier 
machen das. Es reizt die Augen, aber es führt 
kein Weg daran vorbei.“ In Westbengalen 
berichtete Faizul Haque, dass seine noch nicht 
einmal 30 Jahre alte Frau „seit mehreren Jah-
ren krank ist. … Sie kann wegen all des Qualms 
kaum atmen.“36
Verbesserte Öfen, bessere Entlüftung und 
sauberer Brennstoff dürften die Raumluft-
verschmutzung verringern und die Gesund-
heitsrisiken mindern. Dazu dürften auch 
Bemühungen zur Erweiterung des Zugangs 
zu modernen Energiequellen beitragen, wor-
auf wir im nächsten Kapitel eingehen werden.
Etwa zwei Millionen 
Todesfälle pro Jahr 
sind auf die Rauch-
belastung der Raumluft 
aus Festbrennstoffen 
zurückzuführen. Etwa 
36 Prozent dieser 
Todesfälle werden in 
Ländern mit niedrigem 
HDI verzeichnet
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Außenluftverschmutzung
Neben anderen schädlichen Wirkungen ver-
ursacht die Langzeitexposition gegenüber 
verschmutzter Außenluft Atemwegserkran-
kungen, Immunsystemschäden und Kohlen-
monoxidvergiftungen.37 Untersuchungen in 
Mexico City ergaben einen erheblichen Ein-
fluss der Außenluftverschmutzung auf die 
Sterblichkeit der Hochrisikobevölkerung.38 In 
Linfen in China sowie in Norilsk in der Rus-
sischen Föderation verschmutzt die Industrie 
die Luft in einem Maß, dass die Gesundheit 
der Bevölkerung ernsthaft gefährdet ist.39 
Benachteiligte Gruppen sind sowohl stär-
ker von Exposition gegenüber verschmutzter 
Außenluft betroffen als auch anfälliger für 
die Folgen: In der Sonderverwaltungsregion 
Hongkong, China, und in Shanghai ist die 
Sterblichkeit aufgrund der Außenluftver-
schmutzung bei den wirtschaftlich Benach-
teiligten und den am wenigsten Gebildeten 
höher als bei anderen Gruppen.40
Das Muster gilt weltweit. In England 
befinden sich 50 Prozent der kommunalen 
Müllverbrennungsanlagen in den zehn Pro-
zent der am meisten von Deprivation betrof-
fenen Kommunen.41 Bei den Mitgliedern der 
ärmsten Haushalte und Angehörigen ethni-
scher Minderheiten ist die Wahrscheinlich-
keit am höchsten, dass sie verschmutzte Luft 
atmen, während Gebiete mit dem höchsten 
Anteil an Fahrzeugbesitzern die sauberste Luft 
aufweisen.42 In Rijnmond in den Niederlan-
den ertragen ärmere Haushalte und Haushalte 
von ethnischen Minderheiten mehr Luftver-
schmutzung und leben näher an Mülldepo-
nien.43 In Kassel in Deutschland ist die Luft in 
Stadtvierteln mit einem hohen Anteil an Ein-
wohnern mit Migrationshintergrund stärker 
verschmutzt.44 Und französische Kommunen 
mit höheren Anteilen an Zuwanderern sind 
Standort von mehr Anlagen zur Entsorgung 
von Industrie- und Nuklearabfällen, Müllver-
brennungsanlagen und Entsorgungszentren.45
Wie in Kapitel 2 untersucht wurde, lautet 
die gute Nachricht, dass die Luftverschmut-
zung zurückgeht, wenngleich sie in Groß-
städten in ärmeren Ländern wesentlich höher 
bleibt. China stellt sich auch diesbezüglich als 
ein wichtiger Fall heraus: Der steigende Ener-
gieverbrauch, weitgehend auf der Grundlage 
von Kohle und anderen Festbrennstoffen, und 
die Schadstoffemissionen von Kraftfahrzeu-
gen haben erhebliche negative Auswirkungen 
auf die Luftqualität (Kasten 3.2).
Schmutziges Wasser und nicht 
verbesserte sanitäre Einrichtungen
Fehlende angemessene sanitäre Einrichtungen 
und kein sauberes Wasser beeinträchtigen die 
Lebenschancen vieler Menschen, vor allem in 
ärmeren Ländern. In Ländern mit mittlerem 
HDI hat die Hälfte der Bevölkerung keinen 
KASTEN 3.2
Luftverschmutzung und ihre Folgen in China
Insbesondere in städtischen Gebieten und im Norden ist die Außenluft in China stark ver-
schmutzt. Eine jüngere offizielle Umweltprüfung ergab, dass fast 20 Prozent der Städte den staat-
lichen Normen nicht genügen, und ein noch wesentlich höherer Anteil würde wahrscheinlich 
die Luftgüterichtlinien der Weltgesundheitsorganisation (WHO) nicht erfüllen. Die Außenluftver-
schmutzung verursacht in China pro Jahr etwa 300.000 Todesfälle und 20 Millionen Fälle von 
Atemwegserkrankungen mit jährlichen geschätzten Gesundheitskosten von etwa drei Prozent 
des BIP.
Zu den vielen Quellen der Außenluftverschmutzung in China zählen die Kohleverbrennung 
durch Haushalte und die Industrie sowie die Schadstoffemissionen von Kraftfahrzeugen. Die 
Stromerzeugung im Land beruht zu etwa 70 Prozent auf Kohle, der größte Teil davon mit hohem 
Schwefelgehalt. Hohe Schwefeldioxidemissionen tragen zu Smog und saurem Regen bei, wovon 
mehr als die Hälfte der chinesischen Großstädte betroffen sind.
Muster der Außenluftverschmutzung lassen auf große Herausforderungen schließen, ins-
besondere in Großstädten. Emissionen von Kraftfahrzeugen sind die vielleicht am raschesten 
zunehmende Quelle der Luftverschmutzung in urbanen Gebieten. Laut Schätzungen der chine-
sischen Umweltschutzbehörde sind Kraftfahrzeuge für 70 Prozent des Schwefelgehalts der Luft 
verantwortlich. Angesichts steigender Einkommen und besserer Straßen ist der Kraftfahrzeug-
bestand seit 1990 jährlich um 20 Prozent gestiegen. Und da 2009 erst drei Prozent der Chinesen 
Kraftfahrzeugbesitzer waren, dürfte der Trend anhalten. In Peking werden täglich 1.000 Kraftfahr-
zeuge neu angemeldet.
Die Luftverschmutzung in China hat zu einer drastischen Zunahme von Asthma geführt. Zwi-
schen 1990 und 2000 stieg seine Prävalenz bei Kindern in städtischen Gebieten um 64 Prozent, 
das heißt, fast zwei Prozent der Kinder sind betroffen. In Chongqing, eine der am raschesten 
wachsenden Großstädte in dem Land, litten 2000 fast fünf Prozent der Kinder unter 14 Jahren 
an Asthma.
Chinas Bemühungen um die Verringerung der Außenluftverschmutzung sind eng mit sei-
ner Politik in Bezug auf Klimawandel, Energieeffizienz und Verwendung erneuerbarer Energien 
verknüpft. Im Jahr 2000 begann die Regierung damit, bleifreien Kraftstoff vorzuschreiben, wo-
durch der Bleigehalt der Luft in Städten verringert wurde. Sie hat außerdem die Entwicklung 
umweltfreundlicher und energieeffizienter Kraftfahrzeuge zu einer Priorität der Autoindustrie des 
Landes für die die nächsten fünf Jahre gemacht. Das Land hat sich verpflichtet, den Energiever-
brauch und die CO2-Emissionen bis 2015 um 18 Prozent pro industrieller Wertschöpfungseinheit 
zu verringern und den Verbrauch der nicht aus fossilen Brennstoffen erzeugten Energie bis 2020 
von derzeit acht Prozent auf 15 Prozent zu steigern, was die Außenluftverschmutzung ebenfalls 
verringern sollte.
Quelle: China National People’s Congress 2011; Fang und Chan 2008; Liu und Raven 2010: 8329; Millman, Tang und Perera 
2008; Watts 2006, 2011; Zhan et al. 2010.
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Zugang zu sanitären Einrichtungen und 12,5 
Prozent haben keinen Zugang zu verbesser-
ten Wasserquellen. In Ländern mit niedrigem 
HDI belaufen sich die Zahlen auf 65 Prozent 
bei sanitären Einrichtungen und 38 Prozent 
bei der Wasserversorgung. Fast 20 Prozent 
der Menschen weltweit haben keine hygieni-
schen Toiletten, aber bis zu 80 Prozent der von 
mehrdimensionaler Armut Betroffenen verfü-
gen darüber. Die Unterschiede zwischen städ-
tischen und ländlichen Gebieten sind groß: 
2008 verfügte weniger als die Hälfte der länd-
lichen Bevölkerung über verbesserte sanitäre 
Einrichtungen, verglichen mit fast Dreiviertel 
der Stadtbevölkerung.46
Diese Formen von Deprivation fordern 
einen hohen gesundheitlichen Tribut. Bei 
Kindern unter fünf Jahren sind Umweltfak-
toren für mehr als ein Drittel der globalen 
Krankheitslast verantwortlich.47 Durchfaller-
krankungen verursachen jedes Jahr etwa zwei 
Millionen Todesfälle bei Kindern unter fünf 
Jahren, und die jüngsten Schätzungen lassen 
darauf schließen, dass verbesserte sanitäre 
Einrichtungen und verbesserte Trinkwasser-
quellen pro Jahr das Leben von etwa 2,2 Mil-
lionen Kindern retten könnten, das heißt von 
etwa 5.500 pro Tag.48 Die Hälfte aller Fälle 
von Unterernährung ist auf Umweltfaktoren 
zurückzuführen, insbesondere auf unzurei-
chende Wasserquellen, sanitäre Einrichtun-
gen und Hygiene.49 Unterernährung auf-
grund dieser Ursachen ist jedes Jahr für etwa 
70.000 Todesfälle bei Kindern verantwort-
lich. Untergewichtige Kinder sind anfälliger 
für Infektionskrankheiten, und bei ihnen ist 
die Wahrscheinlichkeit geringer, dass sie sich 
nach einer Erkrankung vollständig erholen.50 
Mangelernährung im Kindesalter behindert 
auch die kognitive Entwicklung und die Bil-
dungsleistung mit negativen Auswirkun-
gen auf die Chancen während des gesamten 
Lebens.
Wie im Bericht über die menschliche Ent-
wicklung 2006 dargelegt wurde, sind unzu-
reichende Wasserquellen und sanitäre Ein-
richtungen für ein noch breiteres Spektrum 
von Gesundheitsproblemen verantwortlich. 
Milliarden von Menschen leiden heute unter 
von Parasiten verursachten Krankheiten: 1,5 
Milliarden mit Spulwürmern, 740 Millionen 
mit Hakenwürmern, 200 Millionen mit Bil-
harziose und 40 bis 70 Millionen mit Leber-
egeln. Viele Millionen sind wahrscheinlich 
von tropischer Enteropathie betroffen, einer 
von Fäkalbakterien verursachten Krank-
heit, die die Nährstoffaufnahme verringert. 
Diese Infektionen sowie Hepatitis, Typhus 
und Polio können durch die sichere Entsor-
gung von Exkrementen und andere hygie-
nische Verhaltensweisen vermieden werden 
(siehe Kapitel 4). Abgesehen von den negati-
ven Auswirkungen auf die Menschen sind die 
dadurch entstehenden finanziellen Belastun-
gen groß. Beispielsweise beliefen sich die wirt-
schaftlichen Kosten unzureichender sanitärer 
Einrichtungen und Hygiene in Kambodscha 
(7,2 Prozent des BIP), Indonesien (2,3 Pro-
zent), auf den Philippinen (1,5 Prozent) und 
in Vietnam (1,3 Prozent) 2007 auf etwa neun 
Milliarden US-Dollar (in Preisen von 2005) 
oder zwei Prozent ihres kombinierten BIP.51 
Der Zugang zu grundlegenden sanitären Ein-
richtungen ist besonders wichtig für Frauen, 
nicht nur in Bezug auf den gesundheitlichen 
Zugewinn,52 sondern auch hinsichtlich Privat-
sphäre, Zeitersparnis und verringertem Risiko 
sexueller Gewalt.53
Klimaänderungen
Die mit Klimaänderungen verbundenen 
Gesundheitsrisiken sind immens und vielfäl-
tig – von höheren Risiken extremer Wetterer-
eignisse über die Versalzung von Böden und 
Süßwasser durch steigende Meeresspiegel bis 
zu der sich verändernden Dynamik von Infek-
tionskrankheiten aufgrund höherer Tempera-
turen. Höhere Temperaturen werden zu einer 
stärkeren Verbreitung und höheren Anste-
ckungsraten der von Vektoren und Nagern 
übertragenen Krankheiten und damit zu 
einer Vergrößerung der endemischen Gebiete 
für Malaria, von Zecken übertragener Hirn-
hautentzündung und Denguefieber führen.54 
Schätzungen zufolge werden 2080 260 bis 
320 Millionen mehr Menschen von Mala-
ria betroffen sein.55 Und viele mehr werden 
Gefahr laufen, an Denguefieber zu erkran-
ken.56 Eine neuere Studie zu 19 afrikanischen 
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Prävalenz von Durchfallerkrankungen, aku-
ten Atemwegsinfektionen und Unterernäh-
rung bei Kindern unter fünf Jahren erhöhten.
Die Wärmebelastung wird mit steigenden 
Temperaturen zunehmen und mehr Men-
schen werden an Herzinfarkt sterben – insbe-
sondere Bewohner von Städten und Menschen 
mit Atemwegserkrankungen. Die Inzidenz 
von Durchfallerkrankungen wird ebenfalls 
mit steigenden Temperaturen zunehmen.57 
Die Zahl unterernährter Kinder könnte 
durch den Anstieg des Meeresspiegels, Dür-
ren, Hitzewellen, Überschwemmungen und 
Niederschlagsschwankungen bis 2050 um 
25 Millionen steigen. Die Degradation von 
Böden und Ökosystemen wird ebenfalls zur 
Mangelernährung beitragen.58 Diese Progno-
sen basieren auf einem Weiter-so-wie-bisher-
Szenario. Nachhaltigere Verhaltens- und Vor-
gehensweisen, die in Kapitel 4 beschrieben 
werden, könnten diese Entwicklungen positiv 
beeinflussen.
Indigene Völker können für die negativen 
gesundheitlichen Folgen der Umweltdegra-
dation besonders anfällig sein. In Nordaus-
tralien beispielsweise werden höhere Tempe-
raturen und häufigere Hitzewellen indigene 
Völker in abgelegenen Gebieten, in denen 
Herz-Kreislauf- und Atemwegserkrankun-
gen bereits verbreitet sind, weiter belasten. Die 
gesundheitlichen Folgen können dort beson-
ders schwerwiegend sein, wo die Verbindung 
indigener Völker zu Ökosystemen – als einem 
Ort von hohem Stellenwert in Bezug auf Her-
kunft, Identität, Sprache, Lebensgrundlagen 
und Gemeinschaft – eine wichtige Gesund-
heitsdeterminante darstellt.59
Negativer Einfluss auf die Bildung
Wie bereits im Bericht über die menschliche 
Entwicklung 2010 erläutert wurde, ist die 
Ausweitung der Grundschuldbildung einer 
der größten Erfolge der letzten 40 Jahre. Der 
Anteil der Kinder, die die Schule besuchen, 
stieg von 57 Prozent auf 85 Prozent, wobei in 
vielen Teilen der Welt nahezu die allgemeine 
Einschulung erreicht wurde. Dennoch beste-
hen weiterhin Lücken. In Ländern mit nied-
rigem HDI sind fast drei von zehn Kindern 
im Grundschulalter nicht eingeschult.60 Und 
eine Reihe anderer Hemmnisse, von denen 
manche auf Umweltfaktoren zurückzuführen 
sind, besteht fort.
Der Zugang zu elektrischem Strom kann 
positive Auswirkungen auf den Schulbesuch 
haben. Bessere Beleuchtung ermöglicht län-
geres Lernen. Strom in Haushalt und Schule 
verlängert die Zeit, die Kinder und Erwach-
sene mit Lesen verbringen, und führt dazu, 
dass Kinder sich länger in der Schule aufhal-
ten.61 Im Nordwesten Madagaskars erleich-
terte Strom es Mädchen, ihre Hausaufgaben 
zu machen, und ihren Müttern, ihnen abends 
nach Erledigung der Haushaltsarbeiten zu 
helfen.62 In Bangladesch bestand ein Zusam-
menhang zwischen der Zeit, die Kinder in der 
Schule verbrachten, und dem Zugang zu elek-
trischem Strom, selbst nach Überprüfung des 
statistischen Einflusses des Wohlstands der 
Familie (Landbesitz).63 Und in Vietnam stieg 
in Siedlungen, die zwischen 2002 und 2005 
an das Stromnetz angeschlossen wurden, der 
Schulbesuch von Jungen um 17 Prozent und 
von Mädchen um 15 Prozent.64
Der Zugang zu elektrischem Strom und 
modernen Brennstoffen kann die Zeit ver-
ringern, die damit verbracht wird, Brennstoff 
aus Biomasse zu sammeln.65 In Malawi sam-
meln Kinder häufig Brennholz und andere 
Ressourcen und parallel zur Zunahme der 
Zeit, die sie dafür aufwenden, sinkt die Wahr-
scheinlichkeit, dass sie die Schule besuchen.66 
In ländlichen Gebieten Äthiopiens sinkt die 
Wahrscheinlichkeit des Schulbesuchs als 
Hauptaktivität, insbesondere für Jungen, par-
allel zum Anstieg der Zeit, die benötigt wird, 
um eine Wasserquelle zu erreichen.67
Es wurde ein negativer Zusammenhang 
zwischen dem Sammeln von Ressourcen durch 
Kinder und der Wahrscheinlichkeit, dass sie 
die Schule besuchen, festgestellt; allerdings 
nicht, dass es einen Einfluss auf die schuli-
schen Leistungen der Kinder hatte, die die 
Schule besuchten. Im Bezirk Kiambu in der 
Central Province von Kenia verbringen Kin-
der im Durchschnitt mehr als vier Stunden 
täglich mit dem Sammeln von Brennholz, 
wobei der Zeitaufwand von einer halben 
Stunde bis zu zehn Stunden reicht.68 Bei Mäd-
chen war die Wahrscheinlichkeit größer, dass 
Indigene Völker  
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sie Ressourcen sammeln und auch die Schule 
besuchen.
In den indischen Bundesstaaten Andhra 
Pradesh, Gujarat, Rajasthan und Maharashtra 
beispielsweise stellen das Kinderhilfswerk der 
Vereinten Nationen und andere für Schulen 
und Alphabetisierungsgruppen von Frauen 
Solarlampen zur Verfügung, um die Bildung 
von Mädchen zu fördern. Die 13 Jahre alte 
Manasha erläuterte: „Wenn es kein Licht gibt, 
gehen wir sehr zeitig nach dem Abendessen 
zu Bett und stehen früh auf. Jetzt kann ich 
abends lernen.“69 Auf Maßnahmen zur Ver-
besserung des Zugangs zu elektrischem Strom 
wird in Kapitel 4 eingegangen.
Gefährdung der Lebensgrundlagen
Umweltdegradation kann die Lebensgrundla-
gen der Millionen von Menschen auf der Welt 
gefährden, die im Hinblick auf ihre Arbeit 
unmittelbar auf Umweltressourcen angewie-
sen sind. Etwa 1,3 Milliarden Menschen oder 
40 Prozent der Erwerbsbevölkerung weltweit 
arbeiten in Landwirtschaft, Fischerei und 
Forstwirtschaft oder sind Jäger oder Sammler. 
Fast 60 Prozent der Erwerbsbevölkerung, die 
diesen Aktivitäten nachgehen, leben in Län-
dern mit niedrigem HDI, dagegen gerade ein-
mal drei Prozent in Ländern mit sehr hohem 
HDI. In Bhutan, Burkina Faso und Nepal sind 
92 Prozent der Erwerbsbevölkerung für ihren 
Lebensunterhalt unmittelbar auf natürliche 
Ressourcen angewiesen; in Bahrain, Katar, 
Singapur und Slowenien beträgt dieser Anteil 
weniger als ein Prozent.70
Die Armen in ländlichen Gebieten sind für 
ihr Einkommen überwiegend auf natürliche 
Ressourcen angewiesen.71 Selbst diejenigen, 
die normalerweise keiner auf natürliche Res-
sourcen ausgerichteten Tätigkeit nachgehen, 
verlegen sich vielleicht in Notzeiten darauf.72 
Die Auswirkungen von Umweltdegradation 
auf Pflanzenbau, Fischfang, Forstwirtschaft 
sowie Jagen und Sammeln variieren und tref-
fen manche Gruppen härter als andere. Wie 
Menschen davon betroffen werden, hängt 
davon ab, ob sie Nettoproduzenten oder -ver-
braucher natürlicher Ressourcen sind und ob 
sie für den Eigenverbrauch oder den Markt 
produzieren (und wie rasch sie von einem zum 
anderen übergehen können). Frauen in armen 
Ländern sind überproportional mit Subsis-
tenzlandwirtschaft und Wasserholen beschäf-
tigt, was sie für negative Auswirkungen anfäl-
liger macht.73
Indigene Völker müssen besonders 
erwähnt werden (Kasten 3.3). Wenngleich sie 
lediglich etwa fünf Prozent der Weltbevölke-
rung ausmachen,74 besitzen, bewohnen oder 
nutzen sie (im Allgemeinen auf der Grundlage 
von Gewohnheitsrecht) bis zu 22 Prozent von 
Grund und Boden weltweit, der 80 Prozent der 
biologischen Vielfalt des Planeten enthält.75 
Indigene Völker und Gemeinschaften sind 
rechtmäßige Eigentümer von etwa elf Prozent 
der globalen Wälder,76 und schätzungsweise 
60 Millionen ihrer Angehörigen sind für ihren 
Lebensunterhalt vollständig auf Waldressour-
cen angewiesen.77 Sie leben häufig in Ökosys-
temen wie den zu den Entwicklungsländern 
zählenden kleinen Inselstaaten, arktischen 
Regionen, Küstenregionen oder Gebieten in 
KASTEN 3.3
Indigene Völker, Landrechte und Lebensgrundlagen
Ungewöhnliche Wettermuster und Stürme schaden indigenen Gemeinschaften, die für ihren 
Lebensunterhalt auf natürliche Ressourcen angewiesen sind. In Nordkanada hat die globale 
Erwärmung die Zeitspanne verkürzt, in der die über Meereis führenden Zugangswege zu Jagd-
gründen offen sind, wodurch die Ernährungs- und Nahrungsmittelsicherheit der Inuit in Nunavik 
in der Provinz Quebec und in Nunatsiavut in der Provinz Labrador beeinträchtigt wurden. In Peru 
hat die Zahl ungewöhnlicher Kälteperioden zugenommen, in denen die Temperaturen in den 
Hochanden auf beispiellose minus 35° C zurückgingen. 2004 starben 50 Kinder sowie bis zu 
70 Prozent des Viehbestands, und bis zu 13.000 Menschen erkrankten schwer.
Die Beziehung indigener Völker zu ihrem Land weist häufig kulturelle und spirituelle As-
pekte auf, die durch Landbewirtschaftungspraktiken gestört werden können. Angesichts des 
Umstands, dass von außen zunehmend versucht wird, Land indigener Völker unter Naturschutz 
zu stellen oder auszubeuten, werden über die Nutzung dieses Landes Entscheidungen getrof-
fen, an denen die betroffenen Völker nicht angemessen beteiligt werden. Indigene Gemein-
schaften haben vielleicht den Wunsch, ihre Umwelt und Ressourcen intakt zu lassen, was zu 
Spannungen und Konflikten führen kann.
Wie in Kapitel 4 gezeigt wird, würdigen Regierungen zunehmend das besondere Ver-
hältnis indigener Völker zu ihrem Land und ihrer Umgebung. 2004 anerkannte der Oberste 
Gerichtshof Kanadas die Verpflichtung der Regierung, die umweltbezogenen Rechte zweier 
Eingeborenenstämme in British Columbia zu achten. Die meisten lateinamerikanischen Ver-
fassungen enthalten Bestimmungen zu Land, Gebieten und natürlichen Ressourcen indigener 
Völker. Die bolivianische Verfassung von 2009 anerkennt die Rechte indigener Völker auf ihr 
ursprüngliches gemeinschaftliches Land und garantiert die Nutzung sowie die Verbesserung 
nachhaltiger natürlicher Ressourcen in Übereinstimmung mit einer alternativen Vorstellung 
von Entwicklung (vivirbien), deren Ziel das spirituelle und kollektive Wohlergehen von Men-
schen sowie größere Harmonie mit der Natur ist.
Quelle: Furgal und Seguin 2006; Simms, Maldonado und Reid 2006; World Bank 2008c; Colchester 2010; Green, King und 
Morrison 2009; Manus 2006; Aguilar et al. 2010.
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größerer Höhe, die für die Auswirkungen von 
Klimaänderungen besonders anfällig sind, 
und sind für ihr Überleben auf Fischen, Jagen 
und Landwirtschaft angewiesen.78
Wir wenden uns jetzt den differenzierten 
Auswirkungen von Umwelttrends auf Men-
schen zu, die in Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft und Fischerei tätig sind.
Bedrohung der Landwirtschaft
Die Landwirtschaft ist die Hauptlebensgrund-
lage für die meisten Armen auf der Welt.79 Die 
natürliche Umwelt bietet Unterstützungsfunk-
tionen für die landwirtschaftliche Produktion 
wie die Regulierung von Nährstoff- und Was-
serzyklen. Und angesichts der Intensivierung 
der Landwirtschaft zur Deckung des Nah-
rungsmittelbedarfs wachsender Bevölkerun-
gen bleiben gesunde Ökosysteme eine wich-
tige Grundlage. Umweltdegradation bedroht 
folglich die Lebensgrundlagen und die Ernäh-
rungssicherheit. Von den vielen komplexen 
Wechselbeziehungen konzentrieren wir uns 
hier auf die Auswirkungen von Bodendegrada-
tion, Wasserknappheit und Klimaänderungen.
Bodendegradation verringert die Anbau-
fläche sowie die Ernteerträge und erhöht die 
Häufigkeit von Überschwemmungen. Im 
Einzelnen:
•	 Der Verlust von fruchtbarem Oberbo-
den verringert die Flächenproduktivität, 
wobei die Ertragsverluste in den ungüns-
tigsten Szenarien auf bis zu 50 Prozent 
geschätzt werden.80 Afrika südlich der 
Sahara (vor allem Angola, Gabun und 
Swasiland) sowie Ostasien und der Pazi-
fikraum (insbesondere China, Indonesien, 
Malaysia und Myanmar) sind am stärksten 
betroffen.
•	 Trockengebiete, in denen rund ein Drit-
tel der Weltbevölkerung leben, sind von 
Desertifizierung bedroht.81 Manche 
Gebiete sind besonders anfällig, wie die 
Trockengebiete in Afrika südlich der 
Sahara, in denen die Anpassungsfähigkeit 
gering ist.82 Andere Teile der Welt wurden 
ebenfalls betroffen. Bodendegradation im 
Kreis Minqin in Nordchina führte dazu, 
dass mehr als 80 Prozent der Anbaufläche 
aufgegeben wurden.83
2025 dürften mehr als 1,8 Milliarden Men-
schen von Wasserknappheit betroffen sein.84 
Feldforschungen lassen vermuten, dass die 
direkten Auswirkungen der Wassererschöp-
fung auf den Anbau von Kulturpflanzen für 
arme Bauern gravierender ausfallen können. 
Beispielsweise können in ländlichen Gebie-
ten Mexikos arme Bauern ohne das Kapital 
zur Anpassung an einen sinkenden Grund-
wasserstand nicht mehr dürreresistentes Saat-
gut oder über Rohrleitungen herbeigeführtes 
Wasser kaufen. Und staatliche Finanzierungs-
programme helfen den Armen nicht, wenn 
die technischen Anforderungen und die vor-
geschriebenen Eigenbeiträge zu hoch sind.85
Die Auswirkungen des Klimawandels auf 
die Lebensgrundlagen von Bauern unterschei-
den sich je nach angebauten Kulturen, Region 
und Jahreszeit. Forscher haben die Beziehung 
zwischen Klimawandel sowie Acker- und Wei-
deflächenerträgen untersucht. Sie haben dazu 
Simulationsmodelle, statistische Untersu-
chungen und hedonische Ansätze verwendet. 
Manche Ergebnisse legen nahe, dass moderate 
Temperaturanstiege (nicht mehr als zwei Grad 
Celsius) in den gemäßigten Zonen auf kurze 
Sicht zu höheren Erträgen führen könnten, in 
tropischen und semiariden Regionen jedoch 
negative Auswirkungen haben würden. Glo-
bal sind seit 1980 aufgrund des Klimawandels 
die Maisproduktion um 3,8 Prozent und die 
Weizenproduktion um 5,1 Prozent zurückge-
gangen – bei allerdings beträchtlichen regio-
nalen Schwankungen (einigen Ländern ist ein 
sich veränderndes Klima sogar zugutegekom-
men). Bei Reis und Soja ist das Verhältnis von 
Ländern, die profitiert haben, und solchen, 
die Einbußen hinnehmen mussten, weitge-
hend ausgeglichen.86 Prognosen bis 2030 
besagen, dass die Mais- und Weizenproduk-
tion im südlichen Afrika drastisch zurückge-
hen werden, während sich der Klimawandel 
auf die Reiserträge positiv auswirken dürfte.87 
Es wird vorhergesagt, dass die Maiserträge im 
Regenfeldbau im Nordosten Chinas steigen, 
in seinen südlichen Regionen dagegen sinken 
werden. Weltweit sind die biophysikalischen 
Auswirkungen des Klimawandels auf sowohl 
Bewässerungsanbau als auch Regenfeldbau 
2050 wahrscheinlich negativ.88
Die natürliche Umwelt 
bietet Unterstützungs-
funktionen für die 
landwirtschaftliche 
Produktion wie die 
Regulierung von Nähr-
stoff- und Wasserzyklen
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Die Variabilität der Auswirkungen unter-
streicht die Notwendigkeit detaillierter lokaler 
Analysen. Gleiches gilt für die Variabilität der 
Haushaltsproduktions- und -verbrauchsmus-
ter, des Zugangs zu Ressourcen, der Armuts-
niveaus und der Bewältigungsfähigkeit.89 
Beispielsweise ist für Frauen in ländlichen 
Gebieten der meisten Entwicklungsregionen 
die Landwirtschaft der Sektor mit den größ-
ten Aussichten auf eine Erwerbstätigkeit. Den-
noch haben sie einen schlechteren Zugang 
zu Aktiva, Einsatzmitteln und ergänzenden 
Dienstleistungen als Männer. Die geschlechts-
spezifischen Unterschiede in Bezug auf den 
Besitz von Grund und Boden sind besonders 
groß: Gerade einmal 20 Prozent der Grund-
besitzer in Entwicklungsländern sind Frauen 
und ihr Grundbesitz ist kleiner als der von 
Männern.90
Die Nahrungsmittelproduktion muss stei-
gen, um den Bedarf wachsender Bevölkerun-
gen zu decken, aber die kombinierten ökologi-
schen Auswirkungen von Bodendegradation, 
Wasserknappheit und Klimawandel werden 
das Angebot beschränken. Sich negativ aus-
wirkende Umweltfaktoren dürften die Welt-
nahrungsmittelpreise in den kommenden 
Jahrzehnten real um 30 bis 50 Prozent nach 
oben treiben und die Preisvolatilität erhöhen.91 
Einkommensarmut und Unterernährung 
könnten sich verschlimmern, wenn die Preise 
wichtiger Grundnahrungsmittel steigen – wie 
beim drastischen Anstieg der Nahrungsmittel-
preise in den Jahren 2007 und 2008 deutlich 
wurde.92 Die Armen wenden einen großen Teil 
ihres Einkommens für Grundnahrungsmittel 
auf und um zu überleben, sparen sie bei der 
Ernährung und essen weniger.93
Die Auswirkungen von Nahrungsmittel-
preisanstiegen sind von Haushaltsverbrauch 
und -produktion abhängig. Stadtbewohner 
und nicht agrarisch tätige Bewohner ländlicher 
Gebiete, die Nettoverbraucher von Nahrungs-
mitteln sind, sind im Allgemeinen vergleichs-
weise am stärksten betroffen. Die Forschungs-
ergebnisse sind jedoch uneinheitlich:
•	 Eine Modellbildung zu 15 Ländern ergab, 
dass die Auswirkungen in Bezug auf die 
Einkommensarmut vom Standort eines 
Haushalts und davon abhängen, ob er in 
der Landwirtschaft tätig ist.94 Prognosen 
zufolge leiden nicht agrarische Haushalte 
am meisten unter Preisanstiegen, wobei 
in Teilen Afrikas und Asiens 20 bis 50 
Prozent verarmen könnten. Haushalte, 
die sich in der Landwirtschaft speziali-
sieren, profitieren dagegen und viele in 
Lateinamerika und der Karibik sowie in 
anderen Teilen Asiens können der Armut 
entkommen.
•	 Eine andere neuere Studie zu neun Län-
dern (Bolivien, Kambodscha, Madagaskar, 
Malawi, Nicaragua, Pakistan, Peru, Sam-
bia und Vietnam) kam zu dem Ergebnis, 
dass steigende Nahrungsmittelpreise zu 
mehr Gesamteinkommensarmut führen, 
selbst wenn die Nahrungsmittelerzeuger 
in ländlichen Gebieten besser abschnei-
den.95 In ähnlicher Weise führten Anstiege 
der Nahrungsmittelpreise in Indonesien, 
auf den Philippinen und in Thailand zu 
Anstiegen der Armutsinzidenz und der 
Armutsintensität.96
Weil unterschiedliche Arten von Umwelt-
veränderungen unterschiedliche Auswirkun-
gen auf Boden, Arbeitskräfteangebot und 
Nahrungsmittelproduktion haben, ist es 
wichtig, die gemeinsamen Auswirkungen zu 
untersuchen. In Indien könnte der Klimawan-
del für etwa 17 Prozent der Bauern durch die 
Auswirkungen auf die Getreidepreise einen 
drastischen Rückgang der Bodenproduktivi-
tät zur Folge haben. Die Auswirkungen auf 
den Verbrauch würden jedoch weniger stark 
ausfallen, weil die meisten Haushalte in länd-
lichen Gebieten ihr Einkommen weitgehend 
aus Lohnbeschäftigung beziehen. Die Fol-
gen müssten überproportional die Armen 
in städtischen Gebieten tragen, die höhere 
Nahrungsmittelpreise zahlen müssten, sowie 
Lohnbezieher und Nettoverbraucher von 
Nahrungsmitteln in ländlichen Gebieten.97
Wälder unter Druck
Etwa 350 Millionen Menschen, die in Wäl-
dern oder in deren Nähe leben, sind für ihren 
Lebensunterhalt und ihr Einkommen auf 
Waldholz und Nichtholzressourcen angewie-
sen.98 Viele Menschen in Entwicklungslän-
dern beziehen ihr Brennholz aus Wäldern: In 
Weil unterschiedliche 
Arten von Umwelt- 
veränderungen un-
terschiedliche Aus-
wirkungen auf Boden, 
Arbeitskräfteangebot 
und Nahrungsmittel-
produktion haben, ist 
es wichtig, die gemein-
samen Auswirkungen 
durch detaillierte 
Analysen auf lokaler 
Ebene zu untersuchen
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der Region Asien und Pazifik werden mehr 
als 70 Prozent des aus Wäldern entnomme-
nen Holzes als Brennholz genutzt; in Afrika 
könnte der Anteil bis zu 90 Prozent betragen.99
In vielen Teilen der Welt ist das Sam-
meln von Brennholz Aufgabe der Frauen. 
Wenngleich globale Daten zur Zahl der in der 
Forstwirtschaft tätigen Frauen fehlen, lassen 
die Belege vermuten, dass Frauen, die weni-
ger Berufsmöglichkeiten haben und weniger 
mobil sind, stärker auf Wälder angewiesen 
sind als Männer.100
Durch Beschäftigung sowie den Verkauf 
von Gütern und Dienstleistungen generieren 
Waldressourcen auch Einkommen. Nichtholz-
waldprodukte – wie Nahrungsmittel, Brenn-
stoffe zum Kochen und Heizen, Tierfutter, 
Wild, Heilkräuter und Unterkunft – bieten 
örtlichen Gemeinschaften Lebensgrundlagen 
und absatzfähige Waren. Sie liefern auch Geld, 
mit dem Schulbesuch, Arzneimittel, Gerät, 
Betriebsstoffe und Nahrungsmittel bezahlt 
werden können.
Arme Menschen sind im Hinblick auf Bar- 
und Sacheinkommen sowie darauf, was seine 
Funktion als Sicherheitsnetz betrifft, im All-
gemeinen stärker auf Wälder angewiesen.101 
Eine Sichtung von Fallstudien zu ländlichen 
Gemeinschaften, die in tropischen Wäldern 
oder in deren Randzonen leben, ergab, dass 
arme Haushalte mehr als ein Viertel ihrer Ein-
kommen aus Waldressourcen beziehen, vergli-
chen mit 17 Prozent bei nicht armen Haushal-
ten.102 Einige Beispiele:
•	 Im indischen Bundesstaat Arunachal 
Pradesh waren arme Haushalte für das 
grundlegende Überleben auf Gemein-
schaftswälder angewiesen, und Haushalte, 
die über weniger Grund und Boden sowie 
weniger Bildung verfügten und weiter von 
Märkten entfernt waren, waren stärker auf 
Waldprodukte angewiesen.103
•	 Im südlichen Äthiopien hielt aus Wald 
gewonnenes Einkommen ein Fünftel der 
Bevölkerung oberhalb der Armutsgrenze, 
wodurch sich die Einkommensungleich-
heit um etwa 15 Prozent verringerte.104
•	 In Vietnam boten Waldprodukte Haushal-
ten in ländlichen Gebieten ein Sicherheits-
netz, wenn andere Einkommensquellen 
versiegten. Bei Personen, die von Krank-
heiten und Gesundheitsschocks betroffen 
waren, war die Wahrscheinlichkeit größer, 
dass sie Waldprodukte nutzten.105
Arme Menschen sind folglich anfälliger 
für die Folgen von Walddegradation und Aus-
schluss aus dem Wald.106 In Südasien reagier-
ten auf das Sammeln von Brennholz ange-
wiesene Haushalte auf verringerten Zugang, 
indem sie länger Holz sammelten, Brennholz 
kauften und weniger oft kochten. Wohlha-
bendere Haushalte stiegen dagegen auf andere 
Brennstoffe um.107
Beschädigung von Fischgründen
Schätzungsweise 45 Millionen Menschen 
betreiben unmittelbar Fangfischerei oder 
Aquakultur, mindestens sechs Millionen von 
ihnen Frauen.108 Mehr als 95 Prozent der 
Kleinfischer und Arbeiter in der Verarbeitung 
leben in Entwicklungsländern und sind mit 
prekären Lebens- und Arbeitsbedingungen 
konfrontiert. Die Länder, in denen die Gefahr 
der Überfischung und von Klimawandel am 
größten ist, zählen auch zu denjenigen, die im 
Hinblick auf Nahrungseiweiß, Lebensunter-
halt und Exporte am stärksten auf Fisch und 
Meeresfrüchte angewiesen sind.109
Mehr als 80 Prozent der armen Fischer 
auf der Welt leben in Süd- und Südostasien. 
Aber zwei Drittel der Länder, deren Fisch-
fanggründe durch Klimawandel am stärksten 
gefährdet sind, liegen im tropischen Afrika.110
Prognosen zufolge wird der Klimawandel 
die Fischereiressourcen um die Inseln im Pazi-
fik bis 2100 um bis zur Hälfte verringern sowie 
Mangrovenwälder und Korallenriffe drastisch 
verkleinern.111 In den Ergebnissen von For-
schungsarbeiten, die vom Pazifikzentrum des 
Entwicklungsprogramms der Vereinten Nati-
onen in Auftrag gegeben wurden, wird die 
Bedeutung der Fischerei für die Lebensgrund-
lagen in der Pazifikregion hervorgehoben, 
sowohl, was den Lebensunterhalt, als auch, 
was das Geldeinkommen betrifft.112 Steigende 
Meerestemperaturen werden negative Aus-
wirkungen mehr auf Männer haben, die im 
Allgemeinen in der Tiefseefischerei und im 
kommerziellen Fischfang arbeiten, während 
von der Erosion von Küstenregionen Frauen 
Die Länder, in denen die 
Gefahr der Überfischung 
und von Klimawandel 
am größten ist, zählen 
auch zu denjenigen, 
die im Hinblick auf 
Nahrungseiweiß, 
Lebensunterhalt und 
Exporte am stärksten 
auf Fisch und Meeres-
früchte angewiesen sind
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stärker betroffen sein werden, die häufiger 
näher an der Küste Wirbellose sammeln.
Die Reaktionen von Menschen auf 
die Auswirkungen von Klimawandel auf 
Fischgründe werden wahrscheinlich vari-
ieren. In Kenia beispielsweise war bei 
Subsistenzfischern aus armen Haushalten 
und mit weniger vielfältigen Einkommens-
quellen selbst angesichts von Fangrückgängen 
von bis zu 50 Prozent die Wahrscheinlich- 
keit größer, dass sie fortfahren zu fischen, als 
bei Fischern aus Haushalten mit mehr 
Aktiva und stärker diversifizierten Lebens- 
grundlagen.113
Aber nicht alle erwarteten Auswirkungen 
sind negativ. In Ländern nahe dem Äquator 
könnte die Süßwasserfischzucht von Arten 
wie Tilapia von der besseren Verfügbarkeit 
von Süßwasser und höheren Temperaturen 
profitieren.114 Und die Meereserwärmung 
sowie der Rückzug von Meereis in hohen 
Breitengraden werden Prognosen zufolge die 
potenzielle Fangmenge auf lange Sicht stei-
gern – was wahrscheinlich Bewohnern Alas-
kas, Grönlands, Norwegens und der Russi-
schen Föderation am meisten zugutekommen 
wird.115
*   *   *
Menschen können ihre Produktions- und Ver-
brauchsstrategien an Umweltbedingungen 
anpassen – indem sie beispielsweise Kultur-
pflanzen anbauen, die besser für schlechtere 
Böden oder höhere Temperaturen geeignet 
sind, oder indem sie Nahrungsmittel verzeh-
ren, die weniger lange gekocht werden müssen 
und folglich weniger Brennholz verbrauchen. 
Menschen reagieren häufig auf Umweltde-
gradation, indem sie im selben Gebiet andere 
Strategien zum Bestreiten des Lebensunter-
halts verfolgen oder indem sie umziehen.116 
Wir betrachten im Folgenden einige der 
anderen negativen Auswirkungen auf das 
Wohlergehen.
Andere negative Auswirkungen
Umweltdegradation hat zusätzliche einander 
beeinflussende Auswirkungen auf benach-
teiligte Gruppen. Hier untersuchen wir die 
Verknüpfungen mit Zeitaufwand, Migration 
und Konflikt. Umweltbelastungen können die 
Schwierigkeiten vergrößern, die damit verbun-
den sind, den Lebensunterhalt aus natürlichen 
Ressourcen zu bestreiten: Menschen können 
gezwungen sein, weiter zu gehen, um sie ein-
zusammeln, mehr zu arbeiten, um den Lebens-
unterhalt auf dem gleichen Niveau zu halten, 
oder sogar abzuwandern. In manchen Fällen 
wurden Umweltbelastungen mit einer höhe-
ren Konfliktwahrscheinlichkeit in Zusam-
menhang gebracht.117
Zeitaufwand
Menschen, die keinen Zugang zu modernen 
Brennstoffen und sauberem Wasser haben, 
müssen viel Zeit aufwenden, um Brennholz zu 
sammeln und Wasser zu holen. Fast die Hälfte 
der Haushalte in Ländern mit niedrigem HDI, 
vor allem in Afrika südlich der Sahara, wenden 
pro Tag mehr als 30 Minuten auf, um Was-
ser zu holen. Der Aufwand ist in ländlichen 
Gebieten besonders hoch. Im Durchschnitt 
dauert das Wasserholen 82 Minuten in Soma-
lia, 71 Minuten in Mauretanien und 65 Minu-
ten im Jemen.118
Verbreitete Umweltbelastungen erhöhen 
die zeitlichen Belastungen für Haushalte mit 
negativen Auswirkungen auf das Wohlerge-
hen. Erhebungen zum Zeitaufwand veran-
schaulichen diese Belastung und zeigen, wie 
Aufgaben innerhalb von Haushalten verteilt 
werden und welchen Einfluss Umweltdegrada-
tion darauf hat.119 Untersuchungen in Indien 
ergaben, dass der Zeitaufwand für das Sam-
meln von Brennholz in den letzten Jahrzehn-
ten deutlich zugenommen hat. In Kumaon im 
Bundesstaat Uttar Pradesh wendeten Frauen 
und Kinder Anfang der 1970er Jahre im 
Durchschnitt 1,6 Stunden auf und legten 1,6 
Kilometer zurück, um Holz zu sammeln. In 
den 1990er Jahren betrugen die Werte drei bis 
vier Stunden und 4,5 Kilometer.120
Die Aufgabe, Holz und Wasser zu holen, 
obliegt in erster Linie Frauen und Kindern. 
In einer neueren Studie zu sieben Ländern 
mit niedrigem HDI wurde festgestellt, dass 
in ländlichen Gebieten 56 bis 86 Prozent der 
Frauen Wasser holten, verglichen mit acht 
bis 40 Prozent der Männer.121 In ländlichen 
Gebieten von Malawi beispielsweise wenden 
Umweltbelastungen 
erhöhen die zeit- 
lichen Belastungen für 
Haushalte mit negativen 
Auswirkungen auf das 
Wohlergehen. Erhebun-
gen zum Zeitaufwand 
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degradation darauf hat
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Frauen mehr als achtmal so viel Zeit auf wie 
Männer, um Holz und Wasser zu holen, und 
Mädchen verbringen etwa dreimal so viel Zeit 
damit, wie Jungen für diese Aufgaben aufwen-
den (Tabelle 3.2).
Brennholzsammeln und Wasserho-
len wurden bei Frauen mit Rückenschäden, 
Schwangerschaftsbeschwerden und Mütter-
sterblichkeit in Verbindung gebracht.122 Der 
hohe Zeitaufwand für diese Aufgaben kann 
auch hohe Opportunitätskosten in der Form 
von versäumtem Schulunterricht oder entgan-
gener Freizeit bei Kindern und von unterlasse-
nen Arbeitsmarktaktivitäten bei Erwachsenen 
haben. In ländlichen Gebieten Pakistans bei-
spielsweise erhöht schwieriger Zugang zu Was-
ser die Gesamtarbeitsbelastung von Frauen 
und verringert die Zeit, die sie für marktori-
entierte Aktivitäten aufwenden.123
Die Vorteile sicheren und nachhalti-
gen Zugangs zu diesen Ressourcen und zu 
moderneren Alternativen könnten folglich 
groß sein. In Sierra Leone verkürzte verbes-
serter Zugang zu Wasser und elektrischem 
Strom die für Hausarbeit aufgewendete 
Zeit um etwa zehn Stunden pro Woche.124 
Wenn alle Haushalte im Bezirk Mbale in 
Ostuganda sicheren Zugang zu Wasser und 
Brennstoff hätten (das heißt in einer Ent-
fernung von 400 Metern oder weniger von 
Trinkwasser und nicht mehr als 30  Minu-
ten von einer Brennholzquelle entfernt leben 
würden), würden sie mehr als 900  Stunden 
jährlich einsparen. Dies wurde bei einer Stu-
die in den 1990er Jahren ermittelt.125 Und in 
einer neueren Untersuchung wurde geschätzt, 
dass 63 Prozent des wirtschaftlichen Nutzens 
des Erreichens der Vorgabe des Millenniums-
Entwicklungsziels in Bezug auf die Wasser-
versorgung auf Zeitersparnisse zurückzufüh-
ren wären.126
Migration
Umweltbelastungen können Menschen auch 
dazu bewegen, umzusiedeln. Dies gilt insbe-
sondere dort, wo Familien und Gemeinschaf-
ten von mehreren Formen von Deprivation 
betroffen sind und für sich anderswo bessere 
Chancen sehen. Es lässt sich nur schwer quan-
tifizieren, wie viele Menschen sich aufgrund 
von Umweltbelastungen zur Migration ent-
schließen, weil andere Faktoren die Freiheiten 
von Menschen ebenfalls einschränken.
Manche Schätzungen, die viel Aufmerk-
samkeit gefunden haben, waren sehr hoch: Die 
Erklärung von Almería von 1994 enthielt die 
Feststellung, dass 135 Millionen Menschen 
durch Desertifizierung vertrieben werden 
könnten.127 Und im Stern-Bericht hieß es, dass 
bis 2050 200 Millionen Menschen vertrieben 
worden sein könnten.128 Andere Schätzun-
gen bleiben weit dahinter zurück. Der Hohe 
Flüchtlingskommissar der Vereinten Natio-
nen kam zu dem Ergebnis, dass durch Über-
schwemmungen, Hunger und andere Umwelt-
faktoren 24 Millionen Menschen vertrieben 
wurden.129 Eine neuere detaillierte Schätzung 
besagt, dass Temperatur- und Niederschlags-
schwankungen zwischen 1960 und 2000 in 
Afrika südlich der Sahara etwa 2,35 Millionen 
Menschen bewogen haben, ihren Wohnort zu 
verlassen.130
Wie im Bericht über die menschliche Ent-
wicklung 2009 dargelegt wurde, ist die Erwei-
terung der Möglichkeiten von Menschen zu 
wählen, wo sie leben, ein wichtiger Weg zur 
Erweiterung ihrer Freiheiten. Mobilität kann 
mit verbesserten Verdienstmöglichkeiten 
und besseren Chancen für Kinder assoziiert 
werden. Die Probleme sind natürlich, dass 
eine degradierte Umwelt Entscheidungsfrei-
räume beschränkt – insbesondere für diejeni-
gen, deren Lebensunterhalt von einer gesun-
den Umwelt abhängt – und dass rechtliche 
Beschränkungen der Freizügigkeit die Migra-
tion riskanter machen.131
TABELLE 3.2
Durchschnittlicher Zeitaufwand pro Woche, um holz und Wasser 












Frauen 5,7 4,7 9,1 7,3
Männer 2,3 4,1 1,1 4,5
Mädchen 4,1 5,1 4,3 7,7
Jungen 4,0 4,7 1,4 7,1
Frauen/Männer 2,5 1,1 8,3 1,6
Mädchen/Jungen 1,0 1,1 3,1 1,1
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten aus Bardasi und Wodon (2009) (zu Guinea); Blackden und 
Wodon (2006) (zu Madagaskar); Beegle und Wodon (2006) (zu Malawi); sowie Wodon und Ying (2010) (zu Sierra Leone).
73kAPiTEl 3 aUsWIrkUngen erforschen – beZIehUngen Verstehen
Konflikt
Schlussendlich wurden Klimawandel und 
beschränkte natürliche Ressourcen mit einer 
höheren Konf liktwahrscheinlichkeit in 
Zusammenhang gebracht, einer der größten 
Bedrohungen für die menschliche Entwick-
lung. Sie könnte auch die Friedensaussichten 
untergraben. Die meisten Konflikte um Res-
sourcen sind binnenstaatlich; Boden-, Wasser- 
und Energieknappheit könnten jedoch zuneh-
mend internationale Auseinandersetzungen 
auslösen. Bei schätzungsweise 40 Prozent der 
Bürgerkriege in den letzten 60 Jahren spiel-
ten natürliche Ressourcen eine Rolle und seit 
1990 wurden mindestens 18 Konflikte von der 
Frage der Ausbeutung natürlicher Ressourcen 
und anderen Umweltfaktoren angefacht.132 
Einige länderübergreifende Belege veranschau-
lichen dies. Beispielsweise verstärken größere 
Niederschlagsschwankungen die Gefahr von 
Bürgerkriegen insbesondere in Afrika südlich 
der Sahara, wo ein Temperaturanstieg um ein 
Grad Celsius die Wahrscheinlichkeit eines 
Bürgerkriegs im selben Jahr um zehn Prozent 
erhöht.133 Neuere Ereignisse unterstützen 
den Zusammenhang. Konkurrenz um den 
Zugang zu Grund und Boden trug zur Gewalt 
in Kenia nach den Wahlen von 2008 bei und 
zu den Spannungen, die 1994 zum Genozid in 
Ruanda führten. Wasser, Boden und Deserti-
fizierung sind wichtige Faktoren für den Krieg 
in Darfur im Sudan. In Afghanistan besteht 
ein Teufelskreis um Konflikt und Umwelt: 
Umweltdegradation facht Konflikte an und 
Konflikte schädigen die Umwelt.134 Schlecht 
gestaltete politische Reaktionen oder solche, 
die nicht die Interessen aller Parteien berück-
sichtigen, können die Konfliktgefahr ebenfalls 
vergrößern.
Globale und lokale Ressourcenknapp-
heit können zentrale Konfliktursachen sein: 
In einer bekannten frühen Studie wurde 
das Zusammenspiel von Umweltdegrada-
tion, Bevölkerungswachstum und ungleicher 
Ressourcenverteilung bei der Entstehung 
von Konflikten herausgearbeitet.135 Länder 
mit hoher Abhängigkeit von Rohstoffex- 
porten können besonders gefährdet sein: 
Ressourcenreichtum birgt starke Kon- 
fliktanreize.136
Natürliche Ressourcen sind jedoch selten, 
wenn überhaupt jemals, die einzige Ursache 
gewaltsamer Konflikte. Sie verstärken Bedro-
hungen und stehen in einer Wechselwirkung 
mit anderen Risiken und Anfälligkeiten.137 
Aus den vorhandenen Belegen lässt sich nicht 
ableiten, dass es direkte Verknüpfungen zwi-
schen der Knappheit von Umweltressourcen 
und Konflikten gibt. Vielmehr muss die Res-
sourcenknappheit in den Kontext der umfas-
senderen politischen Ökonomie eingebettet 
werden: Die mit Umweltkonflikten verknüpf-
ten Prozesse und Elemente von den Struktu-
ren zu trennen, in die sie eingebettet sind, ist 
„sowohl schwierig als auch eine Verzerrung der 
Wirklichkeit“.138
Zu mehr Ungleichheit 
führende auswirkungen 
extremer ereignisse
Menschen, die in Ländern mit niedrigem 
und mittlerem HDI in Großstadtslums 
leben, sind aufgrund einer Kombination von 
hoher Belastung und unzureichender schüt-
zender Infrastruktur sowie Dienstleistungen 
am stärksten durch extreme Wetterereignisse 
und den Anstieg des Meeresspiegels gefähr-
det.139 Angesichts eines prognostizierten 
Anstiegs des Meeresspiegels um 0,5 Meter 
bis 2050 wird Bangladesch bis dahin wahr-
scheinlich etwa elf Prozent seiner Landfläche 
verlieren, wovon schätzungsweise 15 Millio-
nen Menschen betroffen sein werden.140 Bis 
zum gleichen Zeitpunkt könnte der Anstieg 
des Meeresspiegels mehr als 14 Millionen 
Ägypter vertreiben, weil eine zunehmende 
Versalzung des Nils die für Landwirtschaft 
zur Verfügung stehende bewässerte Fläche 
verringert.141
Laut Schätzungen der Vereinten Nationen 
leben 29 Prozent der Slumbewohner weltweit 
in Ländern mit niedrigem HDI sowie weitere 
24 Prozent in China und 15 Prozent in Indien 
(beides Länder mit mittlerem HDI).142 Sowohl 
aufgrund ihrer prekären Lebensumstände als 
auch wegen fehlender öffentlicher Dienste und 
formeller Systeme der sozialen Sicherheit sind 
benachteiligte Gruppen in Megastädten durch 
Naturkatastrophen besonders gefährdet. Wie 
Menschen, die in 
Ländern mit niedrigem 
und mittlerem HDI in 
Großstadtslums leben, 
sind aufgrund einer 
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nachstehend jedoch gezeigt wird, kann an 
deren Stelle tretendes soziales Kapital, das 
die Widerstandsfähigkeit stärkt, das Risiko 
mindern.
Unsere eigenen Analysen lassen darauf 
schließen, dass ein zehnprozentiger Anstieg 
der Zahl der von einem extremen Wetterereig-
nis Betroffenen den HDI eines Landes im All-
gemeinen um fast zwei Prozent senkt, wobei 
es zu besonders starken Auswirkungen auf die 
Einkommenskomponente des HDI und in 
Ländern mit mittlerem HDI kommt. In man-
chen Ländern sind benachteiligte Regionen 
am stärksten betroffen. In der vietnamesischen 
Provinz Ha Giang, einer der ärmsten Regio-
nen des Landes und Heimat von 22 ethnischen 
Minderheiten, haben unregelmäßige Nieder-
schläge, massive Überschwemmungen und 
nicht vorhersagbare Stürme dazu geführt, dass 
Boden und Ernten weggespült wurden, Vieh 
ertrank und Infrastruktur zerstört wurde.143 
In Mexiko bewirkten Naturkatastrophen, ins-
besondere Dürren und Überschwemmungen, 
in betroffenen Kommunen Rückschläge in 
Bezug auf den HDI um etwa zwei Jahre und 
einen Anstieg der extremen Armut um fast 
vier Prozentpunkte.144
Kinder, Frauen und Ältere, insbesondere 
die Armen, waren durch Überschwemmun-
gen, Stürme und Erdrutsche systematisch 
stärker gefährdet, Verletzungen zu erleiden 
oder zu sterben. In Bangladesch leben ärmere 
Gruppen im Allgemeinen näher an Flüssen 
und tragen somit ein höheres Risiko, von 
Überschwemmungen betroffen zu werden.145 
Lokale Fallstudien zu einem Wirbelsturm in 
Bangladesch im Jahr 1991, der europäischen 
Hitzewelle von 2003 und dem Tsunami in 
Asien von 2004 bestätigen die größere Anfäl-
ligkeit von Frauen und Kindern; Gleiches gilt 
für allgemeinere länderübergreifende Belege. 
Bei dem Tsunami starben in Sri Lanka fast 
20 Prozent aller vertriebenen Frauen und fast 
ein Drittel der vertriebenen Kinder unter fünf 
Jahren – mehr als das Zwei- beziehungsweise 
Vierfache der Sterblichkeit vertriebener Män-
ner (etwa einer von zwölf).146 Und in ländli-
chen Gebieten Indiens steigt der Unterschied 
zwischen der Sterblichkeit von Mädchen und 
Jungen während Dürren.147
Die deutlich ungleichen geschlechts-
spezifischen Auswirkungen von Naturka-
tastrophen lassen darauf schließen, dass die 
Ungleichheit in Bezug auf die Belastung und 
die Risikoanfälligkeit – sowie Unterschiede 
beim Zugang zu Ressourcen, Fähigkeiten und 
Chancen – einander überlappen und manche 
Gruppen systematisch benachteiligen. In 141 
Ländern kann über einen Zeitraum von 22 
Jahren eine höhere Sterblichkeit von Frauen 
aufgrund von Naturkatastrophen und ihren 
Folgen nicht durch Biologie und Physiologie 
erklärt werden.148 Und große Katastrophen, 
näherungsweise klassifiziert anhand der Zahl 
der Todesopfer im Verhältnis zur Bevölke-
rungsgröße, haben gravierendere Auswirkun-
gen auf die Lebenserwartung von Frauen im 
Vergleich zu der von Männern als kleinere 
Katastrophen.
Die Erklärungen lassen sich auf soziale 
Normen und Rollen sowie allgemeiner auf 
den sozioökonomischen Status von Frauen im 
konkreten Kontext zurückführen. Je höher 
der sozioökonomische Status von Frauen ist 
(gemessen anhand von Faktoren wie Ent-
scheidungsfreiheit in Bezug auf die Erwerbs-
tätigkeit, Nichtdiskriminierung bei der 
Arbeit sowie gleiche Rechte in Bezug auf Hei-
rat und Bildung), desto kleiner sind die nach 
Geschlecht differenzierten Auswirkungen 
auf die Lebenserwartung. Mit anderen Wor-
ten ist es die sozial konstruierte Anfälligkeit 
von Frauen, die zu der höheren Sterblichkeit 
infolge von Naturkatastrophen führt.149 Aus 
den gleichen Gründen verzeichneten Länder, 
die sich auf die Bildung von Frauen und Mäd-
chen konzentriert haben, wesentlich weniger 
Todesfälle aufgrund extremer Wetterereig-
nisse als weniger fortschrittliche Länder mit 
äquivalenten Einkommen und ähnlichen 
Wetterbedingungen.150
Die Risiken und Auswirkungen sind ins-
gesamt am größten in Entwicklungsländern – 
aber die Muster struktureller Benachteiligung 
sind nicht auf sie beschränkt. Ein Beispiel 
bietet Hurrikan Katrina in den Vereinigten 
Staaten. Von dem Wirbelsturm im Jahr 2005 
waren die ärmsten Bezirke von New Orleans, 
die überwiegend von Schwarzen bewohnt 
werden, am stärksten betroffen: 75 Prozent 
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der Bewohner überschwemmter Viertel waren 
Schwarze.151 Bei der Hitzewelle in Europa im 
Jahr 2003 starben mehr Frauen als Männer 
und mehr Ältere als Jüngere.
Schocks können über die Zerstörung von 
Menschenleben und unmittelbare Schäden 
hinaus längerfristige negative Auswirkungen 
auf die Gesundheit und die Lebensgrundlagen 
haben. Kinder können durch die Langzeitfol-
gen von verkürztem Schulbesuch und Unter-
ernährung unverhältnismäßig stark unter 
Wetterschocks leiden. Als Reaktion auf vor-
übergehende Einkommenseinbußen können 
Familien ohne Vermögen oder andere Ver-
dienstchancen wie Lohnarbeit Kinder aus der 
Schule nehmen. Das wahrgenommene Risiko 
von Einkommenseinbußen stellt einen eigen-
ständigen Beitragsfaktor dar. Außerdem kann 
die Schulinfrastruktur betroffen werden und 
Lehrkräfte können verletzt oder getötet wer-
den.152 Es handelt sich jedoch nicht immer 
um einen unmittelbaren Zusammenhang. In 
Mexiko wurden folgenschwere Katastrophen 
mit höherer Unterrichtsteilnahme sowie ver-
ringerten Abbruchraten in der Grundschule 
in Zusammenhang gebracht und in Mosam-
bik mit besserer schulischer Leistung,153 mög-
licherweise, weil parallel zu den Marktlöhnen 
die Opportunitätskosten des Schulbesuchs 
von Kindern sanken.
Wetterschocks können sich auch auf die 
Gesundheit von Kindern auswirken, vor allem 
durch eine Zunahme der Unterernährung. 
Eine Studie in Simbabwe ergab, dass Kin-
der, die im Alter von zwölf bis 24 Monaten 
Schocks (Bürgerkrieg und der Dürre von 1982 
bis 1984) ausgesetzt waren, 0,85 Schulklassen 
weniger absolvierten und im Durchschnitt 3,4 
Zentimeter kleiner waren als diejenigen, für 
die dies nicht galt. Diese Wachstumsstörun-
gen aufgrund chronischer Unterernährung 
verringerten nachweislich den Verdienst wäh-
rend des gesamten Lebens um 14 Prozent.154 In 
Nicaragua stieg bei Haushalten, die während 
Hurrikan Mitch am stärksten Niederschlägen 
ausgesetzt waren, die Unterernährung von 
Säuglingen um mehr als das Dreifache.155 Und 
in Bangladesch wurde nach dem Jahr 2000 in 
den tief liegenden Küstenregionen des Landes, 
die für Überschwemmungen am anfälligsten 
sind, ein Wiederanstieg der Kinderarmut 
festgestellt.156
In Vietnam lassen Belege vermuten, dass 
Haushalte auf unterschiedliche Arten von 
Schocks unterschiedlich reagieren. Haushalte, 
die häufig mit Schocks wie Dürren oder mit-
telschweren Überschwemmungen konfron-
tiert sind, lernen, sich anzupassen.157 Analysen 
von Erhebungen lassen jedoch nicht auf eine 
Anpassung an weniger häufige Stürme und 
Hurrikane schließen – Hurrikane können 
den Konsum in Haushalten in der Nähe gro-
ßer Städte halbieren, vor allem auch deshalb, 




Ungleichheit, wie sie beim ungleichen Zugang 
zu Ressourcen und Entscheidungsprozes-
sen zum Ausdruck kommt, kann sich nega-
tiv auf die menschliche Entwicklung und 
die Umwelt auswirken. Wir untersuchen die 
Konsequenzen von Unterschieden zwischen 
den Geschlechtern und konzentrieren uns 
dabei auf die reproduktive Gesundheit sowie 
die Teilhabe an Entscheidungsprozessen. Als 
Basis für die politischen Erörterungen in den 
Kapiteln 4 und 5 wenden wir uns anschlie-
ßend der Frage von vorenthaltener Teilhabe 
als erschwerendem Faktor von Umweltprob-
lemen zu.
Geschlechtergleichstellung
Die wirtschaftlichen Chancen und die Teil-
habe von Frauen bleiben stark eingeschränkt. 
Der Zugang zu reproduktiver Gesundheits-
versorgung hat sich in den meisten Regionen 
verbessert, aber nicht rasch genug, um Mill-
enniums-Entwicklungsziel 5 (Verbesserung 
der Gesundheit von Müttern) zu erreichen.158 
Zu den Indikatoren für die Zielvorgabe 
des allgemeinen Zugangs zu reproduktiver 
Gesundheitsversorgung zählen Geburten-
häufigkeit im Jugendalter, Schwangerschafts-
fürsorge und der nicht erfüllte Wunsch nach 
Familienplanung.
Im Bericht über die menschliche Entwick-
lung des letzten Jahres wurde der Index der 
Umweltschocks können 
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geschlechtsspezifischen Ungleichheit (Gen-
der Inequality Index – GII) eingeführt und 
für 138 Länder berechnet. Dieses Jahr deckt 
er 145 Länder ab, und unsere aktualisierten 
Schätzungen bestätigen, dass die größten Ein-
bußen an menschlicher Entwicklung aufgrund 
von Ungleichheit zwischen den Geschlechtern 
in Afrika südlich der Sahara anfallen, gefolgt 
von Südasien und den arabischen Staaten. In 
Afrika südlich der Sahara sind die größten 
Einbußen auf geschlechtsspezifische Unter-
schiede im Bildungsbereich sowie auf hohe 
Müttersterblichkeit und hohe Geburtenziffern 
im Jugendalter zurückzuführen. In Südasien 
bleiben Frauen in allen Dimensionen des GII 
hinter Männern zurück, vor allem in Bezug 
auf Bildung, Vertretung im nationalen Parla-
ment und Erwerbsbeteiligung. Frauen in ara-
bischen Staaten sind von ungleicher Erwerbs-
beteiligung (etwa die Hälfte des weltweiten 
Durchschnitts) und geringerem Bildungser-
folg betroffen. In allen Ländern mit niedri-
gem HDI besteht große geschlechtsspezifi-
sche Ungleichheit in mehreren Dimensionen. 
Von den 34 Ländern mit niedrigem HDI, die 
2011 beim GII berücksichtigt wurden, liegt 
der Wert bei allen bis auf vier im schlechtesten 
Quartil. Im Gegensatz dazu schneiden nur ein 
Land mit sehr hohem HDI und ein Land mit 
hohem HDI, für die der GII berechnet wurde, 
genauso schlecht ab.
Wir konzentrieren uns auf zwei Berüh-
rungspunkte zwischen Geschlechtergerech-
tigkeit und ökologischer Nachhaltigkeit: 
die reproduktive Freiheit und die Teilhabe 
an Entscheidungsprozessen. Die kontrazep-
tive Prävalenz und der Umstand, Reproduk-
tionsentscheidungen treffen zu können, 
haben Konsequenzen für die Umwelt und die 
Teilhabe von Frauen. Wie wir zeigen werden, 
ist mehr politische Teilhabe von Frauen nicht 
nur per se wichtig, sondern hat auch Folgen 
für die Politik und Praxis zugunsten der 
Umwelt. 
Reproduktive Freiheit
Schlechte reproduktive Gesundheit trägt 
weltweit erheblich zur Ungleichheit zwischen 
den Geschlechtern bei. Frauen und Kinder 
haben oft keinen Zugang zu reproduktiven 
Gesundheitsdiensten.  Das verursacht mehr 
Todesfälle, als durch die meisten verheeren-
den Naturkatastrophen. Schätzungsweise 48 
Millionen Frauen gebären ohne qualifizierte 
Betreuung und zwei Millionen gebären allein. 
Schätzungsweise 150.000 Frauen und 1,6 Mil-
lionen Kinder sterben jährlich zwischen dem 
Einsetzen der Wehen und 48 Stunden nach 
der Geburt.159
Für die untersten 20 Länder beim GII 
beläuft sich die nach Bevölkerung gewichtete 
Müttersterblichkeit im Durchschnitt auf etwa 
327 Todesfälle pro 100.000 Lebendgeburten, 
und die Geburtenziffer im Jugendalter beträgt 
durchschnittlich 95 Geburten pro 1.000 
Frauen zwischen 15 und 19 Jahren. Beide 
Werte sind etwa doppelt so hoch wie die glo-
balen Durchschnitte von 157 Todesfällen und 
49 Geburten. In diesen Ländern ist der Wert 
für die Verwendung empfängnisverhütender 
Mittel niedrig und liegt im Durchschnitt bei 
lediglich 46,4  Prozent. Allgemeiner besteht 
bei schätzungsweise 215 Millionen Frauen 
in Entwicklungsländern ein nicht erfüllter 
Wunsch nach Familienplanung.160
Alle Länder – ob entwickelt oder noch im 
Entwicklungsstadium –, die Frauen ein umfas-
sendes Spektrum an Optionen im Bereich der 
reproduktiven Gesundheit bieten, verzeich-
nen eine Geburtenziffer auf dem Reproduk-
tionsniveau oder darunter.161 Iran, Kuba, 
Mauritius, Thailand und Tunesien haben eine 
Geburtenziffer von unter zwei Geburten pro 
Frau.162 Auch die Geburtenziffer in Addis 
Abeba liegt unter zwei Geburten pro Frau, 
während sie in den ländlichen Gebieten Äthi-
opiens über sechs bleibt. In großen Teilen des 
ländlichen Bangladesch ist die Geburtenziffer 
trotz verbreiteter Armut heute auf dem Repro-
duktionsniveau.163 In China ist die Familien-
größe rasch gesunken. Gleiches gilt für den 
Iran, hier aber ohne staatliche Begrenzung der 
Familiengröße.164
Wie aus Tabelle 2.1 in Kapitel 2 her-
vorgeht, belastet das Bevölkerungswachs-
tum die weltweiten Ressourcen bis an ihre 
Grenzen. In einer Reihe von Studien wird 
behauptet, dass ein niedrigeres Bevölkerungs-
wachstum zumindest einige der mit stei-
genden Einkommen verbundenen höheren 
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Treibhausgasemissionen ausgleichen könnte. 
Eine frühe Schätzung lautete, dass die CO2-
Emissionen 2020 etwa 15 Prozent niedriger 
sein würden, als sie ohne Familienplanung 
wären.165 Eine neuere Studie zu 34 entwickel-
ten Ländern und Entwicklungsländern mit 
61 Prozent der Weltbevölkerung kommt zu 
dem Ergebnis, dass die Halbierung des Wer-
tes von 2010 für das Bevölkerungswachstum 
zu den zur Vermeidung des gefährlichen Kli-
mawandels erforderlichen Verringerungen der 
CO2-Emissionen bis 2050 16 bis 29 Prozent 
und bis zum Ende des Jahrhunderts 37 bis 41 
Prozent beitragen könnte.166 In einer anderen 
Studie wurde geschätzt, dass die Erfüllung des 
Wunsches nach Familienplanung bis 2050 pro 
Jahr 53 Millionen unbeabsichtigte Schwanger-
schaften verhindern und die CO2-Emissionen 
um 34 Gigatonnen oder etwa 17 Prozent des 
aktuellen jährlichen weltweiten Gesamtaus-
stoßes verringern würde.167 Über den Zuge-
winn an Teilhabe für Frauen hinaus wäre der 
Umweltnutzen folglich offensichtlich enorm.
Es besteht ein enger Zusammenhang zwi-
schen geschlechtsspezifischer Ungleichheit 
und kontrazeptiver Prävalenz (Grafik 3.6). 
Wo wie in Japan, den Niederlanden und Nor-
wegen Frauen einen höheren Status haben, 
verwenden die meisten Paare eine Form von 
Empfängnisverhütung. Wo jedoch wie in 
Mali, Mauretanien und Sierra Leone die 
geschlechtsspezifische Ungleichheit hoch ist, 
liegt die kontrazeptive Prävalenz unter zehn 
Prozent. Zwischen 2000 und 2009 erhobene 
Daten zeigen, dass in Ländern mit niedrigem 
HDI weniger als drei von zehn Frauen im 
reproduktiven Alter moderne Empfängnisver-
hütung betreiben, verglichen mit 88 Prozent 
in Norwegen und 84 Prozent im Vereinigten 
Königreich.
Weitergehende Analysen zeigen die Bedeu-
tung des nationalen Niveaus bei den HDI-
Dimensionen, insbesondere Errungenschaf-
ten im Bildungs- und Gesundheitsbereich, 
bei der Erklärung der Beziehung zwischen 
geschlechtsspezifischer Ungleichheit und kon-
trazeptiver Prävalenz. Das Gleiche gilt jedoch 
nicht für das Einkommen: Wenn wir den 
statistischen Einfluss des Einkommens allein 
überprüfen, besteht die enge Verknüpfung 
zwischen geschlechtsspezifischer Ungleich-
heit und kontrazeptiver Prävalenz fort. Dies 
unterstreicht, wie wichtig Investitionen in 
Gesundheit und Bildung dafür sind, die Ent-
scheidungsfreiheit im Bereich der reprodukti-
ven Gesundheit zu vergrößern.
Der Anteil der Bevölkerung mit einem 
nicht erfüllten Wunsch nach Familienpla-
nung ist sehr niedrig im Tschad, in der Demo-
kratischen Republik Kongo und im Niger 
(unter fünf Prozent); gleichzeitig verzeichnen 
diese Länder eine sehr hohe durchschnittliche 
Geburtenziffer.168 Ursache hierfür können 
eine kulturell oder religiös bedingte ableh-
nende Haltung von Frauen, ihren Ehemän-
nern oder anderen Familienmitgliedern, feh-
lendes Wissen über Verhütungsmethoden oder 
Befürchtungen hinsichtlich ihrer Nebenwir-
kungen oder die Präferenz für größere Fami-
lien sein.169 Es kann eine Beziehung bestehen 
von niedrigem nicht erfülltem Wunsch nach 
Familienplanung zu niedriger kontrazeptiver 
Prävalenz auf einem niedrigen Entwicklungs-
stand (dort, wo der Kinderwunsch hoch ist) 
und zu hoher kontrazeptiver Prävalenz bei 
hohem Entwicklungsstand (dort, wo der Kin-
derwunsch niedrig ist). Dies bedeutet, dass 
GRAFIK 3.6
geschlechtsspezifische Ungleichheit und kontrazeptive prävalenz 
sind eng verknüpft
Kontrazeptive Prävalenz (Prozent)
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Hinweis: Die Werte für die kontrazeptive Prävalenz sind die des letzten von der Weltgesundheitsorganisation für jedes Land  
im Zeitraum von 2000 bis 2008 verfügbaren Jahres; nähere Informationen hierzu enthält die Statistische Tabelle 4.  
Der Wert des Indexes der geschlechtsspezifischen Ungleichheit ist derjenige für 2011.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten von der Weltgesundheitsorganisation.
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Familienplanungsprogramme über die Bereit-
stellung von Kontrazeptiva zu erschwinglichen 
Preisen hinaus das Bewusstsein für ihre Ver-
wendung sowie ihre Auswirkungen auf die 
Gesundheit verbessern und den strukturellen 
Beschränkungen entgegenwirken müssen, mit 
denen arme Frauen konfrontiert sind (Kapitel 
4). In manchen Studien wird ein Zusammen-
hang zwischen Fertilitätsentscheidungen und 
Entwaldung sowie schwierigem Zugang zu 
Wasser hergestellt, durch die Frauen und Kin-
der gezwungen sind, mehr Zeit dafür aufzu-
wenden, Brennholz zu sammeln und Wasser 
zu holen.170
Der Anteil der Bevölkerung mit einem 
nicht erfüllten Wunsch nach Familienpla-
nung ist häufig hoch: Mehr als 30 Prozent 
der Menschen in manchen Ländern, darun-
ter Haiti, Liberia, Mali und Uganda, wür-
den gerne Familienplanung betreiben, tun 
es aber nicht.171 Mehrdimensionale Armut 
korreliert mit dem nicht erfüllten Wunsch 
nach Empfängnisverhütung. Die Inzidenz des 
Umstands, dass Menschen in Haushalten mit 
einem nicht erfüllten Wunsch nach Familien-
planung leben, ist bei den von mehrdimensio-
naler Armut Betroffenen stets höher (Grafik 
3.7). In Bolivien besteht bei 27 Prozent der 
von mehrdimensionaler Armut Betroffenen 
der nicht erfüllte Wunsch nach Familienpla-
nung, was ein mehr als doppelt so hoher Anteil 
wie bei den nicht Armen (zwölf Prozent) ist. 
Und in Äthiopien liegt das Verhältnis bei 29 
zu elf Prozent.
Die Bildung von Frauen hat ebenfalls 
einen Einfluss auf die Geburtenziffer. Eine 
neuere Studie zu mehr als 90 Prozent der 
Weltbevölkerung kam zu dem Ergebnis, dass 
Frauen, die nie die Schule besucht haben, im 
Durchschnitt 4,5 Kinder haben, Frauen mit 
selbst nur wenigen Jahren Grundschule im 
Durchschnitt knapp unter drei Kinder und 
Frauen mit einem oder zwei Jahren Sekun-
darbildung im Durchschnitt 1,9 Kinder. Und 
wenn Frauen in die Erwerbsbevölkerung ein-
treten, ein Geschäft oder Unternehmen grün-
den oder Vermögen erben, verringert sich auch 
die Intensität ihres Wunsches nach einer gro-
ßen Familie.172
GRAFIK 3.7
Der anteil der personen mit unerfülltem Wunsch nach 
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Hinweis: Die Daten gelten für das letzte verfügbare Jahr im Zeitraum 2000 bis 2010 und basieren auf der zweiten Definition von 
nicht erfülltem Wunsch nach Empfängnisverhütung im Demographic and Health Survey (DHS 2008).
Quelle: Berechnungen auf der Grundlage von Daten zum MPI aus der Statistischen Tabelle 5 und dem Demographic  
and Health Survey.
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Die Prinzipien und die Wege – Beseitigung 
der Hindernisse für die Nutzung von Famili-
enplanung und auf Rechten basierende bevöl-
kerungspolitische Maßnahmen – sind nicht 
neu. Sie wurden bereits auf der Konferenz in 
Kairo 1994 beschrieben und fast alle Regie-
rungen verpflichteten sich dazu. In Kapitel 4 
wird jedoch dargelegt, dass die Fortschritte 
zu langsam erzielt wurden. Dort werden auch 
einige vielversprechende Wege aufgezeichnet, 
die geprüft werden sollten.
Teilhabe von Frauen an 
Entscheidungsprozessen
Geschlechtsspezifische Ungleichheiten spie-
geln sich auch in der niedrigen Vertretung von 
Frauen in nationalen und lokalen politischen 
Foren wider. Dies hat negative Auswirkungen 
auf die Nachhaltigkeit, wenn, wie in manchen 
Forschungsarbeiten behauptet wird, Frauen 
mehr Rücksicht auf die Umwelt nehmen, 
Umweltschutzpolitik stärker unterstützen 
und Umweltschutzpolitiker wählen.
•	 Wie eine Studie zu 25 entwickelten und 
65 Entwicklungsländern zeigt, ist bei 
Ländern mit besserer parlamentarischer 
Vertretung von Frauen die Wahrschein-
lichkeit größer, dass sie Schutzgebiete 
ausweisen.173
•	 Nach einer Studie zu 130 Ländern 
mit etwa 92 Prozent der Weltbevölke-
rung ist bei Ländern mit besserer par-
lamentarischer Vertretung von Frauen 
die Wahrscheinlichkeit größer, dass sie 
internationale Umweltschutzabkommen 
ratifizieren.174
•	 Von den 49 Ländern, die zwischen 1990 
und 2007 die CO2-Emissionen verringert 
haben, waren 14 Länder mit sehr hohem 
HDI, von denen sich zehn durch eine 
überdurchschnittliche parlamentarische 
Vertretung von Frauen auszeichneten.
Frauen sind jedoch weiterhin in nationa-
len Parlamenten unterrepräsentiert: Sie haben 
im Durchschnitt nur 19 Prozent der Sitze und 
gerade einmal 18 Prozent der Ministerämter 
inne.175 Höhere Positionen sind sogar noch 
unerreichbarer: Nur sieben von 150  gewähl-
ten Staatschefs und nur elf von 192 Regie-
rungschefs sind Frauen. Auf der Ebene der 
Gebietskörperschaften gestaltet sich die Situ-
ation ähnlich.176
Andere Belege lassen darauf schließen, 
dass mehr Teilhabe von Frauen und Umwelt-
bewusstsein in einem Zusammenhang stehen 
könnten. In einer Studie zu 61 Ländern wurde 
für den Zeitraum von 1990 bis 2005 eine nega-
tive Korrelation zwischen der Zahl der in den 
Bereichen Frauen und Umwelt tätigen nicht-
staatlichen Organisationen und der Entwal-
dung festgestellt. Ein Grund hierfür könnte 
sein, dass Frauen Anreize haben, die negati-
ven Auswirkungen von Entwaldung auf ihre 
Arbeitsbelastung, ihr Einkommen und ihre 
Gesundheit abzuwenden.177 Wie Erhebungs-
daten zeigen, ist in entwickelten Ländern bei 
Frauen die Wahrscheinlichkeit größer als bei 
Männern, dass sie umweltbewusstes Verhalten 
wie Recycling, sparsamen Wasserverbrauch 
und Vermeidung umweltschädlicher Produkte 
zeigen.178
Die Beziehung, die bei Weitem nicht 
direkt ist, variiert jedoch abhängig vom Ent-
wicklungsstand. Wie in Kasten 2.5 in Kapitel 
2 beschrieben wurde, lässt eine Analyse von 
Daten aus dem Gallup World Poll zu Umwelt-
einstellungen schließen, dass Sorge im Hin-
blick auf Umweltprobleme nicht sonderlich 
verbreitet ist. Im Durchschnitt unterschei-
den sich die Einstellungen von Männern und 
Frauen wenig,179 zwischen einzelnen HDI-
Gruppen lassen sich jedoch gewisse Abwei-
chungen feststellen (Tabelle 3.3). In Ländern 
TABELLE 3.3
einstellungen gegenüber der Umwelt, nach geschlecht,  
länder mit niedrigem und sehr hohem hDI, 2010  
(prozent, soweit nicht anders angegeben)
Einstellung









stellt eine ernsthafte 
Bedrohung dar 47,76 46,05 11,71 27,18 31,46 4,29
Unzufrieden mit:
Luftqualität 22,81 21,27 11,55 17,95 21,36 3,41
Wasserqualität 50,48 47,32 13,16 13,56 16,28 2,72
Staatlicher 
Umweltpolitik 54,82 52,12 12,70 46,36 48,38 2,02
Staatlicher 
Emissionspolitik 61,46 49,16 12,30 53,13 60,83 7,70
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Daten aus dem Gallup World Poll (http://worldview.gallup.com).
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mit sehr hohem HDI bringen Frauen mehr 
Interesse für Umweltfragen (Klimawandel, 
Wasserqualität und Luftgüte) zum Ausdruck 
als Männer, während in Ländern mit niedri-
gem HDI Männer größeres Interesse zeigen. 
Die Länder mit mittlerem und hohem HDI 
(und die meisten Entwicklungsregionen) lie-
gen dazwischen.
Während der Bildungsstand insgesamt 
die Einstellungen beeinflusst, gilt dies nicht 
für das Verhältnis des Anteils von Frauen zu 
Männern auf der Sekundar- und der Hoch-
schulstufe. Die Konsequenz: Das größere 
Interesse von Frauen an der Umwelt in reichen 
Ländern resultiert nicht daher, dass sie besser 
gebildet sind, und der umgekehrte Sachverhalt 
gilt auch nicht in sehr armen Ländern.
Manche Belege lassen darauf schließen, 
dass ein Zusammenhang zwischen der Einbe-
ziehung von Frauen und besserem Umweltma-
nagement auf der lokalen Ebene besteht. Die 
bloße Vertretung von Frauen in Institutionen 
reicht jedoch nicht aus, um tief verwurzelte 
Unterschiede zu überwinden: Es bedarf 
zusätzlicher Veränderungen und Flexibilität 
institutioneller Formen, um zu gewährleisten, 
dass Frauen wirksam an Entscheidungsprozes-
sen teilhaben können. In manchen Fällen wird 
die Einbeziehung von Frauen und anderen 
Randgruppen als ein Weg wahrgenommen, 
den Status quo aufrechtzuerhalten, und nicht 
als eine Vorgehensweise, die dazu dient, kon-
krete Ergebnisse zu erreichen oder Ungleich-
heiten in Frage zu stellen.180
Was folglich wirklich eine Rolle spielt, 
ist nicht einfach das Zugegensein von Frau- 
en, sondern die Art ihrer Teilhabe. Ein 
Beispiel liefert die Waldbewirtschaftung 
(Kasten  3.4). Eine kürzlich veröffentliche 
Studie zu Waldinstitutionen auf Gemein-
schaftsebene in Indien und Nepal kam zu dem 
Ergebnis, dass der Frauenanteil in Waldbe-
wirtschaftungskomitees einen Einfluss auf die 
Wirksamkeit ihrer Teilhabe hat.181 Je mehr 
Frauen Mitglieder des Bewirtschaftungsko-
mitees sind, desto größer ist die Wahrschein-
lichkeit, dass sie an Komiteesitzungen teilneh-
men, das Wort ergreifen und ein offizielles 
Amt übernehmen.
Die Argumente hier sind nicht neu. Aber 
sie machen auf einen wichtigen Teil eines 
Reformpakets zur Bekämpfung von Ungleich-
heit und Umweltdegradation aufmerksam – 
mit wesentlichen Erweiterungen der Freihei-
ten von Frauen.
Machtungleichheiten
Als eine maßgebliche Dimension der Freihei-
ten von Menschen ist Teilhabe ein wichtiges 
Ziel per se. Vorenthaltung von Teilhabe sowie 
Machtungleichgewichte vergrößern jedoch 
die Umweltproblematik. Wir bauen auf dem 
Bericht über die menschliche Entwicklung 2010 
auf, in dem wir auf mehrere Komponenten von 
Teilhabe eingegangen sind: Handlungsfähig-
keit, politische Freiheiten, Bürgerrechte und 
Rechenschaftspflicht. In Kasten 2.1 in Kapitel 
2 wurden bereits einige Veränderungen in der 
jüngsten Zeit beschrieben. Hier konzentrieren 
wir uns auf die politische Arena: auf nationale 
Regierungen und Gebietskörperschaften, auf 
Rechenschaftslegung und Demokratie sowie 
auf die Zivilgesellschaft.
KASTEN 3.4
Teilhabe von Frauen an der Waldbewirtschaftung  
auf Gemeinschaftsebene
Die Teilhabe von Frauen an Entscheidungsprozessen ist wichtig für die Ressourcenerhaltung 
und -regeneration, insbesondere im Bereich der Waldbewirtschaftung auf Gemeinschaftsebe-
ne. Bereits bestehende und strukturelle Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern (in Bezug 
auf Einkommen, Vermögen und politischen Einfluss) schwächen häufig die Teilhabemöglichkei-
ten von Frauen. Selbst in Gemeinschaften, in denen Frauen nicht formell aus Entscheidungs-
gremien ausgeschlossen sind, können ihre Möglichkeiten zur Teilhabe an der Politikgestaltung 
durch soziale Ungleichheiten beschränkt sein. Die Vertretung von Frauen in Komitees vorzu-
schreiben und sicherzustellen, dass Frauen konsultiert werden, sind notwendige, aber nicht 
hinreichende Bedingungen – letztlich geht es hierbei um die Infragestellung und Veränderung 
von Machtbeziehungen.
In Dörfern, in denen Frauen nicht aktiv in Entscheidungsprozesse einbezogen werden, sind 
sie stärker von Waldbewirtschaftungsentscheidungen wie der Einrichtung von Sperrgebieten 
betroffen, als in Gemeinschaften, in denen sie einbezogen werden.
Damit sich Frauen in Komiteesitzungen Gehör verschaffen können, muss die Gleichheit 
nicht vorgeordnet werden. Frauen aus benachteiligten Haushalten sind im Gegenteil sogar frei-
mütiger als Frauen aus bessergestellten Haushalten – ein Umstand, der darauf zurückgeführt 
werden kann, dass sie größeren Nutzen haben, wenn Entscheidungen zu ihren Gunsten gefällt 
werden. Es wurde festgestellt, dass diese Fähigkeit, sich zu äußern, dort wahrscheinlicher zum 
Tragen kommt, wo eine größere Zahl von Frauen anwesend ist oder Frauen an Programmen zur 
Förderung ihrer Teilhabe teilnehmen konnten. Frauen Teilhabe zu ermöglichen, selbst in einer 
eingeschränkten Rolle, ändert – wie andere Studien bestätigen – die Wahrnehmung in Bezug 
auf die Fähigkeit von Frauen, Entscheidungen zu treffen, was wiederum die Gründung anderer 
Initiativen und Genossenschaften für Frauen nach sich zieht, die es ihnen gestatten, außerhalb 
des Haushalts aktiver zu werden.
Quelle: Agarwal 2001, 2009; siehe auch Tole (2010), Gupte (2004) und Timsina (2003).
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Die Geschichte, die Machtbeziehungen 
und der Kontext beeinflussen die Verknüp-
fungen zwischen Demokratie und öffentlichen 
Umweltgütern. Das staatliche Handeln kann 
nutzbringend auf einem Kontinuum von „oli-
garchisch, Gewinnung betreibend, ausbeutend 
und Unfrieden stiftend“ bis „inklusiv, innova-
tiv, verantwortungsvoll, reagibel und wirksam 
bei der Lösung von Verteilungskonflikten“ 
verortet werden.182 Die genaue Position des 
staatlichen Handelns in diesem Kontinuum 
wird durch den zugrunde liegenden sozialen 
Vertrag bestimmt. Dabei handelt es sich um 
historisch geformte Interaktionen zwischen 
politischen und wirtschaftlichen Eliten sowie 
anderen sozialen Gruppen, und er schlägt sich 
in formellen und informellen Institutionen 
nieder. Als wirtschaftliche Prozesse schützen 
sowohl staatliches Handeln als auch Kapita-
lismus häufig die Umwelt zu wenig – beim 
Kapitalismus ist dies angesichts des kurzen 
Zeithorizonts der meisten Unternehmen und 
der Bedeutung externer Effekte quasi von 
Natur aus vorgegeben. Der Staat kann trotz 
seiner Rolle bei der Bereitstellung öffentlicher 
Güter und der Bewältigung externer Effekte 
oft durch kurze politische und durch Wahl-
perioden bedingte Zeithorizonte beschränkt 
sein. Diese Faktoren können im Zusammen-
wirken mit politischen und sozialen Struktu-
ren schädlich auf die Umwelt wirken. Dies gilt 
insbesondere dort, wo von den negativen Aus-
wirkungen vor allem benachteiligte Gruppen 
betroffen sind.
Untersuchungen haben gezeigt, dass 
Demokratien im Allgemeinen in stärkerem 
Maß gegenüber den Wählern Rechenschaft 
ablegen und dass bei ihnen die Wahrschein-
lichkeit größer ist, dass sie Bürgerrechte ach-
ten. Sie ermöglichen es der Bevölkerung folg-
lich besser, sich über Umweltprobleme zu 
informieren (dank einer freien Presse), sich 
zu organisieren und ihre Befürchtungen zu 
äußern. Auf der nationalen Ebene wurde 
ein Zusammenhang zwischen dem Grad der 
Demokratie und der Umweltqualität herge-
stellt.183 Aber selbst in demokratischen Sys-
temen sind die am nachteiligsten betroffenen 
Personen und Gruppen diejenigen mit weni-
ger Wohlstand und weniger Teilhabe. In den 
politischen Prioritäten spiegeln sich vielleicht 
ihre Interessen und Bedürfnisse nicht wider. 
In vielen Ländern und Kontexten beeinflussen 
Machtungleichheiten über politische und sozi-
ale Institutionen die Umweltergebnisse.
Belege auf der Ebene der amerikanischen 
Bundesstaaten lassen darauf schließen, dass 
eine ungleichere Machtverteilung (gemessen 
anhand von geringerer Wahlbeteiligung und 
geringerem Bildungserfolg sowie schwächerer 
Fiskalpolitik) zu schwächerer Umweltpolitik 
und stärkerer Umweltdegradation führt.184 
Länderübergreifende Belege stützen diese 
Sichtweise. In 180 Ländern verbessern Varia-
blen wie Alphabetisierung, politische Rechte 
und Bürgerrechte die Umweltqualität in Län-
dern mit hohem sowie niedrigem Einkom-
men185 und haben einen positiven Einfluss 
auf sauberes Wasser und verbesserte sanitäre 
Einrichtungen.186
Für diesen Bericht in Auftrag gegebene 
neue länderübergreifende Analysen von mehr 
als 100 Ländern bestätigten den engen Zusam-
menhang zwischen indirekten Maßen für die 
Machtverteilung und die Umweltqualität.187 
Teilhabe ist mit dem Zugang zu verbesser-
ten Wasserquellen, weniger Bodendegrada-
tion und weniger Todesfällen aufgrund von 
Raum- und Außenluftverschmutzung sowie 
schmutzigem Wasser verknüpft. Und Varia-
blen für Teilhabe sind sogar noch wichtiger 
als das Einkommen, wenn es darum geht, 
viele Schlüsseldimensionen von Umweltqua-
lität zu erklären – Zugang zu besserem Was-
ser, Todesfälle infolge Umweltverschmutzung 
und die Sterblichkeit von Kindern unter fünf 
Jahren. Auch wenn mächtige wirtschaftliche 
Interessen die Politik verzerren können, lautet 
die Konsequenz doch, dass Gesellschaften viel 
tun können, um solche Macht zu beschränken.
Untersuchungen zu Umweltdaten im Zeit-
verlauf für eine große Zahl von Ländern haben 
diese Beziehung bekräftigt. Die meisten Stu-
dien konzentrieren sich auf die Umweltver-
schmutzung, ein öffentliches Übel, in Bezug 
auf welches erwartet wird, dass der Staat seine 
Bevölkerung davor schützt.188 Die allgemei-
nen Ergebnisse lauten, dass Alphabetisierung 
und politische Rechte mit weniger Luft- und 
Wasserverschmutzung zusammenhängen. Ein 
Auf nationaler Ebene 
wurde ein Zusammen-
hang zwischen dem 
Grad der Demokratie 
und der Umwelt-
qualität hergestellt
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jüngerer Beitrag stellt die Bedeutung langfris-
tiger Demokratie für die Verringerung der 
Schwefel- und Kohlendioxidemissionen her-
aus.189 Dies macht Sinn: Es vergeht Zeit, bevor 
die Demokratie handfeste instrumentelle 
Ergebnisse hervorbringt. Andere Forschungs-
arbeiten in mehr als 100 Ländern verknüpfen 
ein höheres Maß an Demokratie mit weniger 
Entwaldung, weniger Bodendegradation sowie 
weniger Luft- und Wasserverschmutzung.190
Verschiedenen Studien zufolge steigt mit 
mehr Demokratie die Wahrscheinlichkeit, 
dass der Staat sich verpflichtet, Ziele in Bezug 
auf Klimawandel sowie grenzüberschreitende 
Luftverschmutzung und Flussbewirtschaftung 
zu erreichen, wenn auch nicht unbedingt die 
Wahrscheinlichkeit, dass er diese Politik auch 
umsetzt. Wenngleich sich Demokratien im 
Allgemeinen stärker für positive Ergebnisse 
hinsichtlich des Klimawandels einsetzen, ist 
diese Beziehung jedoch nicht sehr stark, weil 
der Nutzen als extern und jenseits des Zeit-
horizonts der Wähler (und Politiker) wahr-
genommen wird.191 Dies vergrößert die Kluft 
zwischen Worten und Taten.
Selbst innerhalb von Demokratien besteht 
eine große Vielfalt politischer Institutionen. 
Manche sind zentralisiert, andere dezentrali-
siert. Gleichermaßen wird die politische Ver-
tretung von der Rolle politischer Parteien, 
festgelegten Quoten für bestimmte Gruppen, 
der Dauer von Wahlperioden und anderen 
Faktoren beeinflusst. Manche Länder verfü-
gen über eine starke unabhängige Behörde 
für den Umweltschutz, andere vielleicht nur 
über ein schwaches Fachministerium. Starke 
Gewerkschaften stehen in einem Zusam-
menhang mit geringerer Außenluftqualität; 
starke grüne Parteien haben die gegenteilige 
Wirkung.192
Gruppen der Zivilgesellschaft können 
sich organisieren und wirklichen Einfluss auf 
die Entscheidungen der Politik nehmen. Auf 
diese Weise können sie ein Gegengewicht zum 
häufig unverhältnismäßigen Einfluss mächti-
ger wirtschaftlicher Interessen und Lobby-
gruppen ausüben. Ob es möglich ist, diese 
„Gegenmacht“193 zu entwickeln, hängt davon 
ab, ob die Institutionen in einer Gesellschaft 
die offene und freie Partizipation zulassen. 
Wie die schwedische Umweltpolitik zeigt, 
kann intensive demokratische Partizipation zu 
einer Politik führen, in der sich die Anliegen 
der Öffentlichkeit widerspiegeln. Diese kön-
nen jedoch von anderen verwurzelten Inter-
essen überlagert werden. Ein Beispiel hierfür 
sind die Probleme, auf die Berichten zufolge 
die Zivilgesellschaft in der Russischen Födera-
tion bei ihren Bemühungen stößt, öffentliche 
Unterstützung für eine umweltfreundlichere 
Wirtschaft zu mobilisieren.194 Wo die Zivilge-
sellschaft aktiv ist, kann sie nachweislich signi-
fikante Veränderungen herbeiführen:
•	 Eine jüngere Modellstudie zur Wirkung 
nichtstaatlicher Umweltorganisationen im 
Rahmen der Partizipation und des Einflus-
ses von Interessengruppen in 104 Ländern 
kam zu dem Ergebnis, dass eine statistisch 
signifikante negative Beziehung zwischen 
der Zahl der Umweltschutzgruppen in 
einem Land und dem Bleigehalt von Kraft-
stoff bestand.195
•	 Eine Studie, für die länderübergreifende 
Paneldaten für den Zeitraum von 1977 
bis 1998 verwendet wurden, ergab eine 
statistisch signifikante negative Bezie-
hung zwischen der Zahl der nichtstaat-
lichen Umweltorganisationen und dem 
Grad der Luftverschmutzung sowie eine 
schwächere Beziehung zwischen Demo-
kratie und Umweltverschmutzung sowie 
zwischen Alphabetisierungsgrad und 
Umweltverschmutzung.196
Die Zivilgesellschaft wiederum kann 
nur mit öffentlicher Unterstützung Erfolg 
haben. Wo Gruppen der Zivilgesellschaft 
aktiv sind, können Machtungleichgewichte 
überwunden werden. In den 1990er Jahren 
konnten Aktivisten in armen Stadtvierteln 
rassischer Minderheiten in Chicago in den 
Vereinigten Staaten die nationale Umwelt-
schutzbehörde dazu bringen, gegen die illegale 
Müllentsorgung in ihren Gemeinschaften 
vorzugehen. Programme für die Zusammen-
arbeit von Polizei und Anwohnern wurden 
eingerichtet, Vorschriften der Stadt in Bezug 
auf die illegale Müllentsorgung wurden ver-
schärft und ihre Durchsetzung wurde inten-
siviert, einschließlich der Verhängung härte-
rer Strafen.197 Gruppen der Zivilgesellschaft 
Zivilgesellschaftliche 
Gruppen können sich 
organisieren und wirkli-
chen Einfluss auf 
die Entscheidungen der 
Politik nehmen. Auf 
diese Weise können sie 




cher Interessen und 
Lobbygruppen ausüben
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in einer Reihe von Kontexten haben sich 
erfolgreich Aktivitäten widersetzt, bei denen 
die Wahrscheinlichkeit bestand, dass sie die 
Umwelt und die Lebensgrundlagen der Men-
schen beeinträchtigten, die unmittelbar dar-
auf angewiesen waren.
*   *   *
Wir haben beschrieben, wie umweltbezogene 
Deprivation und Umweltdegradation Ent-
scheidungsspielräume beschneiden können, 
indem wir gezeigt haben, wie gravierend sie die 
Gesundheit, die Bildung, die Lebensgrundla-
gen und andere Aspekte des Wohlergehens 
beeinträchtigen – und wie sie bisweilen beste-
hende Ungleichheiten verschärfen. Wir haben 
auch vorgeschlagen, dass mehr Gleichheit 
zwischen Männern und Frauen sowie inner-
halb von Bevölkerungen das Potenzial birgt, 
den Wandel zu fördern und die Nachhaltig-
keit voranzubringen. Wir fahren fort, indem 
wir diese Möglichkeit sowie vielversprechende 
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posItIVe sYnergIen – 
erfolgsstrategIen für DIe 
UMWelt, für gerechtIgkeIt UnD 
MenschlIche entWIcklUng4
Zur Bewältigung der Herausforderungen, 
die in Kapitel 2 und 3 beschrieben wurden, 
streben eine ganze Reihe von Regierungen, 
der Privatsektor und entwicklungspolitische 
Akteure an, Umwelt- und Gerechtigkeits-
belange miteinander zu verknüpfen und die 
menschliche Entwicklung zu fördern, also 
„Win-win-win“-Strategien zu entwickeln. Ein 
Beispiel auf globaler Ebene ist das Montrealer 
Protokoll von 1987, in dem ozon-zerstörende 
Chemikalien verboten werden. Dies fördert 
sowohl die Nachhaltigkeit (durch den Schutz 
der Ozonschicht) als auch die Gerechtigkeit 
(durch Technologietransfer in die Entwick-
lungsländer) und die menschliche Entwick-
lung (durch positive Auswirkungen auf die 
Gesundheit).1
In diesem Kapitel werden lokale und nati-
onale Strategien zur Vermeidung von Umwelt-
schäden und zum Aufbau von Widerstands-
fähigkeit vorgestellt und positive Synergien 
aufgezeigt. Diese Diskussion findet vor dem 
Hintergrund statt, dass gesunde Ökosysteme 
und die Dienste, die sie leisten, gebraucht wer-
den, insbesondere für die arme Bevölkerung. 
Ökosysteme bilden die Grundlage für Was-
serqualität, Ernährungssicherheit, Schutz vor 
Überschwemmungen und für eine natürliche 
Regulierung des Klimas.2
Ein wichtiger Schwerpunkt ist, mehr 
erfolgreiche Initiativen auf kommunaler und 
lokaler Ebene zu ergreifen. Die wesentlichen 
Elemente auf nationaler Ebene sind: politische 
Maßnahmen, bei denen soziale, wirtschaft-
liche und ökologische Belange gemeinsam 
berücksichtigt werden; Koordinierungsme-
chanismen im Einklang mit einem entspre-
chenden Haushaltsrahmen; eine Kultur der 
Innovation sowie starke Institutionen, ver-
bunden mit einem Mechanismus, der die 
Rechenschaftslegung gewährleistet. In einigen 
Ländern konnten isolierte Maßnahmen durch 
mittelfristige Pläne ersetzt werden, die eine 
sektorübergreifende Koordination zwischen 
Regierungsbehörden und mit Entwicklungs-
partnern ermöglichen. Wichtige Ministerien 
– wie beispielsweise die Finanz- und Planungs-
ministerien – sind meist die entscheidenden, 
aber auch nachgeordnete Behörden haben oft 
eine Schlüsselfunktion, insbesondere, wenn 
sie mit anderen Ministerien zusammenarbei-
ten. In Malawi leistete das Landwirtschaftsmi-
nisterium Unterstützung bei der Einforderung 
von Maßnahmen zur Armutsbekämpfung und 
zum Umweltschutz. In Ruanda bemühte sich 
das für Land und Umwelt zuständige Staats-
ministerium (Ministry of State, Lands and 
the Environment) um die Unterstützung des 
Präsidenten und des Kabinetts, mit dem Ziel, 
Umweltbelange in die Strategie des Landes zur 
wirtschaftlichen Entwicklung und Armutsbe-
kämpfung aufzunehmen. Auf lokaler Ebene 
sind starke Institutionen entscheidend, ins-
besondere solche, die sich um benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen und die Förderung des 
kommunalen Managements bemühen.
Die politische Agenda ist gewaltig. Der 
vorliegende Bericht kann ihr nicht vollstän-
dig gerecht werden, beziehungsweise er kann 
nicht auf alle Herausforderungen eingehen, 
die in den vorangegangenen Kapiteln benannt 
wurden. Einige kürzlich erschienene globale 
Berichte liefern wichtige Detailinformatio-
nen.3 Deren zusätzlicher Wert besteht darin, 
„Win-win-win“-Strategien aufzuzeigen, mit 
denen die sozialen, ökonomischen und ökolo-
gischen Herausforderungen erfolgreich bewäl-
tigt werden können. Dies geschieht dadurch, 
dass man versucht, Zielkonflikte zu bewälti-
gen oder sogar zu vermeiden, damit die Her-
angehensweisen nicht nur für die Umwelt von 
Nutzen sind, sondern auch für die Gerechtig-
keit und die menschliche Entwicklung im all-
gemeineren Sinn. Durch solche Bemühungen 
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werden konkrete Erfahrungen und eine wich-
tige Motivation für das zukunftsweisende 
Schlusskapitel beigesteuert.
Mehr Initiativen gegen 
Umweltzerstörung und  
soziale systeme 
belastbarer machen
Wir beginnen damit, erfolgversprechende 
Win-win-win-Strategien im Energiebereich 
und bei der Wasser- und sanitären Versorgung 
aufzuzeigen.
Energieversorgung
Die Energieversorgung ist für eine ganze 
Reihe von Dienstleistungen, die die mensch-
liche Entwicklung unterstützen, von zent-
raler Bedeutung – angefangen bei moderner 
medizinischer Versorgung über das Verkehrs-
wesen, den Informations- und Kommuni-
kationsbereich bis hin zu Beleuchtung, Hei-
zung, Kochen und mechanischem Antrieb in 
der Landwirtschaft. Eine gleichberechtigte, 
nachhaltige Entwicklung erfordert, dass alle 
Menschen Zugang zu Energie haben, dass die 
Emissionen kontrolliert werden und dass man 
zu neuen, saubereren Energiequellen übergeht.
Deprivation im Energiebereich beseitigen
Etwa 1,5 Milliarden Menschen, das sind mehr 
als 20 Prozent, haben keinen Zugang zur 
Stromversorgung, und 2,6 Milliarden kochen 
mit Holz, Stroh, Holzkohle oder Dung.4 Es 
gibt immer noch große Ungleichheiten zwi-
schen einzelnen Regionen und Ländern sowie 
zwischen den Geschlechtern und Klassen. Die 
65. Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen bestätigte, dass die Stromversorgung nicht 
ohne Berücksichtigung politischer und sozia-
ler Ausgrenzung betrachtet werden kann5 und 
proklamierte das Jahr 2012 zum Internationa-
len Jahr der nachhaltigen Energie für alle. 6
Eine von drei Personen, die von mehrdi-
mensionaler Armut betroffen sind (32 Pro-
zent), hat keinen Zugang zur Stromversorgung 
und es gibt ein klares regionales Muster bei 
dieser Deprivation (Grafik 4.1). In Afrika süd-
lich der Sahara haben mehr als 60 Prozent der 
von mehrdimensionaler Armut Betroffenen 
keinen Zugang zur Stromversorgung, im 
Vergleich zu weniger als einem Prozent in 
Europa und Zentralasien. In Afrika hat es nur 
sehr geringe Fortschritte bei der Elektrifizie-
rung gegeben. In Afrika südlich der Sahara 
ist die Stromerzeugungskapazität heutzutage 
auf einem ähnlichen Niveau wie in den 
1980er Jahren, beträgt jedoch nur ein Zehn-
tel der Stromerzeugungskapazität in Süd- und 
Ostasien. Die Elektrifizierung auf dem Land 
stagniert bei unter zehn Prozent – in den Ent-
wicklungsländern insgesamt ist sie dagegen auf 
50 Prozent angestiegen. 7
Elektrifizierung kann zur Armutsbekämp-
fung beitragen, da sie die Produktivität stei-
gert, Arbeitsplätze schafft, dafür sorgt, dass 
mehr Zeit in der Schule verbracht wird und 
den Druck auf die Umwelt reduziert. In Süd-
afrika beispielsweise ist die Elektrifizierung 
damit verbunden, dass vermutlich etwa 13 
Prozent mehr Frauen am Arbeitsmarkt teil-
nehmen,8 in Vietnam führte die Elektrifizie-
rung zu höherem Einkommen, mehr Konsum 
und besseren schulischen Leistungen.9 Dorf-
bewohner in Bhutan bezeugen mit Enthu- 
siasmus, welchen Unterschied die Stromver-
sorgung für ihr Leben bedeutet. Sie führen an, 
dass sie nun abends arbeiten und ohne Holz 
kochen können, wodurch sie weniger Atem-
wegsprobleme haben und nicht mehr so viel 
Zeit für die Beschaffung von Brennstoff auf-
wenden müssen.10
Man kann einen erweiterten Zugang zu 
Energie und die Bekämpfung des Klimawan-
dels als Zielkonflikt betrachten. Der kürzlich 
an Südafrika vergebene Kredit der Weltbank 
in Höhe von 3,75 Milliarden US-Dollar zum 
Bau eines der weltgrößten Kohlekraftwerke 
wird zwar den Zugang zu Energie ausweiten, 
das Projekt löste jedoch aufgrund der Treib-
hausgasemissionen und der Schädigung der 
Umwelt Bedenken aus. Dies gilt auch für 
die langfristige Kapitalbindung solcher kapi-
talintensiven Investitionen, mit der die Nut-
zungsdauer veralteter Technologien verlängert 
wird.11
Die Aussicht auf Win-win-win-Optionen 
macht es uns jedoch möglich, über die Zielkon-
flikte hinauszuschauen. Aus Schätzungen im 




anteil der von 
multidimensionaler 
armut betroffenen, 













Hinweis: Länder mit sehr hohem HDI werden  
nicht berücksichtigt.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros, basierend 
auf Daten der Oxford Poverty and Human 
Development Initiative.
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Regierungen könnten 
mehr tun, um die 
Existenzgründung und 
Kapitalbeschaffung 
bei neuen Unternehmen 
im Bereich alternative 
Energien zu unterstützen
dass die Kohlendioxid-Emissionen bis 2030 
nur um 0,8 Prozent zunehmen würden, wenn 
alle Menschen Zugang zu einer grundlegen-
den, modernen Energieversorgung erhielten.12 
Netzunabhängige, dezentralisierte Optionen 
sind wichtig und technisch machbar. Es ist 
zwar schwer messbar, trotzdem schätzt man, 
dass die Anzahl der Haushalte auf dem Land, 
die bereits mit erneuerbarer Energie versorgt 
werden, in die Zigmillionen geht. Die Versor-
gung erfolgt beispielsweise durch Mikro-Was-
serkraftwerke in Dörfern und kleine Strom-
netze auf Bezirksebene. Solche Systeme sind 
in Brasilien, China und Indien eine wichtige 
Energiequelle.13
Bei der Ausweitung des Energiezugangs für 
arme Menschen, unter anderem durch dezen-
tralisierte Energiesysteme, sind einige Erfolge 
zu verzeichnen. Die Herausforderung besteht 
darin, diese Innovationen so umfassend und 
so rasch umzusetzen, dass das Leben armer 
Frauen und Männer jetzt und in Zukunft ver-
bessert wird.14 Die Regierungen können mehr 
tun, um die Existenzgründung und Kapitalbe-
schaffung bei neuen Unternehmen im Bereich 
alternative Energien zu unterstützen.15 Lett-
land und andere Länder haben gezeigt, dass 
der richtige rechtliche Rahmen das Wachstum 
im Bereich der erneuerbaren Energien fördern 
und die Emissionen aus konventionellen Ener-
giequellen beschränken kann.
Es ist auch wichtig, die Effizienz zu stei-
gern. Es gibt inzwischen immer mehr Innova-
tionen – von verbesserten Herden, durch die in 
Teilen von Kenia etwa 40 Prozent Brennholz 
eingespart werden können und in Guatemala 
die Luftverschmutzung dramatisch gesunken 
ist und sich die Gesundheit bei Kindern ver-
bessert hat16 – bis hin zu energieeffizienteren 
Gebäuden, die weniger Heizung und Kühlung 
benötigen.17
Die Energie sauberer machen
Jede langfristig angelegte Strategie, die auf eine 
Ausweitung des Zugangs zu Energie abzielt, 
muss mit Maßnahmen verbunden werden, die 
eine sauberere Energiegewinnung fördern.18 
Hier gibt es ermutigende Anzeichen. Bis 
zum Jahr 2010 hatten mehr als 100 Länder – 
2005 waren es noch 55 – ein Politikziel oder 
politische Maßnahmen zur Förderung erneuer-
barer Energie beschlossen, darunter sämtliche 
27 EU-Mitgliedsstaaten. In vielen Ländern 
wird festgelegt, wie hoch der Anteil erneuer-
barer Energien bei der Stromerzeugung sein 
soll, üblicherweise sind es fünf bis 30 Prozent, 
die Bandbreite reicht jedoch von zwei Prozent 
bis zu 90 Prozent.
In mehreren Ländern wächst der Anteil 
erneuerbarer Energien an der Gesamtener-
gieversorgung rasch. In Schweden, einem der 
Länder, die bei der Bewertung in Kapitel 2 
recht gut abschneiden, beträgt ihr Anteil an 
der Energieversorgung 44 Prozent. Im Jahr 
2008 erzeugte Brasilien fast 85 Prozent seines 
Stroms aus erneuerbaren Energiequellen und 
Österreich 62 Prozent. Knapp 70 Prozent des 
in Afrika südlich der Sahara erzeugten Stroms 
werden durch Wasserkraft erzeugt (Südafrika 
nicht mitgerechnet).19
Nach Angaben des Politiknetzwerks 
Erneuerbare Energien REN-21 (Renewable 
Energy Policy Network) für das 21. Jahrhun-
dert erreichte die Energieversorgung weltweit 
im Jahr 2010 einen Wendepunkt, als erneu-
erbare Energien ein Viertel der weltweiten 
Stromerzeugungskapazität ausmachten und 
fast ein Fünftel des Stroms aus erneuerbaren 
Energien gewonnen werden konnte20 (siehe 
Statistische Tabelle 6). Nahezu jede erneuer-
bare Technologie hat ein starkes Wachstum zu 
verzeichnen. Hier einige Beispiele:
•	 Windenergie. Trotz der Weltwirtschafts-
krise im Jahr 2008 erreichten 2009 neu 
installierte Windkraftanlagen einen 
Rekordwert von 38 Gigawatt. Das bedeu-
tet ein Wachstum von 41 Prozent gegen-
über 2008 und entspricht fast einem Vier-
tel der gesamten Anlagen weltweit.
•	 Solarenergie. Bei Photovoltaik-Anlagen, 
die Strom ins Netz einspeisen, war im 
letzten Jahrzehnt ein Zuwachs von durch-
schnittlich 60 Prozent zu verzeichnen. 
Seit dem Jahr 2000 hat es einen hundert-
fachen Zuwachs gegeben. Besonders groß 
war er in der Tschechischen Republik, in 
Deutschland und in Spanien. Die Preise 
für die Anlagen sind stark gesunken – in 
einigen Fällen um 50 bis 60 Prozent auf 
weniger als zwei US-Dollar pro Watt. Ein 
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Grund dafür sind die großzügigen Einspei-
sungsvergütungen. In ländlichen Gebieten 
erzeugen schätzungsweise drei Millionen 
Haushalte ihre Energie durch kleine solare 
Photovoltaik-Anlagen und schätzungs-
weise 70 Millionen Haushalte weltweit 
erhitzen ihr Wasser durch Solaranlagen.
Seit 2004 wuchs die Stromerzeugungska-
pazität auf der Grundlage erneuerbarer Ener-
gien für viele Technologien weltweit um vier 
bis 60 Prozent jährlich, angespornt durch 
neue Technologien, hohe und unberechen-
bare Ölpreise, die Sorge um den Klimawandel 
und lokale, nationale und globale politische 
Entwicklungen.21
In den Entwicklungsländern wird erneuer-
bare Energie eingesetzt und sie verfügen inzwi-
schen über mehr als die Hälfte der weltweiten 
Stromerzeugungskapazität durch erneuerbare 
Energien. China liegt bei mehreren Indika-
toren des Marktzuwachses weltweit an füh-
render Stelle, unter anderem bei der Strom-
erzeugungskapazität durch Windkraft und 
aus Biomasse. Indien liegt bei Windkraft auf 
Platz fünf und baut die erneuerbaren Energien 
wie Biogas und Solarenergie derzeit auf dem 
Land stark aus. Brasilien erzeugt einen gro-
ßen Teil des aus Zucker gewonnenen Ethanols 
weltweit und baut zurzeit neue Biomasse- und 
Windkraftanlagen.
Der ständige Ausbau erneuerbarer Ener-
giequellen wird umfangreiche private Inves-
titionen erfordern, Korruption und fehlende 
Rechtsvorschriften können jedoch die Ent-
wicklung verlangsamen. In einer vor Kurzem 
erschienenen Studie von Transparency Inter-
national beispielsweise wird berichtet, dass 
fast 70 Prozent der potenziellen Investoren im 
Energiebereich in Nordafrika das Risiko einer 
unklaren Rechtslage und die damit verbun-
dene Korruption als ein entscheidendes Hin-
dernis für Investitionen betrachten.22 Auch 
technische Beschränkungen müssen über-
wunden werden. Durch Unterbrechungen 
beispielsweise steigen die Kapitalkosten für 
Wind- und Solarenergie und ein Ersatz durch 
andere Quellen ist erforderlich. Auch bessere 
Speichertechnologien werden benötigt.
Gegenwärtig werden mehr als 90 Prozent 
der Investitionen in saubere Energie in den 
G-20 Ländern getätigt.23 Damit Chancen-
gerechtigkeit und Nachhaltigkeit im Bereich 
saubere Energien weltweit ausgeweitet werden 
können, bedarf es gemeinsamer Anstrengun-
gen, die Bedingungen in anderen Ländern zu 
verbessern, damit in Zukunft Investitionen 
getätigt werden können.24 Im nächsten Kapi-
tel fordern wir, dass beim globalen Umwelt-
management perverse Anreize und Markt-
verzerrungen vermieden werden müssen, dass 
Risiken verringert und mehr Belohnungen 
geschaffen werden sowie mehr Rechenschafts-
pflicht eingeführt wird. Neben der Auswei-
tung des Zugangs zu Energie und der Redu-
zierung von Emissionen kann saubere Energie 
auch neue Industriezweige und Arbeitsplätze 
schaffen. Bei der Installation einer Wind-
kraftanlage mit einem Megawatt Kapazität 
werden schätzungsweise 0,7 bis 2,8-mal mehr 
Dauerarbeitsplätze geschaffen als bei einem 
vergleichbaren Erdgas-Kombikraftwerk; bei 
einem Megawatt Solarenergiekapazität wird 
sogar das elffache an Arbeitsplätzen geschaf-
fen.25 Weltweit arbeiten bereits schätzungs-
weise drei Millionen Menschen im Erneuer-
bare Energien-Industriesektor, etwa die Hälfte 
davon ist in der Biokraftstoffbranche tätig.26
Die globalen Emissionen verringern
Politische Maßnahmen zur Reduzierung von 
Emissionen auf nationaler Ebene beinhalten 
sowohl potenzielle Vorteile als auch die Sorge 
um Gerechtigkeit und Kapazitäten.
In Tabelle 4.1 werden beispielhaft politi-
sche Maßnahmen aufgelistet, die zur Redu-
zierung von Kohlendioxidemissionen führen 
sollen, und ihre wichtigsten Auswirkungen 
auf die Gerechtigkeit werden benannt. Übli-
cherweise müssen die Maßnahmen miteinan-
der kombiniert werden, um mit dem breiten 
Spektrum an Marktversagen fertig zu werden.
Die Preisgestaltung kann das Verhalten 
stark beeinflussen. Eine naheliegende Option 
ist die Kürzung der Subventionen für fossile 
Brennstoffe, die teuer sind (sie lagen 2009 bei 
etwa 312 Milliarden US-Dollar in 37 Ent-
wicklungsländern)27 und zu einem stärkeren 
Verbrauch verleiten. Schätzungen der Orga-
nisation für Wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung zufolge könnte ein 
In den Entwicklungslän-
dern wird erneuerbare 
Energie eingesetzt, und 
sie verfügen inzwischen 
über mehr als die 
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Auslaufen der Subventionen Steuermittel frei-
setzen und bis 2050 die Treibhausgasemissio-
nen weltweit um zehn Prozent – und um mehr 
als 20 Prozent in den ölexportierenden Län-
dern – reduzieren.28 Ebenso verleiten subven-
tionierte Strompreise in der Landwirtschaft 
oft zu einem höheren Grundwasserverbrauch 
und erhöhen die Gefahr einer Übernutzung.29 
Durch diese Art perverser Subventionen wer-
den mittlere und Großproduzenten statt der 
Kleinbauern begünstigt, denn Kleinbauern 
benutzen selten Wasserpumpen. Sie verwen-
den stattdessen Wasserräder, Oberflächen- 
oder Regenwasser.30
Die optimale Politik in diesem Bereich, wie 
auch in anderen Bereichen, hängt jedoch vom 
Kontext ab. Es bedarf einer genauen Untersu-
chung und gezielter Entschädigung in Fällen, 
wo die betroffenen Güter und Dienstleistun-
gen einen großen Anteil der Familienausgaben 
ausmachen. Eine Umverteilung kann durch 
soziale Transferleistungen oder, wenn die 
Steuerbasis breit genug ist, durch Steuersen-
kungen für die Armen erfolgen. Um geringere 
Ölsubventionen auszugleichen, führte Indo-
nesien Ende 2005 ein System von Ausgleichs-
zahlungen ein, von dem 15,5 Millionen arme 
und fast arme Haushalte (etwa 28 Prozent der 
Bevölkerung) profitierten. Mexiko ergänzte 
im Jahr 2007 sein an Bedingungen geknüpf-
tes Ausgleichszahlungsprogramm um eine 
Entschädigung für höhere Energiepreise. Im 
Iran wurden auf Öl basierende Subventionen 
für Brennstoff, Nahrungsmittel und andere 
grundlegende Güter im Jahr 2010 durch eine 
monatliche Übergangszahlung von 40 US-
Dollar ersetzt, die 90 Prozent der Bevölkerung 
erhielten. Dies führte zu einer 4,5-prozentigen 
Senkung des Gasverbrauchs und einer 28-pro-
zentigen Senkung des Dieselverbrauchs.31
Mehrere große Entwicklungsländer haben 
sich zu einer starken Kohlenstoffreduzierung 
verpflichtet. Im Jahr 2009 beispielsweise setzte 
sich China das Ziel, die Kohlenstoff-Intensität 
im nächsten Jahrzehnt um 40 bis 45 Prozent 
gegenüber dem Niveau von 2005 zu senken. 
Später kündigte China noch weitere kurzfris-
tige Zielsetzungen an und fördert die erneu-
erbaren Energien durch Subventionen, Ziel-
vorgaben und steuerliche Anreize.32 Indien 
TABELLE 4.1
Die wichtigsten gerechtigkeitsaspekte eines Maßnahmenkatalogs 






Emissionszertifikate •	 EU-Emissions- 
handelssystem
•	 Wenn Zertifikate 
kostenlos ausgegeben 
werden, fördert  
dies die etablierten 
Unternehmen und 
bringt keine Erträge
•	 Potenziell hohe 
Überwachungs- und 
Durchführungskosten
•	 Die Preise für Emis-
sionszertifikate kön-
nen stark schwanken.
Emissionsziele Freiwillige Ziele in der 
Europäischen Union, 




•	 Abhängig vom  
Konsum- und  
Produktionsmuster
•	 Wenn Strom durch 
fossile Brennstoffe 
erzeugt wird, werden 
durch die Emissions-
ziele die Preise steigen
•	 Arme Menschen  
müssen einen 
größeren Anteil  
ihres Einkommens  
für Energie ausgeben 




•	 Abhängig vom  
Konsum- und  
Produktionsmuster
•	 Die Steuereinnah-




und Entwicklung  
bis 2020 potenziell 
1-3 Prozent des BIP 
betragena
Subventionen für  
erneuerbare Energien
•	 Hybrid-Autos
•	 Subventionen für 
Elektro-Fahrzeuge 




könnte für einen 
bestimmten Zeitraum 
erprobt werden
•	 Potenziell teuer; mehr 
als 7.000 US-Dollar 
pro Fahrzeug in Bel-





Subventionskürzungen •	 Fossile Brennstoffe
•	 Elektrizität zu  
Bewässerungs-
zwecken
•	 Eine Abschaffung der 
Subventionen würde 
beträchtliche Vorteile 
bei der Steuer und für 
die Umwelt mit sich 
bringen
•	 Subventionen für 
fossile Brennstoffe 
kosteten 2008  
558 Milliarden  
US-Dollar und 2009 
312 Milliarden  
US-Dollar
•	 Durch eine voll-
ständige Abschaffung 
der Subventionen 
bis 2020 könnten die 




und den arabischen 
Staaten um 20 Pro-
zent reduziert werden 
Leistungsstandards •	 Beschränkungen bei 




•	 Können die Kosten 
in die Höhe treiben 
und den Zugang für 
arme Menschen 
einschränken
•	 Ermöglicht es den 
Unternehmen nicht, 
ihre Emissionen mit 
möglichst geringen 
Kosten zu reduzieren
Technologiestandards •	 Bebauungspläne und 
-vorschriften
•	 Vorsicht ist geboten, 
um Kostensteige-
rungen zu vermeiden, 
die für die Armen 
unerschwinglich sind 
•	 Eine geeignete 
Technologie ist sehr 
wichtig
Bessere Informationen •	 Bewusstseins- 
bildungs-Kampagne  
in der Öffentlichkeit
•	 Vorgaben zur  
Offenlegung der 
Emissionen und des 
Energieverbrauchs
•	 Sicherstellen, dass 
auch benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen 
erreicht werden und 
Zugang haben
•	 Die Gruppenidentität 
der Nutzer spielt eine 
Rolle 
a. Bei 50 US-Dollar pro Tonne Kohlendioxid-Äquivalent an Treibhausgasemissionen.
Quelle: Basierend auf OECD (2011c).
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kündigte im Jahr 2010 freiwillige gezielte 
Reduktionen von 20 bis 25 Prozent bei der 
Kohlenstoffintensität an.
Diese neuen Verpflichtungen sind wichtige 
Schritte für den Übergang zu einer Wirtschaft 
mit niedrigerem Kohlenstoffverbrauch. Wie 
wir in Tabelle 2.1 in Kapitel 2 sehen konnten, 
senkte eine geringere Kohlenstoffintensität 
bei der Produktion weltweit den Gesamtzu-
wachs bei den Emissionen in den Jahren 1970 
bis 2007 ganz erheblich im Vergleich zu dem 
Niveau, das er sonst erreicht hätte.
Die Ankündigungen müssen jedoch ins 
rechte Licht gerückt werden. Eine geringere 
Kohlenstoffintensität kann trotzdem mit 
steigenden Treibhausgasemissionen einher-
gehen, wenn die Wirtschaft weiterhin rasch 
wächst. Trotz besserer Energieeffizienz haben 
die Emissionen in den Vereinigten Staaten 
weiterhin zugenommen – um mehr als sieben 
Prozent in den Jahren 1990 bis 2009.33 China 
hatte seine Kohlenstoffintensität in den Jah-
ren 1970 bis 2007 bereits um 1,4 Prozent jähr-
lich gesenkt, das rasche Wirtschaftswachstum 
führte jedoch dazu, dass die Emissionen ins-
gesamt immer noch um 5,9 Prozent jährlich 
zunahmen. Das neue Reduktionsziel würde 
die Reduktionsrate der Kohlenstoffintensität 
mehr als verdoppeln – auf 3,8 Prozent jähr-
lich –, das bedeutet jedoch trotzdem nicht, 
dass Chinas Emissionen insgesamt gesenkt 
würden. Vielmehr würden die Emissionen ins-
gesamt weiterhin steigen, wenn Chinas Wirt-
schaft bis 2020 um mehr als 3,9 Prozent (wie 
vorhergesagt) wachsen sollte; wenn die jährli-
che Wirtschaftswachstumsrate weiterhin 9,2 
Prozent beträgt, so wie im letzten Jahrzehnt, 
würden die Emissionen insgesamt um jährlich 
2,8 Prozent zunehmen.
Andere Länder haben sich verpflichtet, 
ihre absoluten Emissionen zu reduzieren. 
Indonesien hat bekanntgegeben, sich ein 
Reduktionsziel von 26 Prozent für Kohlen-
dioxidemissionen zu setzen.34 Ebenso hat 
sich die EU verpflichtet, als Bestandteil ihrer 
„20-20-20“-Initiative, die bis zum Jahr 2020 
umgesetzt werden soll, die Treibhausgasemis-
sionen gegenüber dem Niveau von 1990 um 20 
Prozent zu senken. Gleichzeitig soll die Nut-
zung erneuerbarer Energien um 20 Prozent 
steigen und der Energieverbrauch durch eine 
verbesserte Energieeffizienz um 20 Prozent 
gesenkt werden.35
*   *   *
Insgesamt betrachtet kommen die Bemühun-
gen, den Zugang zu einer modernen Energie-
versorgung für alle Menschen auszuweiten 
und erneuerbare Energiequellen zu entwi-
ckeln, gut voran. Es ist jedoch entscheidend, 
den Staat, die Geber und internationale Orga-
nisationen einzubinden, damit in die For-
schung und Entwicklung investiert werden 
kann und Ungleichheiten innerhalb von und 
zwischen Ländern reduziert werden können. 
Außerdem bedarf es starker Bemühungen, die 
Armen einzubeziehen: Wenn die gegenwär-
tigen Trends bestehen bleiben, werden 2030 
noch mehr Menschen als heute keinen Zugang 
zu moderner Energieversorgung haben.36
Zugang zu Wasser, Wassersicherheit 
und sanitäre Versorgung
In Kapitel 3 wurde von den verheerenden 
Auswirkungen eines fehlenden Zugangs zu 
Trinkwasser berichtet. Um diese Ungleich-
heit zu beseitigen, müssen die Wasserressour-
cen anders bewirtschaftet werden, damit die 
wachsende Weltbevölkerung mit Trinkwasser 
versorgt werden kann. Wassersicherheit, defi-
niert als die Fähigkeit eines Landes, genügend 
sauberes Wasser für den Haushaltsbedarf, für 
Bewässerung, Wasserkraft und andere Zwecke 
zur Verfügung zu stellen, beinhaltet Win-win-
win-Optionen. In ärmeren Ländern liegt der 
Hauptbedarf bei den privaten Haushalten und 
der landwirtschaftlichen Nutzung. Die beiden 
Nutzungsbereiche sind zwar insbesondere in 
ländlichen Gemeinschaften eng miteinander 
verbunden, haben jedoch unterschiedliche 
politische Implikationen.
Wasser für den Haushaltsbedarf
Ein erster Schritt, den Zugang zu Trinkwas-
ser auszuweiten, besteht darin, anzuerkennen, 
dass alle Menschen die gleichen Rechte auf 
Wasser haben, völlig unabhängig davon, ob 
sie es bezahlen können. Das Recht auf Wasser 
ist in Lateinamerika in 15 Ländern gesetzlich 
Die Bemühungen, 
den Zugang zu einer 
modernen Energiever-
sorgung für alle Men-
schen auszuweiten und 
erneuerbare Energie-
quellen zu entwickeln, 
kommen gut voran. Es 
ist jedoch entscheidend, 
den Staat, die Geber und 
internationale Organi-
sationen einzubinden, 
damit Ungleichheiten  
reduziert werden können
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garantiert, in Afrika südlich der Sahara in 13 
Ländern, in Südasien in vier Ländern, in Ost-
asien und dem Pazifikraum in zwei Ländern 
und in den arabischen Staaten in zwei Län-
dern.37 Im Juli 2010 erkannte die UN-Gene-
ralversammlung das Recht auf Wasser und 
sanitäre Versorgung an und bestätigte, dass 
sauberes Trinkwasser und eine verbesserte 
sanitäre Versorgung für die Verwirklichung 
der Menschenrechte unabdingbar sind. In 
allen Ländern kann ein verbesserter Zugang zu 
entsprechenden Einrichtungen eine wichtige 
Triebkraft bei der Armutsreduzierung sein.
Und es gibt Gründe dafür, optimistisch 
zu sein. In vielen Ländern sind bereits innova-
tive Ansätze vorhanden.38 Hier einige positive 
Beispiele:
•	 Für einen bezahlbaren Zugang zu Trink-
wasser sorgen. Durch kleindimensionierte, 
bedarfsgerechte Technologien können 
Haushalte kostengünstig mit Trinkwasser 
versorgt werden. In Kamerun werden bil-
lige, in Südafrika entwickelte Biosand-Fil-
ter dazu benutzt, sauberes Trinkwasser zu 
gewinnen.39 In Indien arbeitete die inter-
nationale Nichtregierungsorganisation 
(NRO) Water for People in einer Part-
nerschaft mit einer örtlichen Universität 
zusammen und entwickelte einfache, vor 
Ort hergestellte Filter, die Arsen aus dem 
Wasser öffentlicher Brunnen in West-Ben-
galen herausfiltern.40 Regierungen haben 
die Verpf lichtung, ihrer Bevölkerung 
Zugang zu modernen Wasserwerken zu 
verschaffen, indem sie öffentliche, private 
oder zivilgesellschaftliche Dienstleistun-
gen anbieten. Mitunter können jedoch 
Innovationen auf lokaler Ebene die Depri-
vation bei der Wasserversorgung schon 
einmal abmildern, bevor größere Infra-
strukturprojekte zur Wasserversorgung 
umgesetzt werden können.
•	 Lokale Gemeinschaften unterstützen. Die 
Bemühungen von Gemeinschaften vor 
Ort, die Wasserressourcen zu bewirtschaf-
ten, können durch kleine Zuschüsse unter-
stützt werden. Die Community Water 
Initiative des Entwicklungsprogramms 
der Vereinten Nationen (United Nations 
Development Programme, UNDP) und 
andere Zuschussprogramme arbeiten mit 
den Regierungen in Guatemala, Kenia, 
Mauretanien und Tansania zusammen, 
um Wasserprojekte in Gemeinschaften vor 
Ort zu unterstützen.41
Wasserversorgung für die Landwirtschaft
Die Wasserprobleme in der Landwirtschaft 
reichen vom fehlenden Zugang bis hin zu 
Übernutzung. Aber auch hier gibt es Grund 
zu Optimismus – durch eine bessere Effizienz 
und eine kostendeckende Preisgestaltung, die 
die oft regressiven Subventionen ersetzt. Selbst 
in einem Land wie den Vereinigten Staaten, 
in dem Wasser im Überfluss vorhanden ist, 
benutzen die Bauern inzwischen 15 Prozent 
weniger Wasser als vor 30 Jahren und produ-
zieren gleichzeitig 70 Prozent mehr Nahrungs-
mittel; seit 1980 hat das Land seine Wasser-
produktivität verdoppelt.42
Seit man die Probleme der Übernutzung 
von Wasserressourcen und die Notwendig-
keit, einen gerechten Zugang zu Wasser zu 
gewährleisten, erkannt hat, sind neue, vielver-
sprechende Programme entwickelt worden. 
In mehreren arabischen Staaten gibt es Was-
sernutzer-Vereinigungen, die inzwischen die 
Bewässerungssysteme betreiben und bewirt-
schaften, und Dienstleistungsstandards und 
-gebühren eingeführt haben. Im Jemen werden 
in Konsultation mit den Nutzern Technolo-
gien zum Einsparen von Wasser und Regulie-
rungssysteme entwickelt, damit gewährleistet 
ist, dass die Technologien den Bedürfnissen 
der Bauern entsprechen und die Regulierungs-
systeme gerecht sind. In Ägypten konnten 
durch Pilotprogramme die öffentlichen Sub-
ventionen reduziert werden, die Effizienz des 
Wasserverbrauchs, des Betriebs und der War-
tung konnte gesteigert und die Verschmut-
zung verringert werden.43
Es ist wichtig, die Auswirkungen der Ver-
teilung von Investitionen im Wassersektor zu 
analysieren. Investitionen in Bewässerungs-
systeme beispielsweise können extreme Wet-
terereignisse abfedern und den Verbrauch aus-
gleichen, die Auswirkungen können jedoch 
ungleich ausfallen. Bei einer vor Kurzem 
durchgeführten Untersuchung über große 
Staudämme in Indien wurde herausgefunden, 
Die Wasserprobleme 
in der Landwirtschaft 
reichen vom fehlen-
den Zugang bis hin 
zu Übernutzung
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dass die Menschen, die am Unterlauf des Flus-
ses leben, wohl eher profitieren, während dieje-
nigen, die am Oberlauf leben, wahrscheinlich 
die Verlierer sind.44
Gesunde, intakte Ökosysteme, wie bei-
spielsweise Quellgebiete in Wäldern, sind 
lebenswichtig, um den Fluss und die Qualität 
von Wasser für den menschlichen Gebrauch 
aufrechtzuerhalten. Man schätzt, dass etwa 
ein Drittel der größten Städte der Welt für ihre 
Wasserversorgung von intakten, geschützten 
Waldgebieten abhängig sind.45 In Venezuela 
wird mit dem Wasser aus 18 Nationalparks 
der Trinkwasserbedarf von 19 Millionen Men-
schen gedeckt, das entspricht 83 Prozent der 
Stadtbevölkerung. Auch für 20 Prozent des 
bewässerten Ackerlands wird das Wasser aus 
Schutzgebieten benötigt.46 Dies ist auch für 
ländliche Gebiete wichtig. Der Lore Lindu-
Nationalpark in Indonesien liefert Wasser für 
Bewässerungszwecke und gleichzeitig Fisch als 
zusätzliche Nahrungsquelle auf dem Land.
Sanitäre Versorgung
Fast die Hälfte der Menschen in den Entwick-
lungsländern hat keinen Zugang zu grundle-
genden sanitären Dienstleistungen.47 Durch 
eine Ausweitung dieses Zugangs kann die 
Gesundheit unmittelbar verbessert werden. 
Dies gilt indirekt auch für die Produktivität, 
und, wie bereits in Kapitel 3 diskutiert, es wird 
ein Beitrag zur Menschenwürde, zum Selbst-
wertgefühl und zur persönlichen Sicherheit, 
insbesondere für Frauen, geleistet. Unsere 
eigene Analyse bestätigt, dass ein verbesserter 
Zugang zu sauberem Wasser und zu sanitären 
Einrichtungen positivere Auswirkungen auf 
die Gesundheit der Frauen im Vergleich zu den 
Männern hat – anders ausgedrückt profitieren 
die Frauen überproportional vom Zugang zu 
sauberem Wasser und sanitären Einrichtun-
gen, alles andere bleibt gleich.
Durch mehrere innovative Ansätze konnte 
wenigstens ein Zugang zu sanitärer Versorgung 
im kleineren Rahmen geschaffen werden:
•	 In Manaus, Brasilien, wurde vor Kurzem 
ein Zuschuss in Höhe von fünf Millionen 
US-Dollar dazu verwendet, 15.000 vor 
allem arme Haushalte an ein modernes 
Abwassersystem anzuschließen, indem 
die Dienstleistungen für arme Haushalte, 
die sich diese sonst nicht hätten leisten 
können, subventioniert wurden. Um die 
Akzeptanz zu erhöhen, wurde in dem 
Projekt daran gearbeitet, Bewusstsein für 
die Vorteile zu schaffen, denn wenn auch 
nur eine kleine Anzahl Haushalte keine 
modernen Abwassersysteme einführt, 
kann dies zu einer Kontamination der 
Wasserquellen führen.48
•	 Sani Marts (Sanitation Markets) im Osten 
Nepals unterstützen Haushalte beim Kauf 
von Materialien zum Bau oder zur Ver-
besserung von Latrinen. Sani Marts, eine 
ursprünglich aus Südindien stammende 
Idee, sind lokale Geschäfte mit ausgebilde-
tem Sanitär-Beratungspersonal, die Mate-
rialien zum Bau von Latrinen zu bezahlba-
ren Preisen verkaufen.49
•	 Das Sanitär-Vermarktungs-Pilotprojekt 
(Sanitation Marketing Pilot Project) in 
Kambodscha versuchte die Einführung 
von Latrinen in den Provinzen Kandal und 
Svay Rieng zu fördern, indem es demonst-
rierte, dass der Verkauf von Latrinen ein 
profitables geschäftliches Unternehmen 
sein kann. Die „einfache Latrine“ wurde 
als Komplettpaket verkauft, mit dem die 
Haushalte ihre Latrine ganz einfach selbst 
zusammenbauen konnten. Die kommerzi-
elle Rentabilität des Produkts führte dazu, 
dass private Firmen ihre eigenen Finanz-
mittel investierten, um die Nachfrage zu 
befriedigen.50
Trotz einiger regionaler Erfolge wurden 
die meisten dieser Programme nicht weiter 
ausgebaut, vor allem, weil ihnen eine starke 
Führung auf lokaler Ebene beziehungsweise 
das Interesse vor Ort fehlen und weil es an 
Qualifikation mangelt und die Überwachung 
und Auswertung unzureichend sind.51 Eine 
Ausnahme ist eine Initiative, die unter dem 
Namen „Global Scaling up Rural Sanitation 
Project“ bekannt wurde. Sie wird von der 
Weltbank in ländlichen Gebieten in Indien, 
Indonesien und Tansania unterstützt und 
hat in einem Zeitraum von vier Jahren schät-
zungsweise 8,2 Millionen Menschen erreicht. 
Ihr Erfolg ist zumindest zum Teil auf eine 
bessere Überwachung bei der Durchführung 
Durch einen besseren 
Zugang zu sauberem 
Wasser und zu sanitären 
Einrichtungen  kann 
die Gesundheit unmit-
telbar und indirekt 
auch die Produktivität 
verbessert werden, 
und es wird ein Beitrag 
zur Menschenwürde, 
zum Selbstwertgefühl 
und zur persönlichen 
Sicherheit, insbesondere 
für Frauen, geleistet
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zurückzuführen, bei der der Schwerpunkt vor 
allem auf den Ergebnissen liegt.52
Während sich die meisten Ansätze auf die 
Versorgung konzentrieren, hat Community-
led Total Sanitation die Nachfrage im Auge 
(Kasten 4.1). Ergänzend zur Toilettenbenut-
zung reduzieren auch andere Bemühungen 
um Verhaltensänderungen, beispielsweise die 
Propagierung des Händewaschens, 53 die Kon-
taminierung mit Fäkalbakterien in Afrika und 
Asien.
*   *   *
Insgesamt betrachtet sind größere politi-
sche Anstrengungen erforderlich, um über 
eine Erhöhung der Investitionen in die Was-
ser- und sanitäre Versorgung den Zugang 
der Menschen zu verbessern. Die derzeitigen 
Muster der Ausbeutung der Naturressourcen 
führen zu enormen ökologischen Belastungen 
für die Armen, die oft selbst zu den minimals-
ten Dienstleistungen keinen Zugang haben. 
Der Zugang kann erweitert werden, indem 
man auf den Erfolgen einer ganzen Reihe von 
Ländern aufbaut – viele davon sind auf loka-
ler und kommunaler Ebene zu finden – und 
indem die nationalen Regierungen und Ent-
wicklungspartner mit einbezogen werden.
Umweltdegradation vermeiden
Wir kommen jetzt zu drei Schlüsselthemen, 
die für die Verringerung des Degradations-
drucks entscheidend sind: mehr reproduk-
tive Selbstbestimmung, Unterstützung für 
die Bewirtschaftung der Naturressourcen auf 
Gemeinschaftsebene und Bewahrung der bio-




Reproduktive Rechte, einschließlich des 
Zugangs zu reproduktiven Gesundheitsdiens-
ten, sind eine Vorbedingung für die Gesund-
heit von Frauen und für ihre Teilhabe, und 
sie sind entscheidend dafür, dass auch andere 
grundlegende Rechte in Anspruch genommen 
werden können. Sie bilden die Grundlage für 
befriedigende Beziehungen, ein harmonisches 
Familienleben und Chancen für eine bessere 
Zukunft. Außerdem sind sie wichtig, um 
KASTEN 4.1
Von Hilfeempfängern zum Selbstwertgefühl — die Revolution  
der Community-led Total Sanitation (durch Gemeinschaften vor Ort 
umgesetzte umfassende Sanitärversorgung)
In Kapitel 3 wurde untersucht, wie sich durch Fäkalien verursachte Infektionen, die in reicheren 
Ländern heute selten geworden sind, in anderen Ländern hartnäckig halten. Etwa 2,6 Milliar-
den Menschen verfügen nicht über hygienische Toiletten und 1,1 Milliarden Menschen verrich-
ten ihre Notdurft im Freien. 
Dass das Millenniums-Entwicklungsziel für Sanitärversorgung am weitesten von der Ver-
wirklichung entfernt ist, liegt teilweise auch an einer verfehlten Orientierung auf subventio-
nierte Materialbeschaffung. Der Top-down-Ansatz mit subventionierten und standardisierten 
Designs und Materialien hat zu unangepasster und zu teurer Toilettenausstattung geführt, und 
es wurden oft Menschen, die nicht unbedingt die Bedürftigsten waren, damit versorgt. Dies 
hat nur teilweise zu der angestrebten Bedarfsdeckung und Nutzung geführt und außerdem 
entstand die Gefahr der Abhängigkeit. 
Community-led Total Sanitation (CLTS) stellt all das auf den Kopf. Es gibt keine Subven-
tionen für Materialbeschaffung, kein Standarddesign, und niemand geht von außen auf die 
Armen zu. Kollektives Handeln ist der Schlüssel. Seit der ersten Anwendung dieses Prinzips 
durch Kamal Kar und das Village Education Resource Centre in Partnerschaft mit WaterAid 
in Bangladesh im Jahr 2000 zeigt CLTS Gemeinschaften, wie man ihre Notdurft-Gebiete er-
fasst und inspiziert, wie man ausrechnet wieviel dort abgelagert wird und wie Fäkalien in den 
Mund gelangen. Es hilft den Gemeinschaften, „sich mit der Scheiße auseinanderzusetzen“ 
(dabei wird immer dieses grobe Wort in der lokalen Sprache verwendet). Ekel, Würde und 
Selbstwertgefühl sind dann der Auslöser für die Selbsthilfe: Es werden Gruben ausgehoben 
und  hygienische Verhaltensweisen eingeführt. Durch die daraus resultierende Ermutigung 
beschäftigen sich die Mitglieder der Gemeinschaft auch mit Fragen der Gleichberechtigung. 
Kinder und Schulen sind oft daran beteiligt. 
Durch steigenden sozialen Druck, die Notdurftverrichtung im Freien zu beenden, wird die 
Nachhaltigkeit erhöht. Das führt zu Herausforderungen, und einige wenige Gemeinschaften 
haben es bisher geschafft, das Problem völlig abzuschaffen. Sandige Grubenwände  können 
zusammenbrechen – und Überschwemmungen führen zu Verwüstungen – aber Haushalte und 
Gemeinschaften haben sich davon wieder erholt und ihre Sanitärversorgung verbessert, indem 
sie bessere und haltbarere Toiletten gebaut haben.
Wo Regierungen und Gemeinschaften CLTS unterstützt und eine qualitativ hochwertige 
Ausbildung sowie gut geführte Kampagnen ermöglicht haben, waren die Ergebnisse bemer-
kenswert. In Himachal Pradesh in Indien stieg die Zahl der Menschen in ländlichen Gebieten 
mit Toiletten von 2,4 Millionen im Jahr 2006 auf 5,6 Millionen im Jahr 2010, bei einer Gesamt-
bevölkerung  von 6 Millionen. CLTS ist inzwischen in mehr als 40 Ländern verbreitet: mehr 
als 10 Millionen Menschen in Afrika und Asien leben bereits in Gemeinschaften, in denen die 
Notdurft nicht mehr im Freien verrichtet wird, und noch viele mehr haben von den Toiletten 
profitiert. In einigen Ländern lässt CLTS das Millennium-Entwicklungsziel zur Sanitärversor-
gung nicht nur erreichbar erscheinen, sondern es besteht sogar die Möglichkeit, es noch zu 
übertreffen. 
Im Jahr 2007 hat eine Umfrage des British Medical Journal ergeben, dass die meisten 
Menschen die Sanitärversorgung für den wichtigsten medizinischen Fortschritt der letzten 
150 Jahre halten. Auch gewann CLTS 2011 den Wettbewerb der Zeitschrift als die Idee, die 
wahrscheinlich die größte gesundheitliche Auswirkung bis zum Jahr 2020 haben wird. Die 
Qualität der Ausbildung, die Förderung und das Follow-up sind allesamt zentrale Fragen beim 
weiteren  Ausbau von CLTS. Die Ausbreitung von CLTS könnte Leiden verringern und Ge-
sundheit, Würde und Wohlbefinden von Hunderten von Millionen benachteiligter Menschen 
verbessern. 
Quelle: Chambers 2009; Mehta und Movik 2011.
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internationale Entwicklungsziele, unter ande-
rem die Millenniums-Entwicklungsziele, zu 
erreichen. Umfassend verwirklichte reproduk-
tive Rechte sind schon für sich gesehen wich-
tig, können jedoch auch noch positive Neben-
wirkungen auf die Umwelt haben, wenn sie das 
Bevölkerungswachstum verlangsamen und 
den Druck auf die Umwelt verringern.
Neuen Hochrechnungen zufolge wird 
die Weltbevölkerung bis 2050 auf 9,3 Milli-
arden anwachsen und bis 2100 auf zehn Mil-
liarden, ausgehend von der Annahme, dass 
sich die Fruchtbarkeitsrate in allen Ländern 
dem Reproduktionsniveau annähert.54 Die 
Berechnungen lassen auch darauf schließen, 
dass allein schon durch die Befriedigung des 
nicht erfüllten Familienplanungsbedarfs in 
100 Ländern die Fruchtbarkeitsrate weltweit 
unter das Reproduktionsniveau gesenkt wer-
den könnte. Die Welt würde dann schon eher 
den Bevölkerungs-Höchststand erreichen und 
anschließend würden die Bevölkerungszahlen 
allmählich sinken.55 Dies könnte durch Initi-
ativen erreicht werden, die den Frauen mehr 
Selbstbestimmungsrechte und mehr Zugang 
zu Verhütungsmitteln und anderen reproduk-
tiven Gesundheitsdiensten verschaffen.
Daraus folgt, dass die Aussichten auf eine 
Win-win-win-Lösung für mehr Nachhaltig-
keit, Gerechtigkeit und menschliche Entwick-
lung steigen, wenn weltweit mehr reproduktive 
Gesundheits- und Familienplanungsdienste 
zur Verfügung stehen beziehungsweise ein-
gerichtet werden. Natürlich hängt der Nut-
zen für die Umwelt vom CO2-Fußabdruck 
(der CO2-Bilanz) des Individuums ab. Ein 
Durchschnittsbürger in Australien oder den 
Vereinigten Staaten beispielsweise verursacht 
in zwei Tagen die gleiche Menge Kohlendi-
oxidemissionen wie ein Durchschnittsbürger 
in Malawi oder Ruanda in einem Jahr. Repro-
duktive Gesundheit und Familienplanung 
sind in Malawi und Ruanda – wo die Frauen 
im Durchschnitt immer noch fünf Kinder 
haben – zwar wichtig, aber dadurch werden 
die Kohlendioxidemissionen nicht wesentlich 
verringert. Im Vergleich dazu verbessern inno-
vative Programme wie zum Beispiel Family 
PACT in Kalifornien nicht nur Leben und 
Gesundheit von Frauen und ihren Familien, 
sondern verringern den künftigen CO2-Fuß-
abdruck um etwa 156 Millionen Tonnen im 
Jahr. 56 Family PACT bezahlt Ärzte, die für 
Frauen mit niedrigem Einkommen reproduk-
tive medizinische Versorgung anbieten, und 
verhindert fast 100.000 unfreiwillige Gebur-
ten jährlich.
Reproduktive Rechte umfassen die freie 
Wahl der Anzahl an Kindern, des Zeitpunkts 
und des zeitlichen Abstands von Geburten 
sowie die Verfügbarkeit der dafür erforderli-
chen Informationen und Mittel. Ein rechte-
basierter Ansatz bedeutet, die Nachfrage zu 
befriedigen – durch Information, Bildung und 
mehr Teilhabe – und den Zugang zu repro-
duktiven Gesundheitsdiensten zu gewährleis-
ten. Weltweit gibt es viele Initiativen, die sich 
für die reproduktive Selbstbestimmung einset-
zen – viele konzentrieren sich jedoch vor allem 
auf die Angebotsseite.57
Für reproduktive Gesundheitsdienst-
leistungen ist üblicherweise keine größere 
zusätzliche Infrastruktur erforderlich, da 
das Angebot dieser Dienste oft von anderen 
Gesundheitsprogrammen zusätzlich über-
nommen werden kann. Etliche Initiativen 
nutzen Synergien zwischen Bevölkerungs-, 
Gesundheits- und Umweltprogrammen auf 
Gemeinschaftsebene. Dies trifft beispiels-
weise auf ein Pilotprogramm der United Sta-
tes Agency for International Development 
(USAID) in Nepal zu, in das etwa 14.000 
kommunale Waldnutzer-Gruppen einbezo-
gen sind.58 Gleiches gilt für die Integrated 
Population and Coastal Resource Manage-
ment Initiative der PATH Foundation in den 
Philippinen. Beide Initiativen zeigen, wie man 
reproduktive Gesundheitsdienstleistungen in 
bereits existierende, von der Gemeinschaft 
durchgeführte Programme einbringen kann. 
In Kambodscha und Uganda gibt es ähnliche 
Initiativen.59 ProPeten, eine Organisation, die 
sich dafür engagiert, die Entwaldung in Gua-
temala zu verhindern, erweiterte seine Initi-
ativen zur Verhinderung der Abholzung um 
einen integrierten Ansatz im Hinblick auf 
Bevölkerung, Gesundheit und Umwelt. In 
Verbindung damit sank die Fruchtbarkeitsrate 
in der Region innerhalb eines Jahrzehnts von 
6,8 Geburten pro Frau auf 4,3.60
Die Aussichten auf eine 
Win-win-win-Lösung 
für mehr Nachhaltig-
keit, Gerechtigkeit und 
menschliche Entwick-
lung steigen, wenn 
weltweit mehr reproduk-
tive Gesundheits- und 
Familienplanungs-
dienste zur Verfügung 
stehen beziehungsweise 
eingerichtet werden
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Durch bessere Bewirtschaftung und effek-
tivere Zielsetzung im Hinblick auf die Res-
sourcen sind selbst in ressourcenarmen Gebie-
ten oft große Gewinne zu erzielen. Ein vor Ort 
unterstütztes Programm für Führungskräfte 
im Gesundheitswesen in Assuan, Ägypten, 
führte zu häufigeren Hausbesuchen zur präna-
talen Vorsorge und Kinderfürsorge, was einen 
großen Nutzen für die Verringerung der Müt-
tersterblichkeit mit sich brachte.61
Eine Reihe von Regierungen haben die 
politischen Rahmenbedingungen verändert 
und Programme zur Verbesserung der repro-
duktiven Gesundheit entwickelt. In Bang-
ladesch sank die Fruchtbarkeitsrate von 6,6 
Geburten pro Frau im Jahr 1975 auf 2,4 Gebur-
ten im Jahr 2009. Das ist eine sehr deutliche 
Senkung, die einer größeren politischen Initi-
ative aus dem Jahr 1976 zugeschrieben wird, 
bei der besonderer Wert darauf gelegt wurde, 
dass Bevölkerungs- und Familienplanung 
integrale Bestandteile der nationalen Ent-
wicklung sind. Zu den ergriffenen Maßnah-
men gehörten unter anderem eine Beratung 
der Gemeinschaften vor Ort und finanzielle 
Unterstützung für eine leichtere Verfügbar-
keit von Verhütungsmitteln. Weitere Maß-
nahmen umfassten Bemühungen, die sozialen 
Normen durch Diskussionen mit der jeweili-
gen Gemeinschaft (Religionsführer, Lehrer, 
NRO) zu beeinflussen, Bildungsangebote für 
Männer und Frauen und die Entwicklung von 
Forschungs- und Ausbildungsprogrammen im 
Bereich reproduktive Gesundheit.62
In vielen Fällen haben sich Partnerschaf-
ten zwischen verschiedenen Gruppen und 
mit einer Reihe von Dienstleistungsanbie-
tern als nützlich erwiesen. In drei ländli-
chen Bezirken und zwei städtischen Slums in 
Kenia erhielten arme Familien Gutscheine, 
mit denen sie für reproduktive Gesundheits-
dienste und für Rehabilitationsdienstleis-
tungen nach geschlechtsspezifischer Gewalt 
bezahlen konnten.63 In Vietnam hat eine 
langfristige Zusammenarbeit der Regierung 
mit Gesundheitseinrichtungen in den Pro-
vinzen und einigen NRO zu massiven Ver-
besserungen bei der Qualität der reprodukti-
ven Gesundheitsdienste, zum Angebot neuer 
Dienstleistungen und zur Einrichtung eines 
nachhaltigen Netzwerks zur klinischen Aus-
bildung im Bereich reproduktive Gesundheit 
geführt.64
Im Iran gab es Ende der 1980er Jahre ähn-
liche Bemühungen, reproduktive Gesund-
heitsdienste einzuführen, als man erkannte, 
dass ein rasches Bevölkerungswachstum ein 
Hindernis für die Entwicklung darstellt. 
Heutzutage benutzen fast 80 Prozent der ver-
heirateten Frauen Verhütungsmittel.65 Außer-
dem beträgt die Müttersterblichkeitsrate 
im Iran weniger als acht Prozent der Rate in 
Südafrika – ein Land, das ein ähnliches Pro-
Kopf-Einkommen aufweist. 2009 verabschie-
dete die Mongolei eine nationale Strategie zur 
reproduktiven Gesundheit, nahm die ent-
sprechenden Dienstleistungen in den mittel-
fristigen Haushaltsplan auf und verpflichtete 
sich, die Versorgung mit Verhütungsmitteln 
bis 2015 voll zu bezahlen. Das Gesundheits-
ministerium der Volksrepublik Laos führte 
in drei armen Provinzen im Süden ein Vertei-
lungsmodell zur Versorgung mit Familienpla-
nungsdiensten auf Gemeinschaftsebene ein. 
Durch das Programm konnte die Nutzung 
von Verhütungsmitteln in einigen Regionen 
von weniger als einem Prozent im Jahr 2006 
auf mehr als 60 Prozent im Jahr 2009 gestei-
gert werden.66
Etliche Initiativen liefern ermutigende 
Beweise für die Wirkung der Bewusstseinsbil-
dung im Bereich reproduktive Gesundheits-
vorsorge in Bezug auf ihre Akzeptanz. Pro-
Peten unterstützte eine Seifenoper im Radio, 
um Informationen über die Umwelt, über 
Gender-Fragen und reproduktive Gesund-
heit zu verbreiten.67 Eine andere Möglichkeit 
bieten die ausgedehnten Mobilfunknetze, die 
inzwischen in den Entwicklungsländern weit-
verbreitet sind – mehr als 76 Prozent der Welt-
bevölkerung68 und mehr als eine Milliarde 
Frauen in Ländern mit niedrigem und mitt-
lerem Einkommen haben derzeit Zugang zu 
Mobilfunknetzen69. Viele Initiativen, darun-
ter die Mobile Alliance for Maternal Action, 
nutzen diese Netze und verbreiten auf die 
Kundinnen zugeschnittene Gesundheitsinfor-
mationen für Schwangere und junge Mütter in 
Bangladesch, Indien und Südafrika.70 In die-
sen Ansätzen steckt enormes Potenzial, ob sie 
Eine Reihe von  
Regierungen haben die 
politischen Rahmen-
bedingungen verändert 
und Programme  
zur Verbesserung  
der reproduktiven  
Gesundheit entwickelt
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allerdings eine umfassende Wirkung zeigen, 
muss sich erst noch erweisen.
Es bedarf gemeinsamer Anstrengungen 
der Regierungen, damit der Zugang zu repro-
duktiver Gesundheitsversorgung weltweit um-
gesetzt werden kann. Dadurch werden nied- 
rigere Fruchtbarkeitsraten, bessere Gesund-
heit und bessere Bildungsresultate erzielt. 
Aus dem Erfolg in Bangladesch lässt sich 
schließen, dass das Hindernis nicht in feh-
lenden Ressourcen besteht, sondern in der 
Prioritätensetzung und mangelndem poli-
tischen Willen. Es besteht kaum Bedarf für 
eine zusätzliche Infrastruktur – lediglich Ver-
hütungsmittel bereitzustellen, reicht jedoch 
nicht aus. Informationen und Ausbildung sind 
erforderlich, um die Aufnahme dieser Pro-
gramme auf eine Art und Weise voranzutrei-
ben, dass Traditionen und soziale Sitten dabei 
respektiert werden. Ein großes Potenzial steckt 
in Programmen auf Gemeinschaftsebene, 
ebenso in neuen Formen der Kommunikation 
und Vernetzung.
Die Bewirtschaftung der Natur-
ressourcen durch Gemeinschaften 
vor Ort unterstützen
Es gibt immer mehr Unterstützung für die 
Bewirtschaftung der Naturressourcen durch 
die Gemeinschaften vor Ort als Alternative zu 
einer zentralisierten Kontrolle, insbesondere 
wenn die Gemeinschaften von den Naturres-
sourcen und den Ökosystemen vor Ort zur 
Sicherung ihres Lebensunterhalts abhängig 
sind. Das wachsende Interesse an Wiederauf-
forstung in so unterschiedlichen Ländern wie 
Costa Rica, Estland und Indien spiegelt das 
Erfolgspotenzial wider.71
Die partizipatorische Bewirtschaftung 
gemeinsamer Ressourcen ist zwar weithin als 
vielversprechendes Konzept begrüßt worden, 
eine detailierte Untersuchung, die für den vor-
liegenden Bericht in Auftrag gegeben wurde, 
zeigt jedoch, dass die Realität differenzier-
ter ist.72 Es hängt von lokalen strukturellen 
Faktoren ab, wer von der gemeinschaftlichen 
Bewirtschaftung profitiert. Die Besitzvertei-
lung (einschließlich der Landbesitzrechte) 
sowie Wissen und Beteiligung an der Entschei-
dungsfindung sind besonders wichtig. Wenn 
beispielsweise einflussreiche Interessengrup-
pen von einer gemeinsamen Ressource pro-
fitieren, können sie sich dafür stark machen, 
den Zugang einzuschränken. Dadurch wird 
zwar die Nachhaltigkeit gefördert, jedoch 
auf Kosten der Verteilungsgerechtigkeit. Wie 
wir im Folgenden aufzeigen werden, gibt es 
Anhaltspunkte dafür, dass gleichberechtigtere 
Gemeinschaften mit sozialem Zusammenhalt 
vermutlich eher in der Lage sind, sich zu orga-
nisieren und Übereinkunft zu erzielen, wie mit 
Problemen, die ein kollektives Handeln erfor-
dern, umzugehen ist.73
Ein großes Hindernis für die Gerechtig-
keit besteht darin, dass Frauen von der Ent-
scheidungsfindung ausgeschlossen sind. Da sie 
in der Gemeinschaft keine Stimme haben, sind 
Frauen oft vom Nutzen der gemeinsamen Res-
sourcen ausgeschlossen, tragen aber gleichzei-
tig einen überdurchschnittlich hohen Anteil 
der Kosten, wie in einigen Teilen Indiens.74 
So kann zum Beispiel die Entscheidung, den 
Zutritt zu Wäldern zu verbieten, ohne dabei 
die Bedürfnisse der Frauen zu berücksichti-
gen, den Frauen den Zugang zu Brennholz 
erschweren und die Zeit verlängern, die sie 
damit verbringen müssen, andere Quellen für 
Brennholz und Futter zu finden. Dadurch ver-
ringert sich auch ihr Einkommen aus Produk-
ten der Viehhaltung. Allgemeiner formuliert, 
lässt sich aus unserer Analyse folgern, dass in 
mehr als 100 Ländern von 1990 bis 2010 ein 
kausaler Zusammenhang zwischen unserem 
Index der Geschlechtsspezifischen Ungleich-
heit und der Entwaldung bestand. Wie schon 
in Kapitel 3 beschrieben, lässt sich anhand 
empirischer Beweise belegen, wie wichtig die 
Art und Weise und das Ausmaß der Beteili-
gung von Frauen an Bewirtschaftungs-Ent-
scheidungen ist.75
Eines der erfolgreichsten und gerechtes-
ten Modelle der gemeinschaftlichen Bewirt-
schaftung natürlicher Ressourcen ist das 
gemeinschaftlich geschützte Gebiete – Land- 
oder Wassergebiete, die durch Gesetze oder 
auf andere Weise geschützt sind und von 
einer Gemeinschaft verwaltet werden. Es ist 
bekannt, dass etwa elf Prozent der Wälder 
weltweit in Gemeinschaftsbesitz sind oder 
von einer Gemeinschaft verwaltet werden,76 
Als Alternative zu einer 
zentralisierten Kontrolle 
tragen gemeinschaft-
lich geschützte Gebiete 
dazu bei, den gerechten 
Zugang zu Ressourcen 
zu gewährleisten, die 
menschliche Entwick-
lung durch wichtige 
Ökosystemdienstleis-
tungen zu stärken und 
die Unversehrtheit der 
Ökosysteme zu erhalten
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das ist jedoch vermutlich eine viel zu niedrige 
Schätzung.77 Gemeinschaftliche Schutzge-
biete tragen dazu bei, den gerechten Zugang 
zu Ressourcen zu gewährleisten, die menschli-
che Entwicklung durch wichtige Ökosystem-
dienstleistungen zu stärken und die Unver-
sehrtheit der Ökosysteme zu erhalten.
Meeresgebiete, die lokal bewirtschaftet 
werden – ufernahe Wassergebiete und die 
mit ihnen verbundenen Küsten- und Mee-
resressourcen – ermöglichen ebenfalls Win-
win-win-Lösungen. Gemeinschaften auf den 
pazifischen Inseln, wie beispielsweise Fidschi, 
besitzen Dutzende solcher Gebiete, in denen 
die Inselgemeinschaften schon lange traditi-
onelle Bewirtschaftungssysteme praktizieren, 
dazu gehören auch saisonale Fischfangver-
bote und ein zeitweises Nutzungsverbot für 
bestimmte Bereiche. Gemeinschaftliche Mee-
resschutzgebiete sind für die Gemeinschaften 
vor Ort wegen der im Fisch enthaltenen Pro-
teine und für die nachhaltige Sicherung des 
Lebensunterhalts von enormem Wert.78
Gemeinschaften können die Naturressour-
cen bewirtschaften, indem sie sich einer Viel-
zahl von Mechanismen bedienen, beispiels-
weise einer Bezahlung für die Nutzung von 
Ökosystemdienstleistungen oder der Auswei-
sung gemeinschaftlicher Schutzgebiete. Dabei 
stellt sich heraus, dass kulturelle oder tradi-
tionelle Normen eine wichtige Rolle spielen 
(Kasten 4.2). Für den Erfolg ist es erforderlich, 
Interessengruppen möglichst weitreichend in 
die Erträge der Nutzung einzubeziehen – von 
den Ressourcen selbst bis hin zu ihrer Bewirt-
schaftung. Lokale Prozesse und nationales 
Engagement sind ebenfalls wichtig. Die Erfah-
rungen in Schweden in den 1960er Jahren, die 
in Kasten 2.10 in Kapitel 2 dargestellt werden, 
zeigen, dass nationale Umweltschutzgesetze 
die Gemeinschaft bei der Bewirtschaftung 
unterstützen können.
Wenn der Lebensunterhalt verschiedener 
Interessengruppen sehr eng an die Naturres-
sourcen gebunden ist, ist eine Bewirtschaf-
tung auf Gemeinschaftsebene anfällig für 
Konflikte. Wie bereits in Kapitel 3 dargelegt, 
können der Mangel an Naturressourcen und 
ökologische Stresssituationen dazu beitragen, 
dass Konflikte ausbrechen und eskalieren. In 
einigen Fällen verschärfen politische Maßnah-
men die Konfliktursachen, insbesondere wenn 
sich durch diese Maßnahmen die horizontale 
Ungleichheit verschlimmert79 oder wenn sie 
sich auf Menschen, die in bestimmten Öko-
systemen leben, negativ auswirken. In einigen 
Fällen – beispielsweise in Costa Rica und den 
Philippinen – konnten die Spannungen durch 
eine stärkere Dezentralisierung und eine Mit-
verwaltung der Naturressourcen verringert 
werden.
Die biologische Vielfalt  
schützen und gleichzeitig die 
Gerechtigkeit fördern
In den letzten Jahren hat man die ursprüng-
liche Wahrnehmung von Zielkonflikten zwi-
schen der Sicherung des Lebensunterhalts 
und dem Erhalt der biologischen Vielfalt 
durch ein besseres Verständnis der potenziel-
len Synergien ersetzt. So kann beispielsweise 
der Schutz der natürlichen Ökosysteme und 
der biologischen Vielfalt dazu beitragen, den 
Lebensunterhalt, die Ernährung, Wasserver-
sorgung und Gesundheit zu sichern. Viele 
KASTEN 4.2
Kultur, Normen und Umweltschutz
Die Werte und Glaubensvorstellungen, die die Beziehungen der Menschen zu ihrer natürlichen 
Umwelt prägen, sind von zentraler Bedeutung für die ökologische Nachhaltigkeit, ebenso wie 
das akkumulierte traditionelle Wissen und gemeinschaftliche Praktiken der Umweltbewirt-
schaftung. Die Fähigkeiten der Menschen vor Ort bei der Bewirtschaftung der Umwelt können 
Mehrfachnutzungs-Strategien beinhalten, kleinräumige Produktion mit wenig Überschuss und 
geringem Energiebedarf, und eine Vielzahl bewahrender Umgangsformen mit dem Land und 
den natürlichen Ressourcen, mit denen Abfälle und Übernutzung vermieden werden. 
Fallstudien lassen darauf schließen, dass traditionelle Werte natürliche Ressourcen 
schützen können. Mehr als drei Jahrzehnte lang gingen beispielsweise Wälder im Sambesi-Tal 
in  Zimbabwe, die für heilig gehalten werden, weniger als halb so schnell zurück wie diejeni-
gen, die nicht als heilig gelten. In Ghana haben konservative Traditionen und Praktiken zur Aus-
weisung heiliger Gebiete geführt, ferner zu periodischen Einschränkungen für Landwirtschaft, 
Ernten und Fischerei. Örtliche Überlieferungen sind außerdem wertvoll für die Reaktionen auf 
Naturkatastrophen. In Chile wurden nur acht von 80.000 Fischern Opfer des Tsunami im Febru-
ar 2010, im Wesentlichen aufgrund der Erfahrungen von früheren Tsunamis, die die Vorfahren 
weitergaben, und aufgrund der Evakuierungswarnungen der Nachbarn. 
Obwohl dieses Wissen oft heruntergespielt und übersehen wird, haben die traditionel-
len Werte doch Auswirkungen auf die Politik. In Andavadoaka, einem kleinen Fischerdorf in 
Madagaskar, hat die Gemeinschaft eine nachhaltige Tintenfisch-Fischereiinitiative begonnen. 
Andere Dörfer ließen sich dadurch inspirieren, und es entstand das erste lokal bewirtschaf-
tete Meeresgebiet des Landes, an dem 24 Dörfer beteiligt sind. In Afghanistan übernimmt die 
Regierung Elemente der überlieferten mirab-Systeme – in denen lokal gewählte Führungsper-
sönlichkeiten Wasserrechte regeln – für die neu gebildeten Wassernutzungsvereinigungen.
Quelle: Byers et al. 2001; Marín et al. 2010; Thomas und Ahmad 2009; Sarfo-Mensah und Oduro 2007; UN 2008.
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Ländern (unter anderem Botsuana, Brasilien 
und Namibia) und internationale Organisa-
tionen (zum Beispiel das Entwicklungspro-
gramm der Vereinten Nationen) rufen dazu 
auf, wegen des potenziellen Nutzens für die 
Entwicklung in den Erhalt der biologischen 
Vielfalt zu investieren. Ein Instrument ist, 
Ökosysteme auszuweisen und einen geschütz-
ten Status für sie durchzusetzen, indem man 
unter anderem Maßnahmen ergreift, um 
Landdegradation zu vermeiden oder rück-
gängig zu machen, und den Ökotourismus 
zu fördern. Insbesondere der Ökotourismus 
scheint eine vielversprechende Möglichkeit 
zu sein, die biologische Vielfalt zu schützen 
und gleichzeitig Chancen für den Lebensun-
terhalt der lokalen Gemeinschaften zu bieten. 
Die größte Herausforderung besteht darin, 
eine gerechte Beteiligung – auch für Frauen 
– sicherzustellen.80
In einer kürzlich erschienenen Studie 
kam man zu dem Ergebnis, dass ein auf der 
Natur basierender Tourismus einer von meh-
reren Mechanismen ist, der zur Verringerung 
der Armut beitragen kann.81 In Namibia bei-
spielsweise hat ein Ökotourismus-Programm 
zum Schutz von fast drei Millionen Hektar 
Land und Meeresgebieten, in denen eine große 
biologische Vielfalt existiert, geführt. Das 
Programm hat erheblich zum Lebensunter-
halt der Bevölkerung beigetragen, was beson-
ders wichtig für die Gerechtigkeit ist. Wenn 
man davon ausgeht, dass circa 29 Prozent der 
Erträge, die aus diesen Schutzgebieten erwirt-
schaftet werden, auf Lohnkosten entfallen 
und weitere fünf Prozent in die traditionelle 
Landwirtschaft fließen, zeigt sich anhand des 
Programms, welches Potenzial zur Armuts-
bekämpfung außerdem in den Schutzgebie-
ten steckt.82 Ähnliches geschah im Inselstaat 
Vanuatu, wo eine Initiative zum Erhalt der 
biologischen Vielfalt auf Grundbesitzerebene 
zur Einrichtung von 20 Schutzgebieten führte. 
Dadurch wurde die Wilderei reduziert, die 
Fischbestände erholten sich und die Gemein-
schaften vor Ort konnten mehr Einkommen 
erwirtschaften. Im Jahr 2010 unterzeichnete 
die Regierung von Ecuador mit dem Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen ein 
Abkommen zur Einrichtung eines internatio-
nalen Treuhandfonds, um den Yasuní-Natio-
nalpark vor Ölbohrungen zu schützen. Der 
Yasuní-Nationalpark ist ein Gebiet mit reicher 
biologischer Vielfalt und Heimat der indige-
nen Volksstämme Tagaeri und Taromenane. 
Auch wenn es noch zu früh ist, die Ergebnisse 
zu bewerten, bietet die Initiative ein Modell 
zum Erhalt solcher Ökosysteme durch Aus-
gleichszahlungen der entwickelten Länder an 
die ärmeren Länder. 83
Ein weiteres Bespiel für die Förderung des 
Lebensunterhalts vor Ort bei gleichzeitigem 
Erhalt der biologischen Vielfalt ist die Agro-
forstwirtschaft. Sie beinhaltet einen integrier-
ten Ansatz zur Kombination von Bäumen, 
Büschen und Pflanzen mit Feldfrüchten und 
Viehhaltung, um facettenreichere, produktive, 
profitable, gesunde und nachhaltige Land-
nutzungssysteme zu entwickeln. Ein Beispiel 
für agroforstwirtschaftliche Produktion ist 
die Yungas-Region am Osthang der Zentral- 
anden in Peru im Gebiet einer indigenen 
Bevölkerungsgemeinschaft mit rund 32.000 
Menschen. Diese Produktionsweise ermög-
licht es der Gemeinschaft, genetisch wichtige 
Arten zu erhalten und gleichzeitig Anbau für 
Ernährungs-, medizinische und kommerzielle 
Zwecke zu betreiben.84
Integrierte Umweltschutz- und Entwick-
lungsprojekte zielen darauf ab, die biologi-
sche Vielfalt zu bewahren und gleichzeitig die 
ländliche Entwicklung zu fördern. In Nepal, 
im Western Terai Landscape Complex Project, 
verringern die Gemeinschaften den Druck auf 
die Naturwälder, indem sie sich auf biodi-
versitätsfreundliche, nachhaltige Land- und 
Ressourcennutzungspraktiken konzentrie-
ren. Solche Projekte gewährleisten, dass den 
Gemeinschaften, insbesondere Frauen und 
armen Mitgliedern der Gemeinschaft, reali-
sierbare Alternativen zur Erwirtschaftung von 
Einkommen geboten werden und gleichzeitig 
der Druck auf natürliche Ökosysteme verrin-
gert wird.85
Arme Gemeinschaften 
auf dem Land sind 
überproportional von 
der Degradation von 
Ökosystemen betroffen 
und profitieren auch 
überproportional von 
ihrem Schutz und ihrer 
Wiederherstellung
99kAPiTEl 4 posItIVe sYnergIen – erfolgsstrategIen für DIe UMWelt, für gerechtIgkeIt UnD MenschlIche entWIcklUng
Den klimawandel bekämpfen 
– risiken und realitäten
In dieser Übersicht vielversprechender Ansätze 
betrachten wir abschließend zwei zentrale 
politische Ansätze, die die Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Menschen ausgleichen 




Wie in Kapitel 2 und 3 gezeigt wird, führen 
Naturkatastrophen zu mehr Ungleichheit und 
spiegeln so die wirtschaftlichen und Machtver-
hältnisse auf lokaler, nationaler und globaler 
Ebene wider. Planung und gezielte Hilfsmaß-
nahmen können jedoch die Ungleichheit ver-
ringern. Zwei vielversprechende Wege sind 
die Erfassung von Katastrophenrisiken auf 
Gemeinschaftsebene und die schrittweise Ver-
breitung wieder instandgesetzter öffentlicher 
Güter.
Die bisherigen Erfahrungen haben dazu 
geführt, dass man von von oben verordneten 
Konzepten zum Wiederaufbau zu dezentra-
lisierten Ansätzen übergegangen ist. Katast-
rophenrisiko-Programme auf Gemeinschafts-
ebene sind im Allgemeinen besser, wenn es um 
die Nutzung des vor Ort vorhandenen Wis-
sens über die Kapazitäten und die Engpässe 
im Hinblick auf Nothilfe und langfristige 
Katastrophenschutz- und Wiederaufbaumaß-
nahmen geht. Organisationen vor Ort sind 
oft auch besser in der Lage, weiter entfernte 
Gebiete und Gebiete mit eingeschränktem 
Zugang zu erreichen. Dies zeigte sich am Bei-
spiel Aceh, Indonesien, und auf Sri Lanka, wo 
die Arbeit für internationale Helfer in Zeiten 
bewaffneter Konflikte schwierig war.86 Man 
muss allerdings darauf achten zu vermeiden, 
dass man sich ausschließlich von lokalen Orga-
nisationen abhängig macht, weil sich dadurch 
Ungleichheiten und Ausgrenzung verstärken 
können.
Die Erfassung von Anfälligkeit und Res-
sourcen auf Gemeinschaftsbasis hat sich als 
effektiv erwiesen:87
•	 In Mount Vernon, einer der ärmsten 
Gemeinschaften in Jamaika, wurden 
durch die von der Gemeinschaft durchge-
führte Erfassung von Katastrophen Über-
schwemmungsprobleme deutlich, was zu 
einer Übereinkunft über die Notwendig-
keit von Fußgängerstegen führte.
•	 In Jinja, Uganda, wurde durch eine von 
der Gemeinschaft durchgeführte Erfas-
sung des Zugangs von Frauen zu Ressour-
cen und Dienstleistungen aufgedeckt, 
dass die Hindernisse für diesen Zugang in 
einer korrupten Landverteilung und der 
Weigerung, Frauen Rechte auf Land zuzu-
gestehen, bestanden. Führer von Basis-
organisationen reagierten darauf mit der 
Einführung von Sparvereinen und revol-
vierenden Darlehenssystemen, die den 
Zugang der Frauen zu im Grundbuch ein-
getragenem Landbesitz verbesserten und 
sie dabei unterstützten, ihren Grundbesitz 
zu erschließen.
Anhand von Katastrophenhelfer-Ausbil-
dungsprogrammen in 176 Distrikten in den 
17 gefährdetsten Bundesstaaten in Indien 
lässt sich aufzeigen, dass durch die Einbezie-
hung der Gemeinschaft die Teilhabe ärmerer 
Gemeinschaften enorm gestärkt wird. Weib-
liche Ausbildungsleiter nahmen Kontakt 
zu Frauen in ihren Gemeinschaften auf und 
dienten als Vorbilder. Durch eine Einbezie-
hung von Frauen bei der Risikoerfassung der 
Gemeinschaft waren diese auch an der Ent-
scheidungsfindung beteiligt. Dadurch konn-
ten sie sich mehr Gehör verschaffen und erhiel-
ten mehr Kontrolle über ihr eigenes Leben. 
Oder, wie es Mitali Goswami aus dem Ngoan 
Distrikt in Assam formulierte: „Wir fühlen 
uns sehr nützlich und sind mit Stolz erfüllt, 
wenn wir sehen, dass wir unsere Pflichten 
unserer Familie und der Gemeinschaft gegen-
über erfüllen.“88
Arme Gemeinschaften auf dem Land sind 
überproportional von der Degradation von 
Ökosystemen betroffen und profitieren auch 
überproportional von ihrem Schutz und ihrer 
Wiederherstellung. Mitunter bestehen die 
effizientesten, gerechtesten Maßnahmen zur 
Vermeidung und Abmilderung von Katastro-
phen in der Bewirtschaftung, Wiederherstel-
lung und dem Schutz der Ökosysteme, von 
denen die Gemeinschaft abhängt. So waren 
Naturkatastrophen 
führen zu mehr  
Ungleichheit und  
spiegeln die wirtschaft-
lichen und Machtver-
hältnisse auf lokaler, 
nationaler und gobaler 
Ebene wider
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beispielsweise Dörfer mit gesunden Mangro-
ven, Korallenriffen und Auenwäldern im Jahr 
2004 besser vor dem Tsunami in Indien, Indo-
nesien, Malaysia und Sri Lanka geschützt. 89
Oft sind in Infrastrukturmustern und 
sozialen Investitionen strukturelle Ungerech-
tigkeiten enthalten und sie spiegeln sich in 
den Resultaten wider. Beim Wiederaufbau 
nach Umweltkatastrophen können frühere 
Vorurteile und andere Faktoren, die für das 
Fortbestehen von Armut und Ungleichheit 
verantwortlich sind, angegangen werden. 
Als in Nord-Kalifornien der Wiederaufbau 
nach dem Erdbeben von Loma Pietra im Jahr 
1989 begann, erhob die Gemeinde Einspruch 
gegen den Neubau der Schnellstraße entlang 
der ursprünglichen Route, mit der Nach-
barschaften voneinander getrennt und der 
Luftverschmutzung durch den Kraftfahr-
zeugverkehr ausgesetzt wurden. Die Schnell-
straße wurde verlegt und durch das nahe 
gelegene Industriegebiet geführt. Außerdem 
wurden Vereinbarungen getroffen, für den 
Wiederaufbau Verträge mit Firmen vor Ort 
abzuschließen.90
Innovativer Sozialschutz
Es gibt immer mehr Belege dafür, dass Sozial- 
schutzprogramme – Unterstützung und Trans- 
ferleistungen, die es armen, besonders anfäl-
ligen Menschen ermöglichen, die Armut zu 
überwinden und mit Risiken und Schocks 
klarzukommen – Familien dabei unterstüt-
zen können, einen stabilen Konsum aufrecht-
zuerhalten und auch weitergehende Ziele im 
Sinne der Verteilungsgerechtigkeit zu befrie-
digen.91 Bis zu einer Milliarde Menschen in 
Entwicklungsländern leben in Haushalten, 
die in irgendeiner Form Sozialhilfeleistungen 
erhalten.92
In Tabelle 4.2 werden vier Arten von Sozi-
alschutzmaßnahmen aufgeführt, die, wenn sie 
auf geeignete Weise kombiniert werden, gleich-
zeitig die Gerechtigkeit und Zielsetzungen im 
Umweltbereich fördern können. Wir beleuch-
ten sowohl den potenziellen Nutzen als auch 
die Herausforderungen, die mit gezielten Sozi-
alhilfezahlungen, Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen, wetterabhängiger Ernteversicherung 
und Sachleistungen verbunden sind.
Sozialschutzprogramme können dazu bei-
tragen, den Menschen Zugang zu modernen 
Energiequellen, sauberem Wasser und ange-
messenen sanitären Einrichtungen zu ver-
schaffen. In einer kürzlich erschienenen Studie 
werden die Auswirkungen von Sozialhilfezah-
lungen an arme Haushalte im Rahmen des 
Oportunidades-Programms in Mexiko unter-
sucht, die über die bereits eingehend unter-
suchten Auswirkungen auf Gesundheit und 
Bildung hinausgehen. Die Zahlungen wirkten 
sich sowohl auf die kurzfristigen Ausgaben 
für Energieversorgungsdienstleistungen als 
TABELLE 4.2
sozialschutzmaßnahmen zur anpassung an und zur Verringerung 
von katastrophenrisiken: nutzen und herausforderungen
Programm und Beispiel Nutzen Herausforderungen
Gezielte Sozialhilfezahlungen
Äthiopien: Productive Safety  
Net Programme  
(ein Sozialhilfeprogramm)
•	 Ist auf besonders anfällige 
Bevölkerungsgruppen  
ausgerichtet 
•	 Stabilisiert den Konsum
•	 Ermöglicht ein angepasstes 
Risikoverhalten und  
Investitionen
•	 Fördert die Flexibilität im 
Umgang mit Klimaschocks
•	 Eine angemessene Höhe und 
Zuverlässigkeit der Transfer-
leistungen sicherstellen
•	 Das Risiko durch langfristige 
Unterstützungszahlungen 
verringern
•	 Den ökonomischen Nutzen  
von finanzieller Unterstützung 
im Zusammenhang mit  
Klimaschocks demonstrieren
•	 Im Hinblick auf die Zielgruppe 
Indizes für sozio-ökonomische 
Anfälligkeit heranziehen
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
Indien: Mahatma Gandhi National 
Rural Employment Guarantee Act 
(ein nationales Programm  
zur Arbeitsplatzgarantie)
•	 Arbeitsplatzgarantie für  
100 Tage auf Anforderung  
in ländlichen Gebieten
•	 Aufbau von Infrastruktur, 
darunter auch Projekte, die 
die Widerstandsfähigkeit der 
Gemeinschaften gegen die 
Auswirkungen des Klima-
wandels fördern
•	 Stellt ein garantiertes  




•	 Einen angemessenen Nutzen 
sicherstellen 
•	 Rechenschaftslegung und 
Transparenz
•	 Mehr Bewusstseinsbildung, 
um eine hohe Beteiligung zu 
gewährleisten
•	 Die Kosten kontrollieren und 




Regierung von Malawi und  
Partner: weather-indexed  
crop insurance for groundnut 
production (eine Wetterindex-
Ernteversicherung für die  
Erdnussproduktion)
•	 Bewahrt davor, Risiken 
einzugehen, die mit einer 
Versicherung in Verbindung 
gebracht werden 
•	 Setzt Mittel zur Investition in 
die Anpassungskapazität frei
•	 Kann mit Trends und  
Vorhersagen in Bezug auf den 
Klimawandel verknüpft werden
•	 Unterstützt die Flexibilität bei 
der Anpassung
•	 Die marginalisierten Bauern 
einbeziehen 
•	 Die geschlechtsspezifisch  
unterschiedlichen  
Auswirkungen bewältigen
•	 Die Beiträge für die Armen 
bezahlbar gestalten
•	 Die Kapitalkosten  
subventionieren
•	 Klimavorhersagen in die  
Bewertung des finanziellen 
Risikos miteinbeziehen
•	 Garantiemechanismen für die 
Rückversicherung einrichten
Sachleistungen
Bangladesch: Reducing  
Vulnerability to Climate Change 
Project  (ein Projekt zur  
Verringerung der Anfälligkeit im 
Hinblick auf den Klimawandel)
•	 Richtet sich an die anfälligsten 
Bevölkerungsgruppen 
•	 Kann in Programme zur  
Sicherung des Lebens- 
unterhalts integriert werden 
•	 Gewährleisten, dass die 
Bereitstellung der vorhandenen 
Bedrohung entspricht
•	 Sicherstellen, dass die Sach-
leistungen für die Verwendung 
vor Ort geeignet sind
•	 Bei der Auswahl der Sach- 
leistungen den sich verändern-
den Druck auf die natürliche 
Umwelt berücksichtigen
Quelle: Quelle: Übernommen aus Davies et al. in: OECD (2009).
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auch auf die langfristigen Ausgaben für neue 
Geräte (Kühlschränke, Gasherde) aus. Sie 
haben den Familien den Wechsel von Brenn-
holz oder Holzkohle zu einer saubereren, 
teureren Stromversorgung und zu Flüssiggas 
ermöglicht.93
Die Länder sollten mehr integrierte 
Ansätze zum Sozialschutz in Betracht ziehen 
– Ansätze, die die ökologische Nachhaltig-
keit, die Gerechtigkeit und die menschliche 
Entwicklung fördern. Eine kürzlich veröffent-
lichte Studie zum Sozialschutz, zur Reduzie-
rung von Katastrophenrisiken und zu Anpas-
sungsprogrammen an den Klimawandel in 
Südasien kam zu dem Ergebnis, dass diese Pro-
gramme nur in wenigen Ländern miteinander 
verbunden werden. Von den 124 untersuchten 
Programmen kombinierten nur 16 Prozent 
alle drei Elemente miteinander.94 Ein Beispiel 
in Südafrika ist Working for Water, das Teil 
des Expanded Public Works Programme (ein 
erweitertes Arbeitsbeschaffungsprogramm) 
ist, das im Jahr 2004 ins Leben gerufen wurde. 
Durch das Projekt – das erste seiner Art, das 
eine Umweltkomponente enthält – wurden der 
Wasserfluss und die Verfügbarkeit von Wasser 
verbessert, die Produktivität der Böden wurde 
erhöht und die biologische Vielfalt in einigen 
ökologisch sensiblen Gebieten gefördert. Das 
Projekt inspirierte ähnliche Initiativen für 
Feucht- und Küstengebiete und für die Abfall-
entsorgung.95 Bei einer Überprüfung der ers-
ten Phase (2004 bis 2009) fand man heraus, 
dass die Arbeitsbeschaffungsprogramme zu 
kurz und die Löhne zu niedrig waren, um die 
Armut wirklich zu bekämpfen. Die Regierung 
legte daraufhin für die nächste Phase des Pro-
gramms einen neuen Mindestlohn fest.
Bei Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
muss es auch Optionen für Frauen geben und 
für Menschen, die nicht arbeiten können. Bei 
Working for Water in Südafrika gibt es Frau-
enquoten (60 Prozent) und Quoten für Men-
schen mit Behinderungen (zwei Prozent).96 In 
Indien bestehen die Teilnehmer am National 
Rural Employment Guarantee Act (ein nati-
onales Beschäftigungsprogramm zur Arbeits-
platzgarantie auf dem Land) zu 50 Prozent 
(kombiniert) aus Frauen und Angehörigen von 
„Scheduled Castes“ und Stämmen.
Es ist wichtig, die Gemeinschaft bei der 
Entwicklung und Durchführung von ange-
passten Sozialschutzprogrammen einzubezie-
hen. Eine Bewertung des indischen National 
Rural Employment Guarantee Act zeigt, wie 
das selbstbewusste Handeln der Dorfbewoh-
ner durch das Festlegen der Projekte und 
durch Verhandlungen mit den Lokalbehörden 
gestärkt wurde.97 Im folgenden Kapitel wird 
dargestellt, wie eine umfassende Beteiligung 
bei der Steuerung und Entscheidungsfindung 
zu starken, rechenschaftspflichtigen Institutio-
nen und gerechten Ergebnissen beiträgt.
Wie angepasst der Sozialschutz umgesetzt 
wird, wirkt sich letztendlich stark auf die poli-
tischen Präferenzen für Gerechtigkeit und 
die Umwelt aus und darauf, wie erfolgreich 
die Gesellschaft für Programme, die auf eine 
langfristige Widerstandsfähigkeit als Teil des 
Sozialschutzes und der Armutsbekämpfung 
abzielen, mobilisiert werden kann. 
*   *   *
Diese Analyse vielversprechender Ansätze bie-
tet gute Gründe für Optimismus. Es ist mög-
lich, Strategien zu identifizieren und umzu-
setzen, die Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit 
gleichermaßen verbessern – Strategien, die in 
Quadrant 1 von Grafik 1.1 in Kapitel 1 fallen 
– und damit viele der in Kapitel 2 und 3 dar-
gestellten Herausforderungen zu bewältigen. 
Wir können auch den Erfolg solcher Ansätze 
weltweit verfolgen, mit spürbarem Nutzen 
für arme und benachteiligte Menschen und 
für die Umwelt. Solche Ergebnisse gibt es 
jedoch nicht automatisch. Mehr gemeinsame 
Anstrengungen sind erforderlich, um das 
Thema Gerechtigkeit in die Entwicklung poli-
tischer Maßnahmen und Programme einflie-
ßen zu lassen und Menschen in Diskussionen 
und Entscheidungen einzubeziehen, die ihr 
Leben betreffen. Solche Ansätze müssen ange-
messen finanziert werden, und zwar so, dass 
eine schrittweise Verteilung der Verantwort-
lichkeiten gewährleistet wird. Diesen Heraus-
forderungen wenden wir uns in Kapitel 5 zu.
Überall auf der Welt sind 
Erfolge mit Strategien, 
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politische herausforderungen annehmen5
Dieser Bericht beschäftigt sich mit den gro-
ßen Disparitäten zwischen Menschen, Grup-
pen und Ländern – Disparitäten, die mit einer 
Verschlechterung der Umweltsituation ein-
hergehen. Diese Disparitäten werden durch 
Umweltzerstörung und den Verlust von Öko-
systemdienstleistungen, von denen die Armen 
dieser Welt abhängig sind, noch verschärft. Ja, 
die Herausforderungen sind riesig. Doch in 
verschiedener Hinsicht sind die Bedingungen 
für Fortschritte förderlicher als je zuvor. Das 
globale öffentliche Bewusstsein ist höher und 
die neuen Forderungen nach Demokratie in 
einigen Teilen der Welt sind eine gute Verhei-
ßung für Reformen.
Um die Debatte weiter voranzubringen, 
braucht es kühnes Denken, insbesondere 
kurz vor der UN-Konferenz für nachhal-
tige Entwicklung 2012 (Rio+20). In diesem 
Bericht wird eine neue Vision zur Förderung 
menschlicher Entwicklung vorgestellt, die 
Nachhaltigkeit und Verteilungsgerechtigkeit 
gemeinsam in den Blick nimmt. Damit diese 
Vision Wirklichkeit wird, müssen Institutio-
nen gestärkt, Kapazitäten ausgeweitet, politi-
sche Handlungskonzepte reformiert und eine 
demokratische Staats- und Regierungsfüh-
rung gefestigt werden.
Diese Vision ruft dazu auf, die Rolle von 
Staaten und Gemeinschaften neu und brei-
ter zu überdenken. Auch ihre Kapazitäten, 
die sich ergebenden Chancen zu erkennen 
und zu nutzen, müssen überdacht werden. 
Aufbauend auf den Einsichten von Amartya 
Sen und den Schlüsselprinzipien des Ansat-
zes menschlicher Entwicklung betont diese 
Vision einen Ansatz für Nachhaltigkeit und 
Gerechtigkeit, der in Partizipation, Einbezie-
hung und einer durchdachten öffentlichen 
Debatte verwurzelt ist und gleichzeitig die 
Vielfalt an Werten, Rahmenbedingungen 
und Zielen anerkennt.
Nach 2015 braucht die Welt einen entwick-
lungspolitischen Rahmen nach den Millenni-
ums-Entwicklungszielen, der Verteilungsge-
rechtigkeit und Nachhaltigkeit widerspiegelt: 
Rio+20 ist eine herausragende Chance, um zu 
einer gemeinsamen Übereinkunft darüber zu 
kommen, wie es weitergehen soll.
In diesem Kapitel werden zentrale Refor-
men auf nationaler und globaler Ebene 
vorgeschlagen:
•	 Auf nationaler Ebene betont dieses Kapitel 
die Notwendigkeit, bei der Entwicklung 
politischer Handlungskonzepte und Pro-
gramme die Verteilungsgerechtigkeit in 
den Vordergrund zu rücken und die poten-
ziellen Multiplikatorwirkungen einer stär-
keren Teilhabe im rechtlichen und politi-
schen Bereich auszunutzen.
•	 Auf globaler Ebene ruft dieses Kapitel 
dazu auf, auf die dringlichsten Umwelt-
probleme mehr Ressourcen zu verwenden 
und es setzt sich dafür ein, dass benachtei-
ligte Gruppen und Länder beim Zugang 
zu finanziellen Mitteln gerechter vertre-
ten sind.
Konzertiertes Handeln kann Gerechtig-
keit und Nachhaltigkeit stärker ins Zentrum 
menschlicher Entwicklung rücken. Allzu 
oft beruft man sich in Entwicklungsplänen 
auf unnötige Kompromisse. Man opfert eine 
gesunde Umwelt oder eine gerechte Vertei-
lung des Wohlstands zugunsten des wirt-
schaftlichen Wachstums. Darin implizit ist 
die Vorstellung, dass eines der Ziele Luxus 
ist und weniger wichtig als die anderen. 
Machtungleichgewichte und politische 
Zwänge spielen eine große Rolle. Allzu oft 
sind auch die Planungen unvollständig und 
nicht darauf ausgerichtet, Gerechtigkeit 
zu fördern. Doch durch politische Hand-
lungskonzepte lassen sich die Synergien zwi-
schen gesunden Gemeinschaften, gesunden 




könnte schon bald 
das seit 40 Jahren 
bestehende Muster einer 
Konvergenz der Länder 
bei der menschlichen 
Entwicklung 
durchbrechen
Volkswirtschaften und einer gesunden 
Umwelt maximieren.
Dieses Kapitel verstärkt die zentrale Aus-
sage dieses Berichts, dass die Integration der 
Ansätze für Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit 
innovative Lösungen und konkrete Leitlinien 
zur Förderung menschlicher Entwicklung her-
vorbringen kann.
business-as-usual ist weder 
gerecht noch nachhaltig
Der konventionelle Fokus auf Wachstums-
maximierung hängt mit einem Modell 
zusammen, in dem die Auswirkungen auf die 
Umwelt und die Externalitäten wirtschaftli-
cher Aktivitäten ignoriert werden. Dies gilt in 
einem Befehls- und Kontrollsystem (der frü-
heren Sowjetunion), in einer sozialistischen 
Volkswirtschaft im Zuge der Liberalisierung 
(China in den 1990ern) ebenso wie in relativ 
freien Marktwirtschaften (Australien und den 
Vereinigten Staaten im größten Teil des 20. 
Jahrhunderts). Insbesondere seit dem Zweiten 
Weltkrieg war die Beschleunigung des wirt-
schaftlichen Wachstums CO2-intensiv und 
die Wirtschaft wurde immer weniger regu-
liert. Wie Kapitel 2 zeigt, hat ungehindertes 
Wachstum ohne Rücksicht auf die Umwelt 
die Welt an einen Punkt gebracht, an dem 
die CO2-Konzentration in der Atmosphäre 
bereits 350 ppm übersteigt und sich auf ein 
Niveau zubewegt, bei dem wir mehrere Katas-
trophen riskieren.
Angesichts der gewaltigen umweltpoliti-
schen Herausforderungen, die die Aussichten 
auf anhaltende Fortschritte bei der mensch-
lichen Entwicklung gefährden, fällt konzer-
tiertes globales Handeln allzu oft hinter das 
Erforderliche zurück. Dieses Kapitel überprüft 
das Ausmaß der Herausforderungen und weist 
auf einen grundlegenden Widerspruch hin: 
Business-as-usual ist weder nachhaltig noch 
gerecht, doch Versuche, voranzukommen, 
stoßen an wirtschaftspolitische Grenzen. In 
diesem Kapitel werden zentrale Prinzipien 
vorgeschlagen, anhand derer die Länder Ver-
änderungen voranbringen können. Anschlie-
ßend widmet sich das Kapitel den zentralen 
Aspekten auf globaler Ebene.
Die zunehmende Verschlechterung der 
Umweltsituation könnte schon bald das seit 40 
Jahren bestehende Muster einer Konvergenz 
der Länder bei der menschlichen Entwicklung 
durchbrechen. Betrachten wir die potenziellen 
Zielkonflikte zwischen wirtschaftlichen Kos-
ten und Umweltschäden angesichts der heu-
tigen Technologien und der CO2-Intensität 
der Produktion. Für diesen Bericht erstellte 
Simulationen deuten darauf hin, dass, wenn 
kein Land und keine Region bereit ist, Ver-
luste von mehr als einem Prozent des gesamten 
zukünftigen Einkommens oder mehr als fünf 
Prozent des Einkommens in einem beliebigen 
Zeitraum von fünf Jahren hinzunehmen, die 
Konzentration an CO2 bis 2100 einen Anstieg 
der Temperaturen von 3°C über dem vorin-
dustriellen Niveau verursachen wird.1 Doch 
ein Temperaturanstieg über die 2°C-Marke 
wäre, wie Kapitel 2 beschreibt, für viele Ent-
wicklungsländer katastrophal.2 Wir verdeut-
lichen also, wohin alternative Wege potenziell 
führen können, und zeigen einen Rahmen auf, 
um zu globaler Kooperation anzuregen. Es ist 
von entscheidender Bedeutung, systematisch 
darüber nachzudenken, wie die Kosten der 
Anpassung aufgeteilt werden sollen und wie 
ein grüneres Wachstum gefördert werden soll 
– neben konzertiertem öffentlichem Handeln 
zur Unterstützung technischer Innovationen 
und zur Förderung von Mitbestimmung und 
Rechenschaftspflicht.
Ein fundamentales Überdenken des kon-
ventionellen Modells findet bereits statt. Die 
Weltfinanzkrise von 2008 und ihre Auswir-
kungen verstärkten den wachsenden Konsens, 
dass man mit der Deregulierung zu weit gegan-
gen ist und dass das Pendel zurückschwingen 
sollte.3 Tatsächlich wird das Versagen kon-
ventioneller politischer Handlungskonzepte 
noch durch weitere dadurch unter Umständen 
hervorgerufene Kosten verschlimmert – wie 
eine zunehmende Ungleichverteilung und 
eine Verschlechterung der Umweltsituation. 
Wie in Kapitel 1 argumentiert wird, können 
Lektionen aus der jüngsten Finanzkrise auf die 
potenziellen Auswirkungen des Klimawandels 
angewandt werden (siehe Kasten 1.1). Eine 
aktive staatliche Politik ist von entscheidender 
Bedeutung, nicht zuletzt weil die Entwicklung 




über das Verhältnis 
entwickelte versus 
Entwicklungsländer und 
über die reinen Kosten 
des Klimaschutzes 
hinaus – bis hin zu den 
Lasten der Anpassung
von den CO2-Emissionen abgekoppelt wer-
den muss und der wahre Wert von Öko- 
systemdienstleistungen in nationale Entwick-
lungspläne einbezogen werden sollte. Die gute 
Nachricht ist eine wachsende Anerkennung 
oder Wiederentdeckung von Strukturpolitik 
– proaktiven politischen Handlungskonzep-
ten und Interventionen zur Neustrukturie-
rung einer Volkswirtschaft hin zu dynami-
scheren Aktivitäten – selbst in Institutionen 
wie der Weltbank, die über lange Zeit Ansätze 
der freien Marktwirtschaft befürwortet hat.4
Die allgegenwärtigen Unvollkommenhei-
ten des Marktes erfordern unter anderem die 
Internalisierung der Externalitäten bei der 
Entscheidungsfindung und in einigen Fäl-
len die Schaffung von Märkten, wo es keine 
gibt – wie für einige Ökosystemdienstleistun-
gen. Aufgrund der Kosten und Risiken durch 
Treibhausgas-Emissionen, den Verlust von 
Ökosystemdienstleistungen, Umweltschäden 
und zu geringen Investitionen in Innovationen 
sollte mehr Unterstützung aufgewandt wer-
den, um innovative Technologien für erneuer-
bare Energie zu fördern. Wenn Unternehmen 
die langfristigen Vorteile von Investitionen in 
neue Technologien unterschätzen oder wenn 
sie sich diese Vorteile nicht zunutze machen 
können, werden ihre Investitionen geringer 
ausfallen, als aus gesellschaftlicher oder globa-
ler Sicht optimal wäre.
Wie Kapitel 4 zeigt, können gut konzi-
pierte und gut umgesetzte Anreize Verände-
rungen bewirken. Zum Beispiel führte Japan 
2009 ein Rückkaufsystem für Photovoltaik-
anlagen auf Wohnhausdächern ein, das sowohl 
Investitionen in diese erneuerbare Technologie 
förderte als auch einen Anreiz für Kunden bot, 
ihren eigenen Stromverbrauch zu minimie-
ren. In ähnlicher Weise wurden mit steuerli-
chen Anreizen in Kanada, Dänemark, Indien, 
Schweden und den Vereinigten Staaten Inves-
titionen in erneuerbare Energien gefördert.5 
Doch auf dem Preis basierende Anreize, insbe-
sondere für knappe Ressourcen, müssen sorg-
fältig abgestimmt werden, um zu verhindern, 
dass ohnehin schon benachteiligte Gruppen 
verarmen oder ausgeschlossen werden.
Ein zentrales Hindernis für öffentliches 
Handeln in Bezug auf Umweltprobleme ist 
das fehlende Bewusstsein. Etwa ein Drittel der 
Menschen auf der Welt scheint sich nicht dar-
über bewusst zu sein, dass ein Klimawandel 
stattfindet, und nur etwa die Hälfte betrach-
tet ihn als ernste Bedrohung oder weiß, dass 
er zumindest zum Teil durch menschliche 
Aktivitäten verursacht wird (siehe Kasten 2.5 
in Kapitel 2). Doch selbst mit einem höheren 
Bewusstsein gäbe es weiterhin große poli-
tische Hindernisse. Mit anderen Worten: 
Unsere kollektive Untätigkeit spiegelt auch 
die Komplexität der Politik und die Macht 
der Gruppen wider, die gegen Veränderun-
gen sind. Kapitel 2 und 3 zeigen, wie vielen 
Ländern und Gemeinschaften, die am stärks-
ten vom Klimawandel betroffen sind, es an 
Macht und Einfluss fehlt. Diese Hindernisse 
zu verstehen ist ein erster wichtiger Schritt, 
wenn man Strategien entwickeln will, die eine 
Chance haben sollen, sinnvolle Veränderun-
gen zu bewirken.
Wie in Kapitel 4 diskutiert wird, sind 
nationale Planungsprozesse von entscheiden-
der Bedeutung, doch beschränkte Kapazitä-
ten und isolierte Ansätze können ihre Wirk-
samkeit einschränken. In den westlichen 
Balkanländern sind zum Beispiel die fehlen-
den nationalen Koordinationsmechanismen 
ein wesentliches Hindernis bei der Umset-
zung politischer Handlungskonzepte für den 
Klimaschutz.6
Es ist klar, dass Fragen der Verteilungsge-
rechtigkeit deutlich über das Verhältnis ent-
wickelte versus Entwicklungsländer und über 
die reinen Kosten des Klimaschutzes hinaus-
gehen – bis hin zu den Lasten der Anpassung. 
Verfahrensgerechtigkeit erfordert, dass alle 
Parteien in der Lage sind, sich effektiv zu betei-
ligen.7 Einige der Gruppen, die auf nationaler 
Ebene Lobbyarbeit betreiben, einschließlich 
Gruppen, die sich für verteilungsgerechtere 
politische Handlungskonzepte für Frauen 
und indigene Völker einsetzen, verdienen auf 
der globalen Ebene ebenfalls ein Mitsprache-
recht. In ähnlicher Weise müssen Prinzipien 
der Verteilungsgerechtigkeit und der fairen 
Repräsentation in globale Mechanismen zur 
Umweltfinanzierung und Umweltpolitik ein-
fließen und über die nationale Regierungs-
ebene hinausgehen.
106 BErichT üBEr diE mEnschlichE EnTwicklung 2011
Unser entwicklungsmodell 
überdenken – hebel 
für Veränderungen
Die Veränderungserfordernisse beinhalten 
einen progressiven Ansatz, der die Säulen 
nachhaltiger menschlicher Entwicklung inte-
griert. Dabei muss ausreichend berücksichtigt 
werden, inwieweit sich die Situation in den 
einzelnen Ländern unterscheidet. Ein Ein-
heitsdenken ist selten ein effektiver Weg, um 
politische Handlungskonzepte zu formulie-
ren und Programme umzusetzen. Hier wer-
den zwei wesentliche Wege vorgeschlagen, um 
Anleitung für solche Bemühungen zu bieten. 
Einer ist die Integration von Gerechtigkeits-
fragen bei der Gestaltung und Bewertung von 
politischen Handlungskonzepten und Pro-
grammen. Der andere ist Teilhabe im rechtli-
chen und politischen Bereich. Für beide Wege 
skizziert dieses Kapitel grundlegende Prinzi-
pien und beleuchtet die Erfahrungen ausge-
wählter Länder.
Integration von Gerechtigkeits-
aspekten in „grüne“ wirtschafts-
politische Handlungskonzepte
Die Notwendigkeit, Gerechtigkeitsaspekte 
umfassender in umweltpolitische Hand-
lungskonzepte zu integrieren, ist ein wesent-
liches Thema dieses Berichts. Konventio-
nelle Bewertungen sagen oft nichts über die 
Gewinner und Verlierer eines politischen 
Handlungskonzepts oder Programms aus.8 
Doch Verteilungsaspekte müssen explizit 
berücksichtigt werden, denn die Auswirkun-
gen auf die Armen oder Reichen unterschei-
den sich unter Umständen von den durch-
schnittlichen – und zuweilen auch von den 
beabsichtigten Ergebnissen. Es ist wichtig, 
Unterschiede zwischen arm und reich, zwi-
schen Männern und Frauen, unter indigenen 
Völkern und zwischen verschiedenen Regio-
nen zu berücksichtigen. Solche Überlegungen 
stehen im Einklang mit den erklärten Zielen 
politischer Handlungskonzepte für eine grüne 
Wirtschaft, doch sie verdienen in der Praxis 
einen schärferen Fokus.
Schon seit Langem wird anerkannt, 
dass es wichtig ist, Verteilungsaspekte in 
Kosten-Nutzenanalysen zu integrieren,9 
doch in der Praxis geschieht das nur selten. 
Das führt dazu, dass Verteilungsanliegen bei 
der Analyse von Projekten und politischen 
Handlungskonzepten vernachlässigt werden. 
Ohne Transfermechanismen sorgen politi-
sche Handlungskonzepte und Projekte, die 
Kosten–Nutzen-Tests bestehen, nicht immer 
dafür, dass es allen besser geht – und das 
Wohl einiger Gruppen könnte sich dadurch 
sogar verschlechtern (Kasten 5.1). Doch es ist 
schwierig, den Nutzen angemessen zu bewer-
ten, den die Förderung der Widerstandsfähig-
keit und ökologischer Aspekte bringt. Dies gilt 
insbesondere für Ökosysteme, bei denen der 
Wert der erbrachten Leistungen üblicherweise 
nicht in vollem Umfang bekannt ist.
Im vergangenen Jahrzehnt wurden Fort-
schritte bei der Analyse der Verteilungswir-
kungen wirtschaftspolitischer Handlungs-
konzepte gemacht – mit Untersuchungen der 
Auswirkungen auf das Wohlergehen verschie-
dener Gruppen, insbesondere der Armen und 
Verletzlichen. Die Weltbank hat viele solcher 
Analysen unterstützt, doch manchmal kom-
men sie zu spät, um Informationen für Ent-
scheidungsprozesse zu liefern, oder die Ergeb-
nisse solcher Untersuchungen werden von 
politischen Entscheidungsträgern nicht aus-
reichend berücksichtigt.10 Und die Analysen 
von Verteilungswirkungen sind tendenziell 
immer noch auf das Einkommen beschränkt. 
Es werden konventionelle wirtschaftliche Ins-
trumente genutzt und der Schwerpunkt wird 
auf Transmissionsmechanismen wie Beschäf-
tigung und Preise gelegt. Da bei solchen Ana-
lysen wichtige Teile des Bildes ausgelassen 
werden könnten, schlagen wir vor, den Ansatz 
auszuweiten und zu vertiefen.
Zentrale Prinzipien
Umweltvorschriften und Subventionen kön-
nen die Verwirklichungschancen der Men-
schen als Individuen, Familienmitglieder, 
Arbeitskräfte, Unternehmer oder Bauern 
beeinträchtigen (Grafik 5.1). Politische Hand-
lungskonzepte können die Anlagen, die Chan-
cen und die Kraft der Menschen beeinträchti-
gen – und auf diese Weise die Verteilung einer 
Reihe von Vermögen.
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Sowohl die vertikale als auch die horizon-
tale Verteilungsgerechtigkeit ist von Bedeu-
tung. Die vertikale Verteilungsgerechtigkeit 
betrachtet, wie einzelne Personen auf der 
Verteilungskurve behandelt werden – wie 
zum Beispiel eine Benzinsteuer die Menschen 
am unteren Ende des Verteilungsspektrums 
anders treffen würde als diejenigen an der 
Spitze. Die horizontale Verteilungsgerechtig-
keit bezieht sich auf die Unterschiede zwischen 
einzelnen Gruppen oder Regionen.
Zu den zentralen Prioritäten zur Integ-
ration von Verteilungsgerechtigkeit in grüne 
wirtschaftspolitische Handlungskonzepte 
gehören:
•	 Die nicht-einkommensbezogenen Dimen-
sionen des Wohlergehens durchgehend 
mitberücksichtigen. Wenn man auf dem 
Index der mehrdimensionalen Armut auf-
baut, könnte das helfen, Benachteiligun-
gen besser zu verstehen. Dadurch ließen 
sich die Auswirkungen veränderter poli-
tischer Handlungskonzepte auf verschie-
dene Dimensionen von Deprivation beto-
nen. Zum Beispiel reduziert sich durch 
höhere Wassergebühren unter Umstän-
den der Zugang, was schädlich für die 
Gesundheit ist. Teureres Petroleum 
könnte Haushalte dazu zwingen, zum 
Kochen wieder Biomasse zu verwenden, 
was sowohl umwelt- als auch gesundheits-
schädlich ist.
•	 Direkte und indirekte Wirkungen verste-
hen. Auf die direkten Wirkungen kann 
eine zweite Runde indirekter Veränderun-
gen folgen (siehe Kasten 5.1).
•	 Kompensationsmechanismen in Betracht 
ziehen. Länder mit gut entwickelten 
Steuer- und Umverteilungssystemen kön-
nen die Einkommenssteuertabelle oder 
Sozialleistungen nutzen, um negative 
Wirkungen auszugleichen. Zum Beispiel 
bietet Südafrika kommunalen und priva-
ten Landbesitzern, die wertvolles Land 
mit hoher biologischer Vielfalt separat 
ausweisen und als Schutzgebiet managen, 
eine Einkommenssteuerermäßigung.11 Wo 
solche Systeme momentan weniger prak-
tikabel sind, sind alternative Ausgleichs-
mechanismen oder Ausnahmeregelungen 
erforderlich.
•	 Das Risiko extremer Ereignisse verstehen. 
Wie gering auch immer die Wahrschein-
lichkeit sein mag, die enormen negativen 
Folgen extremer Wetterereignisse müssen 
unbedingt berücksichtigt werden, ins-
besondere die Folgen für die anfälligsten 
Menschen – und die Risiken müssen redu-
ziert werden.12 Solche Analysen zeigen 
unter Umständen, dass Investitionen in 
Landnutzungsplanung und Ökosysteme 
ein kosteneffektiver Puffer für Gruppen 
sein können, die für Klimarisiken anfällig 
sind. Das zeigt zum Beispiel die Wieder-
aufforstung von Mangroven in Vietnam.13
Also müssen wir, statt ein einzelnes poli-
tisches Handlungskonzept nur zu akzeptieren 
oder abzulehnen, ein Spektrum an Entwürfen 
GRAFIK 5.1
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berücksichtigen und feststellen, welche davon 
bezüglich der Verteilungsgerechtigkeit zu 
besseren Ergebnissen führen können. Es gibt 
immer Beschränkungen hinsichtlich der 
Daten, der Analyse, der Kapazitäten und der 
Zeit, also braucht es Flexibilität, um die wich-
tigsten Ziele zu erreichen.
Auch eine Analyse der Interessengrup-
pen ist von entscheidender Bedeutung. Volks-
wirtschaftliche Faktoren und der Einfluss 
verschiedener Akteure können sowohl die 
Entwicklung als auch die Umsetzung politi-
scher Handlungskonzepte beeinträchtigen. 
Zum Beispiel gab die Ölindustrie in den Ver-
einigten Staaten im Jahr 2010 mehr als 1,5 
Milliarden US-Dollar für nationale Lobby-
Aktivitäten aus.14 Und in Tansania zeigen die 
Reformentwürfe zu Produktion, Handel und 
Nutzung von Holzkohle die Bedürfnisse und 
den Einfluss von Händler-Spediteur-Großhan-
dels-Netzwerken.15 Bei der Entwicklung und 
Umsetzung politischer Handlungskonzepte 
muss man sich solchen Einflüssen und ihren 
wahrscheinlichen Auswirkungen widmen.
Institutionelle Systeme brauchen Vorkeh-
rungen dagegen, dass jemand versucht, durch 
politische Einflussnahme höhere Erträge zu 
erzielen, sie brauchen Maßnahmen gegen 
Korruption im öffentlichen Sektor – und 
darüber hinaus auch gegen die Verzerrung 
wissenschaftlicher Fakten, gegen Verletzun-
gen des Prinzips der fairen Darstellung und 
gegen falsche Behauptungen über den Beitrag 
von Konsumgütern zum Umweltschutz.16 Die 
Länder brauchen strukturpolitische Hand-
lungskonzepte, die ein inklusives grünes 
Wachstum unterstützen. Sie müssen sich 
dabei der Fallstricke und Herausforderungen 
bewusst sein, die mit einer staatlichen För-
derung ausgewählter Arten wirtschaftlicher 
Aktivitäten verbunden sind. Die Merkmale 
einer neuen Strukturpolitik sind relevant für 
politische Handlungskonzepte zur Verringe-
rung der CO2-Intensität von Entwicklung: 
beschränkte Anreize für neue Aktivitäten, 
Vorkehrungen für ein automatisches Auslau-
fen der Maßnahmen (sodass die Subventionen 
zeitlich beschränkt sind) und klare Bench-
marks für Erfolg. Dafür braucht es die richti-
gen Institutionen, einen politischen Vorreiter 
und systematische Beratungen unter Einbezie-
hung des Privatsektors.17
Erfahrungen aus einzelnen Ländern
Es sind jetzt mehr Länder, die bei der Entwick-
lung umweltpolitischer Handlungskonzepte 
Informationen aus Analysen der Verteilungs-
wirkungen nutzen. Für Südafrikas geplante 
Einführung von Umweltsteuern im Rahmen 
seiner Steuerreformen wurden Informationen 
aus Stakeholder-Analysen verwendet, die Aus-
sagen über die zu erwartenden quantitativen 
und qualitativen Auswirkungen erlaubten.18 
KASTEN 5.1
Verteilungswirkungen politischer Handlungskonzepte  
zur Verringerung der Umweltverschmutzung
In aktuellen Diskussionen wird oft die Besorgnis geäußert, dass politische Handlungskonzepte 
zur Verringerung der Umweltverschmutzung negative Verteilungswirkungen haben können, 
doch selten erfolgt eine systematische Wirkungsanalyse. Anhand eines Systems von CO2-Ver-
schmutzungsrechten kann veranschaulicht werden, welche Art der Analyse erforderlich ist: 
Das Cap-and-trade-System (Emissionshandel, bei dem Obergrenzen für bestimmte Emissionen 
festgelegt werden) erhöht den Preis von Produkten, die wie Elektrizität fossile Brennstoffe 
intensiv nutzen. Es lenkt die Aufmerksamkeit auf primäre und sekundäre Wirkungen:
1. Alle sind mit Verlusten des Realeinkommens konfrontiert, doch die Wirkungen sind re-
gressiv, wenn Haushalte mit niedrigem Einkommen einen größeren Teil ihres Einkommens 
für diese Güter ausgeben.
2. Wenn Technologien kapitalintensiv sind, kann ein Mandat zur Verringerung der Umwelt-
verschmutzung Firmen dazu veranlassen, verschmutzende Inputs durch Kapital zu sub-
stituieren und die Nachfrage nach Arbeitskräften und die relativen Löhne zu drücken. 
Haushalte mit niedrigem Einkommen beziehen einen größeren Teil ihres Einkommens aus 
Löhnen, sodass sie auch dadurch wieder stärker betroffen sein können.
3. Die Arbeitslosigkeit konzentriert sich unter Umständen auf bestimmte Gruppen, Regio-
nen und Wirtschaftssektoren (wie Bergarbeiter im Kohleabbau). Wenn eine Branche 
schrumpft, geht Arbeitern mit branchenspezifischem Humankapital diese Investition ver-
loren, während die qualifizierten Arbeitskräfte in den Bereichen erneuerbare Energien und 
anderen energieeffizienten Technologien Vorteile haben. 
Diese Wirkungen werfen wichtige empirische Fragen auf, die von Fall zu Fall untersucht 
werden müssen. Untersuchungen in Ländern der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) deuten darauf hin, dass es nur wenige wirklich „grüne“ 
Fähigkeiten gibt und dass die meisten grünen Jobs gängigen Berufen ähneln. Dies ist eine 
gute Nachricht für Arbeitskräfte in entwickelten Ländern, die durch den Strukturwandel ihren 
Arbeitsplatz verloren haben, doch in anderen Ländern muss dies näher untersucht werden.
Gering qualifizierte Arbeitskräfte verlieren durch Steuern auf den CO2-Ausstoß mit grö-
ßerer Wahrscheinlichkeit ihren Job. In den OECD-Ländern sind diese Arbeiterinnen und Ar-
beiter nach dem Verlust ihres Arbeitsplatzes für einen längeren Zeitraum arbeitslos als höher 
qualifizierte Arbeitskräfte und es ist weniger wahrscheinlich, dass sie wieder einen ähnlich 
bezahlten Job finden. Deshalb müssen die Regierungen bei der Umsetzung von Umweltvor-
schriften auf negativ betroffene Gruppen achten, insbesondere wenn durch die Vorschrif-
ten Gruppen betroffen sind, die ohnehin schon benachteiligt sind. Politische Handlungs- 
konzepte müssen Umverteilungs- und Auffangmechanismen beinhalten, um diese Probleme 
zu vermeiden.
Quelle: Fullerton 2011.
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Die Länder brauchen 
strukturpolitische 
Handlungskonzepte, die 
ein inklusives grünes 
Wachstum unterstützen. 
Sie müssen sich dabei 
der Fallstricke und 
Herausforderungen 
bewusst sein, die 





Nach Folgeabschätzungen, bei denen Preise 
und sektorspezifische Wirkungen simuliert 
wurden, kündigte Vietnam neue Steuern an.19
Politische Handlungskonzepte zur För-
derung des Strukturwandels, wie Preise 
für Umweltverschmutzungsrechte, werden 
zwangsläufig Gewinner und Verlierer hervor-
bringen. Einige Firmen werden sich auf unfaire 
negative Auswirkungen berufen. Politische 
Maßnahmen, wie Ausnahmen und Entschä-
digungen als Reaktion auf solche Anliegen, 
können teuer sein und man muss verstehen, 
wie sie sich auf die Verteilungsgerechtigkeit 
auswirken. Man sollte auch Alternativen, wie 
effektivere Konsultationen und die Kommu-
nikation mit der Öffentlichkeit, in Erwägung 
ziehen.20
Konsum- und Produktionsprofile können 
Verteilungswirkungen gestalten. Zwei Bei-
spiele aus dem Energiesektor:
•	 Ghanas Energiesektor belastete das Regie-
rungsbudget. 2002 betrug das Defizit der 
öffentlichen Versorgungsbetriebe fast elf 
Prozent der Regierungsausgaben bzw. vier 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts. In 
einer Analyse der Verteilungswirkungen 
wurde festgestellt, dass die Subventionen 
vor allem den in den Städten lebenden und 
zur Mittelschicht gehörenden Konsumen-
ten nützten. Nur sieben Prozent der länd-
lichen Bevölkerung nutzte elektrisches 
Licht. Dass in den ärmsten Regionen im 
Norden kaum in die Elektrifizierung auf 
dem Lande investiert wurde, rechtfertigte 
es, die Subventionen zu verringern, das 
öffentliche Bewusstsein zu Energieeffizi-
enz zu fördern und zunehmende Anstren-
gungen zur Verbesserung der Effizienz der 
Marktmechanismen zu unternehmen.21
•	 In der Demokratischen Volksrepub-
lik Laos, wo sich der Zugang zu einer 
modernen Energieversorgung seit Ende 
der 1980er Jahre rasch ausgeweitet hat, 
wurden zentrale Aspekte der Verteilungs-
gerechtigkeit in die Programmplanung 
aufgenommen. Mit einer Komponente 
„Strom für die Armen“ wurden zins-
lose Kredite angeboten, um arme Fami-
lien ans Stromnetz anzuschließen. Das 
nutzte insbesondere von Frauen geführten 
Haushalten. Lokale Gemeinschaften und 
ländliche Haushalte bekommen auch 
Unterstützung, um Strom für Einkom-
men schaffende Aktivitäten nutzen zu 
können.22
Zwar können wir aus solchen Maßnahmen 
einige Einsichten gewinnen, doch die Wirkun-
gen sind immer kontextspezifisch und erfor-
dern eine lokale Analyse.
Aus der beschränkten Datenlage ergibt 
sich, dass auch das Verständnis nur begrenzt 
ist. Für die gemeinsame Analyse von Aus-
wirkungen auf die menschliche Entwicklung 
und die Verteilungsgerechtigkeit braucht 
man Informationen über Einzelpersonen 
und Haushalte sowie qualitative Daten, um 
Statistik-Kapazitäten aufzubauen. Dies unter-
streicht, wie wichtig es ist, insbesondere in 
Entwicklungsländern die disaggregierten 
Daten weiter zu verbessern.
Auf die Einschätzungen vorab muss eine 
Überwachung der Ergebnisse folgen. Im länd-
lichen Bangladesch wurde geschätzt, dass 
hauseigene Solaranlagen ein Petroleumnut-
zungsäquivalent von vier Prozent der gesam-
ten jährlichen CO2-Emissionen ersetzen.23 
Umfragen haben gezeigt, dass Solar-Subven-
tionen – in Höhe von fast 400 Millionen 
US-Dollar, bereitgestellt durch eine private 
Agentur für Mikrokredite – progressiv wirk-
ten, wenn sie zielgenau eingesetzt wurden, 
denn die beiden untersten Einkommensgrup-
pen hatten etwa dreimal so viel für Petroleum 
ausgegeben wie die beiden obersten. Zu den 
Vorteilen gehörte auch, dass es besseres Licht 
gab, was sich positiv auf die Schulbildung der 
Kinder auswirkte. Auch gab es weniger Luft-
verschmutzung in Innenräumen, was der 
Gesundheit zugute kam.
Menschen stärken, um 
Veränderungen zu bewirken
Dieser Bericht spricht sich für mehr Teilhabe 
aus, um mehr Verteilungsgerechtigkeit und 
Vorteile für die Umwelt zu erreichen – und 
als wichtiges Ergebnis an sich. Was bedeutet 
das in der Praxis? Betrachten wir zwei Berei-
che, wo die Verbesserung der Mitsprache- und 
Repräsentationsmöglichkeiten auf wichtige 
Weise mit der Nachhaltigkeit verknüpft ist: 
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Erkennt man gleiche 
Rechte auf eine 
gesunde Umwelt in der 
Verfassung an, fördert 
dies die Gerechtigkeit, 
denn der Zugang dazu 
beschränkt sich dann 
nicht mehr nur auf 
diejenigen, die ihn 
sich leisten können
das Rechtswesen mit handlungsfähigen Ins-
titutionen und den Rechten auf eine saubere 
und sichere Umwelt sowie die Politik mit mehr 
Partizipation und Rechenschaftspflicht.
Eine saubere und sichere Umwelt –  
ein Recht, kein Privileg
Dass alle Menschen, die bereits geboren sind 
oder die noch geboren werden, das Recht auf 
eine saubere und sichere Umwelt haben, ist 
ein machtvolles Konzept, begründet in dem 
in Kapitel 1 vorgestellten Rahmen. Trotz der 
langsamen Fortschritte bei der weltweiten 
Sicherung solcher Rechte24 haben mindestens 
120 Länder Verfassungen, in denen Umwelt-
standards oder die Pflicht des Staates, Umwelt-
schäden zu verhindern, ein Thema sind.25 Und 
viele Länder ohne explizite Umweltrechte 
interpretieren allgemeine Verfassungsbe-
stimmungen so, dass persönliche Rechte das 
grundlegende Recht auf eine saubere, sichere 
und gesunde Umwelt beinhalten. Dieses Recht 
leitet sich aus den Rechten der Menschen auf 
körperliche Gesundheit und Unversehrtheit 
ab, und aus dem Recht, die Natur zu genießen.
Amartya Sen, Martha Nussbaum und 
andere haben festgestellt, dass ein enges Ver-
hältnis zwischen dem auf Verwirklichungs-
chancen basierenden Ansatz und den auf 
Rechten basierenden Ansätzen menschli-
cher Entwicklung besteht.26 Doch anders als 
die Vorstellung von Freiheit oder Verwirkli-
chungschancen als solche beinhaltet ein aner-
kanntes Menschenrecht auch entsprechende 
Verpflichtungen. Trotz solcher Pflichten ent-
sprechen die Menschenrechte nicht den im 
Gesetz festgeschriebenen Rechten, wenngleich 
sie als Motivation für die Gesetzgebung dienen 
können und so eine Grundlage für Rechtsmit-
tel bieten können. Einige Rechte sind Verfah-
rensrechte – wie zum Beispiel das Recht auf 
Information, das im Folgenden diskutiert wird 
– und müssen sowohl Möglichkeiten als auch 
prozessuale Aspekte umfassen.27
Erkennt man gleiche Rechte auf eine 
gesunde Umwelt in der Verfassung an, fördert 
dies die Gerechtigkeit, denn der Zugang dazu 
beschränkt sich dann nicht mehr nur auf dieje-
nigen, die ihn sich leisten können.28 Und wenn 
man solche Rechte im gesetzlichen Rahmen 
zum Ausdruck bringt, kann das die Prioritä-
ten der Regierung und die Mittelallokation 
beeinflussen.
Zunehmende Erfahrungen in einzelnen Ländern
Viele Länder der Europäischen Union erken-
nen grundlegende Umweltrechte als natür-
liches Recht an – als inhärente universelle 
Rechte. In Großbritannien beinhaltet der 
Human Rights Act das Recht auf eine gesunde 
Umwelt.29 Und obwohl Umweltrechte in der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 
nicht erwähnt sind, ist darin doch festgelegt, 
dass ernste Umweltschäden das Recht auf 
Achtung des Privatlebens und des Familien-
lebens verletzen können.30 Schweden erkennt 
das Recht auf öffentlichen Zugang durch seine 
„Nicht stören – nicht zerstören“-Politik an: 
Die Menschen haben das Recht, sich auf dem 
Lande frei zu bewegen, solange sie anderen 
keine Unannehmlichkeiten bereiten.31
Die kenianische Verfassung von 2010 
gewährt das Recht auf eine saubere Umwelt 
und verlangt von der Regierung, dass sie die 
natürlichen Ressourcen des Landes schützt.32 
In mindestens 31 weiteren afrikanischen Län-
dern finden Umweltrechte Ausdruck in der 
Verfassung und einige Länder – wie Äthiopien 
und Namibia – betonen zudem, dass die wirt-
schaftliche Entwicklung der Umwelt nicht 
schaden sollte.33
Die Durchsetzbarkeit von Umweltrechten 
in Afrika wurde jedoch noch nicht oft getestet, 
außer in Südafrika. In einigen Ländern gibt es 
strukturelle Hindernisse. In Kamerun können 
die Bürgerinnen und Bürger nicht das Verfas-
sungsgericht des Landes anrufen, wodurch die 
Durchsetzbarkeit eingeschränkt ist.34 Und 
in Namibia kann Umweltrechten nur durch 
jemanden mit privatem Interesse Geltung ver-
schafft werden, was im öffentlichen Interesse 
vorgebrachte Ansprüche ausschließt.35
Mehrere lateinamerikanische Länder, dar-
unter Chile, Costa Rica, Ecuador und Peru, 
verfügen über einklagbare Umweltrechte. 
Der oberste Gerichtshof in Chile erklärte eine 
von der Regierung vergebene Holzschlagli-
zenz für ungültig, denn sie war ohne ausrei-
chende Nachweise der ökologischen Mach-
barkeit erteilt worden und verletzte somit 
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Neben der rechtlichen 
Anerkennung gleicher 
Rechte auf eine gesunde, 
gut funktionierende 
Umwelt besteht ein 
Bedarf an Institutionen, 
die Prozesse befördern, 
darunter ein faires 
und unabhängiges 
Rechtswesen und das 
Recht auf Informationen 
von der Regierung
das Recht aller Chilenen – nicht nur der 
direkt betroffenen – auf ein Leben frei von 
Umweltzerstörung.36
In vielen lateinamerikanischen Verfas-
sungen werden die Umweltrechte indigener 
Völker anerkannt.37 Paraguay garantiert, dass 
der Staat indigene Völker gegen die Schädi-
gung ihres Lebensraums und gegen Umwelt-
verschmutzung verteidigt.38 In Guyana exis-
tieren Umweltrechte neben den anerkannten 
Rechten indigener Völker.39 Boliviens Ent-
wurf für ein Gesetz über die Rechte von Mut-
ter Erde geht mit dieser Anerkennung noch 
einen Schritt weiter und gibt der Natur die 
gleichen Rechte wie den Menschen. Der Ent-
wurf ist stark von der wiederauflebenden spi-
rituellen Weltsicht der indigenen Bevölkerung 
der Anden beeinflusst, die die Umwelt und die 
Erdgottheit Pachamama in den Mittelpunkt 
des Lebens stellt.40
Unter den asiatischen Ländern sticht 
Indien heraus, weil es geschädigten Personen 
erlaubt, das staatliche Handeln oder die Untä-
tigkeit des Staates in Bezug auf die Umwelt 
zu hinterfragen.41 Das indische Rechtswe-
sen hat Umweltrechte in der Verfassung breit 
interpretiert und schützt auch die öffentliche 
Gesundheit. Zum Beispiel haben Anwälte für 
Umweltrecht erfolgreich geltend gemacht, dass 
die Umweltgesetze die Regierung verpflich-
ten, im Interesse der öffentlichen Gesundheit 
die Luftverschmutzung in Neu-Delhi zu ver-
ringern. Das führte zu einer Anordnung, die 
Stadtbusse von Diesel auf komprimiertes Erd-
gas umzustellen.42
Bhutan hat eine Vorreiterrolle gespielt und 
den Umweltschutz in den Mittelpunkt seiner 
Entwicklungsstrategie gestellt. Darin spiegeln 
sich traditionelle Normen und die traditio-
nelle Kultur wider.43 In Artikel 5 der Verfas-
sung von 2008 wird die Verantwortung aller 
Bhutanesinnen und Bhutanesen betont, die 
Umwelt zu schützen, ihre biologische Vielfalt 
zu erhalten und Schädigungen der Ökosys-
teme zu verhindern. Die Verfassung legt auch 
fest, dass immer mindestens 60 Prozent des 
Landes bewaldet sein müssen.
Selbst wenn Rechte nur das darstellen, 
was Immanuel Kant unvollkommene Pflich-
ten nannte, können sie doch Gruppen und 
Einzelpersonen in die Lage versetzen, öffent-
lich Maßnahmen zu ergreifen, um ihre Umwelt 
zu schützen. Wie Amartya Sen schrieb, kön-
nen die Menschenrechte aufgrund der Bedeu-
tung von Kommunikation, Fürsprache, dem 
Ausgesetztsein und einer informierten öffent-
lichen Diskussion einen Einfluss haben, ohne 
notwendigerweise auf eine Zwang ausübende 
Gesetzgebung angewiesen zu sein.44 In der Tat 
erhalten prozessuale Menschenrechte, die mit 
dem Umweltschutz in Zusammenhang ste-
hen, oft mehr Aufmerksamkeit als materielle 
Umweltrechte.45
Unterstützende Institutionen
Neben der rechtlichen Anerkennung gleicher 
Rechte auf eine gesunde, gut funktionierende 
Umwelt besteht ein Bedarf an Institutionen, 
die Prozesse befördern, darunter ein faires und 
unabhängiges Rechtswesen und das Recht auf 
Informationen von der Regierung. Einige 
Beispiele:
•	 In den Vereinigten Staaten haben Umwelt-
gruppen Informationen zum Emissions-
niveau genutzt, um Privatunternehmen 
wegen Erregung öffentlichen Ärgernisses 
vor Gericht zu bringen.46
•	 „One Million Acts of Green“, eine Ini-
tiative, die 2008 von Cisco in Zusam-
menarbeit mit der Canadian Broadcas-
ting Corporation und GreenNexxus in 
Kanada auf den Weg gebracht wurde, 
nutzt Fernsehen, Facebook, Twitter und 
andere Internet-Ressourcen, um die Kana-
dier in Gespräche zu Umweltthemen zu 
involvieren und sie zu „grünem Handeln“ 
zu ermutigen. Die Initiative hat fast zwei 
Millionen grüne Aktivitäten in einem Jahr 
hervorgebracht.47
Ein notwendiger Hintergrund ist ein 
institutioneller Kontext, der für die bürgerli-
chen Freiheiten förderlich ist. Doch aktuelle 
Gallup-Daten deuten darauf hin, dass fast die 
Hälfte der Menschen in knapp der Hälfte der 
140 untersuchten Länder wenig Vertrauen in 
ihr Justizwesen und in ihre Gerichte hat.48 
Dies unterstreicht, wie wichtig es ist, brei-
ter angelegte Reformen umzusetzen und den 
Kontext zu verbessern, in dem sich Rechte 
durchsetzen lassen.
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Gesetzgebung ist 
nur ein erster Schritt 
– Umsetzung und 
Durchsetzung sind von 
ebenso entscheidender 
Bedeutung
Das Recht auf Regierungsinformationen 
verbreitet sich zunehmend. In mindestens 49 
nationalen Verfassungen wird es anerkannt 
und mindestens 80 Legislativen haben Gesetze 
zum Recht auf Information in Kraft gesetzt. 
Die südafrikanische Verfassung von 1996 
garantiert jedem das Recht auf Zugang zu allen 
Informationen, die der Staat vorhält oder die 
eine andere Person vorhält und die für die Aus-
übung oder den Schutz irgendwelcher Rechte 
erforderlich sind. In Argentinien, Kanada, 
Frankreich, Indien, Israel und der Republik 
Korea haben höhere Gerichte für Recht befun-
den, dass durch die verfassungsmäßige Garan-
tie der freien Meinungsäußerung implizit ein 
verfassungsmäßiges Recht auf den Zugang zu 
Informationen anerkannt wird.49
Doch die Gesetzgebung ist nur ein erster 
Schritt. Die Umsetzung und Durchsetzung 
sind von ebenso entscheidender Bedeutung. 
Zivilgesellschaftliche Organisationen sind 
wichtig bei der Umsetzung, indem sie den 
Bürgerinnen und Bürgern helfen, die gesetz-
lichen Rechte auf Zugang zu Informationen 
zu verstehen und zu nutzen, und indem sie 
Beamte in der Offenlegung von Informatio-
nen schulen und die Umsetzung überwachen. 
In Bulgarien bot zum Beispiel das Access to 
Information Programme, eine Nichtregie-
rungsorganisation, rechtliche Beratung an und 
verteilte Informationen über das Gesetz zum 
Recht auf Information und die Reichweite der 
Bürgerrechte an die breite Öffentlichkeit.50
Die Offenlegung von Informationen ist 
im Umweltschutz und für die Stärkung der 
Rolle der Bürgerinnen und Bürger sehr wich-
tig. Indem man sicherstellt, dass Umwelt-
verschmutzer Informationen zu ihren Emis-
sionen und Abfällen offenlegen, kann man 
Gesetzesverstöße reduzieren und die Bestim-
mungen ergänzen. In British Columbia hatte 
die Strategie zur öffentlichen Offenlegung 
von Informationen größere Auswirkungen 
auf die Emissionen und auf die Einhaltung 
von Gesetzen als die Sanktionen, die üblicher-
weise vom kanadischen Umweltministerium 
verhängt wurden. Auch strengere Standards 
und härtere Strafen hatten einen Einfluss – 
was nahelegt, dass sowohl Rechtsvorschriften 
als auch Informationen zu einer Verringerung 
der Emissionen führen können.51 Und in 
China waren Programme zur Beurteilung 
und öffentlichen Offenlegung der Leistungen 
von Unternehmen im Umweltbereich Anlass 
dafür, dass technische Einrichtungen zur Ver-
ringerung der Luft- und Wasserverschmut-
zung installiert wurden. Das hatte positive 
Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen und auf das Verhältnis zu 
den Gemeinschaften und anderen Interessen-
gruppen.52 Die Tschechische Republik, Ägyp-
ten, Indonesien und Mexiko stellten mit den 
neu angeordneten Schadstoff-Freisetzungs- 
und Verbringungsregistern ähnliche Ergeb-
nisse fest.53
Die internationale Gemeinschaft erkennt 
zunehmend ein Recht auf Zugang zu Umwelt-
informationen an.54 Dies wiederum unter-
stützt die breite Interpretation nationaler ver-
fassungsmäßiger Rechte auf Information.
Die komplexen, sektorübergreifenden 
Herausforderungen nachhaltiger menschli-
cher Entwicklung haben einen langen Zeit-
horizont und erfordern langfristiges Engage-
ment.55 Es kann Jahre, wenn nicht Jahrzehnte 
dauern, Entscheidungen zu ändern, Investi-
tionen zu mobilisieren und neue strategische 
Pläne zu entwickeln. Es bedarf unter Umstän-
den größerer institutioneller Reformen, um 
Umweltfragen zu einem integralen Bestand-
teil öffentlicher Planungsprozesse zu machen. 
Die Regierung von Ruanda hat die Notwen-
digkeit erkannt, Umweltanliegen und Pläne 
zum Management natürlicher Ressourcen in 
die Entwicklungsstrategie des Landes zu inte-
grieren. Die Behörde für Umweltmanagement 
arbeitet eng mit nationalen und kommunalen 
Regierungsstellen sowie der Zivilgesellschaft 
zusammen, um nachhaltige Entwicklung 
sowie das Recht, in einer sauberen und pro-
duktiven Umwelt zu leben, zu fördern. Sie ver-
langt von allen Sektoren der Gesellschaft, die 
Umwelt effizient zu managen und die natürli-
chen Ressourcen rational zu nutzen.56
Partizipation und Rechenschaftspflicht
Prozessuale Freiheiten, die die Menschen in 
die Lage versetzen, die ihnen wichtigen Ziele 
zu verfolgen, sind für die menschliche Ent-
wicklung von zentraler Bedeutung. Wie im 
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Bericht über die menschliche Entwicklung des 
vergangenen Jahres diskutiert wurde, haben 
sie sowohl intrinsischen als auch instrumen-
tellen Wert. Große Machtdisparitäten spiegeln 
sich in nicht nachhaltigen Ergebnissen wider. 
Doch der Umkehrschluss daraus ist, dass, wie 
in Kapitel 3 argumentiert wird, mehr Teilhabe 
positive, verteilungsgerechte Veränderungen 
der Umweltsituation bewirken kann. Demo-
kratie ist wichtig, doch um die Zivilgesell-
schaft zu stärken und den öffentlichen Zugang 
zu Informationen zu fördern, müssen die nati-
onalen Institutionen rechenschaftspflichtig 
sein und die verschiedenen Interessengruppen 
einbeziehen – insbesondere Frauen und andere 
betroffene Gruppen.
Foren zur Förderung von Partizipation
Eine Voraussetzung für Beteiligung sind 
offene, transparente und die verschiedenen 
Interessengruppen einbeziehende beratende 
Prozesse. Nehmen wir das Beispiel Energie. 
Wie sich in für diesen Bericht in Auftrag gege-
benen Arbeiten gezeigt hat, werden die meis-
ten Entscheidungen im Energiesektor hinter 
verschlossenen Türen getroffen und selten in 
demokratischen Foren.57 Aufgrund von Sor-
gen um Vertraulichkeit in der Wirtschaft oder 
geostrategische Sensibilitäten bezüglich der 
Energieversorgung war die Öffentlichkeit bis-
lang wenig an der Aushandlung energiepoliti-
scher Entscheidungen beteiligt. „Konsultati-
onen“ können begrenzte oder unvollständige 
Informationen bieten, die Verteilungsgerech-
tigkeit und Folgenabschätzungen vernach-
lässigen und über die Ergebnisse wird unter 
Umständen nicht effektiv berichtet. Selbst in 
Fällen, in denen zu einer öffentlichen Beteili-
gung oder zu Kommentaren formell eingela-
den wird, besteht die Rolle der Öffentlichkeit 
darin, vorangegangene Wahlentscheidungen 
und Festlegungen über politische Handlungs-
konzepte zu legitimieren, und nicht darin, 
sie zu gestalten.58 In Australien ist zum Bei-
spiel in einigen Fällen ein Mangel an offenem 
Austausch unter Kommunalverwaltungen, 
verschmutzenden Industrien und lokalen 
Gemeinschaften zum Ausdruck gekommen. 
Diese Fälle haben auch gezeigt, dass die Bür-
gerinnen und Bürger nicht über die Risiken 
informiert wurden, die damit verbunden sind, 
in der Nähe von Standorten zu leben und 
zu arbeiten, wo Gift eingesetzt oder gelagert 
wird.59
Wo Regierungen auf die Anliegen der 
Bevölkerung reagieren, sind Veränderungen 
wahrscheinlicher. In den Vereinigten Staaten 
erlauben zum Beispiel 23 Bundesstaaten ihren 
Bürgerinnen und Bürgern, zu einer politischen 
Initiative eine direkte Abstimmung zu bean-
tragen. Dieser Mechanismus wurde in einigen 
Bundesstaaten für die Einführung umwelt- 
und energiepolitischer Handlungskonzepte 
genutzt (wie in Washington im Jahr 2006).60 
Einige Gruppen setzen sich für die Rechen-
schaftspflicht privater Unternehmen in Bezug 
auf Emissionen und den Klimawandel ein.61 
Doch solche Anliegen können von anderen 
Interessengruppen konterkariert werden – wie 
es laut Berichten in der Russischen Föderation 
der Fall ist, wo die Zivilgesellschaft bei der 
Mobilisierung öffentlicher Unterstützung zur 
Ökologisierung der Wirtschaft mit Problemen 
zu kämpfen hat.62 Wie Kapitel 3 zeigt, kann 
die Zivilgesellschaft, wo sie aktiv ist, positive 
Ergebnisse bewirken.
Eine aktive Presse erhöht das Bewusstsein 
und erleichtert die Beteiligung der Öffent-
lichkeit In Ruanda hat die Regierung Fern-
seh- und Radiowerbung eingeführt, in der 
nationale Umweltthemen herausgestellt wer-
den und die sich an alle Gesellschaftsschichten 
richtet. Durch die Medienberichterstattung 
erhöhte sich die Unterstützung vonseiten der 
Umweltmanagement-Agentur und anderer 
Regierungsministerien, um gemeinsam Wege 
zur Integration von Umweltanliegen in die 
Planung zu suchen und um die Kooperation 
im Umweltschutz zu fördern.63
Im Zusammenhang mit dem Klimawan-
del und anderen globalen Umweltproblemen 
bedeutet Verfahrensgerechtigkeit auch die 
gleiche Chance für alle Länder, Einfluss auf 
die Richtung und die Inhalte internationaler 
Verhandlungen zu nehmen. Doch aufgrund 
schwacher Kapazitäten sind die meisten 
Regierungen von Entwicklungsländern oft 
nicht vertreten, geschweige denn in der Lage, 
die Interessen ihrer Bürgerinnen und Bürger 
in Bereichen mit hohen Anforderungen an 
Demokratie ist wichtig, 
doch um die Zivil-
gesellschaft zu stärken 
und den öffentlichen 
Zugang zu Informa-
tionen zu fördern, 
müssen die nationalen 
Institutionen rechen-
schaftspflichtig sein 
und die verschiedenen 
Interessengruppen 
einbeziehen – insbeson-
dere Frauen und andere 
betroffene Gruppen
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Im Zusammenhang mit 
dem Klimawandel und 
anderen globalen  
Umweltproblemen 
bedeutet Verfahrens-
gerechtigkeit auch die 
gleiche Chance für alle 
Länder,  internatio-
nale Verhandlungen 
zu beeinflussen. Doch 
aufgrund schwacher 
Kapazitäten sind die 
meisten Regierungen 
von  Entwicklungslän-
dern oft nicht vertreten
rechtliche und wissenschaftliche Expertise 
angemessen zu repräsentieren. Zwar nahmen 
194 Länder an der UN-Konferenz zu Klima-
wandel 2010 in Kopenhagen teil, doch nur 
eine mächtige Handvoll handelte die Bedin-
gungen der Übereinkunft von Kopenhagen 
aus. Auf internationale Gipfeltreffen entsen-
den die fünf Länder, die die größten Umwelt-
schäden verursachen, normalerweise mehr 
als dreimal so viele Delegierte wie die fünf 
Länder, die am stärksten vom Klimawandel 
betroffen sind.64
Es gibt jedoch nicht ausschließlich 
schlechte Nachrichten. Die Steuerungsme-
chanismen der Klimainvestitionsfonds (CIF) 
bewegen sich bereits in Richtung einer vertei-
lungsgerechteren Mitsprache und Beteiligung 
– mit einer gleichen Anzahl an Vertreterinnen 
und Vertretern von Geberregierungen und 
Entwicklungsländer-Regierungen im Steue-
rungskomitee eines jeden Treuhänder-Fonds 
und mit im Konsens getroffenen Entschei-
dungen. Die Klimainvestitionsfonds haben 
auch institutionalisierte formelle Beobachter-
rollen für die Zivilgesellschaft, den Privatsek-
tor und in einigen Fällen indigene Völker und 
sie sorgen dafür, dass die Rolle der Beobachter 
bedeutsamer wird, indem sie es ihnen ermög-
lichen, Tagesordnungspunkte vorzuschla-
gen und zu Diskussionen beizutragen.65 Das 
gemeinsame Programm der Vereinten Natio-
nen zur Verringerung der Emissionen aus der 
Entwaldung und der Schädigung von Wäl-
dern in Entwicklungsländern (UN-REDD) 
geht noch weiter, denn sein Vorstand, der über 
die strategische Ausrichtung und Budget-Allo-
kationen entscheidet, umfasst Vertreterinnen 
und Vertreter indigener Völker und der Zivil-
gesellschaft als Vollmitglieder, nicht nur als 
Beobachter.66
Doch in vielen nationalen und lokalen 
Zusammenhängen bestehen die Barrieren für 
eine wirkungsvolle Beteiligung weiter. Einige 
Gruppen, wie zum Beispiel Frauen, wurden 
aus staatlichen Institutionen üblicherweise 
ausgeschlossen. Doch auch hier hat es Verän-
derungen gegeben und es gibt dokumentierte 
Ergebnisse nicht nur in Bezug auf die Vertei-
lungsgerechtigkeit, sondern auch auf das nach-
haltige Management von Umweltressourcen.67 
Zum Beispiel hatten in Europa lokale Behör-
den in Bezirken mit den höchsten Recycling-
Raten einen überdurchschnittlich hohen 
Anteil an Managerinnen.68 Und in umfang-
reichen Feldforschungen in Indien wurde 
dokumentiert, dass sich durch die aktive Betei-
ligung von Frauen an der gemeinschaftlichen 
Waldbewirtschaftung der Waldschutz signifi-
kant verbessert hat.69
Gemeinschaftliches Management
Kapitel 4 veranschaulicht, dass die Vorteile des 
gemeinschaftlichen Managements natürlicher 
Ressourcen zunehmend anerkannt werden. 
Um sicherzustellen, dass solche Ansätze die 
Armen, Frauen, ältere Menschen und andere 
marginalisierte Gruppen nicht ausschließen, 
müssen Regierungen und andere Organisa-
tionen, die in den Händen der Gemeinschaf-
ten befindliche Projekte unterstützen, alle 
Gruppen in Entscheidungsprozesse und in die 
Umsetzung einbeziehen. Zum Beispiel haben 
Initiativen zum Mentoring von gemeinschaft-
lich organisierten Gruppen von Waldnutzern 
in Nepal die Menschen für Fragen von Vertei-
lungsgerechtigkeit und Beteiligung sensibili-
siert, wodurch sich schließlich die Beteiligung 
und der Einfluss von Frauen und armen Men-
schen erhöht haben.70
Wo Frauen und andere betroffene Grup-
pen in gemeinschaftliche Entscheidungspro-
zesse einbezogen werden, können sich daraus 
wesentliche Vorteile ergeben. Zum Beispiel 
haben gemeinschaftlich bewirtschaftete Wäl-
der in Bhutan den doppelten Zweck, Einhei-
mische in die Bewirtschaftung der Wälder 
zu involvieren und den Zugang zu den Res-
sourcen des Waldes so zu regulieren, dass die 
Aktivitäten zur Sicherung des Lebensun-
terhalts nachhaltig sind. Ein Vorteil dieses 
Ansatzes besteht darin, dass er den Zugang 
zu Brennholz ermöglicht, was Frauen mehr 
nützt als Männern. In Haushaltsumfragen 
in bhutanesischen Gemeinschaften wurde 
herausgefunden, dass ärmere und von Frauen 
geführte Haushalte üblicherweise einen größe-
ren Anteil an Bäumen zugeteilt bekamen als 
reichere Haushalte und dass die Frauen mehr 
Brennholz aus den gemeinschaftlich bewirt-
schafteten Wäldern sammeln konnten.71
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*   *   *
Zusammengefasst gehört zur Umsetzung eines 
nationalen Ansatzes, der Gerechtigkeit und 
Nachhaltigkeit gleichermaßen im Blick hat, 
die Integration von Gerechtigkeit in politische 
Handlungskonzepte und in die Programmge-
staltung und -evaluierung. Ferner gehört dazu, 
Teilhabe durch gesetzlich festgeschriebene 
Rechte und die entsprechenden Institutionen 
abzusichern sowie allgemeiner eine bessere 
Beteiligung und größere Rechenschaftspflicht 
zu fördern.
finanzierung von Investitionen 
und reformagenda
Politische Debatten über Nachhaltigkeit 
werfen wichtige Fragen zu Investitionen und 
Finanzierung auf, insbesondere die Frage, wie-
viel erforderlich ist und wer für die Finanzie-
rung von was verantwortlich sein sollte. Die 
Entwicklungsfinanzierung behindert den 
gerechten Übergang zu einer globalen grünen 
Wirtschaft in zweierlei Hinsicht. Erstens fällt 
sie hinter den globalen Erfordernissen zurück. 
Zweitens haben einzelne Länder und Sekto-
ren unterschiedlichen Zugang dazu, sodass sie 
nicht immer die Finanzierung bekommen, die 
sie brauchen, um umweltbezogene Deprivati-
onen anzugehen. Die ärmsten Länder gehen 
oft leer aus.
Die globalen Kapitalmärkte, die etwa 178 
Billionen US-Dollar Finanzvermögen reprä-
sentieren, haben die Größe und Macht, die 
Herausforderung anzugehen.72 Das Umwelt-
programm der Vereinten Nationen schätzt, 
dass mittel- bis langfristig und mit ausreichend 
Unterstützung des öffentlichen Sektors die 
privaten Investitionen in saubere Energietech-
nologien 2012 bei 450 Milliarden US-Dollar 
liegen könnten und bis 2020 auf 600 Milliar-
den steigen könnten.73 Die Erfahrungen der 
Globalen Umweltfazilität (GEF) legen nahe, 
dass die privaten Investitionen beachtlich 
sein können. Die öffentliche Finanzierung 
des Klimaschutzes hat private Investitionen 
im Verhältnis 7:1 oder mehr befördert.74 Um 
diese Hebelwirkung zu erzielen, sind staat-
liche Anstrengungen erforderlich, damit 
sich durch die Entwicklung eines geeigneten 
Investitionsumfeldes und den Aufbau lokaler 
Kapazitäten Investitionen katalysieren lassen.
Diese Themen werden in einem aktuellen 
UNDP-Bericht detailliert behandelt. Dieser 
Bericht beleuchtet politische Handlungskon-
zepte zur Entwicklung der Kapazitäten von 
Entwicklungsländern, um die staatlichen und 
privaten Investitionsflüsse zu mobilisieren, die 
gebraucht werden, um den Übergang zu einer 
Gesellschaft mit niedrigen Emissionen und 
Widerstandsfähigkeit gegenüber dem sich 
verändernden Klima zu finanzieren.75 Mittel-
fristige Planungen, Budgets und Investitionen 
können eine Grundlage für die Konsolidie-
rung guter Absichten darstellen und sektor-
übergreifende Mechanismen zur wirksamen 
Koordination zwischen Gebern und Regie-
rungsstellen sein.
Die lebhaften Debatten über die Zukunft 
der öffentlichen Entwicklungszusammenar-
beit gehen weiter. Während man sowohl die 
zunehmende Bedeutung privater Geldflüsse 
und der Geldtransfers von Arbeitskräften als 
auch die Wahrscheinlichkeit, dass der Anteil 
der Entwicklungshilfe an der Entwicklungsfi-
nanzierung in den meisten Ländern schrump-
fen wird, anerkennt, dürfen sich die reichen 
Länder doch nicht vor ihrer Verantwortung 
drücken. Es gibt schlagkräftige, auf Gerechtig-
keit gründende Argumente für beträchtliche 
Ressourcentransfers von reichen in arme Län-
der, um die Ziele der Gerechtigkeit zu errei-
chen und gleichen Zugang zu Finanzierung zu 
garantieren. Auch schlagkräftige wirtschaftli-
che Argumente unterstützen Maßnahmen, die 
helfen, globale Probleme, die wie der Klima-
wandel ein kollektives Handeln erfordern, in 
den Griff zu bekommen.
Wo steht die Welt?
Obgleich die Belege zum globalen Bedarf76 
und den öffentlichen Entwicklungshilfe-
zusagen und Auszahlungen lückenhaft und 
die Größenordnungen unsicher sind, ist das 
Gesamtbild doch klar. Die Entwicklungs-
hilfe deckt nur 1,6 Prozent der niedrigsten 
Bedarfsschätzung an CO2-armer Energie und 
rund elf Prozent des mit dem Klimawandel 
zusammenhängenden Bedarfs (Grafik 5.2). Im 
Bereich Wasser- und Sanitärversorgung sind 
Die Entwicklungshilfe 
deckt nur 1,6 Prozent 
der niedrigsten 
Bedarfsschätzung  
an CO2-armer Energie 
und rund elf Prozent des 
mit dem Klimawandel 
zusammenhängenden 
Bedarfs
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die Zahlen etwas besser. Hier sind die Hilfs-
zusagen mehr als doppelt so hoch wie die nied-
rigere Schätzung des Bedarfs und betragen fast 
20 Prozent der höheren Schätzung.
Der Zugang zu Finanzierung ist unein-
heitlich und korreliert im Allgemeinen mit 
dem Entwicklungsniveau eines Landes. 
Viele Mittel gehen in die Länder, die sich am 
schnellsten entwickeln. Die Länder mit nied-
rigem Einkommen machen ein Drittel der 
161 Länder aus, die Gelder aus der Globalen 
Umweltfazilität zugeteilt bekommen, doch 
sie erhalten nur 25 Prozent der Finanzmittel 
(und die am wenigsten entwickelten Länder 
bekommen nur neun Prozent).77 Im Jahr 2010 
entfiel etwa die Hälfte der im Rahmen des Kli-
mainvestitionsfonds bewilligten Projektmittel 
für saubere Technologien auf Mexiko und die 
Türkei.78 Es gibt Belege, die darauf hindeuten, 
dass die Ressourcen im Laufe der Zeit immer 
weniger gerecht zugeteilt werden.79
Was Entwicklungszusammenarbeit 
leisten kann
Die Mittel der öffentlichen Entwicklungszu-
sammenarbeit sind eine entscheidende Quelle 
externer Finanzierung für viele Entwicklungs-
länder. In den vergangenen Jahren gab es viele 
GRAFIK 5.2











































Geschätzter zukünftiger Bedarf 
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Entwicklungszusammenarbeit (ODA)
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ODA Zusagen und Auszahlungen, 2010
(Milliarden $)
Quelle: Basierend auf Daten von IEA (2010), UN Water (2010a), UNDESA (2010a) und der OECD Development Database on Aid Activities: CRS online. 
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Fortschritte bei der Erhöhung der Qualität 
und Quantität der öffentlichen Entwicklungs-
zusammenarbeit. Sie stieg zwischen 2005 und 
2009 um etwa 23 Prozent.
Doch die Beiträge reichen immer noch 
nicht aus, um die Entwicklungsherausforde-
rungen der Welt zu bewältigen. Die im Jahr 
2010 zugesagten 129 Milliarden US-Dollar 
betrugen 76 Prozent der geschätzten Kosten 
zur Erreichung der Millenniums-Entwick-
lungsziele – und die gesamten Mittel der 
Entwicklungszusammenarbeit werden nicht 
nur dafür eingesetzt, die Ziele zu erreichen.80 
Den reichen Ländern ist es wieder und wieder 
nicht gelungen, ihre abgegebenen Versprechen 
zu halten, darunter auch das der G-8 von Gle-
neagles im Jahr 2005 (die Entwicklungshilfe 
bis 2010 um 50 Milliarden US-Dollar pro 
Jahr zu erhöhen), der Europäischen Union (die 
Entwicklungshilfe von 0,43 auf 0,56 Prozent 
des Bruttonationaleinkommens zu erhöhen) 
und der Vereinten Nationen (das schon lange 
bestehende Ziel von 0,7 Prozent des Brutto-
nationaleinkommens zu erreichen).
Die entwickelten Länder haben zuge-
sagt, die Mittel zur Finanzierung des Klima-
schutzes und für Anpassungsmaßnahmen 
in Entwicklungsländern bis 2020 auf jähr-
lich 100 Milliarden US-Dollar zu steigern. 
Es ist jedoch unklar, ob diese Finanzierung 
wirklich zusätzlich wäre. Eine Sorge ist, dass 
die gegenwärtige Entwicklungshilfe einfach 
umgelenkt wird, um die neuen Zielvorgaben 
zu erreichen.81
Zugang zu Energie und auf den 
Klimawandel bezogene Investitionen
Wie in diesem Bericht bereits festgestellt 
wurde, ist die Bereitstellung sauberer Ener-
gie für die 1,5 Milliarden Menschen, die kei-
nen Strom haben, und die 2,6 Milliarden, die 
mit traditioneller Biomasse kochen, eine klare 
Win-win-win-Situation. Saubere Energie bie-
tet das Potenzial, die Armut zu mindern, die 
gesundheitlichen Auswirkungen der Luftver-
schmutzung in Innenräumen zu reduzieren 
und die gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Entwicklung voranzubringen, während die 
Auswirkungen des Energiesektors auf das 
Klima verringert werden.
Internationale Finanzinstitutionen haben 
durchschlagende Reformen des Energiesektors 
in vielen Teilen der Welt beaufsichtigt, mit 
der Absicht, die Märkte zu öffnen und einen 
gerechten Zugang zu finanziellen Mitteln zu 
garantieren. Auch die Länder haben sich ent-
sprechend positioniert, um private Investiti-
onen für den Energiesektor zu mobilisieren 
und anzuziehen. Doch die politischen Ent-
scheidungsträger müssen die Finanzierung für 
den Energiesektor noch so steuern, dass damit 
auch die Energiearmut82 und der Klimawandel 
im größeren Umfang angegangen werden, ins-
besondere an Orten, die für den Privatsektor 
weniger attraktiv sind.
Die Umlenkung der finanziellen Mittel für 
Energie erfordert einen größeren politischen 
Willen und außergewöhnliche Führungs-
stärke. Außerdem muss das Thema Energie-
armut oben auf der Agenda bleiben, denn das 
ist von zentraler Bedeutung, um öffentliche 
Unterstützung und Entwicklungszusammen-
arbeit zur Erreichung der Millenniums-Ent-
wicklungsziele und darüber hinausgehender 
Ziele aufrechtzuerhalten.
Eine zentrale Dimension in Diskussionen 
zu politischen Handlungskonzepten zum Kli-
maschutz und zur Anpassung an den Klima-
wandel bezieht sich auf den Umfang, die Rich-
tung und die Quelle der Finanzierung. Die 
Weltbank skizzierte kürzlich die Schwierig-
keiten bei der Nachverfolgung solcher Inves-
titionen, darunter begrenzte und inkonsis-
tente Informationen in den Berichtssystemen, 
die mehrdeutige Zweckbestimmung einiger 
Geldflüsse, der vertrauliche Charakter eini-
ger Transaktionen und Doppelzählungen.83 
Die Kostenermittlung ist schwierig, sowohl 
in der Theorie als auch in der Praxis, und der 
geschätzte Umfang unterscheidet sich je nach 
Methode. Die zugrundeliegenden Annahmen 
– insbesondere die Annahmen bezüglich des 
Diskontierungsfaktors – spielen eine Rolle. 
Das gleiche gilt für die angenommenen Preis-
elastizitäten von Konsum und Produktion. 
Vor dem Hintergrund dieser Vorbehalte über-
prüfen wir die vorhandenen Anhaltspunkte 
und stellen fest:
•	 Die aktuellen Schätzungen der benö-
tigten Investitionen zur Minderung der 
Die Umlenkung 
finanzieller Mittel 
erfordert einen größeren 
politischen Willen und 
außergewöhnliche 
Führungsstärke
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Konzentration der Treibhausgase (Kosten 
für den Klimaschutz) schwanken stark, 
von 0,2 Prozent bis 1,2 Prozent des globa-
len BIP pro Jahr bis 2030.84
•	 Die Anpassungskosten zu schätzen ist 
noch schwieriger. Solche Kosten lassen 
sich nur schlecht von ähnlichen Entwick-
lungsinvestitionen unterscheiden. Die in 
diesem Bericht aktualisierten Schätzun-
gen des jährlichen Investitionsbedarfs für 
Anpassungsmaßnahmen bewegen sich mit 
105 Milliarden US-Dollar85 innerhalb des 
Rahmens von 49 bis 171 Milliarden US-
Dollar, von denen die Klimarahmenkon-
vention der Vereinten Nationen bis 2030 
ausgeht. Andere Schätzungen, die die Kos-
ten der Anpassung an die Auswirkungen 
des Klimawandels auf die Ökosysteme 
berücksichtigen, liegen zwei- bis dreimal 
höher.86
•	 Die gesamten geschätzten Kosten für 
Klimaschutz und Anpassung an den Kli-
mawandel bis 2030 reichen von 249 Mil-
liarden US-Dollar bis 1.371 Milliarden 
US-Dollar jährlich. Warum unterscheiden 
sich die Summen so stark? Weil die Kosten 
für die Integration erneuerbarer Energien 
kontext- und ortsspezifisch sind. Damit ist 
es schwierig, sie global zu schätzen.
Die benötigten Beträge sind nicht genau 
zu beziffern, aber sie sind eindeutig hoch. 
Doch sie sind niedriger als die gegenwärtigen 
Verteidigungsausgaben, aktuelle Rettungsak-
tionen für den Finanzsektor und absurde Sub-
ventionen. Das zeigt den Spielraum für eine 
Neubewertung der Prioritäten. Im Jahr 2009 
betrugen die globalen Militärausgaben fast 
drei Prozent des globalen BIP und einige Län-
der gaben sehr viel mehr aus, darunter die Ver-
einigten Staaten (4,7 Prozent des BIP) und die 
Russische Föderation (4,3 Prozent des BIP).87 
Die Rettungsaktionen für den Finanzsektor 
infolge der aktuellen Finanzkrise betrugen 
in den Vereinigten Staaten fast 700 Milli-
arden US-Dollar unter dem Troubled Asset 
Relief Program (einem Programm, in dem die 
Regierung Anteile an Finanzinstituten auf-
kauft, um den Finanzsektor zu stabilisieren. 
Anm. d. Ü.), während die EU-Verpflichtun-
gen fast eine Billion US-Dollar ausmachten 
(in beiden Fällen rund sechs Prozent des jähr-
lichen BIP).
Wie das vorangegangene Kapitel zeigt, 
gibt es enormen Spielraum für eine Verringe-
rung umweltschädlicher Subventionen. Zum 
Beispiel gibt Usbekistan über zehnmal mehr 
für Subventionen für den Verbrauch fossiler 
Brennstoffe aus als für Gesundheit (32 Prozent 
des BIP, verglichen mit 2,3 Prozent), während 
der Iran 20 Prozent des BIP für Subventionen 
für den Verbrauch fossiler Brennstoffe ausgibt 
und weniger als fünf Prozent für die Bildung.88
Erfüllen die entwickelten Länder ihre 
finanziellen Zusagen, die ihre „gemeinsame 
aber differenzierte Verantwortung“ unter 
der Klimarahmenkonvention impliziert? 
Nein. Fast 32 Milliarden US-Dollar wurden 
für Maßnahmen zum Klimaschutz und zur 
Anpassung an den Klimawandel zugesagt 
(etwa 19 Prozent der gesamten öffentlichen 
Entwicklungshilfe).89 Doch die Zusagen fal-
len deutlich hinter dem geschätzten Bedarf 
zurück und die Auszahlungen fallen deutlich 
hinter den Zusagen zurück: Die meisten der 
„neuen und zusätzlichen“ Mittel, die auf der 
Klimakonferenz der Vereinten Nationen 2009 
in Kopenhagen versprochen wurden, wurden 
nicht bereitgestellt und weniger als acht Pro-
zent dessen, was im Klimabereich zugesagt 
wurde, wurde 2010 auch ausgezahlt. Die 
Regierungen müssen sich noch darüber eini-
gen, wie sie die Ausgaben nachverfolgen wol-
len oder wie sie bestimmen wollen, ob es sich 
tatsächlich um zusätzliche finanzielle Mittel 
handelt. Ein genaues Monitoring erfordert 
eine Basislinie der Entwicklungshilfe.
Es gibt bereits etwa 24 spezielle Fonds zum 
Klimawandel, von internationalen Finanzie-
rungsquellen wie der Hatoyama-Initiative (mit 
bislang 48 Prozent der Gesamtzusagen – 35 
Prozent aus öffentlichen Quellen und 13 Pro-
zent aus privaten Quellen) bis hin zu nationa-
len Treuhänder-Fonds, die Mittel von Gebern 
erhalten können, wie der Indonesia Climate 
Change Trust Fund (0,06 Prozent der Zusa-
gen). Die Fonds unterscheiden sich in ihrer 
Struktur und beinhalten sowohl bilaterale 
als auch multilaterale Maßnahmen. Dadurch 
ist ein verlässliches Monitoring der Ausgaben 
sehr schwierig.
Die benötigten  
Finanzmittel sind zwar 
hoch, aber immer noch 
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Angesichts dieser Fragmentierung müssen 
bei der klimabezogenen Finanzierung Lekti-
onen aus der Entwicklungszusammenarbeit 
einbezogen werden, um die Art und Weise 
zu verbessern, wie Unterstützung organisiert 
und geleistet wird. Die Erklärung von Paris 
über die Wirksamkeit der Entwicklungs-
zusammenarbeit aus dem Jahr 2005 und 
das Handlungsprogramm von Accra aus 
dem Jahr 2008 stimmten bezüglich der Prin-
zipien überein, die Selbstbestimmung der 
Länder, die Abstimmung und Harmoni-
sierung der Entwicklungszusammenarbeit, 
Ergebnisse und gegenseitige Rechenschafts-
pflicht zu fördern. Der Aktionsplan von Bali 
aus dem Jahr 2007 zeigt, wie diese Prinzipien 
in die klimabezogene Finanzierung einbezo-
gen werden können. Dabei soll nicht impli-
ziert werden, dass es einen globalen Super-
fonds geben soll, der weder wünschenswert 
noch machbar ist, sondern er zeigt, dass es 
Spielraum gibt, die Komplexität zu reduzie-
ren und den Zugang und die Transparenz zu 
verbessern. Genauso wichtig ist es, bei der 
Finanzierung Parallelitäten so weit wie mög-
lich zu vermeiden und klimapolitische Maß-
nahmen in nationale Planungen und Budgets 
zu integrieren.
Wasser- und Sanitärversorgung
Wie viel wird es kosten, die Vorgaben der 
Millenniums-Entwicklungsziele zu sicherem 
Trinkwasser und grundlegender Sanitär-
versorgung zu erreichen? Die Einschätzun-
gen hängen von der Basislinie und von den 
demografischen Annahmen ab, und davon, 
ob sie Instandhaltungskosten beinhalten 
und technisch anspruchslose Optionen nut-
zen. Darüber hinaus gibt es unterschiedliche 
Definitionen für „Wasserversorgung“ und 
„grundlegende Sanitärversorgung“ und oft 
liegen keine konsistenten Daten vor.
Die Schätzungen des Global Annual 
Assessment of Sanitation and Drinking Water 
(GLAAS) 2010 zur Erreichung der Zielvor-
gaben der Millenniums-Entwicklungsziele 
zu Wasser und Sanitärversorgung, in denen 
mehrere frühere Kostenschätzungen berück-
sichtigt sind, reichen von 6,7 bis 75 Milliarden 
US-Dollar pro Jahr.90 Um einen allgemeinen 
Zugang zu erreichen, wäre sehr viel mehr 
nötig.
Die Beträge, die derzeit ausgegeben wer-
den, sowohl aus inländischen als auch aus 
internationalen Quellen, sind sehr viel nied-
riger. Für 20 Entwicklungsländer, die ihre 
Ausgaben in den Bereichen Trinkwasser und 
Sanitärversorgung melden, schätzt GLAAS 
2010 den Median der inländischen staatlichen 
Ausgaben im Jahr 2008 auf 65 Millionen US-
Dollar (was 0,48 Prozent des BIP entspricht). 
Im Jahr 2009, dem aktuellsten Jahr, für das es 
Daten gibt, beliefen sich die Entwicklungshil-
fezusagen auf eine Gesamtsumme von 14,3 
Milliarden US-Dollar und die Auszahlungen 
auf 7,8 Milliarden.
Dass Investoren meinen, Investitionen 
in den Wasser- und Sanitärsektor in Ent-
wicklungsländern seien mit hohen Risiken 
und geringen Renditen verbunden, macht es 
schwierig, eine marktwirtschaftliche Finan-
zierung zu mobilisieren. Während Reformen 
der Staats- und Regierungsführung, der Insti-
tutionen und der Zolltarife für die finanzielle 
Nachhaltigkeit des Sektors von entscheidender 
Bedeutung sind, werden in der Zwischenzeit 
die Finanzierungslücken durch eine Reihe 
innovativer Programme überbrückt (Kasten 
5.2).91
Wieder sind größere Anstrengungen 
nötig. Regierungen sind offensichtlich von 
Bedeutung, doch sie verlassen sich zu einem 
großen Teil auf finanzielle Hilfe, die einen 
großen Teil der nationalen Ausgaben für die 
Trinkwasser- und Sanitärversorgung abdeckt 
– in einigen Ländern zu fast 90 Prozent. Selbst 
mit kosteneffizienten innovativen Ansätzen, 
wie zum Beispiel bei der Sanitärversorgung 
auf Gemeindeebene, sind die öffentlichen 
Zusagen zu niedrig. Es ist eine Neufokussie-
rung der Entwicklungszusammenarbeit gefor-
dert, neben der Mobilisierung von mehr Res-
sourcen aus dem einheimischen öffentlichen 
Sektor und aus der Privatwirtschaft, um das 
Inves-titionsvolumen auszuweiten. Obwohl 
die Kluft zwischen Ländern mit hohem 
und Ländern mit niedrigem HDI bei den 
Entwicklungshilfezuweisungen im Bereich 
Wasser- und Sanitärversorgung kleiner ist als 
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sind die Disparitäten noch immer groß. Ein 
Teil der Hemmnisse resultiert aus den Kapazi-
täten, doch eine berechenbarere Finanzierung 
durch die Geber würde helfen.92
Soziale Absicherung
Nach Schätzungen liegen die globalen Alloka-
tionen für die soziale Absicherung bei beachtli-
chen 17 Prozent des BIP.93 Ein großer Teil die-
ser Ausgaben geht jedoch an den am stärksten 
benachteiligten Gruppen vorbei. Länder mit 
hohem Einkommen geben durchschnittlich 
fast 20 Prozent des BIP aus, Länder mit niedri-
gem Einkommen dagegen rund vier Prozent.94 
Ganz offenkundig gibt es in den ärmsten Län-
dern enormen Spielraum für eine Ausweitung 
von Programmen zur sozialen Absicherung, 
sowohl im Rahmen nationaler als auch globa-
ler Anstrengungen. Es ist also sinnvoll, diesen 
Bedarf in Diskussionen zur Finanzierung der 
Nachhaltigkeits- und Gerechtigkeitsagenda zu 
berücksichtigen.
Die Schaffung einer Grundlage für sozi-
ale Absicherung – eine Reihe unentbehrlicher 
sozialer Transferleistungen, Geld- und Sach-
leistungen, die ein Mindesteinkommen und 
Sicherheit des Lebensunterhalts bieten – ist 
ein vielversprechender Ansatz. Solche Pro-
gramme müssen nicht teuer sein. Bolsa Fami-
lia in Brasilien und Oportunidades in Mexiko 
kosten die Regierungen etwa 0,4 Prozent des 
BIP und erreichen etwa ein Fünftel der Bevöl-
kerung. Indiens Mahatma Gandhi National 
Rural Employment Guarantee Act kostete 
im Jahr 2009 etwa 0,5 Prozent des BIP. 45 
Millionen Arbeitskräfte bzw. ein Zehntel der 
Erwerbsbevölkerung profitierten davon.95 Für 
mehrere afrikanische und asiatische Länder 
schätzte die Internationale Arbeitsorganisa-
tion (ILO) im Jahr 2008, dass ein Programm, 
das Arbeiterinnen und Arbeitern 100 Tage 
Beschäftigung im Jahr garantiert, im Durch-
schnitt weniger als ein Prozent des BIP kosten 
könnte.96
Die ILO schätzt, dass zwei Prozent des 
globalen BIP nötig wären, um allen Armen 
dieser Welt ein Mindestpaket an Sozial- und 
Versorgungsleistungen zu bieten – definiert 
als Zugang zu einer medizinischen Grund-
versorgung, Grundbildung und Einkom-
menstransfers im Falle von Bedürftigkeit.97 
Erweitert man den Umfang, sodass auch die 
Anpassung an den Klimawandel durch Stär-
kung der lokalen Widerstandsfähigkeit und 
Unterstützung von Diversifizierungsstrate-
gien für den Lebensunterhalt darin enthalten 
ist, würde das mehr kosten.98 Auf der Grund-
lage von zugegebenermaßen heldenmutigen 
Annahmen könnten sich dadurch die Kosten 
auf noch tragbare 2,5 Prozent des globalen BIP 
erhöhen.99
*   *   *
Ingesamt scheinen die Finanzierungsheraus-
forderungen bedrohlich, doch es gibt gute 
Gründe, optimistisch zu sein. Die Prioritä-
ten der Regierungen überall auf der Welt sind 
klar:
•	 Sicherzustellen, dass angemessene insti-
tutionelle und regulative Mechanismen 
vorhanden sind, um die Ausweitung pri-
vater Investitionen insbesondere in ärme-
ren Ländern zu ermöglichen, in die bislang 
kaum private Investitionen geflossen sind.
•	 Dafür zu sorgen, dass alle Regierungen ihre 
Ausgabenprioritäten überprüfen, sodass 
Nachhaltigkeits- und Gerechtigkeitsziele 
KASTEN 5.2
Innovative Finanzierungssysteme  
für die Wasser- und Sanitärversorgung
Eine Überprüfung von Finanzierungssystemen zur Förderung von Investitionen im Bereich Was-
ser- und Sanitärversorgung zeigt einige vielversprechende neue Wege auf. Einige von Gebern 
unterstützte Programme fördern private Investitionen. In Indonesien nutzt das Master Meter 
Scheme Mikrokredite, um die städtischen Armen an die Wasserversorgung anzuschließen. 
Die Firma Coca-Cola und die Behörde der Vereinigten Staaten für internationale Entwicklung 
(USAID) unterstützten in Zinder, Niger, die Installation von vor Ort hergestellten Seilpumpen. 
In Kenia wurde durch eine innovative Kombination aus kommerzieller Finanzierung (durch eine 
Mikrokredit-Institution) und einer Subvention, die die öffentliche Finanzierung an das Erreichen 
festgelegter Ziele bindet, die Wasserversorgung verbessert und arme Haushalte bekamen 
Wasseranschlüsse. 
Zu den weiteren Finanzierungsprogrammen gehören gemischte Förderungen und rück-
zahlbare Gelder (wie bei der Weltbank im Senegal und der Europäischen Investitionsbank in 
Mosambik), revolvierende Fonds für die Wasser- und Sanitärversorgung (wie bei der Welt-
bank, Dänemark und Finnland in Vietnam und bei UFUNDIKO, einer kleinen lokalen Nichtre-
gierungsorganisation, in Tansania) und gepoolte Fonds (wie in Tamil Nadu, Indien), die Mittel 
aus Wandelschuldverschreibungen als Teildarlehen an Kommunalverwaltungen vergeben. 
Die marktwirtschaftliche Finanzierung wird ebenfalls üblicher. Zum Beispiel haben mehrere 
US-amerikanische Städte und Johannesburg, Südafrika, Kommunalschuldverschreibungen ge-
nutzt, um Wasserinfrastruktur zu finanzieren.
Quelle: Nelson 2011; Coca-Cola Company 2010; World Bank 2010a; International Water and Sanitation Centre and 
Netherlands Water Partnership (2009); OECD 2010c.
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sich in den Budgetallokationen gut 
widerspiegeln.
•	 Zusätzliche Mittel zu mobilisieren, um 
die großen Lücken beim Umgang mit den 
Umweltdeprivationen zu verkleinern, mit 
denen Milliarden armer Menschen auf der 
Welt konfrontiert sind, und um das große 
globale Problem des Klimawandels zu 
lösen, das kollektives Handeln erfordert.
•	 Sicherzustellen, dass nationale Partner und 
Gemeinschaften in der Lage sind, politi-
sche Handlungskonzepte und Budgets zu 
definieren und Programme umzusetzen, 
die Nachhaltigkeit, Gerechtigkeit und 
Inklusivität fördern und unterstützen.
Innovationen auf globaler ebene
Die Herausforderungen der ökologischen 
Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit haben 
wesentliche Implikationen auf globaler Ebene, 
darunter auch für die Finanzierung und die 
Staats- und Regierungsführung, die beiden 
Bereiche, um die es hier geht.
Innovative neue Quellen zur 
Schließung der Finanzierungslücke
Wie oben skizziert, sind massive neue Inves-
titionen nötig, um ein „weiter wie bisher“ zu 
vermeiden, doch eine ausreichende Finanzie-
rung, insbesondere für arme Länder, wurde 
bislang nicht bereitgestellt. Die finanziellen 
Aussichten sind auch schwierig. Die Haushalte 
vieler Regierungen stehen infolge der globalen 
Finanzkrise von 2008 und der längerfristigen 
strukturellen Probleme unter Druck. Gleich-
zeitig verschärft der Klimawandel die Ent-
wicklungsherausforderungen, vor denen die 
armen Länder stehen. Die nationalen Zusa-
gen sind wichtig, doch die Größenordnung 
der erforderlichen Investitionen legt nahe, 
dass mehr internationale Gelder erforderlich 
sein werden, um in großem Umfang zusätz-
liche private Gelder anzuziehen. Innovative 
Finanzierungsquellen sind also neben stärke-
ren Verpflichtungen und konkreten Maßnah-
men der entwickelten Länder von entscheiden-
der Bedeutung.
Der Hauptkandidat zur Schließung 
der Finanzierungslücke ist eine Devisen- 
transaktionssteuer. Sie wurde ursprünglich 
im Bericht über die menschliche Entwicklung 
1994 vorgeschlagen und beworben. Nun wird 
die Idee zunehmend als praktikables alternati-
ves politisches Handlungskonzept akzeptiert. 
Doch neu ist, dass es nun eher realisierbar ist. 
Die Infrastruktur für globale Abrechnungen 
in Echtzeit, die nach der jüngsten globalen 
Finanzkrise eingeführt wurde, macht es ein-
facher, eine solche Steuer umzusetzen. Die 
Infrastruktur für Devisengeschäfte ist nun 
organisierter, zentralisierter und standardi-
sierter (Kasten 5.3). Aktuelle Innovationen 
– insbesondere Echtzeit-Bruttoabwicklungs-
systeme und Maßnahmen zur Verringerung 
der Abwicklungsrisiken – führen dazu, dass 
die existierenden Systeme jetzt individuelle 
Transaktionen erfassen.
Die Steuer kann eine einfache propor-
tionale Abgabe auf individuelle Devisen-
transaktionen sein, die bei Devisenhändlern 
erhoben und durch existierende finanzielle 
Abwicklungssysteme eingezogen wird. Da die 
Finanzinfrastruktur jetzt existiert, kann eine 
KASTEN 5.3
Die Devisentransaktionssteuer: neu festgestellte Realisierbarkeit
Heute gibt es viele Wege, um im Großhandel Devisengeschäfte abzuwickeln: an einer Börse, 
online, durch einen menschlichen oder elektronischen Zwischenhändler oder per Telefon oder 
Fax. Aber es gibt nur zwei Wege, die Zahlung zu leisten, um ein Geschäft abzuschließen. 
Einer besteht darin, beide Zahlungen an eine CLS-Bank zu schicken, die sie aufeinander abstimmt 
und gleichzeitig ausführt. Der andere Weg besteht darin, die Zahlungen an die Gesellschaft für 
weltweite Finanz-Telekommunikation zwischen Banken (SWIFT) zu schicken, wo sie ebenfalls 
aufeinander abgestimmt, aber dann separat an Partnerbanken in den beiden Ausgabeländern 
der jeweiligen Währungen weitergeleitet werden. Diese beiden gut organisierten Abwicklungs-
systeme sind die Kerninfrastruktur der heutigen Devisenwirtschaft. Sie verfügen über detaillierte 
Aufzeichnungen fast aller Devisentransaktionen, die weltweit getätigt werden.
Wie würde eine Steuer funktionieren? Wenn SWIFT Devisentransaktionen freigibt oder 
abwickelt, werden einzeln aufgeschlüsselte, detaillierte Aufzeichnungen über die globalen 
Devisenhandelsaktivitäten in den häufig gehandelten Währungen der Welt geführt. Eine Kopie 
der Details dieser Devisentransaktionen würde an die reguläre Steuerbehörde oder deren Vertre-
tung geschickt. Die Behörde würde die fällige Steuer für jeden Händler berechnen und zu einer 
laufenden Rechnung hinzufügen. Die Händler würden ihre Devisentransaktionssteuerzahlungen 
in regelmäßigen Abständen an die Steuerbehörde leisten. 
Die Anreiz- und Einhaltungsfragen lassen sich lösen. Es ist unwahrscheinlich, dass Handels-
banken sich aus den Kommunikationsplattformen von SWIFT zurückziehen würden, um die Steuer 
zu umgehen. Das würde mehr kosten als die Steuer. Außerdem gibt es nur einige wenige große 
Händler im Devisengroßhandel, sodass diese steuerlich leicht geprüft werden könnten. Es gäbe 
keine Eingriffe in die Privatsphäre des Einzelnen, denn es sind die am Devisengroßhandel be-
teiligten Großbanken, Investmentfonds und Unternehmen, die mit der Devisensteuer belastet 
würden. 
Quelle: Schmidt und Bhushan 2011.
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Devisentransaktionssteuer relativ schnell und 
einfach umgesetzt werden. Die Steuer wird 
von hoher Ebene, von der Pilotgruppe über 
innovative Finanzierung für Entwicklung 
unterstützt.100 Belgien und Frankreich haben 
bereits die legislativen Rahmenbedingungen 
geschaffen, um eine Devisentransaktions-
steuer einzuführen. Brasilien, Chile, Japan, 
Norwegen und Spanien haben ebenfalls 
begonnen, sich in diese Richtung zu bewegen. 
Die Steuer bekommt auch breite Unterstüt-
zung von Akteuren aus Nichtregierungsor-
ganisationen wie der Bill und Melinda Gates 
Stiftung und der Citizen’s Coalition for Eco-
nomic Justice.
Mit der Steuer könnte man eine wesentli-
che Anomalie im Finanzsektor angehen: Viele 
der Transaktionen werden nicht besteuert.101 
Dies, zusammen mit dem großen Umfang an 
Finanzaktivitäten, liefert starke Argumente 
für eine kleine Abgabe auf Devisentransakti-
onen zur Finanzierung globaler öffentlicher 
Güter wie den Klimaschutz und die Anpas-
sung an den Klimawandel in armen Ländern. 
Die Steuer wäre progressiv, da Länder mit grö-
ßeren Devisentransaktionsvolumen tendenzi-
ell stärker entwickelt sind. Wie im Folgenden 
diskutiert wird, sollte auch die Allokation der 
Einnahmen progressiv sein. Es müssen auch 
Verteilungsfragen, wie eine mögliche Mindest-
steuerschwelle, diskutiert werden, um indivi-
duelle Rücküberweisungen nicht übermäßig 
zu belasten. Solche Details müssen bei der 
Gestaltung und dem Monitoring der Steuer 
untersucht werden.
Die Steuer könnte auch die makroöko-
nomische Volatilität wesentlich verringern, 
die durch die großen Mengen an kurzfristi-
gen Spekulationsgeldern verursacht wird, die 
durch die Weltfinanzmärkte fließen. Wird sie 
entsprechend gestaltet und überwacht, würde 
diese Steuer ermöglichen, dass diejenigen, die 
am meisten von der Globalisierung profitieren, 
denen helfen, die am wenigsten profitieren. 
Auch hilft sie, die globalen öffentlichen Güter 
zu finanzieren, die die Globalisierung stützen 
können.
Der Steuersatz sollte keine zu schwere 
Belastung auferlegen, aber dennoch die 
spekulativen Geldf lüsse reduzieren. Die 
Schätzungen der Einnahmen, die sich dar-
aus generieren lassen, hängen unter anderem 
von Annahmen über die Auswirkungen der 
Steuer auf das Handelsvolumen ab. In einer 
aktualisierten Analyse, die für diesen Bericht 
erstellt wurde, schätzt das Nord-Süd-Institut, 
dass eine Steuer von 0,005 Prozent rund 40 
Milliarden US-Dollar pro Jahr einbringen 
würde.102 Das Einnahmepotenzial ist also rie-
sig. Das Zentrum für Globale Entwicklung 
schätzt die Ausgaben von Gebern für globale 
öffentliche Güter im Jahr 2009 auf rund 11,7 
Milliarden US-Dollar. Der größte Teil davon 
fließt in die Friedenssicherung der Verein-
ten Nationen. Klammert man diese wichtige 
Aufgabe aus, so senkt das die Ausgaben für 
globale öffentliche Güter auf etwa 2,7 Mil-
liarden US-Dollar.103 Die Devisentransakti-
onssteuer würde jährlich fast fünfzehnmal 
soviel mobilisieren. Selbst eine unilaterale (auf 
den Euro beschränkte) Devisentransaktions-
steuer könnte 4,2 bis 9,3 Milliarden US-Dollar 
zusätzliche Finanzierung mobilisieren. Also 
ist klar, dass eine Devisentransaktionssteuer 
selbst unter sehr konservativen Annahmen die 
Ausgaben für globale öffentliche Güter enorm 
erhöhen könnte.
Dies ist auch eine Gelegenheit, eine brei-
ter angelegte Finanztransaktionssteuer neu zu 
überdenken. Der Internationale Währungs-
fonds (IWF) hat kürzlich darauf hingewie-
sen, dass viele G-20-Länder bereits irgendeine 
Form von Finanztransaktionssteuer ein-
geführt haben.104 Das Einnahmepotenzial 
hängt davon ab, wie die Steuer gestaltet wird 
und wie die Händler darauf reagieren. Eine 
breit angelegte, niedrige Finanztransakti-
onssteuer von 0,01 bis 0,05 Prozent könnte 
auf europäischer Ebene Einnahmen von fast 
200 Milliarden und auf globaler Ebene 
650 Milliarden US-Dollar generieren.105 
Andere Schätzungen legen nahe, dass die 
Steuer allein in den Vereinigten Staaten mehr 
als ein Prozent des BIP einbringen könnte (das 
wären im Jahr 2011 ungefähr 150 Milliarden 
US-Dollar), selbst wenn man davon ausgeht, 
dass das Handelsvolumen ganz erheblich 
zurückgeht.106
Steuern auf Devisen- und Finanztransak-
tionen hätten die aktuelle Finanzkrise, die in 
Eine Devisen-
transaktionssteuer 
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den Vereinigten Staaten entstand und sich auf 
den Rest der Welt ausbreitete, nicht verhin-
dert. Doch zusätzlich zu ihrem Potenzial, Ein-
nahmen zu generieren, können solche Steuern 
auch von dem kurzfristigen rücksichtslosen 
Verhalten abschrecken, das die Weltwirtschaft 
in die Krise getrieben hat.
Transaktionssteuern müssen nicht das 
einzige Instrument zur Schließung der Finan-
zierungslücke bleiben. Der Einsatz von Son-
derziehungsrechten (SZR) des IWF für inno-
vative Finanzierung und Anpassung an den 
Klimawandel ist ein weiterer Weg, den es zu 
erkunden lohnt.107 Durch die Monetarisie-
rung von Teilen der Überschüsse des IWF lie-
ßen sich bis zu 75 Milliarden US-Dollar mit 
geringen oder gar keinen Budget-Belastungen 
für die beteiligten Regierungen aufbringen.108 
Die IWF-Analyse der möglichen Rolle von 
Sonderziehungsrechten als Anschubfinanzie-
rung für einen neuen globalen grünen Fonds 
weist darauf hin, dass sich durch die Ausgabe 
zusätzlicher Sonderziehungsrechte und ande-
rer Reserven bis 2020 100 Milliarden US-Dol-
lar pro Jahr mobilisieren ließen. Die Sonder-
ziehungsrechte haben den zusätzlichen Reiz, 
dass sie als monetäres Ausgleichsinstrument 
dienen. Es wird erwartet, dass die Nachfrage 
aus Schwellenländern kommt, die die von 
ihnen gehaltenen Währungsreserven diversi-
fizieren wollen. Da die Sonderziehungsrechte 
keine nationale Währung darstellen, wür-
den sie nicht der Devisentransaktionssteuer 
unterliegen. So wird eine Doppelbesteuerung 
vermieden.
Auch eine Reihe öffentlicher und priva-
ter Quellen könnte angezapft werden, um die 
Finanzierungslücke zu schließen. Innovative 
Finanzierungsinstrumente – wie der Fonds 
für saubere Technologie und der Strategi-
sche Klimafonds – kombinieren bereits Gel-
der von multilateralen Entwicklungsbanken, 
Regierungen, Instrumenten zur Finanzierung 
von Klimaschutz und Anpassungsmaßnah-
men und dem Privatsektor. Dadurch wurden 
zusätzliche 3,7 Milliarden US-Dollar für Ent-
wicklung aufgebracht und durch diese Ins-
trumente lassen sich erhebliche weitere Mittel 
mobilisieren.109 Es wurden auch beachtliche 
private Geldmittel generiert.
Sicherung von Gerechtigkeit  
und Mitspracherechten in der 
Steuerung von und dem Zugang  
zu Finanzierung
Um die Kluft zu überbrücken, die Politiker, 
Verhandlungsführer und Entscheidungsträ-
ger von den Bürgerinnen und Bürgern trennt, 
die von einer Verschlechterung der Umwelt-
situation besonders betroffen wären, muss 
man die Rechenschaftslücke in der globalen 
Umweltpolitik schließen. Zwar lässt sich mit 
Rechenschaftspflicht allein die Herausforde-
rung nicht meistern, doch sie ist von grund-
legender Bedeutung, um ein für die Gesell-
schaft und die Umwelt effektives globales 
Steuerungssystem aufzubauen, das für die 
Menschen auch die entsprechenden Leistun-
gen erbringt.
Private Mittel sind von entscheidender 
Bedeutung. Doch weil die meisten Finanz-
mittel, die zum Beispiel in den Energiesektor 
fließen, aus privater Hand kommen, haben 
die größeren Risiken und niedrigeren Rendi-
ten in einigen Regionen der Welt Einfluss auf 
die Struktur der Geldflüsse. Ohne Reformen 
wird der Zugang zu Finanzierung unter den 
einzelnen Ländern ungleichmäßig verteilt 
bleiben. Die bestehende Ungleichverteilung 
verschärft sich dadurch noch weiter.110 Dies 
unterstreicht, wie wichtig es ist, sicherzustel-
len, dass die öffentlichen Investitionen gerecht 
fließen und dazu beitragen, die Bedingungen 
dafür zu schaffen, in Zukunft private Geld-
flüsse anzuziehen.
Stellt man keinen gerechten Zugang zu 
Klimafinanzierung sicher, würde dies auch 
die Kapazitäten der Industrien einschrän-
ken, kostengünstige Chancen zu nutzen, um 
die Effizienz zu verbessern und die Treib- 
hausgasemissionen kosteneffektiv zu reduzie-
ren. Der Bausektor könnte zum Beispiel nicht 
die Vorteile kosteneffektiver Verbesserungen 
der Energieeffizienz nutzen. Dies ist insbe-
sondere in den nächsten fünf bis zehn Jah-
ren wichtig, in denen Länder mit niedrigem 
Einkommen in eine langlebige Energieerzeu-
gung und städtische Infrastruktur investieren. 
Der begrenzte Zugang zu Klimafinanzierung 
würde diese Länder auf Entwicklungswege 
mit hohen Emissionen festlegen und somit 
Alle Anstrengungen 
zur Verbesserung des 
Klimaschutzes und 
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die Kapazitäten der Welt beschränken, die 
Zunahme der globalen Temperaturen zu 
begrenzen.
Die Implikationen sind klar. Die internati-
onalen Geldflüsse sollen durch Prinzipien der 
Verteilungsgerechtigkeit gelenkt und gefördert 
werden. Unterstützung beim Aufbau von Ins-
titutionen kann Entwicklungsländern helfen, 
geeignete politische Handlungskonzepte und 
Anreize einzuführen. Die entsprechenden 
Steuerungsmechanismen für internationale 
öffentliche Finanzierung müssen Mitsprache-
rechte und gesellschaftliche Rechenschafts-
pflicht ermöglichen.
Alle Anstrengungen zur Verbesserung 
des Klimaschutzes und der Anpassung an 
den Klimawandel, die deutliche Veränderun-
gen herbeiführen, werden eine Kombination 
von Ressourcen erfordern – einheimische 
und internationale, private und öffentliche, 
Zuschüsse und Kredite. Zur Sicherstellung 
eines verteilungsgerechten Zugangs und der 
effizienten Nutzung internationaler Finanz-
ströme wird in diesem Bericht eine Stärkung 
nationaler Akteure befürwortet, um eine 
Kombination von Möglichkeiten zur Finanzie-
rung von Klimaschutz- und Anpassungsmaß-
nahmen auf nationaler Ebene zu erreichen.
Um langfristige, effiziente Ergebnisse und 
Rechenschaftspflicht gegenüber der Bevölke-
rung und Partnern vor Ort zu erreichen, sind 
vier Maßnahmenpakete nötig (Grafik 5.3):
•	 Strategien für niedrige Emissionen, die die 
Widerstandsfähigkeit gegenüber dem Kli-
mawandel fördern – um Ziele der mensch-
lichen Entwicklung, der Verteilungsge-
rechtigkeit und des Klimaschutzes in 
Einklang zu bringen.
•	 Öffentlich-Private Partnerschaften – um 
Kapital aus Unternehmen und Haushal-
ten zu katalysieren.
•	 Fazilitäten zur Förderung klimabezogener 
Projekte – für einen gerechten Zugang zu 
internationaler öffentlicher Finanzierung.
•	 Koordinierte Umsetzungs-, Monitoring-, 
Berichts- und Überprüfungssysteme.
Die meisten der heutigen Aktivitäten zur 
Klimakontrolle sind einzelne und schrittweise 
Projekte zum Klimaschutz oder zur Anpas-
sung an den Klimawandel. Doch es bedarf 
auch breiter angelegte Ansätze. Strategien für 
niedrige Emissionen, die die Widerstandsfä-
higkeit gegenüber dem Klimawandel fördern, 
könnten eine entscheidende institutionelle 
Innovation sein, um Verteilungsgerechtigkeit 
und den Klimawandel in die Entwicklungs-
planung einzubeziehen. Solche Strategien, 
die alle Interessengruppen einbeziehen, kön-
nen helfen, Unsicherheit zu managen, indem 
man Entwicklungswege identifiziert, die 
widerstandsfähig gegenüber einer Reihe von 
Klimafolgen sind. Diese Strategien können 
Prioritäten für Win-win-Klimaschutz- und 
Anpassungsinitiativen beinhalten. Sie können 
auch die für die Umsetzung nötigen Verände-
rungen politischer Handlungskonzepte und 
die Entwicklung von Kapazitäten festlegen.111 
Eine umfassende Strategie zur Einwerbung 
von Investitionen in eine grüne und gerechte 
Entwicklung muss mit großen Verzerrungen 
auf den Energiemärkten zurechtkommen – 
Verzerrungen durch steuerliche Begünstigung, 
Privilegien bei der Regulierung und ange-
stammte Monopole. Das Investitionsklima 
kann verbessert werden, indem man die Risi-
ken reduziert (zum Beispiel durch eine grö-
ßere Berechenbarkeit politischer Handlungs-
konzepte oder durch Garantieinstrumente) 
und zunehmende Belohnungen (zum Beispiel 
durch Steuergutschriften).112
Die Strategien müssen auch die Kommu-
nalverwaltungen einbeziehen. Da die Städte 
für den größten Teil der Treibhausgasemissio-
nen verantwortlich sind, sind Maßnahmen auf 
regionaler und kommunaler Regierungsebene 
von entscheidender Bedeutung, wenn man 
die Temperaturveränderungen in Schranken 
halten will. Dies erfordert eine koordinierte 
Planung und robuste Zusammenarbeit mit 
einer Vielfalt traditioneller und neuer Ent-
wicklungsakteure, einschließlich nationaler 
und regionaler Zentren technischer Expertise, 
dem privaten Sektor, der lokalen Bevölkerung 
und zivilgesellschaftlicher Organisationen.
Eine zweite zentrale institutionelle Innova-
tion könnten marktgestaltende Öffentlich-Pri-
vate Partnerschaften sein. Diese Partnerschaf-
ten zielen darauf ab, die Märkte zu verändern 
und dienen sowohl dem Klimaschutz (erneu-
erbare Energietechnologien, Geräte für 
GRAFIK 5.3
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eine höhere Energieeffizienz u.ä.) als auch 
der Anpassung an den Klimawandel (Wet-
tertabellen, landwirtschaftliche Produkte, 
Gebäude etc., die widerstandsfähig gegenüber 
dem Klimawandel sind). Sie würden auf aktu-
ellen Erfahrungen aufbauen, aber über die 
traditionelle Bereitstellung von Dienstleis-
tungen und Infrastruktur hinausgehen, um 
die potenziell divergierenden Interessen eines 
breiten Spektrums von Interessengruppen 
zusammenzubringen und verschiedene Finan-
zierungsquellen miteinander zu kombinieren. 
Die politischen Handlungskonzepte und 
öffentlichen Maßnahmen, die die Grundlage 
solcher Partnerschaften sind, müssen Anreize 
und Unterstützung bieten, um in Überein-
stimmung mit nationalen Entwicklungszielen 
das Risiko- und Belohnungsprofil klimabezo-
gener Investitionen zu verbessern.
Das dritte Maßnahmenpaket beinhaltet 
die Einrichtung von Fazilitäten zur Förde-
rung klimabezogener Projekte, um nationalen, 
regionalen und kommunalen Antragstellern 
zu helfen, bankfähige Projekte zusammenzu-
stellen und die internationalen öffentlichen 
Mittel zur Finanzierung von Klimaschutz- 
und Anpassungsmaßnahmen anzuzapfen. Im 
Bereich der Finanzierung von CO2-Reduk-
tionen, wie beim Mechanismus für umwelt-
verträgliche Entwicklung (CDM), hat sich 
gezeigt, dass die begrenzten Kapazitäten zur 
Entwicklung bankfähiger Projekte ein wesent-
liches Hindernis sein können, wenn es darum 
geht, eine private Finanzierung klimabezoge-
ner Maßnahmen an vielen Orten zu katalysie-
ren. Die komplexen Anforderungen bei der 
Beantragung und Abrechnung internationaler 
öffentlicher Mittel machen es auch schwierig, 
zu bestimmen, ob der Anspruch berechtigt 
und angemessen ist. Dies stellt Hindernisse 
für den Einsatz dieser Gelder, das Monitoring 
und die Evaluierung dar. Die Fazilitäten zur 
Förderung klimabezogener Projekte sollten 
also die Kapazitäten der Länder verbessern, 
Zugang zu internationalen Quellen sowohl 
privater als auch öffentlicher Finanzierung zu 
bekommen.
Das vierte Maßnahmenpaket für eine 
gerechte und effiziente Klimafinanzierung zielt 
auf die Notwendigkeit einer koordinierten 
Umsetzung und Berichterstattung. Eine Kli-
mafinanzierung, die ausreichen soll, um die 
Temperaturänderungen auf zwei Grad Cel-
sius zu begrenzen, erfordert nie dagewesene 
Anstrengungen zur Umsetzung, zum Monito-
ring, zur Überprüfung und Berichterstattung 
– über mehrere Jahrzehnte, mit verschiedenen 
Akteuren, diversen Maßnahmenpaketen und 
einer Vielfalt an Finanzierungsquellen. Nati-
onale Klimafonds können die operationelle 
Mischung und das Monitoring nationaler und 
internationaler, privater und öffentlicher, als 
Zuschuss gewährter oder als Kredit geliehener 
Mittel erleichtern. Dies ist von entscheidender 
Bedeutung, um eine Rechenschaftspflicht im 
Inland und positive Verteilungswirkungen 
sicherzustellen.
Allgemeinen Zugang zu Strom 
ermöglichen
Auf dem Weg zu einem allgemeinen Zugang 
zu Strom ist es von zentraler Bedeutung, die 
Hemmnisse für Investitionen in saubere Ener-
gien anzugehen. Zwar lassen sich mit den meis-
ten Technologien für erneuerbare Energien 
und Energieeffizienz potenziell attraktive 
Erträge erzielen, doch sie erfordern bedeu-
tende Investitionen im Voraus. Selbst wenn 
diese im Voraus aufzubringenden Kapitalkos-
ten durch die niedrigen Betriebskosten aus-
geglichen werden, können sie hinderlich sein. 
Die finanziellen Beschränkungen für Unter-
nehmen und Konsumenten sind oft ernster 
als die Beschränkungen durch die nationalen 
Diskontierungssätze oder die langfristigen 
Zinssätze. Sie werden üblicherweise durch 
verhaltensbezogene, technische, regulative 
oder administrative Hemmnisse verschärft. 
Nehmen wir die Windkraft: Kein Land 
wird private Investitionen anziehen, wenn 
unabhängige Stromerzeuger beim Zugang 
zum Stromnetz auf Hindernisse stoßen oder 
mit unsicheren Lizensierungsprozessen und 
begrenzter lokaler Expertise konfrontiert sind 
oder wenn es keine langfristigen Preisgaran-
tien gibt.
Um einen allgemeinen Zugang zu Strom 
zu erreichen, braucht man eine Strategie 
verschiedener Partner auf mehreren Ebe-
nen. Auch hier gibt es keine Einheitslösung. 
Auf dem Weg zu einem 
allgemeinen Zugang 
zu Strom ist es von 
zentraler Bedeutung, 
die Hemmnisse für 
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Nationale und lokale Regierungen müssen die 
Grundlagen für andere Akteure schaffen, von 
der Zivilgesellschaft über den Privatsektor, 
über die nationale und regionale oder kom-
munale Ebene bis hin zu globalen Finanz- und 
Energieversorgungsunternehmen.
Es ist Zeit, eine hochkarätige globale Ini-
tiative für den allgemeinen Zugang zu Ener-
gie in Entwicklungsländern auf den Weg zu 
bringen. Sie könnte aus zwei Teilen bestehen: 
zum einen aus einer globalen Kampagne, die 
Überzeugungsarbeit leistet und das Bewusst-
sein schärft; zum zweiten aus Investitionen vor 
Ort zur engagierten Unterstützung sektorbe-
zogener Ansätze für saubere Energien. Beides 
zusammen kann schnell eine Verschiebung 
von sporadischen hin zu strukturellen Verän-
derungen anstoßen.
Durch eine globale Kampagne zur Förde-
rung einer partizipativen und informierten 
Initiative, die sowohl in Geberländern als auch 
in Entwicklungsländern von zentraler Bedeu-
tung ist, lassen sich vorhandene Kapazitäten 
für Advocacy, Analyse, Planung, Wissens-
management und Kommunikation nutzen. 
Jetzt ist der richtige Zeitpunkt für eine solche 
Kampagne. Die Generalversammlung der Ver-
einten Nationen hat das Jahr 2012 zum Inter-
nationalen Jahr der nachhaltigen Energie für 
alle erklärt. Die Konferenz Rio+20 wird eine 
einmalige Gelegenheit bieten, einen globalen 
Ansatz für den allgemeinen Zugang zu Ener-
gie zu definieren. Sie wird zusammenführen, 
was in den Bereichen Energie, grüne Wirt-
schaft und Klimawandel getan werden muss. 
Dieser globale Ansatz kann dann in regiona-
len und nationalen Dialogen zu Energiefragen 
weiterentwickelt werden.
In Ergänzung der Kampagne könnten 
durch Unterstützung der Entwicklungslän-
der im Hinblick auf Entwicklungsstrategien, 
die gegen den Klimawandel widerstandsfähig 
sind, Hindernisse, Vorteile und Auswirkungen 
für benachteiligte Gruppen identifiziert und 
günstige Investitionsbedingungen geschaffen 
werden. Bedeutende Marktversagen erhöhen 
die Wichtigkeit öffentlicher politischer Hand-
lungskonzepte, die eine private Finanzierung 
anziehen. Solche politischen Handlungskon-
zepte können das Chancen-Risiko-Profil von 
Investitionen in saubere Energien verbes-
sern, indem sie die Risiken reduzieren (stabi-
ler regulativer Kontext, lokale Bereitstellung 
von Expertise, rationalisierte administrative 
Systeme, Garantieinstrumente u.ä.) und die 
Ertragschancen erhöhen (Höchstpreise, Steu-
ergutschriften u.ä.). So könnte zum Beispiel 
eine wirtschaftlich unattraktive Investition 
in erneuerbare Energien profitabel werden, 
indem man unabhängigen Stromproduzen-
ten den Zugang zum Stromnetz und Preisauf-
schläge garantiert.
Die Unterstützung durch die Initiative für 
den allgemeinen Zugang zu Energie könnte 
beinhalten, dass sie dabei hilft, prioritäre Tech-
nologien für den Zugang zu Energie zu bestim-
men. Idealerweise geschieht dies im Kontext 
der Formulierung einer Strategie für niedrige 
Emissionen und Widerstandsfähigkeit gegen 
den Klimawandel. Sie könnte auch die wich-
tigsten Hemmnisse bei einer Verbreitung sol-
cher Technologien aufzeigen. Sie muss eine 
geeignete Mischung politischer Instrumente 
für den Abbau von Hemmnissen auswählen 
und Zugang zu Finanzierungsmöglichkeiten 
finden, damit die ausgewählte Kombination 
politischer Handlungskonzepte auch umge-
setzt wird.
*   *   *
Dieser Bericht ruft zu einer neuen Vision auf, 
die gleichzeitig Gerechtigkeit und ökologische 
Nachhaltigkeit in den Blick nimmt. Er zeigt 
Möglichkeiten zur Schaffung von Synergien 
zwischen diesen beiden Zielen, die unseren 
künftigen Weg und die Ausrichtung unseres 
politischen Handelns entscheidend beein-
flussen können. Wenn wir uns dieser Her-
ausforderung stellen, werden sich die Wahl-
möglichkeiten der Menschen – das wichtigste 
Gütezeichen menschlicher Entwicklung – 
heute und in Zukunft erweitern.
Es ist Zeit, eine 
hochkarätige 
globale Initiative 
für den allgemeinen 
Zugang zu Energie in 
Entwicklungsländern 
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153statIstIscher anhang
anleitung für den leser
Die zehn statistischen Tabellen geben einen 
Überblick über die wichtigsten Aspekte der 
menschlichen Entwicklung für Länder und 
Regionen sowie für die wichtigsten Ländergrup-
pierungen. Die Tabellen enthalten zusammen-
gesetzte Indizes, die auf Schätzungen des Büros 
für den Bericht über die menschliche Entwick-
lung (HDRO) beruhen. Die Berechnungsme-
thoden werden in den Technischen Erläuterun-
gen 1 bis 4 ausführlich dargestellt. Soweit nicht 
anders angegeben, sind in den Tabellen diejeni-
gen Daten enthalten, die dem HDR-Büro zum 
15. Mai 2011 zugänglich waren. 
Die Tabellen enthalten Daten für die jeweils 
größtmögliche Anzahl der 192 UN-Mitglieds-
staaten sowie für die Sonderverwaltungsregion 
Hongkong der VR China und das besetzte 
palästinensische Gebiet. Welche Länder der 
Index der menschlichen Entwicklung (HDI) 
erfasst, hängt von der Verfügbarkeit entspre-
chender Daten ab. Wenn keine verlässlichen 
Daten zugänglich sind oder erhebliche Unsi-
cherheiten hinsichtlich der Gültigkeit der Daten 
bestehen, werden die betreffenden Länder in den 
Berechnungen nicht berücksichtigt, um die sta-
tistische Glaubwürdigkeit des Berichts über die 
menschliche Entwicklung zu gewährleisten. 
Die Länder und Gebiete werden nach dem 
für sie ermittelten HDI-Wert für 2011 einge-
stuft. Der Länderschlüssel auf der äussern hin-
ter Umschlagseite des Covers dieses Berichts 
führt die Länder alphabetisch mit ihren HDI-
Rängen auf. 
Alle Indikatoren stehen online unter 
http://hdr.undp.org/en/statistics in verschie-
denen Formaten zur Verfügung. Hier finden 
sich interaktive Tools, Karten aller Indizes der 
menschlichen Entwicklung mit ausgewähl-
ten Animationen, beschreibende Materialien 
wie Länderdatenblätter sowie Hinweise zur 
Berechnung der Indizes. Diese Materialien 
stehen auch auf Französisch und Spanisch zur 
Verfügung. 
Quellen und Definitionen
Das HDR-Büro erhebt weniger Statistiken als 
dass es diese verarbeitet. Es ist deshalb auf inter-
nationale Datenorganisationen angewiesen, die 
über das Mandat, die Ressourcen und das Fach-
wissen verfügen, um nationale Daten zu spezifi-
schen Indikatoren zu sammeln und zu erfassen. 
Wo internationale Datenlieferanten keine Daten 
zur Verfügung stellen konnten, werden Daten 
anderer glaubwürdiger Quellen verwendet. 
Die Definitionen der Indikatoren und die 
Quellen für die originalen Datenbestandteile 
werden am Ende jeder Tabelle aufgeführt, die 
vollständigen Angaben dazu sind dem Abschnitt 
Bibliografie zu entnehmen. Ausführlichere tech-
nische Informationen zu den Indikatoren finden 
sich auf den entsprechenden Webseiten der als 
Datenquellen herangezogenen Organisationen; 
die Links dazu können unter http://hdr.undp.
org/en/statistics abgerufen werden.  
Zeitübergreifende Vergleiche und 
Vergleich zwischen verschiedenen 
ausgaben des berichts 
Da die internationalen Datenorganisationen 
ihre Datenreihen laufend verbessern, sind die 
in diesem Bericht präsentierten Daten – ein-
schließlich der Werte und Rangfolgen des 
HDI – nicht mit denjenigen vergleichbar, die 
in früheren Ausgaben des Berichts veröffent-
licht wurden. Für den HDI werden in Tabelle 
2 Trends präsentiert, die anhand konsistenter 
Daten für den Zeitraum 1980 bis 2011 in Fünf-
jahres-Abständen berechnet werden. 
Diskrepanzen zwischen nationalen 
und internationalen schätzungen 
Bei der Erarbeitung von Datenreihen wen-
den internationale Datenorganisatio-
nen weltweit anerkannte Normen und 
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Harmonisierungsverfahren an, um nationale 
Daten länderübergreifend vergleichbar zu 
machen. Wenn Daten für ein bestimmtes Land 
fehlen, wird die betreffende internationale 
Organisation möglicherweise eine Schätzung 
erstellen, falls andere relevante Informationen 
zur Verfügung stehen. Es kann auch vorkom-
men, dass internationale Datenreihen nicht 
die allerneuesten nationalen Daten enthalten. 
Aufgrund dieser Faktoren können nationale 
und internationale Schätzungen voneinander 
abweichen. 
Wenn das HDR-Büro Diskrepanzen fest-
stellt, werden sie den nationalen und internati-
onalen Datenbehörden zur Kenntnis gebracht. 
Das HDR-Büro setzt sich weiterhin für Verbes-
serungen bei den internationalen Daten ein und 




Zusätzlich zu den Daten für einzelne Länder 
werden verschiedene zusammenfassende Werte 
präsentiert, die nach Bevölkerung gewichtet 
sind. Im Allgemeinen wird für eine Länder-
gruppe nur dann ein zusammenfassender Wert 
angegeben, wenn die relevanten Daten für min-
destens die Hälfte der Länder verfügbar sind 
und mindestens zwei Drittel der verfügbaren 
Bevölkerung in der betreffenden Kategorie 
repräsentieren. Die zusammenfassenden Werte 
für jede Kategorie repräsentieren, sofern nicht 
anders angegeben, nur die Länder, für die Daten 
verfügbar sind. Gelegentlich sind die zusam-
menfassenden Werte der Originaldatenquelle 
entnommen und keine gewichteten Durch-
schnitte; diese Werte werden mit einem hoch-
gestellten „T“ gekennzeichnet. 
Klassifizierung in Bezug  
auf die menschliche Entwicklung 
Die HDI-Klassifizierungen sind relative 
Einstufungen. Sie werden auf der Grund-
lage von Quartilen der HDI-Verteilung im 
Ländervergleich vorgenommen, die als sehr 
hohe, hohe, mittlere und niedrige mensch- 
liche Entwicklung bezeichnet werden. Da 
187 Länder berücksichtigt werden, enthalten 
die vier Gruppen nicht die gleiche Anzahl von 
Ländern; in den Gruppen mit sehr hohem, 
hohem und mittlerem HDI sind es jeweils 
47 Länder, in der Gruppe mit niedrigem HDI 
46 Länder. 
Regionalgruppen
Die Gruppierung der Länder in Regionen 
entspricht der regionalen Klassifizierung des 
UNDP. Andere Gruppierungen basieren auf 
UN-Klassifizierungen, wie zum Beispiel die 
Gruppen „Am wenigsten entwickelte Länder“ 
und „Kleine Inselentwicklungsländer“. Die 
Zusammensetzung der einzelnen Regionen fin-
det sich im Abschnitt Regionen.                  
hinweise zu den ländern 
Sofern nicht anders angegeben, beinhalten die 
Daten für China nicht die Sonderverwaltungs-
zone Hongkong der VR China, die Sonderver-
waltungszone Macau der VR China oder Tai-
wan (Provinz von China). Die Daten für den 
Sudan umfassen auch den Südsudan, sofern 
nicht anders angegeben, beruhen jedoch häufig 
auf Informationen, die nur im Nordteil des Lan-
des gesammelt werden.  
symbole
Wenn nicht anders angegeben, zeigt ein Binde-
strich zwischen zwei Jahren (zum Beispiel 2005-
2011) an, dass die vorgelegten Daten sich auf das 
jüngste verfügbare Jahr im angegebenen Zeit-
raum beziehen. Bei Wachstumsraten handelt es 
sich in der Regel um durchschnittliche jährliche 
Wachstumsraten zwischen dem ersten und letz-
ten Jahr des angegebenen Zeitraums. 
Wenn nicht anders angegeben, zeigt ein 
Schrägstrich zwischen Jahren (zum Beispiel 
2005/2011) an, dass es sich um den Durch-
schnitt der genannten Jahre handelt. 
In den Tabellen werden folgende Symbole 
verwendet:
..  Keine Daten verfügbar
0 oder 0,0 Null oder vernachlässigbar
–   Nicht zutreffend





1 Index der menschlichen Entwicklung mit Einzelkomponenten
2 Trends des Indexes der menschlichen Entwicklung, 1980-2011
3 Ungleichheit einbeziehender Index der menschlichen Entwicklung
4 Index der geschlechtsspezifischen Ungleichheit und verwandte Indikatoren
5 Index der mehrdimensionalen Armut 
Dimensionen der menschlichen entwicklung
6 Ökologische Nachhaltigkeit
7 Einfluss der Umweltbedrohungen auf die menschliche Entwicklung
8 Wahrnehmung von Wohlbefinden und Umwelt
9 Bildung und Gesundheit
10 Bevölkerung und Wirtschaft
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Besetztes palästinensisches Gebiet 114
Bhutan 141
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Mazedonien, ehem. jugosl. Rep. 78
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St. Kitts und Nevis 72
St. Lucia 82





Syrien, Arabische Rep. 119
Tadschikistan 127

















Venezuela, Bolivarische Rep. 73





































2011 2011 2011a 2011a 2011 2011 2011
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
1 Norwegen 0,943 81,1 12,6 17,3 47.557 6 0,975
2 Australien 0,929 81,9 12,0 18,0 34.431 16 0,979
3 Niederlande 0,910 80,7 11,6 b 16,8 36.402 9 0,944
4 Vereinigte Staaten 0,910 78,5 12,4 16,0 43.017 6 0,931
5 Neuseeland 0,908 80,7 12,5 18,0 23.737 30 0,978
6 Kanada 0,908 81,0 12,1 b 16,0 35.166 10 0,944
7 Irland 0,908 80,6 11,6 18,0 29.322 19 0,959
8 Liechtenstein 0,905 79,6 10,3 c 14,7 83.717 d –6 0,877
9 Deutschland 0,905 80,4 12,2 b 15,9 34.854 8 0,940
10 Schweden 0,904 81,4 11,7 b 15,7 35.837 4 0,936
11 Schweiz 0,903 82,3 11,0 b 15,6 39.924 0 0,926
12 Japan 0,901 83,4 11,6 b 15,1 32.295 11 0,940
13 Hongkong, China (SAR) 0,898 82,8 10,0 15,7 44.805 –4 0,910
14 Island 0,898 81,8 10,4 18,0 29.354 11 0,943
15 Korea, Republik 0,897 80,6 11,6 b 16,9 28.230 12 0,945
16 Dänemark 0,895 78,8 11,4 b 16,9 34.347 3 0,926
17 Israel 0,888 81,6 11,9 15,5 25.849 14 0,939
18 Belgien 0,886 80,0 10,9 b 16,1 33.357 2 0,914
19 Österreich 0,885 80,9 10,8 b 15,3 35.719 –4 0,908
20 Frankreich 0,884 81,5 10,6 b 16,1 30.462 4 0,919
21 Slowenien 0,884 79,3 11,6 b 16,9 24.914 11 0,935
22 Finnland 0,882 80,0 10,3 16,8 32.438 0 0,911
23 Spanien 0,878 81,4 10,4 b 16,6 26.508 6 0,920
24 Italien 0,874 81,9 10,1 b 16,3 26.484 6 0,914
25 Luxemburg 0,867 80,0 10,1 13,3 50.557 –20 0,854
26 Singapur 0,866 81,1 8,8 b 14,4 e 52.569 –22 0,851
27 Tschechische Republik 0,865 77,7 12,3 15,6 21.405 14 0,917
28 Vereinigtes Königreich 0,863 80,2 9,3 16,1 33.296 –7 0,879
29 Griechenland 0,861 79,9 10,1 b 16,5 23.747 5 0,902
30 Vereinigte Arabische Emirate 0,846 76,5 9,3 13,3 59.993 –27 0,813
31 Zypern 0,840 79,6 9,8 14,7 24.841 2 0,866
32 Andorra 0,838 80,9 10,4 f 11,5 36.095 g –19 0,836
33 Brunei Darussalam 0,838 78,0 8,6 14,1 45.753 –25 0,819
34 Estland 0,835 74,8 12,0 15,7 16.799 13 0,890
35 Slowakei 0,834 75,4 11,6 14,9 19.998 8 0,875
36 Malta 0,832 79,6 9,9 14,4 21.460 4 0,866
37 Katar 0,831 78,4 7,3 12,0 107.721 –36 0,757
38 Ungarn 0,816 74,4 11,1 b 15,3 16.581 11 0,862
39 Polen 0,813 76,1 10,0 b 15,3 17.451 7 0,853
40 Litauen 0,810 72,2 10,9 16,1 16.234 10 0,853
41 Portugal 0,809 79,5 7,7 15,9 20.573 1 0,833
42 Bahrain 0,806 75,1 9,4 13,4 28.169 –14 0,806
43 Lettland 0,805 73,3 11,5 b 15,0 14.293 12 0,857
44 Chile 0,805 79,1 9,7 14,7 13.329 14 0,862
45 Argentinien 0,797 75,9 9,3 15,8 14.527 9 0,843
46 Kroatien 0,796 76,6 9,8 b 13,9 15.729 5 0,834
47 Barbados 0,793 76,8 9,3 13,4 h 17.966 –3 0,818
HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
48 Uruguay 0,783 77,0 8,5 b 15,5 13.242 12 0,828
49 Palau 0,782 71,8 12,1 i 14,7 9.744 j.k 29 0,853
50 Rumänien 0,781 74,0 10,4 14,9 11.046 20 0,841
51 Kuba 0,776 79,1 9,9 17,5 5.416 l 52 0,904
52 Seychellen 0,773 73,6 9,4 m 13,3 16.729 –4 0,794
53 Bahamas 0,771 75,6 8,5 m 12,0 23.029 n –15 0,768
54 Montenegro 0,771 74,6 10,6 13,7 h 10.361 o 20 0,831
55 Bulgarien 0,771 73,4 10,6 b 13,7 11.412 14 0,822
56 Saudi-Arabien 0,770 73,9 7,8 13,7 23.274 –19 0,765
57 Mexiko 0,770 77,0 8,5 13,9 13.245 2 0,808
Index der menschlichen entwicklung mit einzelkomponenten
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2011 2011 2011a 2011a 2011 2011 2011
58 Panama 0,768 76,1 9,4 13,2 12.335 7 0,811
59 Serbien 0,766 74,5 10,2 b 13,7 10.236 16 0,824
60 Antigua und Barbuda 0,764 72,6 8,9 h 14,0 15.521 –8 0,786
61 Malaysia 0,761 74,2 9,5 12,6 13.685 –5 0,790
62 Trinidad und Tobago 0,760 70,1 9,2 12,3 23.439 p –26 0,750
63 Kuwait 0,760 74,6 6,1 12,3 47.926 –57 0,705
64 Libyen 0,760 74,8 7,3 16,6 12.637 q 0 0,795
65 Belarus 0,756 70,3 9,3 r 14,6 13.439 –8 0,785
66 Russische Föderation 0,755 68,8 9,8 14,1 14.561 –13 0,777
67 Grenada 0,748 76,0 8,6 16,0 6.982 30 0,829
68 Kasachstan 0,745 67,0 10,4 15,1 10.585 4 0,786
69 Costa Rica 0,744 79,3 8,3 11,7 10.497 4 0,785
70 Albanien 0,739 76,9 10,4 11,3 7.803 18 0,804
71 Albanien 0,739 72,6 7,9 m 13,8 13.076 –10 0,760
72 Saint Kitts und Nevis 0,735 73,1 8,4 12,9 11.897 –4 0,762
73 Venezuela, Bolivarische Rep. 0,735 74,4 7,6 b 14,2 10.656 –2 0,771
74 Bosnien und Herzegowina 0,733 75,7 8,7 r 13,6 7.664 16 0,797
75 Georgien 0,733 73,7 12,1 r 13,1 4.780 36 0,843
76 Ukraine 0,729 68,5 11,3 14,7 6.175 24 0,810
77 Mauritius 0,728 73,4 7,2 13,6 12.918 –14 0,745
78 Mazedonien, ehem. jugosl. Rep. 0,728 74,8 8,2 r 13,3 8.804 2 0,776
79 Jamaika 0,727 73,1 9,6 13,8 6.487 19 0,802
80 Peru 0,725 74,0 8,7 12,9 8.389 2 0,775
81 Dominica 0,724 77,5 7,7 m 13,2 7.889 6 0,779
82 St. Lucia 0,723 74,6 8,3 13,1 8.273 2 0,773
83 Ecuador 0,720 75,6 7,6 14,0 7.589 9 0,776
84 Brasilien 0,718 73,5 7,2 13,8 10.162 –7 0,748
85 St. Vincent und die Grenadinen 0,717 72,3 8,6 13,2 8.013 1 0,766
86 Armenien 0,716 74,2 10,8 12,0 5.188 22 0,806
87 Kolumbien 0,710 73,7 7,3 13,6 8.315 –4 0,752
88 Iran, Islamische Rep. 0,707 73,0 7,3 12,7 10.164 –12 0,731
89 Oman 0,705 73,0 5,5 m 11,8 22.841 –50 0,671
90 Tonga 0,704 72,3 10,3 b 13,7 4.186 26 0,808
91 Aserbaidschan 0,700 70,7 8,6 m 11,8 8.666 –10 0,733
92 Türkei 0,699 74,0 6,5 11,8 12.246 –25 0,704
93 Belize 0,699 76,1 8,0 b 12,4 5.812 9 0,766
94 Tunesien 0,698 74,5 6,5 14,5 7.281 2 0,745
MITTLERE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
95 Jordanien 0,698 73,4 8,6 13,1 5.300 9 0,773
96 Algerien 0,698 73,1 7,0 13,6 7.658 –5 0,739
97 Sri Lanka 0,691 74,9 8,2 12,7 4.943 12 0,768
98 Dominikanische Republik 0,689 73,4 7,2 b 11,9 8.087 –13 0,720
99 Samoa 0,688 72,4 10,3 m 12,3 3.931 s 22 0,788
100 Fidschi 0,688 69,2 10,7 b 13,0 4.145 18 0,781
101 China 0,687 73,5 7,5 11,6 7.476 –7 0,725
102 Turkmenistan 0,686 65,0 9,9 i 12,5 h 7.306 –7 0,724
103 Thailand 0,682 74,1 6,6 12,3 7.694 –14 0,714
104 Suriname 0,680 70,6 7,2 r 12,6 7.538 –11 0,712
105 El Salvador 0,674 72,2 7,5 12,1 5.925 –4 0,724
106 Gabun 0,674 62,7 7,5 13,1 12.249 –40 0,667
107 Paraguay 0,665 72,5 7,7 12,1 4.727 5 0,729
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 0,663 66,6 9,2 13,7 4.054 11 0,742
109 Malediven 0,661 76,8 5,8 b 12,4 5.276 –3 0,714
110 Mongalei 0,653 68,5 8,3 14,1 3.391 17 0,743
111 Moldau, Republik 0,649 69,3 9,7 11,9 3.058 21 0,746
112 Philippinen 0,644 68,7 8,9 b 11,9 3.478 11 0,725
113 Ägypten 0,644 73,2 6,4 11,0 5.269 –6 0,686
114 Bes. Palästinensisches Geb. 0,641 72,8 8,0 m 12,7 2.656 k.t 23 0,750
115 Usbekistan 0,641 68,3 10,0 r 11,4 2.967 19 0,736
116 Mikronesien, Föd. Staaten von 0,636 69,0 8,8 i 12,1 u 2.935 v 19 0,729
117 Guyana 0,633 69,9 8,0 11,9 3.192 11 0,715






























2011 2011 2011a 2011a 2011 2011 2011
119 Syrien, Arabische Rep. 0,632 75,9 5,7 b 11,3 4.243 –5 0,686
120 Namibia 0,625 62,5 7,4 11,6 6.206 –21 0,643
121 Honduras 0,625 73,1 6,5 11,4 3.443 4 0,694
122 Kiribati 0,624 68,1 7,8 12,1 3.140 8 0,701
123 Südafrika 0,619 52,8 8,5 b 13,1 9.469 –44 0,604
124 Indonesien 0,617 69,4 5,8 13,2 3.716 –2 0,674
125 Vanuatu 0,617 71,0 6,7 10,4 3.950 –5 0,668
126 Kirgistan 0,615 67,7 9,3 12,5 2.036 19 0,734
127 Tadschikistan 0,607 67,5 9,8 11,4 1.937 20 0,726
128 Vietnam 0,593 75,2 5,5 10,4 2.805 8 0,662
129 Nicaragua 0,589 74,0 5,8 10,8 2.430 10 0,669
130 Marokko 0,582 72,2 4,4 10,3 4.196 –15 0,606
131 Guatemala 0,574 71,2 4,1 10,6 4.167 –14 0,595
132 Irak 0,573 69,0 5,6 9,8 3.177 –3 0,616
133 Kap Verde 0,568 74,2 3,5 i 11,6 3.402 –7 0,603
134 Indien 0,547 65,4 4,4 10,3 3.468 –10 0,568
135 Ghana 0,541 64,2 7,1 10,5 1.584 20 0,633
136 Äquatorialguinea 0,537 51,1 5,4 r 7,7 17.608 –91 0,458
137 Kongo 0,533 57,4 5,9 10,5 3.066 –6 0,555
138 Laos, Dem. Volksrep. 0,524 67,5 4,6 9,2 2.242 4 0,569
139 Kambodscha 0,523 63,1 5,8 9,8 1.848 11 0,584
140 Swasiland 0,522 48,7 7,1 10,6 4.484 –27 0,512
141 Bhutan 0,522 67,2 2,3 r 11,0 5.293 –36 0,500
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
142 Salomonen 0,510 67,9 4,5 i 9,1 1.782 10 0,567
143 Kenia 0,509 57,1 7,0 11,0 1.492 15 0,584
144 São Tomé und Príncipe 0,509 64,7 4,2 i 10,8 1.792 7 0,564
145 Pakistan 0,504 65,4 4,9 6,9 2.550 –7 0,526
146 Bangladesch 0,500 68,9 4,8 8,1 1.529 11 0,566
147 Timor-Leste 0,495 62,5 2,8 i 11,2 3.005 –14 0,499
148 Angola 0,486 51,1 4,4 r 9,1 4.874 –38 0,455
149 Myanmar 0,483 65,2 4,0 9,2 1.535 7 0,536
150 Kamerun 0,482 51,6 5,9 10,3 2.031 –4 0,509
151 Madagaskar 0,480 66,7 5,2 i 10,7 824 26 0,605
152 Tansania, Vereinigte Rep. 0,466 58,2 5,1 9,1 1.328 10 0,523
153 Papua-Neuguinea 0,466 62,8 4,3 5,8 2.271 –12 0,475
154 Jemen 0,462 65,5 2,5 8,6 2.213 –11 0,471
155 Senegal 0,459 59,3 4,5 7,5 1.708 –2 0,488
156 Nigeria 0,459 51,9 5,0 r 8,9 2.069 –12 0,471
157 Nepal 0,458 68,8 3,2 8,8 1.160 8 0,524
158 Haiti 0,454 62,1 4,9 7,6 u 1.123 12 0,520
159 Mauretanien 0,453 58,6 3,7 8,1 1.859 –10 0,472
160 Lesotho 0,450 48,2 5,9 b 9,9 1.664 –6 0,475
161 Uganda 0,446 54,1 4,7 10,8 1.124 7 0,506
162 Togo 0,435 57,1 5,3 9,6 798 16 0,526
163 Komoren 0,433 61,1 2,8 i 10,7 1.079 9 0,488
164 Sambia 0,430 49,0 6,5 7,9 1.254 0 0,469
165 Dschibuti 0,430 57,9 3,8 r 5,1 2.335 –25 0,420
166 Ruanda 0,429 55,4 3,3 11,1 1.133 1 0,477
167 Benin 0,427 56,1 3,3 9,2 1.364 –6 0,456
168 Gambia 0,420 58,5 2,8 9,0 1.282 –5 0,450
169 Sudan 0,408 61,5 3,1 4,4 1.894 –21 0,402
170 Côte d'Ivoire 0,400 55,4 3,3 6,3 1.387 p –10 0,412
171 Malawi 0,400 54,2 4,2 8,9 753 8 0,470
172 Afghanistan 0,398 48,7 3,3 9,1 1.416 –13 0,407
173 Simbabwe 0,376 51,4 7,2 9,9 376 n 11 0,529
174 Äthiopien 0,363 59,3 1,5 i 8,5 971 0 0,383
175 Mali 0,359 51,4 2,0 b 8,3 1.123 –6 0,366
176 Guinea-Bissau 0,353 48,1 2,3 r 9,1 994 –3 0,366
177 Eritrea 0,349 61,6 3,4 4,8 536 6 0,421
178 Guinea 0,344 54,1 1,6 w 8,6 863 –2 0,364
179 Zentralafrikanische Rep. 0,343 48,4 3,5 6,6 707 2 0,379
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2011 2011 2011a 2011a 2011 2011 2011
180 Sierra Leone 0,336 47,8 2,9 7,2 737 0 0,365
181 Burkina Faso 0,331 55,4 1,3 r 6,3 1.141 –15 0,323
182 Liberia 0,329 56,8 3,9 11,0 265 5 0,504
183 Tschad 0,328 49,6 1,5 i 7,2 1.105 –12 0,320
184 Mosambik 0,322 50,2 1,2 9,2 898 –9 0,325
185 Burundi 0,316 50,4 2,7 10,5 368 0 0,412
186 Niger 0,295 54,7 1,4 4,9 641 –4 0,311
187 Kongo, Demokratische Republik 0,286 48,4 3,5 8,2 280 –1 0,399
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. .. 68,8 .. .. .. .. ..
Marshallinseln .. 72,0 9,8 i 10,8 .. .. 0,752
Monaco .. 82,2 .. 17,5 .. .. ..
Nauru .. 79,9 .. 9,3 .. .. ..
San Marino .. 81,8 .. .. .. .. ..
Somalia .. 51,2 .. 2,4 .. .. ..
Tuvalu .. 67,2 .. 10,8 .. .. ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 0,889 80,0 11,3 15,9 33.352 — 0,918
Hohe menschliche Entwicklung 0,741 73,1 8,5 13,6 11.579 — 0,769
Mittlere menschliche Entwicklung 0,630 69,7 6,3 11,2 5.276 — 0,658
Niedrige menschliche Entwicklung 0,456 58,7 4,2 8,3 1.585 — 0,478
Regionen
Arabische Staaten 0,641 70,5 5,9 10,2 8.554 — 0,643
Ostasien und Pazifik 0,671 72,4 7,2 11,7 6.466 — 0,709
Europa und Zentralasien 0,751 71,3 9,7 13,4 12.004 — 0,785
Lateinamerika und Karibik 0,731 74,4 7,8 13,6 10.119 — 0,767
Südasien 0,548 65,9 4,6 9,8 3.435 — 0,569
Afrika südlich der Sahara 0,463 54,4 4,5 9,2 1.966 — 0,467
Am wenigsten entwickelte Länder 0,439 59,1 3,7 8,3 1.327 — 0,467
Kleine Inselentwicklungsländer 0,640 69,6 7,3 10,8 5.200 — 0,675
Welt 0,682 69,8 7,4 11,3 10.082 — 0,683
HINWEISE
a. Die Daten beziehen sich auf 2011 oder das jüngste verfügbare Jahr. 
b. Aktualisiert durch das Büro für den Bericht über die menschliche Entwicklung (HDRO) auf der Grundlage 
von Daten der UNESCO (2011). 
c. Unter Annahme der gleichen durchschnittlichen Schulbesuchsjahre Erwachsener wie für die Schweiz 
vor der neuesten Aktualisierung. 
d. Geschätzt anhand der Kaufkraftparität (KKP) und der hochgerechneten Wachstumsrate der Schweiz
e. Berechnet durch das Bildungsministerium Singapurs. 
f. Unter Annahme der gleichen durchschnittlichen Schulbesuchsjahre Erwachsener wie für Spanien 
vor der neuesten Aktualisierung.
g. Geschätzt anhand der Kaufkraftparität (KKP) und der hochgerechneten Wachstumsrate Spaniens.
h. Auf der Grundlage einer länderübergreifenden Regression. 
i. Auf der Grundlage von Daten über Schulbesuchsjahre Erwachsener aus Haushaltserhebungen von 
World Bank (2010).
j. Auf der Grundlage der von UNESCAP (2011) und UNDESA (2011) hochgerechneten Wachstumsraten.
k. Auf der Grundlage unveröffentlichter Schätzungen der Weltbank. 
l. KKP-Schätzung auf der Grundlage einer länderübergreifenden Regression; hochgerechnete Wachs-
tumsrate auf der Grundlage der von ECLAC (2011) und UNDESA (2011) hochgerechneten Wachs-
tumsraten.
m. Auf der Grundlage von Schätzungen der Verteilung von Bildungsabschlüssen (UNESCO 2011). 
n. Auf der Grundlage von KKP-Daten (IMF 2011).  
o. Auf der Grundlage der von EBRD (2011) und UNDESA (2011) hochgerechneten Wachstumsraten.
p. Auf der Grundlage von Weltbankdaten (World Bank 2011b). 
q. Auf der Grundlage der von OECD und anderen (2011) und UNDESA (2011) hochgerechneten Wachs-
tumsraten. 
r. Auf der Grundlage von UNICEF-Daten (2000-2010). 
s. Auf der Grundlage der von der Asiatischen Entwicklungsbank (ADB 2011) hochgerechneten Wachs-
tumsraten. 
t. Auf der Grundlage der von UNESCWA (2011) und UNDESA (2011) hochgerechneten Wachstumsraten.
u. Bezieht sich ausschließlich auf Primar- und Sekundarschulbildung. Schätzung des Statistischen 
Instituts der UNESCO. 
v. Auf der Grundlage der von ADB (2011) und UNDESA (2011) hochgerechneten Wachstumsraten.
w. Auf der Grundlage von Daten von ICF Macro (2011). 
DEFINITIONEN
Index der menschlichen Entwicklung (HDI): Ein zusammengesetzter Index, der die durchschnittlich 
erzielten Fortschritte bei drei grundlegenden Dimensionen menschlicher Entwicklung misst: einem lan-
gen und gesunden Leben, Wissen und angemessenem Lebensstandard. Detaillierte Informationen zur 
Berechnung des Indexes enthält die Technische Erläuterung 1. 
Lebenserwartung bei der Geburt: Zahl der Jahre, die ein Neugeborenes leben würde, wenn die zur 
Zeit seiner Geburt vorherrschenden Muster altersspezifischer Sterblichkeit während seines gesamten 
Lebens unverändert blieben. 
Durchschnittliche Schulbesuchsdauer in Jahren: Durchschnittliche Schulbesuchsdauer in Jahren, 
die ab 25-Jährige in ihrem Leben erhalten haben, umgewandelt aus den Bildungsstufenabschlüssen 
der Bevölkerung auf der Basis der offiziellen Dauer jeder Bildungsstufe. 
Voraussichtliche Schulbesuchsdauer: Zahl der Jahre des Schulunterrichts, die ein Kind im Schulein-
trittsalter zu erhalten erwarten kann, wenn die vorherrschenden altersspezifischen Einschulungsquoten 
während des gesamten Lebens des Kindes konstant bleiben. 
Bruttonationaleinkommen ( BNE) pro Kopf: Gesamteinkommen einer Volkswirtschaft aus ihrer Produk-
tion und ihrem Eigentum an Produktionsfaktoren, vermindert um Zahlungen für die Nutzung von Produk-
tionsfaktoren im Besitz der übrigen Welt, umgewandelt in internationale Dollar unter Berücksichtigung 
der Kaufkraftparität (KKP), geteilt durch die Bevölkerung zur Jahresmitte.  
Pro-Kopf-BNE-Rang minus HDI-Rang: Unterschied zwischen Einstufung nach BNE pro Kopf und nach 
dem HDI. Ein negativer Wert bedeutet, dass der BNE-Rang des Landes höher ist als der HDI-Rang. 
Nicht einkommensbezogener HDI: Ausschließlich aus den Indikatoren für Lebenserwartung und Bildung 
berechneter HDI-Wert.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalte 1: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von Daten von UNDESA (2011), Barro und Lee (2010b), 
UNESCO Institute for Statistics (2011), World Bank (2011a), UNSD (2011) und IMF (2011).
Spalte 2: UNDESA (2011).
Spalte 3: HDRO-Aktualisierung der Schätzungen von Barro und Lee (2010b) auf der Grundlage von Daten 
des UNESCO Institute for Statistics (2011) über Bildungsabschlüsse und der Methodik von Barro und 
Lee (2010a). 
Spalte 4: UNESCO (2011).
Spalte 5: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von Daten von World Bank (2011a), IMF (2011) und 
UNSD (2011). 
Spalte 6: Berechnet auf der Grundlage von Daten in den Spalten 1-5.















1980 1990 2000 2005 2009 2010 2011 2006–2011 2010–2011 1980–2011 1990–2011 2000–2011
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
1 Norwegen 0,796 0,844 0,913 0,938 0,941 0,941 0,943 0 0 0,55 0,53 0,29
2 Australien 0,850 0,873 0,906 0,918 0,926 0,927 0,929 0 0 0,29 0,30 0,23
3 Niederlande 0,792 0,835 0,882 0,890 0,905 0,909 0,910 5 0 0,45 0,41 0,29
4 Vereinigte Staaten 0,837 0,870 0,897 0,902 0,906 0,908 0,910 –1 0 0,27 0,21 0,13
5 Neuseeland 0,800 0,828 0,878 0,899 0,906 0,908 0,908 0 0 0,41 0,44 0,31
6 Kanada 0,817 0,857 0,879 0,892 0,903 0,907 0,908 3 0 0,34 0,28 0,30
7 Irland 0,735 0,782 0,869 0,898 0,905 0,907 0,908 –3 0 0,68 0,71 0,40
8 Liechtenstein .. .. .. .. .. 0,904 0,905 .. 0 .. .. ..
9 Deutschland 0,730 0,795 0,864 0,895 0,900 0,903 0,905 –2 0 0,69 0,62 0,43
10 Schweden 0,785 0,816 0,894 0,896 0,898 0,901 0,904 –2 0 0,45 0,49 0,09
11 Schweiz 0,810 0,833 0,873 0,890 0,899 0,901 0,903 1 0 0,35 0,38 0,30
12 Japan 0,778 0,827 0,868 0,886 0,895 0,899 0,901 1 0 0,47 0,41 0,33
13 Hongkong, China (SAR) 0,708 0,786 0,824 0,850 0,888 0,894 0,898 14 1 0,77 0,64 0,78
14 Island 0,762 0,807 0,863 0,893 0,897 0,896 0,898 –3 –1 0,53 0,51 0,36
15 Korea, Republik 0,634 0,742 0,830 0,866 0,889 0,894 0,897 3 0 1,13 0,91 0,72
16 Dänemark 0,783 0,809 0,861 0,885 0,891 0,893 0,895 –2 0 0,43 0,48 0,35
17 Israel 0,763 0,802 0,856 0,874 0,884 0,886 0,888 –1 0 0,49 0,49 0,34
18 Belgien 0,757 0,811 0,876 0,873 0,883 0,885 0,886 –1 0 0,51 0,42 0,10
19 Österreich 0,740 0,790 0,839 0,860 0,879 0,883 0,885 1 0 0,58 0,55 0,48
20 Frankreich 0,722 0,777 0,846 0,869 0,880 0,883 0,884 –1 0 0,66 0,62 0,40
21 Slowenien .. .. 0,805 0,848 0,876 0,882 0,884 4 0 .. .. 0,85
22 Finnland 0,759 0,794 0,837 0,875 0,877 0,880 0,882 –7 0 0,49 0,51 0,48
23 Spanien 0,691 0,749 0,839 0,857 0,874 0,876 0,878 0 0 0,77 0,76 0,42
24 Italien 0,717 0,764 0,825 0,861 0,870 0,873 0,874 –3 0 0,64 0,64 0,52
25 Luxemburg 0,728 0,788 0,854 0,865 0,863 0,865 0,867 –3 0 0,56 0,45 0,13
26 Singapur .. .. 0,801 0,835 0,856 0,864 0,866 3 0 .. .. 0,71
27 Tschechische Republik .. .. 0,816 0,854 0,863 0,863 0,865 –1 0 .. .. 0,53
28 Vereinigtes Königreich 0,744 0,778 0,833 0,855 0,860 0,862 0,863 0 0 0,48 0,50 0,33
29 Griechenland 0,720 0,766 0,802 0,856 0,863 0,862 0,861 –5 0 0,58 0,56 0,64
30 Vereinigte Arabische Emirate 0,629 0,690 0,753 0,807 0,841 0,845 0,846 3 0 0,96 0,97 1,06
31 Zypern .. 0,747 0,800 0,809 0,837 0,839 0,840 5 0 .. 0,56 0,44
32 Andorra .. .. .. .. .. 0,838 0,838 .. 0 .. .. ..
33 Brunei Darussalam 0,750 0,784 0,818 0,830 0,835 0,837 0,838 –2 0 0,36 0,32 0,22
34 Estland .. 0,717 0,776 0,821 0,828 0,832 0,835 –2 0 .. 0,73 0,66
35 Slowakei .. 0,747 0,779 0,810 0,829 0,832 0,834 0 0 .. 0,53 0,62
36 Malta 0,703 0,753 0,799 0,825 0,827 0,830 0,832 –3 0 0,54 0,48 0,37
37 Katar 0,703 0,743 0,784 0,818 0,818 0,825 0,831 –1 0 0,54 0,54 0,53
38 Ungarn 0,700 0,706 0,775 0,803 0,811 0,814 0,816 0 0 0,50 0,70 0,48
39 Polen .. .. 0,770 0,791 0,807 0,811 0,813 2 0 .. .. 0,50
40 Litauen .. .. 0,749 0,793 0,802 0,805 0,810 0 1 .. .. 0,70
41 Portugal 0,639 0,708 0,778 0,789 0,805 0,808 0,809 2 –1 0,76 0,64 0,35
42 Bahrain 0,651 0,721 0,773 0,795 0,805 0,805 0,806 –3 0 0,69 0,54 0,38
43 Lettland .. 0,693 0,732 0,784 0,798 0,802 0,805 –1 0 .. 0,72 0,87
44 Chile 0,630 0,698 0,749 0,779 0,798 0,802 0,805 3 0 0,79 0,68 0,65
45 Argentinien 0,669 0,697 0,749 0,765 0,788 0,794 0,797 3 1 0,57 0,64 0,57
46 Kroatien .. .. 0,748 0,780 0,793 0,794 0,796 0 –1 .. .. 0,57
47 Barbados .. .. .. 0,787 0,790 0,791 0,793 –2 0 .. .. ..
HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
48 Uruguay 0,658 0,686 0,736 0,748 0,773 0,780 0,783 5 0 0,56 0,63 0,56
49 Palau .. .. 0,774 0,788 0,777 0,779 0,782 –5 0 .. .. 0,09
50 Rumänien .. 0,700 0,704 0,748 0,778 0,779 0,781 2 0 .. 0,52 0,95
51 Kuba .. 0,677 0,681 0,725 0,770 0,773 0,776 10 0 .. 0,65 1,19
52 Seychellen .. .. 0,764 0,766 0,767 0,771 0,773 –3 0 .. .. 0,11
53 Bahamas .. .. 0,752 0,766 0,769 0,770 0,771 –3 0 .. .. 0,23
54 Montenegro .. .. .. 0,757 0,768 0,769 0,771 –3 1 .. .. ..
55 Bulgarien .. 0,698 0,715 0,749 0,766 0,768 0,771 0 1 .. 0,48 0,68
56 Saudi-Arabien 0,651 0,693 0,726 0,746 0,763 0,767 0,770 0 2 0,55 0,50 0,55
57 Mexiko 0,593 0,649 0,718 0,741 0,762 0,767 0,770 2 0 0,85 0,82 0,64
trends des Indexes der  
menschlichen entwicklung, 1980-2011
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1980 1990 2000 2005 2009 2010 2011 2006–2011 2010–2011 1980–2011 1990–2011 2000–2011
58 Panama 0,628 0,660 0,718 0,740 0,760 0,765 0,768 2 1 0,65 0,73 0,62
59 Serbien .. .. 0,719 0,744 0,761 0,764 0,766 –2 1 .. .. 0,58
60 Antigua und Barbuda .. .. .. .. .. 0,763 0,764 .. 1 .. .. ..
61 Malaysia 0,559 0,631 0,705 0,738 0,752 0,758 0,761 2 3 1,00 0,90 0,69
62 Trinidad und Tobago 0,673 0,676 0,701 0,728 0,755 0,758 0,760 2 1 0,40 0,56 0,74
63 Kuwait 0,688 0,712 0,754 0,752 0,757 0,758 0,760 –8 –1 0,32 0,31 0,07
64 Libyen .. .. .. 0,741 0,763 0,770 0,760 –5 –10 .. .. ..
65 Belarus .. .. .. 0,723 0,746 0,751 0,756 1 0 .. .. ..
66 Russische Föderation .. .. 0,691 0,725 0,747 0,751 0,755 –1 0 .. .. 0,81
67 Grenada .. .. .. .. .. 0,746 0,748 .. 0 .. .. ..
68 Kasachstan .. .. 0,657 0,714 0,733 0,740 0,745 2 1 .. .. 1,15
69 Costa Rica 0,614 0,656 0,703 0,723 0,738 0,742 0,744 –1 –1 0,62 0,60 0,51
70 Albanien .. 0,656 0,691 0,721 0,734 0,737 0,739 –1 1 .. 0,57 0,61
71 Albanien .. .. .. 0,711 0,733 0,737 0,739 3 –1 .. .. ..
72 Saint Kitts und Nevis .. .. .. .. .. 0,735 0,735 .. 0 .. .. ..
73 Venezuela, Bolivarische Republik 0,623 0,629 0,656 0,692 0,732 0,734 0,735 7 0 0,54 0,74 1,04
74 Bosnien und Herzegowina .. .. .. 0,717 0,730 0,731 0,733 –2 0 .. .. ..
75 Georgien .. .. .. 0,707 0,724 0,729 0,733 1 0 .. .. ..
76 Ukraine .. 0,707 0,669 0,712 0,720 0,725 0,729 –3 3 .. 0,15 0,78
77 Mauritius 0,546 0,618 0,672 0,703 0,722 0,726 0,728 1 0 0,93 0,78 0,73
78 Mazedonien, ehem. jugosl. Rep. .. .. .. 0,704 0,725 0,726 0,728 1 –2 .. .. ..
79 Jamaika 0,607 0,637 0,680 0,702 0,724 0,726 0,727 –2 –1 0,59 0,64 0,62
80 Peru 0,574 0,612 0,674 0,691 0,714 0,721 0,725 4 1 0,75 0,81 0,67
81 Dominica .. .. 0,699 0,709 0,722 0,723 0,724 –7 –1 .. .. 0,33
82 St. Lucia .. .. .. .. .. 0,720 0,723 .. 0 .. .. ..
83 Ecuador 0,591 0,636 0,668 0,695 0,716 0,718 0,720 0 0 0,64 0,59 0,69
84 Brasilien 0,549 0,600 0,665 0,692 0,708 0,715 0,718 3 1 0,87 0,86 0,69
85 St. Vincent und die Grenadinen .. .. .. .. .. 0,715 0,717 .. –1 .. .. ..
86 Armenien .. .. 0,643 0,689 0,712 0,714 0,716 –3 0 .. .. 0,99
87 Kolumbien 0,550 0,594 0,652 0,675 0,702 0,707 0,710 4 1 0,83 0,85 0,77
88 Iran, Islamische Rep. 0,437 0,534 0,636 0,671 0,703 0,707 0,707 2 –1 1,57 1,35 0,97
89 Oman .. .. .. 0,694 0,703 0,704 0,705 –2 0 .. .. ..
90 Tonga .. 0,649 0,681 0,696 0,701 0,703 0,704 –5 0 .. 0,39 0,30
91 Aserbaidschan .. .. .. .. .. 0,699 0,700 .. 0 .. .. ..
92 Türkei 0,463 0,558 0,634 0,671 0,690 0,696 0,699 2 3 1,34 1,08 0,90
93 Belize 0,619 0,651 0,668 0,689 0,696 0,698 0,699 –3 –1 0,39 0,34 0,42
94 Tunesien 0,450 0,542 0,630 0,667 0,692 0,698 0,698 3 –1 1,43 1,21 0,94
MITTLERE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
95 Jordanien 0,541 0,591 0,646 0,673 0,694 0,697 0,698 1 –1 0,83 0,80 0,70
96 Algerien 0,454 0,551 0,624 0,667 0,691 0,696 0,698 2 0 1,40 1,13 1,03
97 Sri Lanka 0,539 0,583 0,633 0,662 0,680 0,686 0,691 2 1 0,80 0,81 0,80
98 Dominikanische Republik 0,532 0,577 0,640 0,658 0,680 0,686 0,689 2 2 0,83 0,84 0,67
99 Samoa .. .. 0,657 0,676 0,685 0,686 0,688 –6 0 .. .. 0,43
100 Fidschi 0,566 0,624 0,668 0,678 0,685 0,687 0,688 –5 –3 0,63 0,47 0,27
101 China 0,404 0,490 0,588 0,633 0,674 0,682 0,687 6 0 1,73 1,62 1,43
102 Turkmenistan .. .. .. 0,654 0,677 0,681 0,686 1 0 .. .. ..
103 Thailand 0,486 0,566 0,626 0,656 0,673 0,680 0,682 –1 0 1,10 0,89 0,78
104 Suriname .. .. .. 0,659 0,674 0,677 0,680 –3 0 .. .. ..
105 El Salvador 0,466 0,524 0,619 0,652 0,669 0,672 0,674 –1 0 1,20 1,21 0,79
106 Gabun 0,522 0,605 0,621 0,648 0,664 0,670 0,674 0 0 0,83 0,52 0,75
107 Paraguay 0,544 0,572 0,612 0,635 0,651 0,662 0,665 1 0 0,65 0,71 0,76
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 0,507 0,560 0,612 0,649 0,656 0,660 0,663 –3 0 0,87 0,81 0,73
109 Malediven .. .. 0,576 0,619 0,650 0,658 0,661 2 0 .. .. 1,27
110 Mongalei .. 0,540 0,555 0,611 0,642 0,647 0,653 4 0 .. 0,91 1,49
111 Moldau, Republik .. .. 0,586 0,631 0,638 0,644 0,649 –2 0 .. .. 0,92
112 Philippinen 0,550 0,571 0,602 0,622 0,636 0,641 0,644 1 1 0,51 0,58 0,62
113 Ägypten 0,406 0,497 0,585 0,611 0,638 0,644 0,644 2 –1 1,50 1,24 0,88
114 Bes. Palästinensisches Geb. .. .. .. .. .. 0,640 0,641 .. 0 .. .. ..
115 Usbekistan .. .. .. 0,611 0,631 0,636 0,641 2 0 .. .. ..
116 Mikronesien, Föd. Staaten von .. .. .. 0,633 0,635 0,635 0,636 –5 0 .. .. ..
117 Guyana 0,501 0,489 0,579 0,606 0,624 0,629 0,633 1 2 0,76 1,23 0,81
118 Botsuana 0,446 0,594 0,585 0,601 0,626 0,631 0,633 1 –1 1,14 0,30 0,71
119 Syrien, Arabische Rep. 0,497 0,548 0,583 0,621 0,630 0,631 0,632 –6 –1 0,78 0,68 0,73
120 Namibia .. 0,564 0,577 0,593 0,617 0,622 0,625 2 1 .. 0,49 0,72
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1980 1990 2000 2005 2009 2010 2011 2006–2011 2010–2011 1980–2011 1990–2011 2000–2011
121 Honduras 0,451 0,513 0,569 0,597 0,619 0,623 0,625 –1 –1 1,06 0,94 0,86
122 Kiribati .. .. .. .. .. 0,621 0,624 .. 0 .. .. ..
123 Südafrika 0,564 0,615 0,616 0,599 0,610 0,615 0,619 –1 1 0,30 0,03 0,05
124 Indonesien 0,423 0,481 0,543 0,572 0,607 0,613 0,617 2 1 1,23 1,19 1,17
125 Vanuatu .. .. .. .. .. 0,615 0,617 .. –2 .. .. ..
126 Kirgistan .. .. 0,577 0,595 0,611 0,611 0,615 –1 0 .. .. 0,59
127 Tadschikistan .. .. 0,527 0,575 0,600 0,604 0,607 –1 0 .. .. 1,30
128 Vietnam .. 0,435 0,528 0,561 0,584 0,590 0,593 1 0 .. 1,50 1,06
129 Nicaragua 0,457 0,473 0,533 0,566 0,582 0,587 0,589 –1 0 0,83 1,05 0,92
130 Marokko 0,364 0,435 0,507 0,552 0,575 0,579 0,582 0 0 1,52 1,39 1,26
131 Guatemala 0,428 0,462 0,525 0,550 0,569 0,573 0,574 2 0 0,95 1,04 0,81
132 Irak .. .. .. 0,552 0,565 0,567 0,573 –1 0 .. .. ..
133 Kap Verde .. .. 0,523 0,543 0,564 0,566 0,568 –1 0 .. .. 0,75
134 Indien 0,344 0,410 0,461 0,504 0,535 0,542 0,547 1 0 1,51 1,38 1,56
135 Ghana 0,385 0,418 0,451 0,484 0,527 0,533 0,541 5 1 1,10 1,23 1,66
136 Äquatorialguinea .. .. 0,488 0,516 0,534 0,534 0,537 –2 –1 .. .. 0,88
137 Kongo 0,465 0,502 0,478 0,506 0,523 0,528 0,533 0 0 0,44 0,28 0,99
138 Laos, Dem. Volksrep. .. 0,376 0,448 0,484 0,514 0,520 0,524 3 1 .. 1,59 1,44
139 Kambodscha .. .. 0,438 0,491 0,513 0,518 0,523 –1 2 .. .. 1,62
140 Swasiland .. 0,526 0,492 0,493 0,515 0,520 0,522 –1 –2 .. –0,03 0,54
141 Bhutan .. .. .. .. .. 0,518 0,522 .. –1 .. .. ..
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
142 Salomonen .. .. 0,479 0,502 0,504 0,507 0,510 –5 0 .. .. 0,58
143 Kenia 0,420 0,456 0,443 0,467 0,499 0,505 0,509 2 1 0,62 0,52 1,27
144 São Tomé und Príncipe .. .. .. 0,483 0,503 0,506 0,509 –1 –1 .. .. ..
145 Pakistan 0,359 0,399 0,436 0,480 0,499 0,503 0,504 –1 0 1,10 1,12 1,33
146 Bangladesch 0,303 0,352 0,422 0,462 0,491 0,496 0,500 1 0 1,63 1,69 1,55
147 Timor-Leste .. .. 0,404 0,448 0,487 0,491 0,495 1 0 .. .. 1,86
148 Angola .. .. 0,384 0,445 0,481 0,482 0,486 1 0 .. .. 2,18
149 Myanmar 0,279 0,298 0,380 0,436 0,474 0,479 0,483 2 1 1,78 2,32 2,21
150 Kamerun 0,370 0,427 0,427 0,449 0,475 0,479 0,482 0 1 0,85 0,58 1,11
151 Madagaskar .. .. 0,427 0,465 0,483 0,481 0,480 –5 –2 .. .. 1,07
152 Tansania, Vereinigte Rep. .. 0,352 0,364 0,420 0,454 0,461 0,466 7 1 .. 1,35 2,27
153 Papua-Neuguinea 0,313 0,368 0,423 0,435 0,457 0,462 0,466 1 –1 1,29 1,12 0,87
154 Jemen .. .. 0,374 0,422 0,452 0,460 0,462 4 0 .. .. 1,93
155 Senegal 0,317 0,365 0,399 0,432 0,453 0,457 0,459 –2 0 1,20 1,10 1,28
156 Nigeria .. .. .. 0,429 0,449 0,454 0,459 –4 1 .. .. ..
157 Nepal 0,242 0,340 0,398 0,424 0,449 0,455 0,458 0 –1 2,08 1,43 1,30
158 Haiti 0,332 0,397 0,421 0,429 0,449 0,449 0,454 –2 1 1,02 0,64 0,68
159 Mauretanien 0,332 0,353 0,410 0,432 0,447 0,451 0,453 –4 –1 1,01 1,20 0,92
160 Lesotho 0,418 0,470 0,427 0,417 0,440 0,446 0,450 1 0 0,24 –0,22 0,47
161 Uganda .. 0,299 0,372 0,401 0,438 0,442 0,446 3 0 .. 1,93 1,65
162 Togo 0,347 0,368 0,408 0,419 0,429 0,433 0,435 0 0 0,73 0,80 0,58
163 Komoren .. .. .. 0,428 0,430 0,431 0,433 –3 0 .. .. ..
164 Sambia 0,401 0,394 0,371 0,394 0,419 0,425 0,430 2 1 0,23 0,42 1,37
165 Dschibuti .. .. .. 0,402 0,425 0,427 0,430 0 –1 .. .. ..
166 Ruanda 0,275 0,232 0,313 0,376 0,419 0,425 0,429 2 0 1,44 2,97 2,92
167 Benin 0,252 0,316 0,378 0,409 0,422 0,425 0,427 –4 0 1,71 1,44 1,10
168 Gambia 0,272 0,317 0,360 0,384 0,413 0,418 0,420 –1 0 1,41 1,35 1,41
169 Sudan 0,264 0,298 0,357 0,383 0,403 0,406 0,408 0 0 1,41 1,52 1,23
170 Côte d'Ivoire 0,347 0,361 0,374 0,383 0,397 0,401 0,400 0 0 0,45 0,50 0,61
171 Malawi 0,270 0,291 0,343 0,351 0,387 0,395 0,400 0 0 1,27 1,52 1,41
172 Afghanistan 0,198 0,246 0,230 0,340 0,387 0,394 0,398 0 0 2,28 2,32 5,10
173 Simbabwe 0,366 0,425 0,372 0,347 0,349 0,364 0,376 0 0 0,09 –0,58 0,11
174 Äthiopien .. .. 0,274 0,313 0,353 0,358 0,363 2 0 .. .. 2,57
175 Mali 0,174 0,204 0,275 0,319 0,352 0,356 0,359 2 0 2,37 2,74 2,47
176 Guinea-Bissau .. .. .. 0,340 0,348 0,351 0,353 –2 0 .. .. ..
177 Eritrea .. .. .. .. .. 0,345 0,349 .. 0 .. .. ..
178 Guinea .. .. .. 0,326 0,341 0,342 0,344 –2 0 .. .. ..
179 Zentralafrikanische Rep. 0,283 0,310 0,306 0,311 0,334 0,339 0,343 0 0 0,62 0,48 1,05
180 Sierra Leone 0,248 0,241 0,252 0,306 0,329 0,334 0,336 0 0 0,99 1,61 2,65
181 Burkina Faso .. .. .. 0,302 0,326 0,329 0,331 1 0 .. .. ..
182 Liberia 0,335 .. 0,306 0,300 0,320 0,325 0,329 1 1 –0,06 .. 0,64
183 Tschad .. .. 0,286 0,312 0,323 0,326 0,328 –2 –1 .. .. 1,26
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184 Mosambik .. 0,200 0,245 0,285 0,312 0,317 0,322 0 0 .. 2,28 2,49
185 Burundi 0,200 0,250 0,245 0,267 0,308 0,313 0,316 0 0 1,49 1,12 2,33
186 Niger 0,177 0,193 0,229 0,265 0,285 0,293 0,295 0 0 1,67 2,05 2,33
187 Kongo, Demokratische Republik 0,282 0,289 0,224 0,260 0,277 0,282 0,286 0 0 0,05 –0,04 2,25
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 0,766 0,810 0,858 0,876 0,885 0,888 0,889 — — 0,48 0,44 0,33
Hohe menschliche Entwicklung 0,614 b 0,648 b 0,687 0,716 0,734 0,739 0,741 — — 0,61 0,64 0,70
Mittlere menschliche Entwicklung 0,420 b 0,480 0,548 0,587 0,618 0,625 0,630 — — 1,31 1,30 1,28
Niedrige menschliche Entwicklung 0,316 0,347 0,383 0,422 0,448 0,453 0,456 — — 1,19 1,31 1,59
Regionen
Arabische Staaten 0,444 0,516 0,578 0,609 0,634 0,639 0,641 — — 1,19 1,04 0,94
Ostasien und Pazifik 0,428 b 0,498 b 0,581 0,622 0,658 0,666 0,671 — — 1,46 1,43 1,31
Europa und Zentralasien 0,644 b 0,680 b 0,695 0,728 0,744 0,748 0,751 — — 0,50 0,47 0,71
Lateinamerika und Karibik 0,582 0,624 0,680 0,703 0,722 0,728 0,731 — — 0,73 0,76 0,66
Südasien 0,356 0,418 0,468 0,510 0,538 0,545 0,548 — — 1,40 1,31 1,45
Afrika südlich der Sahara 0,365 0,383 0,401 0,431 0,456 0,460 0,463 — — 0,77 0,90 1,31
Am wenigsten entwickelte Länder 0,288 b 0,320 b 0,363 0,401 0,431 0,435 0,439 — — 1,37 1,51 1,73
Kleine Inselentwicklungsländer 0,529 b 0,565 b 0,596 b 0,616 0,635 0,638 0,640 — — 0,62 0,59 0,65
Welt 0,558 b 0,594 0,634 0,660 0,676 0,679 0,682 — — 0,65 0,66 0,66
HINWEISE 
a. Ein positiver Wert zeigt eine Rangverbesserung an. 
b.  Auf der Grundlage von weniger als der Hälfte der Länder in der Gruppe oder Region.
DEFINITION
Index der menschlichen Entwicklung (HDI):  Ein zusammengesetzter Index, der die durchschnittlich 
erzielten Fortschritte bei drei grundlegenden Dimensionen menschlicher Entwicklung misst: einem langen 
und gesunden Leben, Wissen und einem angemessenen Lebensstandard. Detaillierte Informationen zur 
Berechnung des Indexes enthält die Technische Erläuterung 1.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalten 1–7: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von Daten von UNDESA (2011), Barro und Lee 
(2010b), UNESCO Institute for Statistics (2011), World Bank (2011a), UNSD (2011) und IMF (2011).


































änderunga Wert Abzug (%) Wert Abzug (%) Wert Abzug (%)
2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2000–2011b 2000–2011b
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
1 Norwegen 0,943 0,890 5,6 0 0,928 3,7 0,964 2,2 0,789 10,6 3,9 25,8
2 Australien 0,929 0,856 7,9 0 0,931 4,7 0,964 1,7 0,698 16,6 7,0 ..
3 Niederlande 0,910 0,846 7,0 –1 0,917 4,3 0,895 3,9 0,739 12,5 5,1 ..
4 Vereinigte Staaten 0,910 0,771 15,3 –19 0,863 6,6 0,905 3,7 0,587 32,4 8,5 40,8
5 Neuseeland 0,908 .. .. .. 0,907 5,2 .. .. .. .. 6,8 ..
6 Kanada 0,908 0,829 8,7 –7 0,914 5,0 0,897 3,2 0,696 17,1 5,5 32,6
7 Irland 0,908 0,843 7,2 0 0,915 4,3 0,933 3,2 0,701 13,8 5,7 34,3
8 Liechtenstein 0,905 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
9 Deutschland 0,905 0,842 6,9 0 0,915 4,0 0,911 1,8 0,717 14,5 4,3 28,3
10 Schweden 0,904 0,851 5,9 5 0,937 3,3 0,869 3,9 0,756 10,3 4,0 25,0
11 Schweiz 0,903 0,840 7,0 0 0,943 4,1 0,854 2,0 0,735 14,3 5,4 33,7
12 Japan 0,901 .. .. .. 0,965 3,5 .. .. .. .. 3,4 ..
13 Hongkong, China (SAR) 0,898 .. .. .. 0,961 2,9 .. .. .. .. 9,6 43,4
14 Island 0,898 0,845 5,9 5 0,945 3,0 0,888 2,6 0,718 11,8 .. ..
15 Korea, Republik 0,897 0,749 16,5 –17 0,916 4,3 0,696 25,5 0,659 18,4 4,7 ..
16 Dänemark 0,895 0,842 6,0 4 0,887 4,4 0,895 3,1 0,751 10,2 4,3 ..
17 Israel 0,888 0,779 12,3 –8 0,934 3,9 0,835 7,9 0,607 23,7 7,9 39,2
18 Belgien 0,886 0,819 7,6 –1 0,905 4,4 0,825 6,5 0,735 11,7 4,9 33,0
19 Österreich 0,885 0,820 7,4 1 0,920 4,2 0,838 2,4 0,715 15,1 4,4 29,1
20 Frankreich 0,884 0,804 9,1 0 0,930 4,2 0,791 9,1 0,705 13,9 5,6 ..
21 Slowenien 0,884 0,837 5,3 7 0,898 4,1 0,904 3,1 0,723 8,5 4,8 31,2
22 Finnland 0,882 0,833 5,6 7 0,909 3,9 0,858 2,1 0,740 10,6 3,8 26,9
23 Spanien 0,878 0,799 8,9 2 0,929 4,1 0,826 5,5 0,666 16,7 6,0 34,7
24 Italien 0,874 0,779 10,9 –2 0,938 3,9 0,758 11,4 0,665 16,8 6,5 36,0
25 Luxemburg 0,867 0,799 7,8 3 0,913 3,5 0,724 6,2 0,771 13,5 .. ..
26 Singapur 0,866 .. .. .. 0,936 2,9 .. .. .. .. 9,8 ..
27 Tschechische Republik 0,865 0,821 5,0 9 0,874 3,9 0,912 1,3 0,695 9,6 3,5 ..
28 Vereinigtes Königreich 0,863 0,791 8,4 4 0,903 4,8 0,797 2,2 0,688 17,3 7,2 ..
29 Griechenland 0,861 0,756 12,2 –2 0,900 4,8 0,738 14,3 0,649 17,1 6,2 34,3
30 Vereinigte Arabische Emirate 0,846 .. .. .. 0,836 6,3 .. .. .. .. .. ..
31 Zypern 0,840 0,755 10,1 –2 0,901 4,1 0,678 15,0 0,704 10,9 .. ..
32 Andorra 0,838 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
33 Brunei Darussalam 0,838 .. .. .. 0,862 5,8 .. .. .. .. .. ..
34 Estland 0,835 0,769 7,9 2 0,813 6,0 0,891 2,7 0,627 14,5 6,3 36,0
35 Slowakei 0,834 0,787 5,7 7 0,825 5,7 0,861 1,6 0,686 9,6 4,0 ..
36 Malta 0,832 .. .. .. 0,892 5,1 .. .. .. .. .. ..
37 Katar 0,831 .. .. .. 0,854 7,2 .. .. .. .. 13,3 41,1
38 Ungarn 0,816 0,759 7,0 3 0,809 5,7 0,831 4,0 0,650 11,2 4,8 31,2
39 Polen 0,813 0,734 9,7 0 0,834 5,8 0,768 6,6 0,619 16,3 5,6 34,2
40 Litauen 0,810 0,730 9,8 0 0,765 7,2 0,847 4,1 0,601 17,5 6,7 37,6
41 Portugal 0,809 0,726 10,2 0 0,893 4,9 0,697 5,6 0,616 19,3 7,9 ..
42 Bahrain 0,806 .. .. .. 0,815 6,2 .. .. .. .. .. ..
43 Lettland 0,805 0,717 10,9 –1 0,782 7,1 0,840 3,8 0,561 21,0 6,3 35,7
44 Chile 0,805 0,652 19,0 –11 0,871 6,6 0,688 13,7 0,462 34,1 3,6 52,1
45 Argentinien 0,797 0,641 19,5 –13 0,796 9,7 0,708 12,1 0,468 34,4 12,3 45,8
46 Kroatien 0,796 0,675 15,1 –3 0,844 5,5 0,697 10,4 0,523 27,8 5,2 33,7
47 Barbados 0,793 .. .. .. 0,814 9,2 .. .. .. .. .. ..
HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
48 Uruguay 0,783 0,654 16,4 –7 0,815 9,3 0,681 10,8 0,505 27,8 8,7 42,4
49 Palau 0,782 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
50 Rumänien 0,781 0,683 12,6 1 0,770 9,6 0,789 5,0 0,524 22,2 4,9 31,2
51 Kuba 0,776 .. .. .. 0,883 5,4 .. .. .. .. .. ..
52 Seychellen 0,773 .. .. .. .. .. .. .. .. .. 2,7 19,0
53 Bahamas 0,771 0,658 14,7 –3 0,782 10,9 0,618 7,9 0,588 24,5 .. ..
54 Montenegro 0,771 0,718 6,9 7 0,803 6,8 0,782 2,5 0,589 11,3 4,6 30,0
55 Bulgarien 0,771 0,683 11,4 3 0,776 7,8 0,754 5,9 0,543 19,9 10,2 45,3
56 Saudi-Arabien 0,770 .. .. .. 0,753 11,5 .. .. .. .. .. ..
57 Mexiko 0,770 0,589 23,5 –15 0,801 10,9 0,567 21,9 0,451 35,6 14,4 51,7
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änderunga Wert Abzug (%) Wert Abzug (%) Wert Abzug (%)
2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2000–2011b 2000–2011b
58 Panama 0,768 0,579 24,6 –15 0,776 12,4 0,611 17,8 0,410 40,5 15,8 52,3
59 Serbien 0,766 0,694 9,5 9 0,788 8,3 0,712 9,9 0,595 10,3 4,1 28,2
60 Antigua und Barbuda 0,764 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
61 Malaysia 0,761 .. .. .. 0,798 6,7 .. .. .. 0,0 11,4 46,2
62 Trinidad und Tobago 0,760 0,644 15,3 –2 0,659 16,6 0,665 6,6 0,610 21,9 8,3 ..
63 Kuwait 0,760 .. .. .. 0,803 6,7 .. .. .. .. .. ..
64 Libyen 0,760 .. .. .. 0,781 9,7 .. .. .. .. .. ..
65 Belarus 0,756 0,693 8,3 10 0,736 7,4 0,735 5,4 0,617 12,1 4,0 27,2
66 Russische Föderation 0,755 0,670 11,3 7 0,687 10,8 0,696 11,2 0,628 11,9 8,2 42,3
67 Grenada 0,748 .. .. .. 0,798 9,6 .. .. .. .. .. ..
68 Kasachstan 0,745 0,656 11,9 5 0,621 16,2 0,790 5,3 0,576 13,8 4,6 30,9
69 Costa Rica 0,744 0,591 20,5 –7 0,863 7,8 0,543 17,7 0,442 33,7 13,2 50,3
70 Albanien 0,739 0,637 13,9 0 0,797 11,2 0,635 11,9 0,510 18,3 5,3 34,5
71 Albanien 0,739 0,570 22,8 –9 0,718 13,5 0,528 24,1 0,489 30,0 .. ..
72 Saint Kitts und Nevis 0,735 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
73 Venezuela, Bolivarische Republik 0,735 0,540 26,6 –16 0,753 12,2 0,567 18,1 0,368 44,9 10,0 43,5
74 Bosnien und Herzegowina 0,733 0,649 11,6 7 0,794 9,6 0,685 5,2 0,502 19,3 6,4 36,2
75 Georgien 0,733 0,630 14,1 2 0,720 15,1 0,812 3,3 0,428 22,7 8,9 41,3
76 Ukraine 0,729 0,662 9,2 14 0,684 10,5 0,806 6,1 0,526 10,9 3,9 27,5
77 Mauritius 0,728 0,631 13,3 5 0,760 9,8 0,570 13,5 0,581 16,6 .. ..
78 Mazedonien, ehem. jugosl. Rep. 0,728 0,609 16,4 2 0,784 9,4 0,574 17,5 0,502 21,8 9,3 44,2
79 Jamaika 0,727 0,610 16,2 4 0,710 15,3 0,704 8,3 0,454 24,1 9,8 45,5
80 Peru 0,725 0,557 23,2 –5 0,726 14,8 0,535 24,0 0,444 30,0 13,5 48,0
81 Dominica 0,724 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
82 St. Lucia 0,723 .. .. .. 0,773 10,4 .. .. .. .. .. 42,6
83 Ecuador 0,720 0,535 25,8 –10 0,753 14,1 0,535 22,1 0,379 38,8 12,8 49,0
84 Brasilien 0,718 0,519 27,7 –13 0,723 14,4 0,492 25,7 0,392 40,7 17,6 53,9
85 St. Vincent und die Grenadinen 0,717 .. .. .. 0,710 14,0 .. .. .. .. .. ..
86 Armenien 0,716 0,639 10,8 13 0,728 14,9 0,710 6,5 0,504 10,8 4,5 30,9
87 Kolumbien 0,710 0,479 32,5 –24 0,731 13,7 0,515 22,8 0,292 53,9 24,8 58,5
88 Iran, Islamische Rep. 0,707 .. .. .. 0,701 16,1 .. .. .. .. 7,0 38,3
89 Oman 0,705 .. .. .. 0,776 7,2 .. .. .. .. .. ..
90 Tonga 0,704 .. .. .. 0,712 13,8 .. .. .. .. .. ..
91 Aserbaidschan 0,700 0,620 11,4 11 0,636 20,6 0,615 8,3 0,610 4,5 5,3 33,7
92 Türkei 0,699 0,542 22,5 –2 0,742 12,8 0,423 27,4 0,506 26,5 8,0 39,7
93 Belize 0,699 .. .. .. 0,776 12,2 .. .. .. .. 17,2 ..
94 Tunesien 0,698 0,523 25,2 –7 0,751 12,6 0,396 38,7 0,480 21,8 8,0 40,8
MITTLERE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
95 Jordanien 0,698 0,565 19,0 5 0,732 13,1 0,551 22,4 0,449 21,1 6,3 37,7
96 Algerien 0,698 .. .. .. 0,716 14,5 .. .. .. .. 6,1 ..
97 Sri Lanka 0,691 0,579 16,2 9 0,785 9,4 0,558 17,9 0,442 20,8 6,9 40,3
98 Dominikanische Republik 0,689 0,510 25,9 –9 0,707 16,0 0,451 26,8 0,417 33,8 12,2 48,4
99 Samoa 0,688 .. .. .. 0,717 13,4 .. .. .. .. .. ..
100 Fidschi 0,688 .. .. .. 0,676 13,0 .. .. .. .. .. ..
101 China 0,687 0,534 22,3 –1 0,730 13,5 0,478 23,2 0,436 29,5 8,4 41,5
102 Turkmenistan 0,686 .. .. .. 0,520 26,7 .. .. .. .. 7,9 ..
103 Thailand 0,682 0,537 21,3 2 0,768 10,1 0,490 18,0 0,411 34,0 15,0 53,6
104 Suriname 0,680 0,518 23,8 –3 0,678 15,0 0,508 20,1 0,403 34,9 .. 52,8
105 El Salvador 0,674 0,495 26,6 –11 0,698 15,2 0,431 32,4 0,403 31,1 12,1 46,9
106 Gabun 0,674 0,543 19,5 8 0,486 27,8 0,612 7,3 0,536 22,1 7,9 41,5
107 Paraguay 0,665 0,505 24,0 –4 0,680 17,8 0,515 19,8 0,368 33,4 14,9 52,0
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 0,663 0,437 34,1 –12 0,550 25,1 0,542 27,6 0,280 47,2 21,8 57,3
109 Malediven 0,661 0,495 25,2 –6 0,832 7,3 0,334 41,2 0,436 23,2 6,8 37,4
110 Mongalei 0,653 0,563 13,8 15 0,622 18,8 0,680 5,8 0,422 16,4 6,2 36,5
111 Moldau, Republik 0,649 0,569 12,2 18 0,691 11,2 0,673 6,1 0,397 18,9 6,7 38,0
112 Philippinen 0,644 0,516 19,9 4 0,652 15,2 0,592 13,5 0,356 30,0 9,0 44,0
113 Ägypten 0,644 0,489 24,1 –5 0,723 13,9 0,331 40,9 0,487 14,2 4,6 32,1
114 Bes. Palästinensisches Geb. 0,641 .. .. .. 0,725 13,1 .. .. .. .. .. ..
115 Usbekistan 0,641 0,544 15,1 17 0,577 24,3 0,701 1,4 0,399 17,9 6,2 36,7
116 Mikronesien, Föd. Staaten von 0,636 0,390 38,6 –12 0,624 19,2 0,534 22,4 0,179 63,1 .. ..
117 Guyana 0,633 0,492 22,3 –1 0,616 21,7 0,574 11,7 0,337 32,1 .. 43,2
118 Botsuana 0,633 .. .. .. 0,396 24,3 .. .. .. .. 21,0 ..
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änderunga Wert Abzug (%) Wert Abzug (%) Wert Abzug (%)
2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2000–2011b 2000–2011b
119 Syrien, Arabische Rep. 0,632 0,503 20,4 4 0,793 10,0 0,366 31,5 0,439 18,3 5,7 35,8
120 Namibia 0,625 0,353 43,5 –14 0,528 21,1 0,445 27,8 0,187 68,3 52,2 ..
121 Honduras 0,625 0,427 31,7 –3 0,693 17,4 0,392 31,8 0,287 43,4 30,4 57,7
122 Kiribati 0,624 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
123 Südafrika 0,619 .. .. .. 0,370 28,4 0,558 20,8 .. .. 20,2 57,8
124 Indonesien 0,617 0,504 18,3 8 0,648 16,8 0,465 20,4 0,426 17,7 5,9 36,8
125 Vanuatu 0,617 .. .. .. 0,679 15,6 .. .. .. .. .. ..
126 Kirgistan 0,615 0,526 14,4 17 0,604 19,8 0,637 11,1 0,379 12,2 4,9 33,4
127 Tadschikistan 0,607 0,500 17,6 8 0,546 27,2 0,638 9,4 0,360 15,3 4,2 29,4
128 Vietnam 0,593 0,510 14,0 14 0,754 13,4 0,417 17,1 0,423 11,4 6,2 37,6
129 Nicaragua 0,589 0,427 27,5 3 0,734 13,9 0,350 33,3 0,303 33,6 15,0 52,3
130 Marokko 0,582 0,409 29,7 2 0,685 16,7 0,242 45,8 0,412 23,0 7,4 40,9
131 Guatemala 0,574 0,393 31,6 1 0,657 18,6 0,280 36,1 0,329 38,5 17,0 53,7
132 Irak 0,573 .. .. .. 0,617 20,3 .. .. .. .. .. ..
133 Kap Verde 0,568 .. .. .. 0,746 12,7 0,295 30,7 .. .. .. 50,4
134 Indien 0,547 0,392 28,3 1 0,522 27,1 0,267 40,6 0,433 14,7 5,6 36,8
135 Ghana 0,541 0,367 32,2 –1 0,506 27,5 0,339 40,9 0,288 27,2 9,3 42,8
136 Äquatorialguinea 0,537 .. .. .. 0,268 45,4 0,303 29,2 .. .. .. ..
137 Kongo 0,533 0,367 31,1 –1 0,371 37,0 0,390 25,4 0,342 30,3 10,6 47,3
138 Laos, Dem. Volksrep. 0,524 0,405 22,8 6 0,586 21,7 0,300 30,5 0,376 15,5 5,9 36,7
139 Kambodscha 0,523 0,380 27,2 3 0,484 28,8 0,346 31,1 0,328 21,4 7,8 44,4
140 Swasiland 0,522 0,338 35,4 –4 0,295 35,0 0,406 29,8 0,322 40,9 12,4 50,7
141 Bhutan 0,522 .. .. .. 0,565 24,1 0,185 44,8 .. .. .. 46,7
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
142 Salomonen 0,510 .. .. .. 0,599 20,7 .. .. .. .. .. ..
143 Kenia 0,509 0,338 33,6 –2 0,386 34,1 0,403 30,7 0,248 36,0 11,3 47,7
144 São Tomé und Príncipe 0,509 0,348 31,5 1 0,502 28,8 0,365 19,1 0,231 44,2 10,8 50,8
145 Pakistan 0,504 0,346 31,4 1 0,485 32,3 0,207 46,4 0,413 11,0 4,7 32,7
146 Bangladesch 0,500 0,363 27,4 5 0,593 23,2 0,252 39,4 0,321 17,7 4,3 31,0
147 Timor-Leste 0,495 0,332 32,9 –1 0,468 30,2 0,195 47,4 0,401 17,8 4,6 31,9
148 Angola 0,486 .. .. .. 0,264 46,1 .. .. 0,278 50,0 31,0 58,6
149 Myanmar 0,483 .. .. .. 0,533 25,3 .. .. .. .. .. ..
150 Kamerun 0,482 0,321 33,4 –2 0,284 43,0 0,336 35,3 0,345 19,9 9,1 44,6
151 Madagaskar 0,480 0,332 30,7 2 0,548 25,6 0,347 30,1 0,193 36,1 8,6 47,2
152 Tansania, Vereinigte Rep. 0,466 0,332 28,8 1 0,407 32,4 0,305 32,8 0,294 20,6 6,6 37,6
153 Papua-Neuguinea 0,466 .. .. .. 0,505 25,2 .. .. .. .. 12,5 ..
154 Jemen 0,462 0,312 32,3 0 0,537 25,1 0,155 49,8 0,365 17,6 6,3 37,7
155 Senegal 0,459 0,304 33,8 0 0,430 30,7 0,211 45,1 0,309 23,9 7,4 39,2
156 Nigeria 0,459 0,278 39,3 –6 0,283 43,8 0,247 44,2 0,309 28,8 9,5 42,9
157 Nepal 0,458 0,301 34,3 0 0,620 19,5 0,201 43,6 0,220 37,4 8,9 47,3
158 Haiti 0,454 0,271 40,2 –9 0,459 30,9 0,241 40,7 0,180 47,9 25,2 59,5
159 Mauretanien 0,453 0,298 34,2 1 0,389 36,2 0,208 43,2 0,329 21,5 7,4 39,0
160 Lesotho 0,450 0,288 35,9 –1 0,292 34,3 0,384 24,3 0,213 47,0 18,8 52,5
161 Uganda 0,446 0,296 33,6 2 0,328 39,1 0,322 32,2 0,246 29,1 8,7 44,3
162 Togo 0,435 0,289 33,5 2 0,367 37,2 0,277 41,5 0,238 20,0 8,7 34,4
163 Komoren 0,433 .. .. .. 0,437 32,6 0,193 47,4 .. .. .. 64,3
164 Sambia 0,430 0,303 29,5 7 0,266 41,9 0,366 23,8 0,287 20,8 15,3 50,7
165 Dschibuti 0,430 0,275 35,9 0 0,377 36,9 0,156 47,0 0,355 21,3 .. 39,9
166 Ruanda 0,429 0,276 35,7 2 0,328 41,3 0,282 30,7 0,228 34,5 13,9 53,1
167 Benin 0,427 0,274 35,8 1 0,340 40,3 0,212 42,0 0,286 23,6 6,7 38,6
168 Gambia 0,420 .. .. .. 0,402 33,9 .. .. .. .. 11,0 47,3
169 Sudan 0,408 .. .. .. 0,438 33,0 .. .. .. .. .. ..
170 Côte d'Ivoire 0,400 0,246 38,6 –3 0,347 37,8 0,173 43,2 0,247 34,4 11,0 46,1
171 Malawi 0,400 0,272 32,0 2 0,324 39,9 0,267 34,7 0,232 19,7 6,6 39,0
172 Afghanistan 0,398 .. .. .. 0,222 50,9 0,223 39,3 .. .. .. ..
173 Simbabwe 0,376 0,268 28,7 1 0,343 30,6 0,452 20,1 0,124 34,5 12,1 ..
174 Äthiopien 0,363 0,247 31,9 1 0,400 35,4 0,146 38,2 0,258 20,8 4,2 29,8
175 Mali 0,359 .. .. .. 0,266 46,3 0,170 36,9 .. .. 7,1 39,0
176 Guinea-Bissau 0,353 0,207 41,4 –4 0,221 50,1 0,181 40,3 0,222 32,5 6,0 35,5
177 Eritrea 0,349 .. .. .. 0,481 26,6 .. .. .. .. .. ..
178 Guinea 0,344 0,211 38,8 –2 0,308 42,7 0,143 42,0 0,213 31,1 7,2 39,4
179 Zentralafrikanische Rep. 0,343 0,204 40,6 –3 0,242 46,0 0,174 45,9 0,201 28,1 9,5 43,6
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änderunga Wert Abzug (%) Wert Abzug (%) Wert Abzug (%)
2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2011 2000–2011b 2000–2011b
180 Sierra Leone 0,336 0,196 41,6 –3 0,240 45,3 0,160 47,4 0,197 31,0 8,1 42,5
181 Burkina Faso 0,331 0,215 35,1 3 0,326 41,7 0,117 37,3 0,260 25,3 6,7 39,6
182 Liberia 0,329 0,213 35,3 3 0,362 37,6 0,235 46,4 0,113 19,0 7,0 52,6
183 Tschad 0,328 0,196 40,1 –1 0,224 52,0 0,124 43,4 0,272 21,0 7,4 39,8
184 Mosambik 0,322 0,229 28,9 7 0,282 40,8 0,181 18,2 0,233 25,8 9,9 45,6
185 Burundi 0,316 .. .. .. 0,261 45,6 .. .. .. .. 4,8 33,3
186 Niger 0,295 0,195 34,2 0 0,314 42,6 0,107 39,5 0,218 17,9 5,2 34,0
187 Kongo, Demokratische Republik 0,286 0,172 39,9 0 0,224 50,0 0,245 31,2 0,093 36,8 9,2 44,4
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. .. .. .. .. 0,640 16,9 .. .. .. .. .. ..
Marshallinseln .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Monaco .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Nauru .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
San Marino .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Somalia .. .. .. .. 0,260 47,1 .. .. .. .. .. ..
Tuvalu .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 0,889 0,787 11,5 — 0,897 5,2 0,838 6,2 0,648 22,2 — —
Hohe menschliche Entwicklung 0,741 0,590 c 20,5 c — 0,734 12,4 0,580 c 18,9 c 0,482 28,2 c — —
Mittlere menschliche Entwicklung 0,630 0,480 23,7 — 0,633 19,2 0,396 29,4 0,441 22,3 — —
Niedrige menschliche Entwicklung 0,456 0,304 33,3 — 0,393 35,6 0,238 39,2 0,300 24,2 — —
Regionen
Arabische Staaten 0,641 0,472 c 26,4 c — 0,654 18,0 0,307 c 40,8 c 0,524 c 17,8 c — —
Ostasien und Pazifik 0,671 0,528 c 21,3 c — 0,709 14,3 0,477 c 21,9 c 0,435 c 26,8 c — —
Europa und Zentralasien 0,751 0,655 12,7 — 0,715 11,7 0,681 10,7 0,578 15,7 — —
Lateinamerika und Karibik 0,731 0,540 26,1 — 0,743 13,4 0,528 23,2 0,401 39,3 — —
Südasien 0,548 0,393 28,4 — 0,529 26,9 0,266 40,9 0,430 15,1 — —
Afrika südlich der Sahara 0,463 0,303 34,5 — 0,331 39,0 0,276 35,6 0,306 28,4 — —
Am wenigsten entwickelte Länder 0,439 0,296 32,4 — 0,403 34,7 0,233 36,8 0,277 25,3 — —
Kleine Inselentwicklungsländer 0,640 0,458 c 28,4 c — 0,633 19,1 0,417 c 29,6 c 0,364 c 35,6 c — —
Welt 0,682 0,525 23,0 — 0,637 19,0 0,450 26,2 0,506 23,4 — —
HINWEISE
a. Die Rangveränderung basiert auf den Ländern, für die der Ungleichheit einbeziehende Index der 
menschlichen Entwicklung berechnet wird.
b. Die Daten beziehen sich auf das jüngste verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum.  
c. Auf der Grundlage von weniger als der Hälfte der Länder in der Gruppe oder Region.
DEFINITIONEN
Index der menschlichen Entwicklung (HDI): Ein zusammengesetzter Index, der die durchschnittlich 
erzielten Fortschritte bei drei grundlegenden Dimensionen menschlicher Entwicklung misst: einem lan-
gen und gesunden Leben, Wissen und angemessenem Lebensstandard. Detaillierte Informationen zur 
Berechnung des Indexes enthält die Technische Erläuterung 1. 
Ungleichheit einbeziehender HDI (IHDI): HDI-Wert, korrigiert um Ungleichheiten bei den drei grundle-
genden Dimensionen menschlicher Entwicklung. Detaillierte Informationen zur Berechnung des IHDI 
enthält die Technische Erläuterung 2. 
Gesamtabzug: Aufgrund von Ungleichheit entgangene potenzielle menschliche Entwicklung, berechnet 
als prozentualer Unterschied zwischen HDI und IHDI. 
Ungleichheit einbeziehender Index der Lebenserwartung: Der HDI-Lebenserwartungsindex, korrigiert 
um Ungleichheit bei der Verteilung der voraussichtlichen Lebensdauer auf der Grundlage von Daten aus 
den in den Hauptdatenquellen genannten Lebenstafeln. 
Ungleichheit einbeziehender Bildungsindex: Der HDI-Bildungsindex, korrigiert um Ungleichheit bei 
der Verteilung der Schulbesuchsjahre auf der Grundlage von Daten aus den in den Hauptdatenquellen 
genannten Haushaltserhebungen. 
Ungleichheit einbeziehender Einkommensindex: Der HDI-Einkommensindex, korrigiert um Ungleichheit 
bei der Einkommensverteilung auf der Grundlage von Daten aus den in den Hauptdatenquellen genannten 
Haushaltserhebungen. 
Verhältnis der Einkommensquintile: Verhältnis des Durchschnittseinkommens der reichsten 20 Prozent 
der Bevölkerung zum Durchschnittseinkommen der ärmsten 20 Prozent der Bevölkerung. 
Gini-Koeffizient für Einkommen: Maß für die Abweichung der Verteilung des Einkommens (oder des Ver-
brauchs) auf Personen oder Haushalte innerhalb eines Landes von einer vollkommen gleichen Verteilung. 
Ein Wert von 0 bedeutet absolute Gleichheit, ein Wert von 100 absolute Ungleichheit.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalte 1: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von Daten von UNDESA (2011), Barro und Lee (2010b), 
UNESCO Institute for Statistics (2011), World Bank (2011a) und IMF (2011).
Spalte 2: Berechnet als geometrisches Mittel der Werte in den Spalten 5, 7 und 9 unter Verwendung der 
Methode in der Technischen Erläuterung 2.  
Spalte 3: Berechnet auf der Grundlage von Daten in den Spalten 1 und 2. 
Spalte 4: Berechnet auf der Grundlage des HDI-Rangs und der Daten in Spalte 2. 
Spalten 5, 7 und 9: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von Daten aus Lebenstafeln der UN-Hauptab-
teilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten, Luxembourg Income Study, EU-Eurostat-Erhebung 
über Einkommen und Lebensbedingungen, International Income Distribution Database der Weltbank, 
Multiple Indicator Cluster Surveys des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen, Demographic and 
Health Surveys von ICF Macro, World Health Survey der Weltgesundheitsorganisation sowie World 
Income Inequality Database des Weltforschungsinstituts für Entwicklungsökonomie der Universität der 
Vereinten Nationen unter Verwendung der Methode in der Technischen Erläuterung 2. Eine Aufstellung 
der Erhebungen und Erhebungsjahre, die für die einzelnen Indizes herangezogen wurden, findet sich 
unter http://hdr.undp.org. 
Spalte 6: Berechnet auf der Grundlage von Daten in Spalte 5 und des Lebenserwartungsindexes ohne 
Einbeziehung von Ungleichheit.
Spalte 8: Berechnet auf der Grundlage von Daten in Spalte 7 und des Bildungsindexes ohne Einbeziehung 
von Ungleichheit
Spalte 10: Berechnet auf der Grundlage von Daten in Spalte 9 und des Einkommensindexes ohne Ein-
beziehung von Ungleichheit.  
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Geburten (%)Rang Wert Weibl. Männl. Weibl. Männl.
2011 2011 2008 2011a 2011 2010 2010 2009 2009 2005–2009b 2005–2009b 2005–2009b 2011a
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
1 Norwegen 6 0,075 7 9,0 39,6 99,3 99,1 63,0 71,0 88,0 .. .. 2,0
2 Australien 18 0,136 8 16,5 28,3 95,1 97,2 58,4 72,2 71,0 100,0 100,0 2,0
3 Niederlande 2 0,052 9 5,1 37,8 86,3 89,2 59,5 72,9 69,0 .. 100,0 1,8
4 Vereinigte Staaten 47 0,299 24 41,2 16,8 c 95,3 94,5 58,4 71,9 73,0 .. 99,0 2,1
5 Neuseeland 32 0,195 14 30,9 33,6 71,6 73,5 61,8 75,7 75,0 95,0 100,0 2,1
6 Kanada 20 0,140 12 14,0 24,9 92,3 92,7 62,7 73,0 74,0 .. 98,0 1,7
7 Irland 33 0,203 3 17,5 11,1 82,3 81,5 54,4 73,0 89,0 .. 100,0 2,1
8 Liechtenstein .. .. .. 7,0 24,0 .. .. .. .. .. .. .. ..
9 Deutschland 7 0,085 7 7,9 31,7 91,3 92,8 53,1 66,8 75,0 .. .. 1,5
10 Schweden 1 0,049 5 6,0 45,0 87,9 87,1 60,6 69,2 .. .. .. 1,9
11 Schweiz 4 0,067 10 4,6 27,6 63,6 73,8 60,6 73,7 82,0 .. .. 1,5
12 Japan 14 0,123 6 5,0 13,6 80,0 82,3 47,9 71,8 54,0 .. 100,0 1,4
13 Hongkong, China (SAR) .. .. .. 3,2 .. 67,3 71,0 52,2 68,9 84,0 .. .. 1,1
14 Island 9 0,099 5 14,6 42,9 66,3 57,7 71,7 83,1 .. .. .. 2,1
15 Korea, Republik 11 0,111 18 2,3 14,7 79,4 91,7 50,1 72,0 80,0 .. 100,0 1,4
16 Dänemark 3 0,060 5 6,0 38,0 59,0 65,6 60,3 70,6 .. .. .. 1,9
17 Israel 22 0,145 7 14,0 19,2 78,9 77,2 51,9 62,5 .. .. .. 2,9
18 Belgien 12 0,114 5 14,2 38,5 75,7 79,8 46,7 60,8 75,0 .. .. 1,8
19 Österreich 16 0,131 5 12,8 28,3 67,3 85,9 53,2 68,1 51,0 100,0 100,0 1,4
20 Frankreich 10 0,106 8 7,2 20,0 79,6 84,6 50,5 62,2 71,0 99,0 99,0 2,0
21 Slowenien 28 0,175 18 5,0 10,8 60,6 d,e 81,9 d,e 52,8 65,4 74,0 98,0 100,0 1,5
22 Finnland 5 0,075 8 9,3 42,5 70,1 70,1 57,0 64,9 .. 100,0 100,0 1,9
23 Spanien 13 0,117 6 12,7 34,7 70,9 75,7 49,1 68,5 66,0 .. .. 1,5
24 Italien 15 0,124 5 6,7 20,3 67,8 78,9 38,4 60,6 60,0 .. .. 1,5
25 Luxemburg 26 0,169 17 10,1 20,0 66,4 73,9 48,0 63,3 .. .. 100,0 1,7
26 Singapur 8 0,086 9 4,8 23,4 57,3 64,7 53,7 75,6 62,0 .. 100,0 1,4
27 Tschechische Republik 17 0,136 8 11,1 21,0 85,5 87,6 48,8 67,6 72,0 99,0 100,0 1,5
28 Vereinigtes Königreich 34 0,209 12 29,6 21,0 68,8 67,8 55,3 69,5 84,0 .. 99,0 1,9
29 Griechenland 24 0,162 2 11,6 17,3 64,4 72,0 42,9 65,0 61,0 .. .. 1,5
30 Vereinigte Arabische Emirate 38 0,234 10 26,7 22,5 76,9 77,3 41,9 92,1 28,0 97,0 99,0 1,7
31 Zypern 21 0,141 10 6,6 12,5 61,8 73,2 54,3 70,8 .. .. .. 1,5
32 Andorra .. .. .. 8,4 53,6 49,3 d,e 49,5 d,e .. .. .. .. .. ..
33 Brunei Darussalam .. .. 21 25,1 .. 66,6 61,2 59,7 74,8 .. 100,0 99,0 2,0
34 Estland 30 0,194 12 22,7 19,8 94,4 94,6 54,8 69,0 70,0 .. 100,0 1,7
35 Slowakei 31 0,194 6 20,2 16,0 80,8 87,1 51,2 68,5 80,0 .. 100,0 1,4
36 Malta 42 0,272 8 17,3 8,7 64,4 73,5 31,6 67,5 86,0 .. 98,0 1,3
37 Katar 111 0,549 8 16,2 0,0 f 62,1 54,7 49,9 93,0 43,0 .. 99,0 2,2
38 Ungarn 39 0,237 13 16,5 9,1 93,2 96,7 42,5 58,8 77,0 .. 100,0 1,4
39 Polen 25 0,164 6 14,8 17,9 79,7 83,9 46,2 61,9 49,0 .. 100,0 1,4
40 Litauen 29 0,192 13 19,7 19,1 91,9 95,7 50,2 62,1 47,0 .. 100,0 1,5
41 Portugal 19 0,140 7 16,8 27,4 40,4 41,9 56,2 69,4 67,0 .. 100,0 1,3
42 Bahrain 44 0,288 19 14,9 15,0 74,4 80,4 32,4 85,0 62,0 97,0 98,0 2,4
43 Lettland 36 0,216 20 18,0 20,0 94,8 96,2 54,3 70,2 48,0 .. 100,0 1,5
44 Chile 68 0,374 26 58,3 13,9 67,3 69,8 41,8 73,4 58,0 95,0 100,0 1,8
45 Argentinien 67 0,372 70 56,9 37,8 57,0 54,9 52,4 78,4 78,0 99,0 95,0 2,2
46 Kroatien 27 0,170 14 13,5 23,5 57,4 72,3 46,3 60,3 .. .. 100,0 1,5
47 Barbados 65 0,364 64 42,6 19,6 89,5 87,6 65,8 78,0 55,0 100,0 100,0 1,6
HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
48 Uruguay 62 0,352 27 61,1 14,6 56,6 51,7 53,8 75,5 78,0 96,0 100,0 2,0
49 Palau .. .. .. 13,8 6,9 .. .. .. .. 21,0 100,0 100,0 ..
50 Rumänien 55 0,333 27 32,0 9,8 83,8 90,5 45,4 60,0 70,0 94,0 99,0 1,4
51 Kuba 58 0,337 53 45,2 43,2 73,9 80,4 40,9 66,9 78,0 100,0 100,0 1,5
52 Seychellen .. .. .. 51,3 23,5 41,2 d,e 45,4 d,e .. .. .. .. .. ..
53 Bahamas 54 0,332 49 31,8 17,9 48,5 d,e 54,5 d,e 68,3 78,7 45,0 98,0 99,0 1,9
54 Montenegro .. .. 15 18,2 11,1 79,7 d,e 69,5 d,e .. .. 39,0 97,0 99,0 g 1,6
55 Bulgarien 40 0,245 13 42,8 20,8 69,1 70,6 48,2 61,2 63,0 .. 100,0 1,6
56 Saudi-Arabien 135 0,646 24 11,6 0,0 f 50,3 57,9 21,2 79,8 24,0 90,0 91,0 2,6
57 Mexiko 79 0,448 85 70,6 25,5 55,8 61,9 43,2 80,6 73,0 94,0 93,0 2,2
Index der geschlechtsspezifischen Ungleichheit 
und verwandte Indikatoren
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Geburten (%)Rang Wert Weibl. Männl. Weibl. Männl.
2011 2011 2008 2011a 2011 2010 2010 2009 2009 2005–2009b 2005–2009b 2005–2009b 2011a
58 Panama 95 0,492 71 82,6 8,5 63,5 60,7 48,4 80,7 .. 72,0 92,0 2,4
59 Serbien .. .. 8 22,1 21,6 61,7 70,7 .. .. 41,0 98,0 99,0 g 1,6
60 Antigua und Barbuda .. .. .. 55,5 19,4 .. .. .. .. 53,0 100,0 100,0 ..
61 Malaysia 43 0,286 31 14,2 14,0 66,0 72,8 44,4 79,2 55,0 79,0 99,0 2,6
62 Trinidad und Tobago 53 0,331 55 34,7 27,4 67,6 66,6 55,1 78,1 43,0 96,0 98,0 1,6
63 Kuwait 37 0,229 9 13,8 7,7 52,2 43,9 45,4 82,5 52,0 95,0 98,0 2,3
64 Libyen 51 0,314 64 3,2 7,7 55,6 44,0 24,7 78,9 45,0 81,0 94,0 g 2,4
65 Belarus .. .. 15 22,1 32,1 .. .. 54,8 66,5 73,0 99,0 100,0 g 1,5
66 Russische Föderation 59 0,338 39 30,0 11,5 90,6 95,6 57,5 69,2 80,0 .. 100,0 1,5
67 Grenada .. .. .. 42,4 21,4 .. .. .. .. 54,0 100,0 99,0 2,2
68 Kasachstan 56 0,334 45 30,0 13,6 92,2 95,0 65,7 76,3 51,0 100,0 100,0 g 2,5
69 Costa Rica 64 0,361 44 65,6 38,6 54,4 52,8 45,1 79,9 80,0 90,0 99,0 1,8
70 Albanien 41 0,271 31 17,9 16,4 83,2 89,2 49,3 70,4 69,0 97,0 99,0 1,5
71 Albanien 76 0,440 26 16,2 3,1 32,4 33,3 22,3 71,5 58,0 96,0 98,0 1,8
72 Saint Kitts und Nevis .. .. .. 42,6 6,7 .. .. .. .. 54,0 100,0 100,0 ..
73 Venezuela, Bolivarische Republik 78 0,447 68 89,9 17,0 33,4 29,6 51,7 80,3 77,0 94,0 95,0 2,4
74 Bosnien und Herzegowina .. .. 9 16,4 15,8 .. .. 54,9 68,3 36,0 99,0 100,0 g 1,1
75 Georgien 73 0,418 48 44,7 6,5 63,8 d,e 58,9 d,e 55,1 73,8 47,0 96,0 98,0 1,5
76 Ukraine 57 0,335 26 30,8 8,0 91,5 96,1 52,0 65,4 67,0 99,0 99,0 1,5
77 Mauritius 63 0,353 36 35,4 18,8 45,2 52,9 40,8 74,8 76,0 .. 98,0 1,6
78 Mazedonien, ehem. jugosl. Rep. 23 0,151 9 22,0 32,5 55,6 d 40,2 d 42,9 65,2 14,0 94,0 100,0 g 1,4
79 Jamaika 81 0,450 89 77,3 16,0 74,0 71,1 56,1 74,0 69,0 91,0 97,0 g 2,3
80 Peru 72 0,415 98 54,7 27,5 h 57,6 76,1 58,2 76,0 73,0 94,0 83,0 g 2,4
81 Dominica .. .. .. 20,0 12,5 11,2 d,e 10,3 d,e .. .. 50,0 100,0 100,0 ..
82 St. Lucia .. .. .. 61,7 20,7 .. .. 51,0 75,8 47,0 99,0 100,0 1,9
83 Ecuador 85 0,469 140 82,8 32,3 44,2 45,8 47,1 77,7 73,0 84,0 98,0 g 2,4
84 Brasilien 80 0,449 58 75,6 9,6 48,8 46,3 60,1 81,9 81,0 97,0 97,0 1,8
85 St. Vincent und die Grenadinen .. .. .. 58,9 14,3 .. .. 56,0 78,8 48,0 100,0 99,0 2,0
86 Armenien 60 0,343 29 35,7 9,2 94,1 94,8 59,6 74,6 53,0 93,0 100,0 1,7
87 Kolumbien 91 0,482 85 74,3 13,8 48,0 47,6 40,7 77,6 78,0 94,0 96,0 g 2,3
88 Iran, Islamische Rep. 92 0,485 30 29,5 2,8 39,0 57,2 31,9 73,0 79,0 98,0 97,0 1,6
89 Oman 49 0,309 20 9,2 9,0 26,7 28,1 25,4 76,9 32,0 100,0 99,0 2,2
90 Tonga .. .. .. 22,3 3,6 i 84,0 87,8 54,6 74,7 23,0 .. 95,0 3,8
91 Aserbaidschan 50 0,314 38 33,8 16,0 65,4 d,e 61,9 d,e 59,5 66,8 51,0 77,0 88,0 g 2,2
92 Türkei 77 0,443 23 39,2 9,1 27,1 46,7 24,0 69,6 73,0 92,0 91,0 2,0
93 Belize 97 0,493 94 78,7 11,1 35,2 32,8 47,4 80,6 34,0 94,0 95,0 g 2,7
94 Tunesien 45 0,293 60 5,7 23,3 33,5 48,0 25,6 70,6 60,0 96,0 95,0 1,9
MITTLERE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
95 Jordanien 83 0,456 59 26,5 12,2 57,1 74,2 23,3 73,9 59,0 99,0 99,0 2,9
96 Algerien 71 0,412 120 7,3 7,0 36,3 49,3 37,2 79,6 61,0 89,0 95,0 2,1
97 Sri Lanka 74 0,419 39 23,6 5,3 56,0 57,6 34,2 75,1 68,0 99,0 99,0 2,2
98 Dominikanische Republik 90 0,480 100 108,7 19,1 49,7 41,8 50,5 79,8 73,0 99,0 98,0 2,5
99 Samoa .. .. .. 28,3 4,1 64,2 d,e 60,0 d,e 37,9 75,4 25,0 .. 100,0 3,8
100 Fidschi .. .. 26 45,2 .. 86,6 88,6 38,7 78,4 35,0 .. 99,0 2,6
101 China 35 0,209 38 8,4 21,3 54,8 70,4 67,4 79,7 85,0 91,0 99,0 1,6
102 Turkmenistan .. .. 77 19,5 16,8 .. .. 62,4 74,0 48,0 99,0 100,0 2,3
103 Thailand 69 0,382 48 43,3 14,0 25,6 33,7 65,5 80,7 77,0 98,0 97,0 1,5
104 Suriname .. .. 100 39,5 9,8 .. .. 38,5 66,0 46,0 90,0 90,0 g 2,3
105 El Salvador 93 0,487 110 82,7 19,0 40,5 47,5 45,9 76,7 73,0 94,0 96,0 2,2
106 Gabun 103 0,509 260 89,9 16,1 53,8 34,7 70,0 81,1 33,0 94,0 86,0 3,2
107 Paraguay 87 0,476 95 72,3 13,6 45,4 50,4 57,0 86,6 79,0 96,0 82,0 2,9
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 88 0,476 180 78,2 30,1 55,1 67,9 62,1 82,0 61,0 86,0 71,0 3,2
109 Malediven 52 0,320 37 12,2 6,5 31,3 37,3 57,1 77,0 39,0 81,0 84,0 1,7
110 Mongalei 70 0,410 65 20,8 3,9 83,0 81,8 67,8 78,2 55,0 100,0 99,0 2,5
111 Moldau, Republik 46 0,298 32 33,8 18,8 85,8 92,3 46,5 53,1 68,0 98,0 100,0 g 1,5
112 Philippinen 75 0,427 94 54,1 21,5 65,9 63,7 49,2 78,5 51,0 91,0 62,0 3,1
113 Ägypten .. .. 82 46,6 .. j 43,4 59,3 22,4 75,3 60,0 74,0 79,0 2,6
114 Bes. Palästinensisches Geb. .. .. .. 53,5 .. 36,5 d,e 29,0 d,e 16,5 68,4 50,0 99,0 99,0 4,3
115 Usbekistan .. .. 30 13,8 19,2 .. .. 58,4 71,0 65,0 99,0 100,0 g 2,3
116 Mikronesien, Föd. Staaten von .. .. .. 25,4 0,0 .. .. .. .. 45,0 .. 88,0 3,3
117 Guyana 106 0,511 270 68,3 30,0 42,6 43,7 44,7 81,2 43,0 92,0 92,0 g 2,2
118 Botsuana 102 0,507 190 52,1 7,9 73,6 77,5 72,3 80,9 53,0 94,0 95,0 g 2,6
119 Syrien, Arabische Rep. 86 0,474 46 42,8 12,4 24,7 24,1 21,1 79,5 58,0 84,0 93,0 g 2,8
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Geburten (%)Rang Wert Weibl. Männl. Weibl. Männl.
2011 2011 2008 2011a 2011 2010 2010 2009 2009 2005–2009b 2005–2009b 2005–2009b 2011a
120 Namibia 84 0,466 180 74,4 25,0 49,6 46,1 51,8 62,6 55,0 95,0 81,0 3,1
121 Honduras 105 0,511 110 93,1 18,0 31,9 36,3 40,1 80,2 65,0 92,0 67,0 g 3,0
122 Kiribati .. .. .. 22,2 4,3 .. .. .. .. 22,0 88,0 63,0 ..
123 Südafrika 94 0,490 410 59,2 42,7 66,3 68,0 47,0 63,4 60,0 92,0 91,0 2,4
124 Indonesien 100 0,505 240 45,1 18,0 24,2 31,1 52,0 86,0 57,0 93,0 75,0 g 2,1
125 Vanuatu .. .. .. 54,0 3,8 .. .. 79,3 88,3 38,0 84,0 74,0 3,8
126 Kirgistan 66 0,370 81 34,1 23,3 81,0 81,2 54,8 79,1 48,0 97,0 98,0 g 2,6
127 Tadschikistan 61 0,347 64 28,4 17,5 93,2 85,8 57,0 77,7 37,0 89,0 88,0 g 3,2
128 Vietnam 48 0,305 56 26,8 25,8 24,7 28,0 68,0 76,0 80,0 91,0 88,0 g 1,8
129 Nicaragua 101 0,506 100 112,7 20,7 30,8 44,7 47,1 78,4 72,0 90,0 74,0 2,5
130 Marokko 104 0,510 110 15,1 6,7 20,1 36,3 26,2 80,1 63,0 68,0 63,0 2,2
131 Guatemala 109 0,542 110 107,2 12,0 15,6 21,0 48,1 87,9 54,0 93,0 51,0 3,8
132 Irak 117 0,579 75 98,0 25,2 22,0 42,7 13,8 68,9 50,0 84,0 80,0 4,5
133 Kap Verde .. .. 94 81,6 20,8 .. .. 53,5 81,3 61,0 98,0 78,0 g 2,3
134 Indien 129 0,617 230 86,3 10,7 26,6 50,4 32,8 81,1 54,0 75,0 53,0 g 2,5
135 Ghana 122 0,598 350 71,1 8,3 33,9 83,1 73,8 75,2 24,0 90,0 57,0 4,0
136 Äquatorialguinea .. .. 280 122,9 10,0 .. .. 39,7 92,0 .. 86,0 65,0 g 5,0
137 Kongo 132 0,628 580 118,7 9,2 43,8 48,7 62,9 82,6 44,0 86,0 83,0 4,4
138 Laos, Dem. Volksrep. 107 0,513 580 39,0 25,0 22,9 36,8 77,7 78,9 38,0 35,0 20,0 g 2,5
139 Kambodscha 99 0,500 290 41,8 19,0 11,6 20,6 73,6 85,6 40,0 69,0 44,0 2,4
140 Swasiland 110 0,546 420 83,9 21,9 49,9 46,1 53,1 74,9 51,0 85,0 69,0 g 3,2
141 Bhutan 98 0,495 200 50,2 13,9 16,2 d,e 19,4 d,e 53,4 70,6 35,0 88,0 71,0 2,3
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
142 Salomonen .. .. 100 70,3 0,0 .. .. 24,2 50,0 27,0 74,0 70,0 4,0
143 Kenia 130 0,627 530 100,2 9,8 20,1 38,6 76,4 88,1 46,0 92,0 44,0 4,6
144 São Tomé und Príncipe .. .. .. 66,1 18,2 .. .. 44,5 76,0 38,0 98,0 82,0 3,5
145 Pakistan 115 0,573 260 31,6 21,0 23,5 46,8 21,7 84,9 30,0 61,0 39,0 g 3,2
146 Bangladesch 112 0,550 340 78,9 18,6 30,8 39,3 58,7 82,5 53,0 51,0 24,0 g 2,2
147 Timor-Leste .. .. 370 65,8 29,2 .. .. 58,9 82,8 22,0 61,0 18,0 5,9
148 Angola .. .. 610 171,1 38,6 .. .. 74,5 88,4 6,0 80,0 47,0 g 5,1
149 Myanmar 96 0,492 240 16,3 4,0 18,0 17,6 63,1 85,1 41,0 80,0 64,0 1,9
150 Kamerun 134 0,639 600 127,8 13,9 21,1 34,9 53,5 80,7 29,0 82,0 63,0 4,3
151 Madagaskar .. .. 440 134,3 12,1 .. .. 84,2 88,7 40,0 86,0 44,0 g 4,5
152 Tansania, Vereinigte Rep. 119 0,590 790 130,4 36,0 5,6 9,2 86,3 90,6 26,0 76,0 43,0 g 5,5
153 Papua-Neuguinea 140 0,674 250 66,9 0,9 12,4 24,4 71,6 74,2 32,0 79,0 53,0 3,8
154 Jemen 146 0,769 210 78,8 0,7 7,6 24,4 19,9 73,5 28,0 47,0 36,0 4,9
155 Senegal 114 0,566 410 105,9 29,6 10,9 19,4 64,8 88,6 12,0 87,0 52,0 g 4,6
156 Nigeria .. .. 840 118,3 7,3 .. .. 39,2 73,4 15,0 58,0 39,0 g 5,4
157 Nepal 113 0,558 380 103,4 33,2 17,9 39,9 63,3 80,3 48,0 44,0 19,0 2,6
158 Haiti 123 0,599 300 46,4 4,2 22,5 36,3 57,5 82,9 32,0 85,0 26,0 g 3,2
159 Mauretanien 126 0,605 550 79,2 19,2 8,0 20,8 59,0 81,0 9,0 75,0 61,0 g 4,4
160 Lesotho 108 0,532 530 73,5 22,9 24,3 20,3 70,8 77,7 47,0 92,0 62,0 g 3,1
161 Uganda 116 0,577 430 149,9 37,2 9,1 20,8 78,3 90,6 24,0 94,0 42,0 5,9
162 Togo 124 0,602 350 65,3 11,1 15,3 45,1 63,6 85,7 17,0 84,0 62,0 g 3,9
163 Komoren .. .. 340 58,0 3,0 .. .. 73,7 85,4 26,0 75,0 62,0 g 4,7
164 Sambia 131 0,627 470 146,8 14,0 25,7 44,2 59,5 79,2 41,0 94,0 47,0 g 6,3
165 Dschibuti .. .. 300 22,9 13,8 .. .. 61,5 78,7 23,0 92,0 93,0 g 3,6
166 Ruanda 82 0,453 540 38,7 50,9 7,4 8,0 86,7 85,1 36,0 96,0 52,0 g 5,3
167 Benin 133 0,634 410 111,7 8,4 11,3 25,9 67,4 77,9 17,0 84,0 74,0 g 5,1
168 Gambia 127 0,610 400 76,6 7,5 16,9 31,4 70,6 85,2 18,0 98,0 57,0 g 4,7
169 Sudan 128 0,611 750 61,9 24,2 12,8 18,2 30,8 73,9 8,0 64,0 49,0 g 4,2
170 Côte d'Ivoire 136 0,655 470 129,4 8,9 13,6 25,2 50,8 82,1 13,0 85,0 57,0 4,2
171 Malawi 120 0,594 510 119,2 20,8 10,4 20,4 75,0 78,8 41,0 92,0 54,0 6,0
172 Afghanistan 141 0,707 1,400 118,7 27,6 5,8 34,0 33,1 84,5 10,0 16,0 14,0 6,0
173 Simbabwe 118 0,583 790 64,6 17,9 48,8 62,0 60,0 74,3 65,0 93,0 60,0 3,1
174 Äthiopien .. .. 470 72,4 25,5 .. .. 80,7 90,3 15,0 28,0 6,0 3,9
175 Mali 143 0,712 830 186,3 10,2 3,2 8,4 37,6 67,0 8,0 70,0 49,0 g 6,1
176 Guinea-Bissau .. .. 1,000 111,1 10,0 .. .. 59,6 83,8 10,0 78,0 39,0 g 4,9
177 Eritrea .. .. 280 66,6 22,0 .. .. 62,5 83,4 8,0 70,0 28,0 g 4,2
178 Guinea .. .. 680 157,4 .. k .. .. 79,2 89,2 9,0 88,0 46,0 g 5,0
179 Zentralafrikanische Rep. 138 0,669 850 106,6 9,6 h 10,3 26,2 71,6 86,7 19,0 69,0 44,0 g 4,4
180 Sierra Leone 137 0,662 970 143,7 13,2 9,5 20,4 65,4 67,5 8,0 87,0 42,0 g 4,7
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Geburten (%)Rang Wert Weibl. Männl. Weibl. Männl.
2011 2011 2008 2011a 2011 2010 2010 2009 2009 2005–2009b 2005–2009b 2005–2009b 2011a
181 Burkina Faso 121 0,596 560 124,8 15,3 34,7 d,e 35,1 d,e 78,2 90,8 17,0 85,0 54,0 5,8
182 Liberia 139 0,671 990 142,6 13,8 15,7 39,2 66,6 75,8 11,0 79,0 46,0 5,0
183 Tschad 145 0,735 1,200 164,5 14,3 0,9 d,e 9,9 d,e 62,7 78,2 3,0 39,0 14,0 5,7
184 Mosambik 125 0,602 550 149,2 39,2 1,5 6,0 84,8 86,9 16,0 92,0 55,0 g 4,7
185 Burundi 89 0,478 970 18,6 36,1 5,2 9,2 91,0 87,5 9,0 92,0 34,0 4,1
186 Niger 144 0,724 820 207,1 13,1 2,5 7,6 38,9 87,5 11,0 46,0 33,0 6,9
187 Kongo, Demokratische Republik 142 0,710 670 201,4 9,4 10,7 36,2 56,5 85,6 21,0 85,0 74,0 g 5,5
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. .. .. 250 0,7 15,6 .. .. 55,1 77,5 69,0 97,0 97,0 2,0
Marshallinseln .. .. .. 53,5 3,0 .. .. .. .. 45,0 81,0 86,0 ..
Monaco .. .. .. 1,6 26,1 .. .. .. .. .. .. .. ..
Nauru .. .. .. 31,2 0,0 .. .. .. .. 36,0 95,0 97,0 ..
San Marino .. .. .. 2,5 16,7 .. .. .. .. .. .. .. ..
Somalia .. .. 1,200 70,1 6,8 .. .. 56,5 84,7 15,0 26,0 33,0 g 6,3
Tuvalu .. .. .. 23,3 0,0 .. .. .. .. 31,0 97,0 98,0 ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung .. 0,224 16 23,8 21,5 82,0 84,6 52,8 69,8 69,5 98,6 99,2 1,8
Hohe menschliche Entwicklung .. 0,409 51 51,6 13,5 61,0 64,6 47,8 75,0 72,4 94,4 96,1 1,9
Mittlere menschliche Entwicklung .. 0,475 135 50,1 17,3 41,2 57,7 51,1 80,0 67,7 85,1 78,1 2,1
Niedrige menschliche Entwicklung .. 0,606 532 98,2 18,2 18,7 32,4 54,6 82,7 27,8 64,9 39,6 4,2
Regionen
Arabische Staaten .. 0,563 192 44,4 12,0 32,9 46,2 26,0 77,1 46,1 76,4 76,1 3,1
Ostasien und Pazifik .. .. 79 19,8 20,2 48,1 61,3 64,2 80,3 76,9 90,7 91,9 1,8
Europa und Zentralasien .. 0,311 29 28,0 13,4 78,0 83,3 49,7 67,8 67,7 95,3 97,9 1,7
Lateinamerika und Karibik .. 0,445 80 73,7 18,7 50,5 52,2 51,7 79,9 74,8 94,8 92,0 2,2
Südasien .. 0,601 252 77,4 12,5 27,3 49,2 34,6 81,2 52,1 71,3 50,5 2,6
Afrika südlich der Sahara .. 0,610 619 119,7 19,8 22,2 34,9 62,9 81,2 24,3 73,6 47,7 4,8
Am wenigsten entwickelte Länder .. 0,594 537 106,1 20,3 16,8 27,4 64,4 84,0 28,7 63,7 38,2 4,1
Kleine Inselentwicklungsländer .. .. .. 66,4 20,6 50,3 54,9 52,6 75,8 53,3 90,8 74,3 2,7
Welt .. 0,492 176 58,1 17,7 50,8 61,7 51,5 78,0 61,6 82,7 76,4 2,4
HINWEISE
a. Jährlicher Durchschnitt für 2010-2015.
b. Die Daten beziehen sich auf das jüngste verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum.
c. Der Nenner der Berechnung erfasst nur die stimmberechtigten Mitglieder des Repräsentantenhauses. 
d. UNESCO Institute for Statistics (2011). 
e. Bezieht sich auf ein früheres Jahr als das angegebene. 
f. Zum Zweck der Berechnung des Indexes der geschlechtsspezifischen Ungleichheit wurde ein Wert 
von 0,1 Prozent verwendet.  
g. Umfasst auch Entbindungen durch andere Gesundheitsfachkräfte, nicht nur durch Ärzte, Kranken-
schwestern und Hebammen.
h. Die Daten betreffen das Jahr 2010. 
i. 2010 wurden keine Frauen gewählt, es wurde jedoch eine Frau in das Kabinett ernannt. 
j. Die Volksversammlung und der Schura-Rat wurden vom Obersten Rat der ägyptischen Streitkräfte 
am 13. Februar 2011 aufgelöst. 
k. Das Parlament wurde nach dem Putsch vom Dezember 2008 aufgelöst.
DEFINITIONEN
Index der geschlechtsspezifischen Ungleichheit: Ein zusammengesetzter Index zur Messung ungleicher 
Fortschritte von Frauen und Männern bei drei Dimensionen: reproduktiver Gesundheit, Teilhabe und 
Erwerbsbeteiligung. Nähere Informationen zur Berechnung des Indexes der geschlechtsspezifischen 
Ungleichheit enthält die Technische Erläuterung 3.  
Müttersterblichkeit: Verhältnis der Zahl der Müttersterbefälle zur Zahl der Lebendgeburten in einem 
bestimmten Jahr, ausgedrückt pro 100.000 Lebendgeburten. 
Geburtenhäufigkeit im Jugendalter: Zahl der Geburten von Frauen zwischen 15 und 19 Jahren, ausge-
drückt pro 1.000 Frauen desselben Alters. 
Parlamentssitze: Anteil der Sitze von Frauen in einer unteren Kammer beziehungsweise der Kammer in 
einem Ein-Kammer-System oder einer oberen Kammer beziehungsweise einem Senat, ausgedrückt als 
prozentualer Anteil an der Gesamtzahl der Sitze. 
Bevölkerung mit mindestens Sekundarstufenabschluss: Anteil der Bevölkerung über 25 J., die zumin-
dest die Sekundarstufe erfolgreich absolviert hat.     
Erwerbsbeteiligung: Anteil der Bevölkerung eines Landes im erwerbsfähigen Alter, die sich am Arbeits-
markt beteiligt, entweder durch Ausübung einer Arbeit oder durch aktive Arbeitssuche, ausgedrückt als 
prozentualer Anteil an der Erwerbsbevölkerung. 
Kontrazeptive Prävalenz, alle Methoden: Anteil der Frauen im Reproduktionsalter (zwischen 15 und 
49 Jahren), die irgendeine moderne oder traditionelle Form von Empfängnisverhütung nutzen oder deren 
Partner dies tun. 
Inanspruchnahme mindestens einer pränatalen Untersuchung: Frauen, die im Rahmen der vorgeburtli-
chen Betreuung mindestens einmal während der Schwangerschaft eine Untersuchung durch fachkundiges 
Gesundheitspersonal in Anspruch nehmen, ausgedrückt als prozentualer Anteil an den Lebendgeburten. 
Geburten, die von fachkundigem Gesundheitspersonal begleitet werden: Anteil der Geburten, die 
von Personal (einschließlich Ärzten, Schwestern und Hebammen) begleitet werden, das dafür ausgebil-
det ist, während der Schwangerschaft, den Wehen und postnatal Frauen die notwendige Versorgung, 
Überwachung und Beratung zukommen zu lassen, selbständig Entbindungen vorzunehmen und Neu-
geborene zu versorgen. 
Zusammengefasste Geburtenziffer: Zahl der Kinder, die jede Frau gebären würde, wenn sie bis zum 
Ende ihres Reproduktionsalters leben und in jedem Alter Kinder entsprechend der vorherrschenden 
altersspezifischen Geburtenhäufigkeit gebären würde.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalten 1 und 2: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von UNICEF (2011), UNDESA (2011), IPU (2011), 
Barro und Lee (2010b), UNESCO (2011) und ILO (2011).
Spalte 3: WHO, UNICEF, UNFPA und World Bank (2010).
Spalten 4 und 13: UNDESA (2011).
Spalte 5: IPU (2011).
Spalten 6 und 7: HDRO-Aktualisierungen der Schätzungen von Barro und Lee (2010b) auf der Grundlage 
von Daten des UNESCO Institute for Statistics (2011) über Bildungsabschlüsse und der Methodik von 
Barro und Lee (2010a). 
Spalten 8 und 9: ILO (2011).
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(%)Jahrb Werta (%) (Tausend)
2000–2009c 2000–2009c
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
21 Slowenien 2003 (W) 0,000 d 0,0 d 0 d 0,0 d 0,4 d 0,0 d 0,0 0,0 0,0 0,0 ..
27 Tschechische Republik 2003 (W) 0,010 3,1 316 33,4 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 .. ..
30 Vereinigte Arabische Emirate 2003 (W) 0,002 0,6 20 35,3 2,0 0,0 0,1 0,1 0,0 .. ..
34 Estland 2003 (W) 0,026 7,2 97 36,5 1,3 0,2 0,3 0,6 2,4 0,0 ..
35 Slowakei 2003 (W) 0,000 d 0,0 d 0 d 0,0 d 0,0 d 0,0 d 0,0 0,0 0,0 .. ..
38 Ungarn 2003 (W) 0,016 4,6 466 34,3 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 ..
39 Polen .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0,0 16,6
40 Litauen .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0,0 ..
43 Lettland 2003 (W) 0,006 e 1,6 e 37 e 37,9 e 0,0 e 0,0 e 0,0 0,8 0,1 0,0 5,9
44 Chile .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0,8 15,1
45 Argentinien 2005 (N) 0,011 f 3,0 f 1.160 f 37,7 f 5,7 f 0,2 f 0,2 f 2,2 f 2,2 f 0,9 ..
46 Kroatien 2003 (W) 0,016 4,4 196 36,3 0,1 0,3 0,1 0,3 1,2 0,0 11,1
HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
48 Uruguay 2003 (W) 0,006 1,7 56 34,7 0,1 0,0 0,0 0,0 0,3 0,0 20,5
50 Rumänien .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0,5 13,8
52 Seychellen .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0,3 ..
54 Montenegro 2005 (M) 0,006 1,5 9 41,6 1,9 0,3 0,2 0,4 0,9 0,0 4,9
55 Bulgarien .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 1,0 12,8
57 Mexiko 2006 (N) 0,015 4,0 4.313 38,9 5,8 0,5 0,6 2,1 2,8 3,4 47,4
58 Panama .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 9,5 32,7
59 Serbien 2005 (M) 0,003 0,8 79 40,0 3,6 0,1 0,1 0,2 0,7 0,1 6,6
61 Malaysia .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0,0 3,8
62 Trinidad und Tobago 2006 (M) 0,020 5,6 74 35,1 0,4 0,3 0,3 0,5 0,0 .. ..
65 Belarus 2005 (M) 0,000 0,0 0 35,1 0,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 5,4
66 Russische Föderation 2003 (W) 0,005 e 1,3 e 1.883 e 38,9 e 0,8 e 0,2 e 0,1 0,4 0,1 0,0 11,1
68 Kasachstan 2006 (M) 0,002 0,6 92 36,9 5,0 0,0 0,3 0,1 0,5 0,2 15,4
69 Costa Rica .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0,7 21,7
70 Albanien 2009 (D) 0,005 1,4 45 37,7 7,4 0,1 0,3 0,4 1,1 0,6 12,4
73 Venezuela. Bolivarische Republik .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 3,5 29,0
74 Bosnien und Herzegowina 2006 (M) 0,003 0,8 30 37,2 7,0 0,1 0,1 0,1 0,5 0,0 14,0
75 Georgien 2005 (M) 0,003 0,8 36 35,2 5,3 0,0 0,4 0,3 0,8 14,7 23,6
76 Ukraine 2007 (D) 0,008 2,2 1.018 35,5 1,0 0,2 0,1 0,1 0,3 0,1 7,9
78 Mazedonien. ehem. jugosl. Rep. 2005 (M) 0,008 1,9 39 40,9 6,7 0,3 0,4 0,8 1,5 0,3 19,0
79 Jamaika .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0,2 9,9
80 Peru 2004 (D) 0,086 19,9 5.421 43,2 16,9 6,0 14,1 19,4 19,2 5,9 34,8
83 Ecuador 2003 (W) 0,009 2,2 286 41,6 2,1 0,6 0,7 0,6 0,3 5,1 36,0
84 Brasilien 2006 (N) 0,011 2,7 5.075 39,3 7,0 0,2 1,0 1,1 .. 3,8 21,4
86 Armenien 2005 (D) 0,004 1,1 34 36,2 3,9 0,0 0,2 0,4 0,3 1,3 26,5
87 Kolumbien 2010 (D) 0,022 5,4 2.500 40,9 6,4 1,1 2,4 2,6 3,6 16,0 45,5
88 Iran. Islamische Rep. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 1,5 ..
91 Aserbaidschan 2006 (D) 0,021 5,3 461 39,4 12,5 0,6 3,1 2,4 1,6 1,0 15,8
92 Türkei 2003 (D) 0,028 6,6 4.378 42,0 7,3 1,3 2,0 3,2 .. 2,7 18,1
93 Belize 2006 (M) 0,024 5,6 16 42,6 7,6 1,1 1,9 2,5 4,1 .. 33,5
94 Tunesien 2003 (W) 0,010 e 2,8 e 272 e 37,1 e 4,9 e 0,2 e 1,2 1,4 0,5 2,6 3,8
MITTLERE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
95 Jordanien 2009 (D) 0,008 2,4 145 34,4 1,3 0,1 0,2 0,0 0,0 0,4 13,3
97 Sri Lanka 2003 (W) 0,021 e 5,3 e 1.027 e 38,7 e 14,4 e 0,6 e 3,0 2,6 5,3 7,0 15,2
98 Dominikanische Republik 2007 (D) 0,018 4,6 438 39,4 8,6 0,7 1,5 2,7 2,9 4,3 50,5
100 Fidschi .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 31,0
101 China 2003 (W) 0,056 12,5 161.675 44,9 6,3 4,5 3,0 7,7 9,1 15,9 2,8
103 Thailand 2005 (M) 0,006 1,6 1.067 38,5 9,9 0,2 0,5 0,5 1,2 10,8 8,1
104 Suriname 2006 (M) 0,039 8,2 41 47,2 6,7 3,3 5,2 6,5 5,3 .. ..
105 El Salvador .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 5,1 37,8
106 Gabun 2000 (D) 0,161 d 35,4 d 437 d 45,5 d 22,4 d 13,2 d 19,4 32,6 26,9 4,8 32,7
107 Paraguay 2003 (W) 0,064 13,3 755 48,5 15,0 6,1 8,8 11,2 12,4 5,1 35,1
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(%)Jahrb Werta (%) (Tausend)
2000–2009c 2000–2009c
108 Bolivien. Plurinationaler Staat 2008 (D) 0,089 20,5 1.972 43,7 18,7 5,8 8,2 19,8 17,7 14,0 60,1
109 Malediven 2009 (D) 0,018 5,2 16 35,6 4,8 0,3 0,2 0,4 0,9 1,5 ..
110 Mongalei 2005 (M) 0,065 15,8 402 41,0 20,6 3,2 11,6 13,7 15,7 22,4 35,2
111 Moldau. Republik 2005 (D) 0,007 1,9 72 36,7 6,4 0,1 0,5 1,0 1,5 1,9 29,0
112 Philippinen 2008 (D) 0,064 13,4 12.083 47,4 9,1 5,7 2,9 6,1 11,0 22,6 26,5
113 Ägypten 2008 (D) 0,024 6,0 4.699 40,7 7,2 1,0 0,3 1,0 .. 2,0 22,0
114 Bes. Palästinensisches Geb. 2007 (N) 0,005 0,4 52 37,3 8,8 0,1 0,6 0,2 0,1 .. 21,9
115 Usbekistan 2006 (M) 0,008 2,3 603 36,2 8,1 0,1 0,6 0,1 0,9 46,3 ..
117 Guyana 2005 (D) 0,053 13,4 100 39,5 6,7 2,1 1,6 4,6 2,5 .. ..
118 Botsuana .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 30,6
119 Syrien. Arabische Rep. 2006 (M) 0,021 d 5,5 d 1.041 d 37,5 d 7,1 d 0,5 d 1,7 1,0 0,1 1,7 ..
120 Namibia 2007 (D) 0,187 39,6 855 47,2 23,6 14,7 14,7 36,4 37,5 .. 38,0
121 Honduras 2006 (D) 0,159 32,5 2.281 48,9 22,0 11,3 11,9 23,0 29,6 23,3 60,0
123 Südafrika 2008 (N) 0,057 13,4 6.609 42,3 22,2 2,4 4,6 9,6 8,0 17,4 23,0
124 Indonesien 2007 (D) 0,095 20,8 48.352 45,9 12,2 7,6 10,2 13,2 15,5 18,7 13,3
125 Vanuatu 2007 (M) 0,129 30,1 67 42,7 33,5 6,5 7,9 20,1 29,5 .. ..
126 Kirgistan 2006 (M) 0,019 4,9 249 38,8 9,2 0,9 1,6 1,0 2,8 1,9 43,1
127 Tadschikistan 2005 (M) 0,068 17,1 1.104 40,0 23,0 3,1 10,5 3,4 10,1 21,5 47,2
128 Vietnam 2002 (D) 0,084 17,7 14.249 47,2 18,5 6,0 15,3 10,0 .. 13,1 14,5
129 Nicaragua 2006 (D) 0,128 28,0 1.538 45,7 17,4 11,2 20,4 27,7 27,4 15,8 46,2
130 Marokko 2007 (N) 0,048 e 10,6 e 3.287 e 45,3 e 12,3 e 3,3 e 4,4 6,5 4,9 2,5 9,0
131 Guatemala 2003 (W) 0,127 e 25,9 e 3.134 e 49,1 e 9,8 e 14,5 e 3,7 6,6 23,0 16,9 51,0
132 Irak 2006 (M) 0,059 14,2 3.996 41,3 14,3 3,1 6,4 5,1 2,7 4,0 22,9
133 Kap Verde .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 21,0 26,6
134 Indien 2005 (D) 0,283 53,7 612.203 52,7 16,4 28,6 11,9 48,2 51,1 41,6 27,5
135 Ghana 2008 (D) 0,144 31,2 7.258 46,2 21,6 11,4 12,2 29,9 31,0 30,0 28,5
137 Kongo 2009 (D) 0,208 40,6 1.600 51,2 17,7 22,9 17,2 38,9 35,9 54,1 50,1
138 Laos. Dem. Volksrep. 2006 (M) 0,267 47,2 2.757 56,5 14,1 28,1 27,8 38,6 47,1 33,9 27,6
139 Kambodscha 2005 (D) 0,251 52,0 6.946 48,4 21,3 22,0 28,6 48,3 51,6 28,3 30,1
140 Swasiland 2007 (D) 0,184 41,4 469 44,5 24,4 13,0 24,0 37,8 37,8 62,9 69,2
141 Bhutan 2010 (M) 0,119 27,2 197 43,9 17,2 8,5 2,6 16,9 22,1 26,2 23,2
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
143 Kenia 2009 (D) 0,229 47,8 18.863 48,0 27,4 19,8 30,8 42,6 47,6 19,7 45,9
144 São Tomé und Príncipe 2009 (D) 0,154 34,5 56 44,7 24,3 10,7 9,4 29,6 31,3 28,6 53,8
145 Pakistan 2007 (D) 0,264 e 49,4 e 81.236 e 53,4 e 11,0 e 27,4 e 6,9 32,1 40,5 22,6 22,3
146 Bangladesch 2007 (D) 0,292 57,8 83.207 50,4 21,2 26,2 2,5 48,2 56,7 49,6 40,0
147 Timor-Leste 2009 (D) 0,360 68,1 749 52,9 18,2 38,7 35,7 47,6 67,6 37,4 49,9
148 Angola 2001 (M) 0,452 77,4 11.137 58,4 10,7 54,8 51,3 68,5 71,0 54,3 ..
149 Myanmar 2000 (M) 0,154 e 31,8 e 14.297 e 48,3 e 13,4 e 9,4 e 25,2 19,1 .. .. ..
150 Kamerun 2004 (D) 0,287 53,3 9.149 53,9 19,3 30,4 32,5 48,5 52,5 9,6 39,9
151 Madagaskar 2009 (D) 0,357 66,9 13.463 53,3 17,9 35,4 49,4 66,5 66,9 67,8 68,7
152 Tansania. Vereinigte Rep. 2008 (D) 0,367 65,2 27.559 56,3 23,0 43,7 47,3 64,1 65,0 67,9 33,4
154 Jemen 2006 (M) 0,283 52,5 11.176 53,9 13,0 31,9 31,9 25,7 28,4 17,5 34,8
155 Senegal 2005 (D) 0,384 66,9 7.273 57,4 11,6 44,4 31,7 51,4 53,2 33,5 50,8
156 Nigeria 2008 (D) 0,310 54,1 81.510 57,3 17,8 33,9 35,7 39,6 52,8 64,4 54,7
157 Nepal 2006 (D) 0,350 64,7 18.008 54,0 15,6 37,1 14,4 56,3 63,4 55,1 30,9
158 Haiti 2006 (D) 0,299 56,4 5.346 53,0 18,8 32,3 35,6 52,2 56,2 54,9 77,0
159 Mauretanien 2007 (M) 0,352 e 61,7 e 1.982 e 57,1 e 15,1 e 40,7 e 45,4 54,5 53,4 21,2 46,3
160 Lesotho 2009 (D) 0,156 35,3 759 44,1 26,7 11,1 18,4 31,2 32,8 43,4 56,6
161 Uganda 2006 (D) 0,367 72,3 21.235 50,7 19,4 39,7 60,3 69,1 72,3 28,7 24,5
162 Togo 2006 (M) 0,284 54,3 3.003 52,4 21,6 28,7 33,4 52,9 54,2 38,7 61,7
163 Komoren 2000 (M) 0,408 d 73,9 d 416 d 55,2 d 16,0 d 43,8 d 45,0 72,8 72,3 46,1 44,8
164 Sambia 2007 (D) 0,328 64,2 7.740 51,2 17,2 34,8 49,8 57,4 63,0 64,3 59,3
165 Dschibuti 2006 (M) 0,139 29,3 241 47,3 16,1 12,5 6,7 16,3 8,8 18,8 ..
166 Ruanda 2005 (D) 0,426 80,2 7.380 53,2 14,9 50,6 63,5 65,7 80,2 76,8 58,5
167 Benin 2006 (D) 0,412 71,8 5.652 57,4 13,2 47,2 33,2 69,5 71,3 47,3 39,0
168 Gambia 2006 (M) 0,324 60,4 935 53,6 17,6 35,5 20,8 32,1 60,3 34,3 58,0
170 Côte d'Ivoire 2005 (D) 0,353 61,5 11.083 57,4 15,3 39,3 25,0 51,9 .. 23,8 42,7
171 Malawi 2004 (D) 0,381 72,1 8.993 52,8 20,0 40,4 44,0 71,6 72,0 73,9 52,4
172 Afghanistan .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 36,0
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173 Simbabwe 2006 (D) 0,180 39,7 4.974 45,3 24,0 14,8 24,2 31,6 39,0 .. 72,0
174 Äthiopien 2005 (D) 0,562 88,6 65.798 63,5 6,1 72,3 53,8 83,7 88,3 39,0 38,9
175 Mali 2006 (D) 0,558 86,6 11.771 64,4 7,6 68,4 43,7 79,5 86,5 51,4 47,4
176 Guinea-Bissau .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 48,8 64,7
178 Guinea 2005 (D) 0,506 82,5 7.459 61,3 9,3 62,3 37,7 75,6 82,5 43,3 53,0
179 Zentralafrikanische Rep. 2000 (M) 0,512 86,4 3.198 59,3 11,8 55,4 53,6 53,3 86,1 62,8 62,0
180 Sierra Leone 2008 (D) 0,439 77,0 4.321 57,0 13,1 53,2 50,3 71,1 76,9 53,4 66,4
181 Burkina Faso 2006 (M) 0,536 82,6 12.078 64,9 8,6 65,8 43,0 69,6 82,4 56,5 46,4
182 Liberia 2007 (D) 0,485 83,9 2.917 57,7 9,7 57,5 33,5 78,9 83,9 83,7 63,8
183 Tschad 2003 (W) 0,344 62,9 5.758 54,7 28,2 44,1 42,9 58,4 61,3 61,9 55,0
184 Mosambik 2009 (D) 0,512 79,3 18.127 64,6 9,5 60,7 44,1 63,2 78,7 60,0 54,7
185 Burundi 2005 (M) 0,530 84,5 6.127 62,7 12,2 61,9 51,6 63,1 84,3 81,3 66,9
186 Niger 2006 (D) 0,642 92,4 12.437 69,4 4,0 81,8 64,1 89,3 92,3 43,1 59,5
187 Kongo. Demokratische Rep. 2007 (D) 0,393 73,2 44.485 53,7 16,1 46,5 55,5 62,0 72,8 59,2 71,3
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Somalia 2006 (M) 0,514 81,2 6.941 63,3 9,5 65,6 70,0 69,1 81,0 .. ..
HINWEISE
a. Nicht alle Indikatoren standen für alle Länder zur Verfügung; daher ist bei länderübergreifenden Ver-
gleichen Vorsicht geboten. Bei fehlenden Daten wurde die Gewichtung der Indikatoren auf insgesamt 
100 Prozent bereinigt. Zu Einzelheiten bezüglich fehlender Länderdaten siehe Alkire und andere (2011).
b. Angaben zu Datenquellen: D: Demographic and Health Surveys. M: Multiple Indicator Cluster Surveys. 
W: World Health Surveys. N: Nationale Erhebungen. 
c. Die Daten beziehen sich auf das jüngste verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum.
d. Geschätzte obere Grenze. 
e. Geschätzte untere Grenze.  
f. Bezieht sich nur auf einen Teil des Landes.
DEFINITIONEN
Index der mehrdimensionalen Armut: Anteil der Bevölkerung, die von mehrdimensionaler Armut betrof-
fen ist, korrigiert um die Deprivationsintensität. Nähere Informationen zur Berechnung des Indexes der 
mehrdimensionalen Armut enthält die Technische Erläuterung 4.
Anteil der von mehrdimensionaler Armut Betroffenen: Anteil der Bevölkerung mit einem gewichteten 
Deprivationswert von mindestens 33 Prozent.      
Deprivationsintensität der mehrdimensionalen Armut: Durchschnittliche prozentuale Deprivation der 
von mehrdimensionaler Armut Betroffenen. 
Armutsgefährdete Bevölkerung: Anteil der Bevölkerung, die dem Risiko ausgesetzt ist. Mehrfachformen 
von Deprivation zu erleiden (Deprivationswert von 20 bis 33 Prozent). 
Bevölkerung in starker Armut: Anteil der Bevölkerung, die in starker mehrdimensionaler Armut lebt 
(Deprivationswert ab 50 Prozent). 
Anteil mehrdimensional Armer mit Deprivation in Bezug auf sauberes Wasser: Prozentualer Anteil der 
von mehrdimensionaler Armut betroffenen Bevölkerung ohne einen Zugang zu sauberem Wasser, der nicht 
weiter als 30 Minuten Fußweg von der Wohnstätte entfernt liegt. Unter Heranziehung der Definition in 
den Millenniums-Entwicklungszielen umfasst die Versorgung mit sauberem Wasser Haushaltsanschlüsse 
in der Wohnung, im Hof oder auf dem Grundstück, öffentliche Zapfstellen, Rohrbrunnen, geschützte 
gegrabene Brunnen, geschützte Quellen. Regenwasserzisternen und in Flaschen abgefülltes Wasser 
(wenn eine ebenfalls verbesserte Sekundärquelle vorhanden ist). Nicht dazu gehören ungeschützte 
Brunnen, ungeschützte Quellen, mit Zugkarren geliefertes Wasser in kleinen Tanks/Fässern, Wasser in 
Tankwagen und Flaschenwasser (wenn es sich bei der Sekundärquelle nicht um eine verbesserte Quelle 
handelt), sowie Oberflächenwasser, das direkt aus Bächen, Teichen, Flüssen, Seen, Staudämmen oder 
Bewässerungskanälen entnommen wird. 
Anteil mehrdimensional Armer mit Deprivation in Bezug auf verbesserte Sanitärversorgung: Prozen-
tualer Anteil der von mehrdimensionaler Armut betroffenen Bevölkerung ohne Zugang zu verbesserten 
Sanitäreinrichtungen. Unter Heranziehung der Definition in den Millenniums-Entwicklungszielen gehören 
dazu Spülklosetts oder Klosetts mit Eimerspülung, die an öffentliche Abwasserkanäle oder Klärgruben 
angeschlossen sind, belüftete verbesserte Grubenlatrinen, Grubenlatrinen mit Abdeckplatte und Kom-
posttoiletten. Die Einrichtungen gelten als nicht verbessert, wenn sie mit anderen Haushalten geteilt 
werden oder für die Öffentlichkeit zugänglich sind.  
Anteil mehrdimensional Armer mit Deprivation in Bezug auf moderne Kochbrennstoffe: Prozentualer 
Anteil der von mehrdimensionaler Armut betroffenen Bevölkerung ohne Zugang zu modernen Kochbrenn-
stoffen. d.h. Haushalte, die mit Holz, Holzkohle oder Dung kochen. 
Bevölkerung unterhalb der Grenze von $ 1,25 KKP pro Tag: Anteil der Bevölkerung, die unterhalb der 
internationalen Armutsgrenze von 1,25 US-Dollar (in Kaufkraftparitäten) pro Tag lebt. 
Bevölkerung unterhalb der nationalen Armutsgrenze: Anteil der Bevölkerung, die unterhalb der 
nationalen Armutsgrenze lebt, d.h. der Armutsgrenze, die von den Behörden eines Landes für dieses als 
angemessen erachtet wird. Nationale Schätzungen basieren auf Schätzungen der nach Bevölkerung 
gewichteten Untergruppen aus Haushaltserhebungen.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalten 1 und 2: Berechnet aus verschiedenen Haushaltserhebungen, namentlich Demographic and 
Health Surveys von ICF Macro. Multiple Indicator ClusterSurveys des Kinderhilfswerks der Vereinten 
Nationen und World Health Surveys der Weltgesundheitsorganisation, die zwischen 2000 und 2010 
durchgeführt wurden.  
Spalten 3-10: Berechnet auf der Grundlage von Daten über Deprivation von Haushalten in Bezug auf Bildung, 
Gesundheit und Lebensstandard aus den verschiedenen in Spalte 1 genannten Haushaltserhebungen.
Spalten 11 und 12: World Bank (2011a).



























































































2005–2009b 2007 2010 2007 2007 2008 1970/2008 2005 2008 2009 2003–2010b 2008 1990–2008 2010
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
1 Norwegen 12,8 5,6 81,1 58,6 45,3 10,5 1,0 5,8 16 10,6 0,8 32,4 8,6 7
2 Australien 1,7 6,8 65,7 94,6 5,4 19,0 1,3 9,6 14 5,1 .. 19,7 –2,2 22
3 Niederlande 11,6 6,2 66,4 92,5 4,4 10,5 –0,1 2,4 31 0,8 11,7 10,8 5,8 5
4 Vereinigte Staaten –0,8 8,0 63,5 85,0 5,4 17,3 –0,6 3,7 19 0,7 15,6 33,2 2,3 21
5 Neuseeland 8,0 4,9 73,4 66,7 33,1 7,8 1,2 10,0 12 0,9 .. 31,5 7,3 25
6 Kanada 5,8 7,0 66,4 74,9 17,0 16,4 0,1 4,7 15 2,3 .. 34,1 0,0 7
7 Irland –1,1 6,3 67,1 90,2 3,8 9,8 1,1 5,8 13 0,1 .. 10,5 55,1 7
8 Liechtenstein .. .. .. .. .. .. .. .. 17 .. .. 43,1 6,2 1
9 Deutschland 11,4 5,1 73,2 80,1 8,9 9,6 .. 1,9 16 0,1 21,0 31,8 3,1 9
10 Schweden 16,0 5,9 86,0 33,1 32,4 5,3 –2,0 2,1 11 0,2 1,5 68,7 3,4 5
11 Schweiz 21,6 5,0 89,1 52,7 20,6 5,3 –0,5 1,2 22 .. .. 30,8 6,9 6
12 Japan 12,1 4,7 72,5 83,0 3,4 9,5 0,7 1,0 27 0,0 .. 68,5 0,0 15
13 Hongkong, China (SAR) .. .. .. 94,9 0,4 5,5 2,6 0,5 .. .. .. .. .. 9
14 Island 4,1 .. 93,5 17,1 82,9 7,1 0,1 3,3 14 .. 0,1 0,3 c 223,0 9
15 Korea, Republik 20,0 4,9 57,0 81,2 1,5 10,6 5,0 1,2 31 0,0 .. 64,3 –2,1 10
16 Dänemark 10,7 8,3 69,2 80,4 18,9 8,4 –1,1 2,9 16 1,5 10,8 12,7 21,3 6
17 Israel 12,2 4,8 62,4 96,6 4,9 5,4 –0,1 1,1 28 0,2 101,9 7,1 17,0 12
18 Belgien 13,2 8,0 58,1 73,8 4,2 9,9 –0,7 1,8 21 0,0 34,0 22,3 .. 5
19 Österreich 15,0 5,3 78,1 71,6 27,1 8,1 0,5 1,9 29 0,1 .. 47,0 2,7 11
20 Frankreich 7,0 5,0 78,2 51,0 7,6 6,1 –0,9 2,3 13 0,0 15,0 29,0 9,1 14
21 Slowenien 13,6 5,3 65,0 69,4 11,2 8,5 .. 2,6 29 0,2 3,0 62,0 .. 13
22 Finnland 8,1 6,2 74,7 48,0 26,1 10,7 0,5 3,4 15 0,1 1,5 72,9 1,2 4
23 Spanien 9,7 5,4 70,6 81,7 7,9 7,4 2,0 1,7 28 0,0 29,0 35,7 29,0 16
24 Italien 6,1 5,0 73,1 89,9 8,2 7,5 0,8 1,4 23 0,1 .. 30,6 18,5 14
25 Luxemburg 7,6 9,4 67,8 88,0 3,0 21,9 –1,6 3,5 13 .. .. 33,5 .. 2
26 Singapur 33,0 5,3 69,6 100,0 0,0 7,0 –0,6 1,4 31 .. .. 3,3 0,0 17
27 Tschechische Republik 11,3 5,7 71,6 81,2 5,4 11,3 .. 2,1 18 0,3 14,8 34,3 .. 5
28 Vereinigtes Königreich 2,2 4,9 74,2 90,2 2,8 8,5 –0,8 1,8 13 1,2 8,8 11,8 9,8 10
29 Griechenland –7,9 5,4 60,9 92,8 5,6 8,8 3,1 1,4 32 0,2 12,7 29,8 16,5 16
30 Vereinigte Arabische Emirate .. 10,7 40,7 100,0 0,0 34,6 –1,8 6,2 89 .. 2,032,0 3,8 28,7 9
31 Zypern 0,4 .. 56,3 96,0 4,0 9,9 3,4 1,3 34 .. 19,3 18,7 7,4 8
32 Andorra .. .. .. .. .. 6,4 .. .. 17 .. .. 34,0 0,0 3
33 Brunei Darussalam –1,8 .. 60,8 100,0 0,0 27,0 –2,2 17,9 51 .. .. 72,8 –7,1 9
34 Estland 14,4 7,9 63,8 88,3 12,0 13,6 .. 2,3 13 0,7 14,0 52,6 .. 3
35 Slowakei 19,8 4,1 74,5 70,0 5,7 7,0 .. 1,4 13 0,3 1,4 40,2 .. 5
36 Malta .. .. 76,3 99,9 0,1 6,3 3,0 0,9 .. .. .. 0,9 0,0 7
37 Katar .. 10,5 48,9 100,0 0,0 53,5 –0,6 18,0 35 .. 455,2 0,0 0,0 8
38 Ungarn 4,5 3,0 69,1 77,8 6,3 5,5 –0,6 1,6 16 0,2 5,4 22,4 11,6 8
39 Polen 9,7 4,3 63,1 93,8 6,3 8,3 –0,3 2,7 35 1,0 19,4 30,5 4,5 5
40 Litauen 6,0 4,7 68,3 60,8 9,3 4,5 .. 2,5 17 0,2 9,6 34,2 .. 4
41 Portugal –1,8 4,5 73,0 78,3 18,3 5,3 3,1 1,8 21 0,1 .. 37,7 3,6 19
42 Bahrain 10,6 .. 42,0 100,3 0,0 29,0 2,4 4,3 49 .. 219,8 0,6 145,0 8
43 Lettland 20,4 5,6 72,5 64,3 30,8 3,4 .. 2,3 13 0,3 .. 53,6 .. 4
44 Chile 3,2 3,2 73,3 77,6 22,1 4,4 1,4 1,6 62 10,0 .. 21,7 5,8 10
45 Argentinien 10,6 2,6 61,0 89,8 7,1 4,8 0,9 3,9 68 4,9 .. 10,9 –14,1 9
46 Kroatien 12,3 3,7 68,7 85,1 8,7 5,3 .. 1,5 27 0,8 0,6 34,2 .. 13
47 Barbados .. .. .. .. .. 5,3 2,9 .. 38 .. .. 19,4 0,0 8
HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
48 Uruguay 6,1 5,1 59,1 64,9 33,2 2,5 0,5 8,1 160 0,4 .. 9,5 79,8 12
49 Palau .. .. .. .. .. 10,4 .. .. .. .. .. 87,6 .. 13
50 Rumänien 18,8 2,7 67,0 79,4 14,1 4,4 –0,8 1,7 12 1,3 3,2 28,3 2,0 9
51 Kuba .. 1,9 78,1 89,9 10,1 2,8 0,7 1,4 21 .. .. 26,3 36,1 18
52 Seychellen .. .. .. .. .. 8,1 7,4 .. .. .. .. 88,5 0,0 18
53 Bahamas .. .. .. .. .. 6,4 –2,3 .. .. .. .. 51,4 0,0 10
54 Montenegro .. .. .. .. .. 3,1 .. .. .. .. .. 40,4 .. 11
55 Bulgarien 6,1 4,1 62,5 76,2 5,3 6,7 –0,2 2,0 51 1,1 28,7 35,1 14,7 9
56 Saudi-Arabien –3,9 5,1 55,3 100,0 0,0 17,2 2,1 2,5 104 28,9 943,3 0,5 c 0,0 9


























































































2005–2009b 2007 2010 2007 2007 2008 1970/2008 2005 2008 2009 2003–2010b 2008 1990–2008 2010
58 Panama 28,4 2,9 71,4 75,7 24,1 2,0 0,9 1,4 34 .. .. 44,0 –13,6 6
59 Serbien .. 2,4 .. 89,5 10,5 5,1 .. 2,3 .. 0,4 .. 29,6 .. 7
60 Antigua und Barbuda .. .. 69,8 .. .. 5,2 –0,7 .. 13 .. .. 22,3 –4,9 8
61 Malaysia 15,4 4,9 65,0 95,1 5,0 7,7 4,7 2,4 20 7,9 .. 62,8 –7,8 18
62 Trinidad und Tobago –32,4 3,1 54,2 99,9 0,1 37,3 3,7 7,8 105 28,2 .. 44,4 –5,3 6
63 Kuwait 15,7 6,3 51,1 100,0 0,0 26,3 –0,6 6,3 95 .. .. 0,3 c 70,6 9
64 Libyen .. 3,1 50,1 99,1 0,9 9,3 –1,5 2,7 76 30,5 .. 0,1 c 0,0 9
65 Belarus 16,9 3,8 65,4 92,1 5,5 6,5 .. 2,4 7 0,9 .. 42,2 .. 4
66 Russische Föderation –0,8 4,4 61,2 90,9 3,0 12,1 .. 4,9 16 14,5 .. 49,4 .. 9
67 Grenada .. .. .. .. .. 2,4 4,4 .. 21 .. .. 50,0 0,0 10
68 Kasachstan –1,2 4,5 57,3 98,8 1,1 15,3 .. 4,3 15 22,0 .. 1,2 .. 8
69 Costa Rica 15,2 2,7 86,4 45,6 54,5 1,8 2,5 0,9 32 0,2 .. 50,1 –0,2 7
70 Albanien 8,2 1,9 71,4 63,7 26,2 1,3 –0,7 1,1 46 1,3 .. 28,4 –1,3 15
71 Albanien 2,7 2,9 57,9 95,4 3,7 4,1 2,5 0,4 36 .. 28,1 13,4 4,4 10
72 Saint Kitts und Nevis .. .. .. .. .. 4,9 .. .. 17 .. .. 42,3 0,0 8
73 Venezuela, Bolivarische Republik 2,9 2,9 62,9 87,6 12,5 6,0 –0,4 3,0 9 9,8 .. 53,1 –9,9 8
74 Bosnien und Herzegowina .. 2,7 55,9 92,8 9,6 8,3 .. 1,2 19 1,6 0,9 42,7 .. 10
75 Georgien –7,1 1,8 63,6 66,6 33,7 1,2 .. 1,4 49 0,1 2,6 39,5 .. 9
76 Ukraine 5,6 2,9 58,2 81,8 1,4 7,0 .. 2,1 18 3,8 .. 16,7 .. 8
77 Mauritius 8,0 4,3 80,6 .. .. 3,1 4,4 .. 18 0,0 26,4 17,2 –9,9 18
78 Mazedonien, ehem. jugosl. Rep. 11,6 5,7 60,6 84,2 8,2 5,8 .. 1,0 20 0,1 16,1 39,2 .. 14
79 Jamaika 6,9 1,9 58,0 88,5 11,5 4,5 1,4 0,7 37 0,7 .. 31,2 –1,9 15
80 Peru 8,6 1,5 69,3 76,1 23,9 1,4 0,1 0,9 51 5,9 .. 53,4 –2,7 8
81 Dominica .. .. .. .. .. 1,9 4,4 .. 22 0,0 .. 60,3 –9,6 9
82 St. Lucia .. .. .. .. .. 2,3 3,4 .. 34 .. .. 77,0 7,3 9
83 Ecuador 4,4 1,9 69,3 83,9 15,7 2,0 2,7 1,7 20 9,9 .. 41,3 –25,7 12
84 Brasilien 4,6 2,9 63,4 52,6 44,5 2,1 2,0 4,0 21 3,1 0,7 61,9 –8,9 10 d
85 St. Vincent und die Grenadinen –8,8 .. .. .. .. 1,9 4,7 .. 24 .. .. 68,1 4,9 8
86 Armenien 9,6 1,8 60,4 73,5 5,2 1,8 .. 1,3 69 0,5 36,4 9,5 .. 7
87 Kolumbien 5,4 1,9 76,8 72,7 27,7 1,5 0,3 1,8 20 6,2 .. 54,7 –2,9 11
88 Iran, Islamische Rep. .. 2,7 60,0 99,4 0,7 7,3 2,2 2,1 55 17,9 67,7 6,8 0,0 9
89 Oman –7,9 5,0 45,9 100,0 0,0 16,4 11,0 7,1 94 .. 86,6 0,0 c 0,0 9
90 Tonga .. .. .. .. .. 1,7 5,0 .. .. 0,0 .. 12,5 0,0 10
91 Aserbaidschan 5,4 1,9 59,1 98,9 1,5 5,4 .. 4,7 33 32,7 35,2 11,3 .. 8
92 Türkei 2,9 2,7 60,4 90,6 9,5 3,9 3,2 1,4 37 0,2 18,8 14,4 14,6 15
93 Belize 9,2 .. 69,9 .. .. 1,4 0,9 .. 13 .. .. 61,9 –11,0 6
94 Tunesien 14,6 1,9 60,6 86,3 13,7 2,5 3,2 1,0 26 4,6 .. 6,3 51,4 11
MITTLERE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
95 Jordanien 3,0 2,1 56,1 98,0 1,7 3,5 3,3 0,5 33 1,1 99,4 1,1 0,0 10
96 Algerien .. 1,6 67,4 99,8 0,2 3,2 2,9 1,8 69 16,9 .. 0,6 –9,4 13
97 Sri Lanka 16,4 1,2 63,7 43,4 56,6 0,6 1,9 0,6 74 0,5 24,5 30,1 –19,6 19
98 Dominikanische Republik 0,4 1,5 68,4 79,2 20,8 2,2 3,1 0,9 16 0,5 .. 40,8 43,3 17
99 Samoa .. .. .. .. .. 0,9 3,9 .. .. 0,3 .. 60,4 31,5 12
100 Fidschi 3,4 .. 65,9 .. .. 1,5 1,1 .. 19 .. .. 55,1 5,7 15
101 China 39,7 2,2 49,0 86,9 12,3 5,2 4,6 1,5 66 3,1 19,5 21,6 28,1 12
102 Turkmenistan .. 3,9 38,4 100,7 0,0 9,5 .. 6,7 65 30,4 .. 8,8 .. 8
103 Thailand 20,5 2,4 62,2 80,6 19,3 4,3 6,3 1,6 55 3,2 13,1 37,1 –3,1 14
104 Suriname .. .. 68,2 .. .. 4,7 0,2 .. 24 .. .. 94,6 –0,1 3
105 El Salvador 3,7 2,0 69,1 38,4 61,6 1,0 2,5 0,8 28 0,5 .. 14,3 –21,5 3
106 Gabun 1,8 1,4 56,4 43,8 56,2 1,7 –2,1 6,4 7 29,2 .. 85,4 0,0 6
107 Paraguay 5,2 3,2 63,5 28,2 163,1 0,7 2,1 4,1 67 .. .. 45,2 –15,2 4
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 6,2 2,6 44,3 82,1 17,9 1,3 2,1 4,9 74 11,2 .. 53,4 –7,9 4
109 Malediven 31,4 .. 65,9 .. .. 3,0 .. .. 29 .. 15,7 3,0 0,0 10
110 Mongalei 24,9 .. 42,8 96,2 3,3 4,1 1,6 3,7 111 11,1 .. 7,1 –11,8 7
111 Moldau, Republik 16,2 1,4 58,8 89,1 2,8 1,3 .. 1,1 36 0,2 .. 11,5 .. 6
112 Philippinen 28,0 1,3 65,7 56,9 43,1 0,9 0,8 0,8 19 1,0 17,0 25,3 15,0 19
113 Ägypten 3,1 1,7 62,0 96,1 4,0 2,6 3,9 0,9 97 7,3 .. 0,1 c 56,4 10
114 Bes. Palästinensisches Geb. .. .. .. .. .. 0,5 .. .. .. .. 49,9 1,5 1,0 ..
115 Usbekistan .. 1,7 42,3 98,1 1,9 4,6 .. 1,9 40 17,8 .. 7,7 .. 7
116 Mikronesien, Föd. Staaten von .. .. .. .. .. 0,6 .. .. .. .. .. 91,5 .. 15
117 Guyana –0,4 .. 59,2 .. .. 2,0 –0,3 .. 22 3,4 .. 77,2 0,0 3
118 Botsuana 9,6 2,7 41,3 67,2 22,3 2,5 .. 4,1 69 2,8 .. 20,4 –15,5 2
119 Syrien, Arabische Rep. –14,1 1,5 64,6 98,7 1,3 3,4 3,1 0,9 69 10,2 99,8 2,6 28,8 13
120 Namibia 21,9 2,2 59,3 71,6 18,1 1,9 .. 4,4 48 0,3 .. 9,0 –15,1 5

























































































2005–2009b 2007 2010 2007 2007 2008 1970/2008 2005 2008 2009 2003–2010b 2008 1990–2008 2010
121 Honduras 9,5 1,9 49,9 54,1 45,9 1,2 2,2 1,2 42 0,4 .. 48,5 –33,2 7
122 Kiribati .. .. .. .. .. 0,3 –0,8 .. .. .. .. 15,0 0,0 14
123 Südafrika 0,4 2,3 50,8 87,2 10,5 8,8 0,7 1,9 22 5,4 .. 7,6 0,0 15
124 Indonesien 11,0 1,2 44,6 65,6 34,4 1,8 4,8 1,5 72 6,5 .. 52,9 –19,2 16
125 Vanuatu 12,4 .. .. .. .. 0,4 –0,4 .. 15 .. .. 36,1 0,0 14
126 Kirgistan 9,4 1,2 59,7 69,2 32,4 1,1 .. 1,0 26 0,5 .. 4,8 .. 6
127 Tadschikistan 6,2 1,0 51,3 42,3 54,7 0,5 .. 0,9 43 0,2 .. 2,9 .. 6
128 Vietnam 16,6 1,4 59,0 54,0 45,6 1,5 2,1 1,3 53 7,2 9,3 43,6 44,3 12
129 Nicaragua 3,4 1,6 57,1 38,5 61,5 0,8 0,7 1,7 23 0,8 .. 27,0 –27,9 4
130 Marokko 25,0 1,2 65,6 93,6 3,9 1,5 3,1 0,5 27 1,4 .. 11,5 1,2 16
131 Guatemala 4,0 1,8 54,0 42,9 57,2 0,9 1,9 1,1 60 1,2 .. 35,2 –20,6 8
132 Irak .. 1,3 41,0 99,4 0,2 3,4 1,0 0,7 138 45,7 .. 1,9 2,6 9
133 Kap Verde .. .. .. .. .. 0,6 4,1 .. .. .. .. 21,0 46,1 13
134 Indien 24,1 0,9 48,3 71,1 28,1 1,5 3,8 0,7 59 4,2 40,1 22,9 6,6 13
135 Ghana –4,7 1,8 51,3 27,8 72,5 0,4 0,5 0,6 24 6,9 .. 22,7 –30,6 5
136 Äquatorialguinea .. .. 41,9 .. .. 7,3 11,3 .. 7 66,0 .. 58,8 –11,3 6
137 Kongo –44,7 1,0 54,0 43,5 53,7 0,6 0,7 2,7 68 50,6 .. 65,7 –1,3 4
138 Laos, Dem. Volksrep. 17,8 1,3 59,6 .. .. 0,3 0,5 .. 39 .. .. 68,9 –8,1 9
139 Kambodscha 13,0 1,0 41,7 29,7 69,7 0,3 1,8 1,9 41 0,2 0,5 58,6 –20,0 13
140 Swasiland –0,9 1,5 54,4 .. .. 1,0 0,4 .. 35 0,1 .. 32,2 17,4 2
141 Bhutan .. .. 68,0 .. .. 1,1 12,5 .. 22 5,3 0,4 84,1 6,3 7
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
142 Salomonen –3,7 .. 51,1 .. .. 0,4 1,0 .. 26 10,9 .. 79,5 –4,3 17
143 Kenia 13,1 1,1 51,4 16,2 83,8 0,3 –0,2 0,9 30 1,2 8,9 6,1 –5,9 8
144 São Tomé und Príncipe .. .. 57,3 .. .. 0,8 3,8 .. 29 1,0 .. 28,1 0,0 ..
145 Pakistan 10,7 0,8 48,0 61,8 37,7 0,9 2,2 1,1 109 3,1 81,5 2,3 –29,8 9
146 Bangladesch 27,1 0,6 44,0 68,4 31,6 0,3 .. 0,7 134 2,6 3,0 11,1 –3,1 9
147 Timor-Leste .. 0,4 .. .. .. 0,2 .. .. .. .. .. 51,4 –20,9 5
148 Angola –29,2 1,0 36,3 33,5 66,5 1,4 2,2 5,1 55 29,1 .. 47,1 –3,7 4
149 Myanmar .. 1,8 51,3 31,0 69,0 0,3 1,0 2,2 46 .. .. 49,6 –17,4 8
150 Kamerun 6,8 1,0 44,6 23,9 76,1 0,3 3,1 1,6 47 4,8 .. 43,1 –16,3 11
151 Madagaskar 3,9 1,8 49,2 .. .. 0,1 –0,8 .. 33 0,2 .. 21,8 –7,5 23
152 Tansania, Vereinigte Rep. 13,5 1,2 47,9 10,6 89,4 0,1 0,3 1,4 22 2,5 .. 38,6 –17,5 12
153 Papua-Neuguinea .. 2,1 44,3 .. .. 0,3 0,5 .. 18 19,9 .. 64,1 –8,0 12
154 Jemen .. 0,9 48,3 99,0 1,0 1,0 .. 0,5 67 13,2 .. 1,0 0,0 10
155 Senegal 7,8 1,1 42,3 57,3 42,4 0,4 0,7 1,0 81 0,3 .. 44,4 –8,5 6
156 Nigeria .. 1,4 40,2 18,3 81,7 0,6 1,3 1,1 46 15,0 .. 10,8 –42,8 7
157 Nepal 29,1 3,6 68,2 10,9 89,1 0,1 4,7 1,0 32 4,2 .. 25,4 –24,5 6
158 Haiti .. 0,7 39,5 28,3 71,7 0,3 3,1 0,6 35 .. .. 3,7 –11,6 19
159 Mauretanien .. 2,6 33,7 .. .. 0,6 1,4 .. 68 18,8 .. 0,2 c –39,3 7
160 Lesotho 24,4 1,1 .. .. .. .. .. .. 46 1,4 .. 1,4 9,0 3
161 Uganda 8,6 1,5 49,8 .. .. 0,1 –0,9 .. 12 4,7 .. 16,1 –33,4 7
162 Togo .. 1,0 36,4 14,3 83,4 0,2 1,4 0,8 29 3,6 .. 6,0 –52,3 4
163 Komoren .. .. .. .. .. 0,2 .. .. 34 1,0 .. 2,0 –68,3 13
164 Sambia 1,4 0,9 47,0 7,5 92,3 0,1 –4,7 3,8 .. 11,5 .. 67,0 –5,7 3
165 Dschibuti .. .. 60,5 .. .. 0,6 –0,8 .. 49 0,3 .. 0,2 c 0,0 9
166 Ruanda 8,8 1,0 44,6 .. .. 0,1 4,2 .. 26 2,4 .. 16,8 30,5 6
167 Benin 4,1 1,2 39,6 37,1 61,0 0,5 4,1 0,9 45 1,2 .. 42,1 –19,1 4
168 Gambia 12,9 3,4 50,3 .. .. 0,3 2,2 .. 62 1,0 .. 47,6 7,8 4
169 Sudan –7,1 1,7 47,1 31,2 68,8 0,3 0,1 3,0 159 11,1 .. 29,5 –8,3 5
170 Côte d'Ivoire 7,3 1,0 54,3 25,0 75,5 0,3 –0,9 1,0 32 3,1 .. 32,7 1,8 7
171 Malawi .. 0,7 51,4 .. .. 0,1 –0,8 .. 35 0,9 .. 35,1 –15,2 9
172 Afghanistan .. 0,6 .. .. .. 0,0 –3,5 .. 37 .. .. 2,1 0,0 5
173 Simbabwe .. 1,2 47,8 26,1 69,1 0,7 –2,0 1,3 .. 3,5 .. 42,1 –26,6 3
174 Äthiopien 8,3 1,1 43,1 6,7 93,3 0,1 0,7 1,1 59 4,5 .. 12,6 .. 7
175 Mali 13,5 1,9 39,4 .. .. 0,0 0,2 .. 112 .. .. 10,4 –10,1 2
176 Guinea-Bissau .. 1,0 44,7 .. .. 0,2 1,2 .. 47 .. .. 72,6 –7,9 5
177 Eritrea .. 0,9 54,6 19,9 80,1 0,1 .. 0,8 71 0,8 9,2 15,3 .. 8
178 Guinea –4,2 1,7 44,4 .. .. 0,1 –0,9 .. 53 6,6 .. 26,9 –8,9 8
179 Zentralafrikanische Rep. .. 1,3 33,3 .. .. 0,1 –1,2 .. 34 0,0 .. 36,4 –2,3 1
180 Sierra Leone 1,2 1,1 32,1 .. .. 0,3 –0,6 .. 38 2,1 .. 38,6 –11,3 7


























































































2005–2009b 2007 2010 2007 2007 2008 1970/2008 2005 2008 2009 2003–2010b 2008 1990–2008 2010
182 Liberia –18,3 1,3 .. .. .. 0,1 –5,0 .. 31 11,0 .. 45,6 –11,0 8
183 Tschad .. 1,7 40,8 .. .. 0,0 0,2 .. 81 25,2 .. 9,3 –10,9 3
184 Mosambik 2,0 0,8 51,2 7,3 95,9 0,1 –2,7 1,1 26 3,8 .. 50,2 –9,1 7
185 Burundi –6,8 0,9 43,9 .. .. 0,0 1,9 .. 31 10,6 .. 6,8 –39,2 5
186 Niger 16,2 2,3 37,6 .. .. 0,1 1,0 .. 96 1,2 .. 1,0 –36,8 3
187 Kongo, Demokratische Republik .. 0,8 51,6 4,0 96,2 0,0 –3,3 1,9 40 10,7 .. 68,3 –3,5 6
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. .. 1,3 41,8 88,9 11,1 3,3 –1,2 1,0 59 .. .. 49,2 –27,8 9
Marshallinseln .. .. .. .. .. 1,6 .. .. .. .. .. 70,2 .. 12
Monaco .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 8
Nauru .. .. .. .. .. 14,2 .. .. .. .. .. 0,0 0,0 14
San Marino .. .. .. .. .. .. .. .. 8 .. .. 0,0 0,0 0
Somalia .. 1,4 .. .. .. 0,1 0,5 .. 31 .. 22,4 11,0 –16,7 7
Tuvalu .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 33,3 0,0 15
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 6,6 5,9 68,2 81,9 7,2 11,3 0,3 2,7 24 0,8 .. 5,8 1,2 14
Hohe menschliche Entwicklung 5,0 3,1 63,5 81,2 15,9 5,9 1,8 2,9 30 8,7 .. 10,2 –3,4 11
Mittlere menschliche Entwicklung 27,2 1,6 50,3 77,3 22,2 3,2 3,9 1,2 61 4,4 .. 2,9 8,3 13
Niedrige menschliche Entwicklung .. 1,2 46,3 .. .. 0,4 0,6 .. 69 8,7 .. 1,6 –13,9 8
Regionen
Arabische Staaten .. 2,1 56,4 88,9 10,9 4,6 2,3 1,5 89 .. .. 1,1 1,8 10
Ostasien und Pazifik .. .. .. .. .. 4,2 4,2 .. .. .. .. 8,5 12,6 13
Europa und Zentralasien 4,7 3,5 60,4 87,7 6,7 7,8 .. 2,9 25 6,8 .. 24,3 .. 9
Lateinamerika und Karibik 6,2 2,6 65,2 69,2 30,4 2,9 1,5 2,7 33 .. .. 12,2 –7,5 11
Südasien 22,9 1,0 49,0 69,8 29,7 1,5 3,4 0,8 70 6,2 30,1 5,5 –1,3 12
Afrika südlich der Sahara 4,7 1,3 45,7 .. .. 0,9 0,2 .. 43 9,8 .. 1,6 –13,8 7
Am wenigsten entwickelte Länder .. 1,2 46,7 .. .. 0,2 0,1 .. 68 10,0 .. 2,0 –12,2 8
Kleine Inselentwicklungsländer .. .. .. .. .. 2,6 1,9 .. .. .. .. 14,2 1,1 15
Welt 18,3 2,4 54,4 72,3 25,1 4,4 2,5 1,7 52 2,4 .. 1,7 –1,2 12
HINWEISE
a. Die Summe der Anteile fossiler Brennstoffe und erneuerbarer Energiequellen kann größer als 
100 Prozent sein, weil manche Länder mehr Strom erzeugen, als sie verbrauchen, und den Überschuss 
exportieren. 
b. Die Daten beziehen sich auf das jüngste verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum. 
c. Weniger als 1 Prozent. 
d. Für bestimmte in Brasilien heimische Amphibienarten hatten das Koordinierungsteam der Globalen 
Amphibienbewertung (GAA) und die Artenschutzexperten in Brasilien noch nicht die Zeit, sich auf 
Rote-Liste-Kategorien zu einigen. Die Daten für Amphibien, die in den hier präsentierten Daten ent-
halten sind, waren das Ergebnis einer Einigung auf dem GAA-Workshop für Brasilien im April 2003. 
Bei einer späteren GAA-Überprüfung wurde jedoch festgestellt, dass viele der Bewertungen nicht 
mit dem anderswo auf der Welt verfolgten Ansatz übereinstimmten, daher wurde diesen Arten auch 
eine „konsistente Rote-Liste-Kategorie“ zugewiesen. Es ist also möglich, dass hier präsentierte Daten 
nicht mit den Daten der Globalen Artenbewertung übereinstimmen.
DEFINITIONEN
Bereinigte Nettoersparnisse: Sparquote in einer Volkswirtschaft unter Berücksichtigung der Investi-
tionen in Humankapital, der Erschöpfung natürlicher Ressourcen und der durch Umweltverschmutzung 
(einschließlich Feinstaubemissionen) verursachten Schäden, ausgedrückt als prozentualer Anteil am 
Bruttonationaleinkommen (BNE). Ein negativer Wert impliziert einen nicht nachhaltigen Pfad.  
Ökologischer Fußabdruck: Größe der bioproduktiven Land- und Meerfläche, die ein Land benötigt, 
um die Ressourcen zu produzieren, die es verbraucht, und den Abfall aufzunehmen, den es erzeugt. 
Umweltleistungsindex (Environmental performance index – EPI): Index aus 25 Leistungsindikatoren 
in 10 Politikkategorien, die unter anderem auch präventive Umweltmedizin und die Vitalität der Öko-
systeme erfassen.  
Primärenergieaufkommen, fossile Brennstoffe: Anteil der in der geologischen Vergangenheit durch Bio-
masse gebildeten natürlichen Ressourcen (wie Kohle, Erdöl und Erdgas) am Gesamtenergieaufkommen.
Primärenergieaufkommen, erneuerbare Quellen: Anteil der Energie aus sich ständig erneuernden 
Prozessen am Gesamtenergieaufkommen. Umfasst Sonnen- und Windenergie, Biomasse, geothermische 
Energie, Wasserkraft und Meeresenergie sowie bestimmte Abfälle, jedoch nicht die Kernenergie. 
Kohlendioxidemissionen pro Kopf: Anthropogene Kohlendioxidemissionen aus der Verbrennung fos-
siler Brennstoffe, dem Abfackeln von Gas und der Herstellung von Zement, geteilt durch die Bevölkerung 
zur Jahresmitte. 
Treibhausgasemissionen pro Kopf: Emissionen von Methan, Stickoxid und anderen Treibhausgasen, 
einschließlich Fluorkohlenwasserstoff, Perfluorkohlenwasserstoff und Schwefelhexafluorid, geteilt durch 
die Bevölkerung zur Jahresmitte. Kohlendioxidemissionen sind hier nicht erfasst. 
Urbane Luftverschmutzung: Konzentration anthropogener oder natürlicher Feinstaubpartikel mit einem 
Durchmesser von weniger als 10 Mikrometer (PM10), die tief in die Atemwege eindringen können. Die 
angegebenen Daten sind nach städtischer Bevölkerung gewichtete PM10-Werte in Wohngebieten von 
Städten mit mehr als 100.000 Einwohnern. Die Schätzungen beziehen sich auf die durchschnittliche 
jährliche Exposition von Stadtbewohnern gegenüber Außenluftpartikeln. 
Erschöpfung natürlicher Ressourcen: Geldwert der Erschöpfung von Energiequellen, mineralischen 
Rohstoffen und Wäldern, ausgedrückt als prozentualer Anteil des gesamten Bruttonationaleinkommens 
(BNE). 
Entnahme von Frischwasser: Gesamtentnahme von Frischwasser in einem bestimmten Jahr, ausge-
drückt als prozentualer Anteil an den gesamten erneuerbaren Wasserressourcen. 
Waldfläche: Prozentualer Anteil der Flächen von mehr als 0,5 Hektar mit über 5 Meter hohen Bäumen 
und einem Überschirmungsgrad von über 10 Prozent, bzw. mit Bäumen, die diese Werte erreichen kön-
nen, an der gesamten Landfläche, sofern diese Flächen nicht zu landwirtschaftlichen oder städtischen 
Zwecken genutzt werden.  
Veränderung der Waldfläche: Prozentuale Veränderung der von Wäldern bedeckten Fläche. 
Gefährdete Arten: Anteil der Tierarten (einschließlich Säugetieren, Vögeln, Reptilien, Amphibien, Fischen 
und Wirbellosen), die von der Weltnaturschutzunion (International Union for the Conservation of Nature 
– IUCN) als vom Aussterben bedroht, stark gefährdet oder gefährdet klassifiziert werden.
HAUPTDATENQUELLEN
Reihe 1 und 9: World Bank (2011a).
Spalte 2: Global Footprint Network (2010).
Spalte 3: Emerson und andere (2010). 
Spalten 4 und 5: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von Daten der IEA (2011) zum 
Gesamtprimärenergieaufkommen.
Spalten 6 und 7: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von Daten von Boden, Marland und Andres 
(2009). 
Spalte 8: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von Daten der Weltbank (2011a) und von UNDESA (2011). 
Spalte 10: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von Daten der Weltbank (2011a).
Spalte 11: FAO (2011a). 
Spalten 12und 13: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von Daten der FAO (2011a) zu Waldflächen 
und zur gesamten Landfläche. 
Spalte 14: IUCN (2010).





7 einfluss der Umweltbedrohungen  auf die menschliche entwicklung
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2000–2009a 2000–2009a 2001/2010 2001/2010 2004 2004 2004 2009 2001–2010a 2010
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
1 Norwegen .. .. 0 33 .. .. 65 .. .. 0,2 b
2 Australien .. .. 3 1.378 .. .. 35 .. 0 9,0
3 Niederlande .. .. 12 0 b .. .. 203 .. .. 5,4
4 Vereinigte Staaten 3,9 1,3 1 6.689 .. .. 138 .. .. 1,1
5 Neuseeland .. .. 0 175 .. .. 0 b .. .. 5,3
6 Kanada .. .. 0 54 .. .. 85 .. .. 2,7
7 Irland .. .. 0 b 11 .. .. 0 b .. .. 0,5 b
8 Liechtenstein .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
9 Deutschland 1,3 1,1 12 404 .. .. 124 .. .. 8,1
10 Schweden .. .. 0 0 .. .. 56 .. .. 0,3 b
11 Schweiz .. .. 14 77 .. .. 109 .. .. 0,5 b
12 Japan .. .. 1 709 .. .. 196 .. .. 0,3 b
13 Hongkong, China (SAR) .. .. 0 271 .. .. .. .. .. ..
14 Island .. .. .. .. .. .. 0 b .. .. ..
15 Korea, Republik .. .. 1 1.158 .. .. 152 0,0 .. 2,9
16 Dänemark .. .. 0 0 .. .. 111 .. .. 8,5
17 Israel .. .. 1 270 .. .. 216 .. .. 12,9
18 Belgien .. .. 20 31 .. .. 203 .. .. 10,5
19 Österreich .. .. 4 735 .. .. 147 .. .. 2,7
20 Frankreich .. .. 34 891 .. .. 81 .. .. 3,9
21 Slowenien .. .. 15 52 .. .. 150 .. .. 8,4
22 Finnland .. .. 0 7 .. .. 19 .. .. 0,0 b
23 Spanien .. .. 33 14 .. .. 136 .. .. 1,4
24 Italien .. .. 33 29 .. .. 137 .. .. 2,2
25 Luxemburg .. .. 34 0 .. .. .. .. .. ..
26 Singapur 4,4 3,3 .. .. .. .. 264 .. 5 ..
27 Tschechische Republik 2,6 2,1 5 2.098 .. .. 167 .. .. 4,2
28 Vereinigtes Königreich .. .. 1 617 .. .. 189 .. .. 2,7
29 Griechenland .. .. 1 112 .. .. 224 .. .. 1,1
30 Vereinigte Arabische Emirate .. .. .. .. .. .. 55 .. .. 1,9
31 Zypern .. .. 0 4 .. .. 197 .. .. 11,4
32 Andorra .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
33 Brunei Darussalam .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
34 Estland .. .. 0 7 .. 0 b 74 .. .. 5,0
35 Slowakei .. .. 2 212 .. .. 74 .. .. 9,1
36 Malta .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
37 Katar .. .. .. .. .. .. 0 b .. .. 0,1 b
38 Ungarn .. .. 7 467 .. .. 208 .. .. 17,1
39 Polen .. .. 3 318 .. .. 162 .. .. 13,2
40 Litauen .. .. 1 0 .. .. 204 .. .. 4,8
41 Portugal .. .. 26 1.418 .. .. 190 .. .. 2,3
42 Bahrain .. .. .. .. .. .. 0 b .. .. ..
43 Lettland .. .. 3 0 .. .. 0 b .. .. 1,8
44 Chile 2,0 0,5 1 3.051 12 .. 149 .. 0 1,1
45 Argentinien 8,2 2,3 0 1.790 8 .. 342 0,0 0 1,7
46 Kroatien .. .. 18 59 .. 0 b 225 .. .. 17,5
47 Barbados .. .. 0 1.968 .. .. .. .. 0 ..
HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
48 Uruguay 13,9 6,0 1 4.548 .. 0 b 422 .. 0 5,7
49 Palau .. .. .. .. .. .. .. .. 49 ..
50 Rumänien 12,8 3,5 3 764 .. 18 439 .. .. 13,5
51 Kuba 4,6 3,9 0 87.392 18 53 160 .. 0 17,0
52 Seychellen .. .. 0 7.860 .. .. .. .. .. ..
53 Bahamas .. .. 4 5.979 .. .. .. 0,0 0 ..
181statIstIscher anhang












































































2000–2009a 2000–2009a 2001/2010 2001/2010 2004 2004 2004 2009 2001–2010a 2010
54 Montenegro 7,9 2,2 0 1.249 .. .. .. .. .. 8,0
55 Bulgarien 8,8 1,6 1 179 .. 0 b 437 .. .. 7,8
56 Saudi-Arabien 9,3 5,3 1 86 .. .. 108 0,0 .. 4,3
57 Mexiko 15,5 3,4 1 7.097 43 41 88 0,0 0 3,8
58 Panama 19,1 3,9 2 3.612 63 63 63 0,0 0 4,1
59 Serbien 8,1 1,8 0 213 .. .. .. .. .. 18,5
60 Antigua und Barbuda .. .. 0 34.720 0 .. .. .. 0 ..
61 Malaysia .. .. 0 1.573 35 0 b 23 0,0 4 1,2
62 Trinidad und Tobago 5,3 4,4 0 131 .. 0 b 0 b .. 9 ..
63 Kuwait .. .. .. .. .. .. 137 .. .. 0,6
64 Libyen 21,0 5,6 .. .. .. 0 b 318 .. .. 8,5
65 Belarus 4,5 1,3 0 19 .. 10 .. .. .. 4,7
66 Russische Föderation .. .. 40 1.332 5 4 231 0,0 c .. 3,1
67 Grenada .. .. 38 59.003 .. .. .. .. 0 ..
68 Kasachstan 17,5 4,9 1 442 193 7 159 .. .. 23,5
69 Costa Rica .. .. 2 7.367 24 47 47 0,2 0 1,3
70 Albanien 27,0 6,6 0 19.215 32 0 b 64 .. .. 5,7
71 Albanien 16,5 4,2 0 b 414 50 .. 100 .. .. 1,2
72 Saint Kitts und Nevis .. .. .. .. .. .. .. .. 0 ..
73 Venezuela, Bolivarische Republik 15,6 3,7 1 704 61 8 .. 0,0 0 1,9
74 Bosnien und Herzegowina 11,8 1,6 0 10.673 .. 0 b 79 .. .. 6,1
75 Georgien 14,7 2,3 0 b 94 89 44 288 0,0 .. 1,9
76 Ukraine 22,9 4,1 2 1.421 2 6 305 .. .. 6,2
77 Mauritius .. .. 0 81 .. .. 80 .. .. ..
78 Mazedonien, ehem. jugosl. Rep. 11,5 1,8 2 53.874 .. 0 b 148 .. .. 7,1
79 Jamaika 3,7 2,2 3 15.757 75 188 75 0,0 0 3,3
80 Peru 29,8 5,4 6 20.752 92 37 117 0,1 0 0,7
81 Dominica .. .. 7 11.372 .. .. .. .. 0 ..
82 St. Lucia .. .. 6 1.721 .. .. .. .. 0 ..
83 Ecuador 29,0 6,2 1 3.769 83 0 b 38 0,0 0 1,6
84 Brasilien 7,1 2,2 1 3.440 137 58 74 0,4 0 7,9
85 St. Vincent und die Grenadinen .. .. 4 918 .. .. 0 b .. 0 ..
86 Armenien 18,2 4,2 0 0 33 131 882 0,0 .. 9,6
87 Kolumbien 16,2 5,1 4 14.482 50 57 61 0,3 0 2,0
88 Iran, Islamische Rep. .. .. 1 2.156 .. 4 132 0,0 .. 25,1
89 Oman .. .. 5 722 .. .. 126 0,7 .. 5,8
90 Tonga .. .. 0 15.857 .. .. .. .. .. ..
91 Aserbaidschan 26,8 8,4 0 1.159 212 130 177 0,0 .. 3,8
92 Türkei 15,6 3,5 0 224 97 51 299 0,0 c .. 5,5
93 Belize 22,2 4,9 13 28.239 .. .. .. 0,0 0 1,1
94 Tunesien 9,0 3,3 0 320 82 10 82 .. .. 36,7
MITTLERE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
95 Jordanien 12,0 3,6 0 0 77 .. 134 .. .. 22,0
96 Algerien 15,9 3,7 4 564 247 12 65 0,0 .. 28,8
97 Sri Lanka 17,3 21,1 2 22.652 41 219 51 0,0 2 21,1
98 Dominikanische Republik 10,1 3,4 9 3.480 142 33 88 1,4 1 7,0
99 Samoa .. .. 5 0 .. 0 b .. .. .. ..
100 Fidschi .. .. 8 10.511 0 b 0 b .. .. 0 ..
101 China 21,8 6,8 1 93.151 42 422 230 0,0 c 0 8,6
102 Turkmenistan .. .. .. .. 532 .. 170 0,0 .. 11,1
103 Thailand 15,7 7,0 2 58.220 121 159 61 1,0 1 17,0
104 Suriname .. .. 1 6.013 0 b .. .. 0,0 0 ..
105 El Salvador 24,6 6,1 7 9.436 116 50 50 0,0 0 6,3
106 Gabun 26,3 8,8 0 149 298 74 .. 133,3 .. ..
107 Paraguay .. .. 0 7.307 86 52 86 0,0 1 1,3
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 27,1 4,3 5 18.429 378 145 111 0,0 0 2,0
109 Malediven 31,9 25,7 0 522 0 b 0 b 0 b .. 0 ..
110 Mongalei 27,5 5,3 4 59.135 199 119 .. .. .. 31,5
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2000–2009a 2000–2009a 2001/2010 2001/2010 2004 2004 2004 2009 2001–2010a 2010
111 Moldau, Republik 11,3 3,2 1 6.532 0 b 78 261 .. .. 21,8
112 Philippinen 33,8 20,7 10 48.370 182 86 54 0,3 5 2,2
113 Ägypten 30,7 6,8 0 5 137 8 213 0,0 c .. 25,3
114 Bes. Palästinensisches Geb. .. .. 0 12 .. .. .. .. .. ..
115 Usbekistan 19,6 4,4 0 5 335 241 148 0,0 .. 27,0
116 Mikronesien, Föd. Staaten von .. .. 43 7.771 0 b .. .. .. .. ..
117 Guyana 18,2 10,8 5 54.311 269 0 b .. 0,0 0 ..
118 Botsuana 29,1 10,7 0 499 486 270 0 b 3,0 .. 22,0
119 Syrien, Arabische Rep. 28,6 10,0 1 6.371 89 39 100 0,0 .. 33,3
120 Namibia 29,6 17,5 7 40.481 98 49 0 b 20,5 .. 28,5
121 Honduras 29,9 8,6 4 13.628 178 119 89 0,1 1 15,0
122 Kiribati .. .. 0 85 .. .. .. .. .. ..
123 Südafrika .. .. 1 30.398 260 68 23 0,9 .. 17,5
124 Indonesien 40,1 19,6 2 1.364 141 202 144 3,8 5 3,1
125 Vanuatu .. .. 2 24.519 0 b 0 b .. 8,6 .. ..
126 Kirgistan 18,1 2,7 2 37.899 259 418 80 0,0 .. 9,7
127 Tadschikistan 33,1 14,9 3 47.642 751 516 47 0,0 .. 10,5
128 Vietnam 30,5 20,2 3 19.794 72 289 81 0,3 1 8,0
129 Nicaragua 18,8 4,3 7 11.487 168 131 19 0,0 2 13,9
130 Marokko 23,1 9,9 1 419 140 17 30 0,0 c .. 39,1
131 Guatemala 54,3 17,7 14 26.888 314 113 40 0,0 0 9,1
132 Irak 27,5 7,1 0 226 879 23 387 0,0 .. 4,5
133 Kap Verde .. .. 1 6.048 214 0 b 0 b 4,1 .. ..
134 Indien 47,9 43,5 2 41.245 405 435 107 0,9 0 9,6
135 Ghana 28,6 14,3 1 2.925 961 308 33 141,8 .. 1,4
136 Äquatorialguinea 35,0 10,6 .. .. 1,187 .. .. 33,8 .. ..
137 Kongo 31,2 11,8 0 2.102 435 290 145 29,4 .. 0,1 b
138 Laos, Dem. Volksrep. 47,6 31,6 1 15.096 406 459 0 b 0,8 1 4,1
139 Kambodscha 39,5 28,8 1 34.829 826 500 23 20,0 1 39,3
140 Swasiland 29,5 6,1 0 117.337 456 274 0 b 11,1 .. ..
141 Bhutan 37,5 12,0 2 0 467 311 .. 5,6 0 0,1 b
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
142 Salomonen 32,8 11,5 4 4.672 219 219 .. 101,1 .. ..
143 Kenia 35,8 16,5 2 27.446 683 412 17 0,0 .. 31,0
144 São Tomé und Príncipe 29,3 13,1 .. .. 665 0 b .. 141,5 .. ..
145 Pakistan 41,5 31,3 3 18.218 380 360 192 0,0 .. 4,5
146 Bangladesch 43,2 41,3 6 47.203 469 356 68 0,3 0 11,3
147 Timor-Leste 55,7 40,6 0 1.177 308 .. .. 48,2 35 ..
148 Angola 50,8 27,5 2 4.989 3,014 2,099 169 567,5 .. 3,3
149 Myanmar 40,6 29,6 290 6.551 432 393 96 20,4 3 19,2
150 Kamerun 36,4 16,6 0 204 1.066 664 128 257,8 .. 15,3
151 Madagaskar 52,8 36,8 5 17.121 1.175 732 35 8,6 .. 0,0 b
152 Tansania, Vereinigte Rep. 44,4 16,7 0 13.270 865 500 32 18,8 .. 25,0
153 Papua-Neuguinea 43,9 18,1 4 3.987 471 269 .. 90,1 0 ..
154 Jemen 57,7 43,1 2 135 734 335 55 1,6 .. 32,4
155 Senegal 20,1 14,5 0 7.377 1.219 595 170 47,4 .. 16,2
156 Nigeria 41,0 26,7 0 1.295 1.304 699 136 48,7 .. 11,5
157 Nepal 49,3 38,8 7 9.738 520 326 30 0,3 0 2,3
158 Haiti 29,7 18,9 66 12.565 619 402 65 0,0 .. 15,2
159 Mauretanien 24,2 16,7 1 41.693 776 405 67 26,9 .. 23,8
160 Lesotho 45,2 16,6 0 45.203 195 98 0 b .. .. 63,6
161 Uganda 38,7 16,4 2 9.460 988 716 4 194,5 .. 23,5
162 Togo 26,9 20,5 1 4.972 908 605 38 263,6 .. 5,1
163 Komoren 46,9 25,0 0 381 479 160 0 b 0,0 .. ..
164 Sambia 45,8 14,9 1 32.196 1.135 777 98 303,5 .. 4,6
165 Dschibuti 32,6 29,6 6 82.450 630 0 b 252 0,0 .. 7,5
166 Ruanda 51,7 18,0 1 9.919 1.854 1,387 33 78,5 .. 10,1
167 Benin 44,7 20,2 1 12.662 1.271 770 54 159,9 .. 1,6
168 Gambia 27,6 15,8 1 4.106 753 411 137 142,7 .. 17,9
169 Sudan 37,9 31,7 1 13.909 477 371 141 32,9 .. 39,9
183statIstIscher anhang












































































2000–2009a 2000–2009a 2001/2010 2001/2010 2004 2004 2004 2009 2001–2010a 2010
170 Côte d'Ivoire 40,1 16,7 0 96 1.246 705 51 938,3 .. 1,3
171 Malawi 53,2 15,5 4 64.924 1.459 1.042 48 451,9 .. 19,4
172 Afghanistan 59,3 32,9 11 9.799 2.499 2.023 15 1,0 .. 11,0
173 Simbabwe 35,8 14,0 0 78.319 532 302 48 1,1 .. 29,4
174 Äthiopien 50,7 34,6 2 35.049 1.546 998 b 34 13,8 .. 72,3
175 Mali 38,5 27,9 0 11.678 1.769 1.198 78 156,3 .. 59,5
176 Guinea-Bissau 28,1 17,2 0 12.575 2.088 1.268 149 248,6 .. 1,0
177 Eritrea 43,7 34,5 0 32.492 741 440 46 4,5 .. 58,8
178 Guinea 40,0 20,8 0 3.355 1.080 641 67 60,0 .. 0,8
179 Zentralafrikanische Rep. 44,6 21,8 0 1.696 1.088 759 0 b 154,5 .. ..
180 Sierra Leone 37,4 21,3 3 361 3.271 2.181 141 302,1 .. ..
181 Burkina Faso 44,5 37,4 1 2.723 1.733 1.197 87 499,4 .. 73,2
182 Liberia 39,4 20,4 0 924 2.134 1.261 32 444,7 .. ..
183 Tschad 44,8 33,9 2 33.141 1.509 1.013 84 20,2 .. 45,4
184 Mosambik 47,0 21,2 1 25.059 840 548 44 163,9 .. 1,9
185 Burundi 63,1 38,9 2 29.916 2.088 1.449 43 87,4 .. 18,5
186 Niger 54,8 39,9 0 96.596 3.212 2.192 80 144,2 .. 25,0
187 Kongo, Demokratische Rep. 45,8 28,2 0 325 1.924 1.356 72 329,7 .. 0,1 b
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. 43,1 20,6 5 7.513 191 .. 242 0,0 .. 2,9
Marshallinseln .. .. 0 1.110 .. .. .. .. 0 ..
Monaco .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Nauru .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
San Marino .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Somalia 42,1 32,8 2 69.471 2.068 1.383 36 4,9 .. 26,3
Tuvalu 10,0 1,6 .. .. .. .. .. .. .. ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung .. .. 8 2.331 .. .. 150 .. .. 3,2
Hohe menschliche Entwicklung .. .. 7 4.890 .. .. 159 .. .. 7,4
Mittlere menschliche Entwicklung 35,7 24,7 2 54.444 212 357 156 1,8 .. 10,0
Niedrige menschliche Entwicklung 43,8 28,3 14 19.221 1.035 696 91 92,5 .. 18,8
Regionen
Arabische Staaten 29,8 15,2 1 4.529 .. .. 146 .. .. 24,9
Ostasien und Pazifik .. .. 9 69.648 84 .. .. .. .. ..
Europa und Zentralasien .. .. 13 2.357 .. .. 240 .. .. 8,6
Lateinamerika und Karibik 15,8 4,4 3 8.741 104 .. 103 0,2 0 5,3
Südasien 46,8 41,2 2 36.336 443 424 109 0,7 0 9,9
Afrika südlich der Sahara 42,9 24,5 1 16.966 1.286 798 70 143,7 .. 22,1
Am wenigsten entwickelte Länder 45,5 29,6 20 23.357 1.151 794 63 99,0 .. 23,3
Kleine Inselentwicklungsländer .. .. 16 25.300 .. .. .. .. .. ..
Welt .. .. 6 32.575 .. .. 145 .. .. 10,1
HINWEISE
a. Die Daten beziehen sich auf das jüngste verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum.
b. Weniger als 1.
c. Weniger als 0,05
DEFINITIONEN
Bevölkerung unter 5 J., die von Wachstumsstörungen aufgrund chronischer Unterernährung 
(„stunting“) betroffen ist: Anteil der Kinder unter 5 Jahren, bei denen das Verhältnis zwischen 
Körpergröße und Alter um zwei Standardabweichungen oder mehr unter dem Mittelwert der Referenz-
bevölkerung liegt.  
Bevölkerung unter 5 J., die von Untergewicht aufgrund akuter Unterernährung („wasting“) betroffen 
ist: Anteil der Kinder unter 5 J., bei denen das Verhältnis zwischen Körpergewicht und Körpergröße um 
zwei Standardabweichungen oder mehr unter dem Mittelwert der Referenzbevölkerung liegt. 
Anzahl Todesopfer aufgrund von Naturkatastrophen: Als tot bestätigte, als vermisst geltende oder als 
tot angenommene Menschen infolge von Naturkatastrophen, einschließlich Dürren, Extremtemperaturen, 
Überschwemmungen, Erdrutschen, Regenstürmen und Busch- oder Waldbränden.  
Von Naturkatastrophen betroffene Bevölkerung: Menschen, die während eines Notstands, der durch 
eine Naturkatastrophe (nach oben stehender Definition) verursacht wurde, Soforthilfe benötigen, ein-
schließlich vertriebener, evakuierter, obdachloser und verletzter Menschen. 
Sterbefälle aufgrund von Wasserverschmutzung: Sterbefälle aufgrund von Durchfallerkrankungen, 
die auf Wasser-, Sanitär- und Hygieneprobleme zurückzuführen sind. 
Sterbefälle aufgrund von Luftverschmutzung in Innenräumen: Sterbefälle aufgrund akuter Atem-
wegsinfektionen (Kinder unter 5 J.), chronisch obstruktiver Lungenerkrankungen (Erwachsene über 
30 J.) und Lungenkrebs (Erwachsene über 30 J.), die auf Rauch aus festen Brennstoffen in Innenräumen 
zurückzuführen sind. 
Sterbefälle aufgrund von Luftverschmutzung im Freien: Sterbefälle aufgrund von Atemwegsinfektionen 
und -erkrankungen, Lungenkrebs und ausgewählten Herz-Kreislauf-Erkrankungen, die auf Luftverschmut-
zung im Freien zurückzuführen sind. 
Sterbefälle aufgrund von Malaria: Durch Malaria verursachte Sterbefälle.  
Sterbefälle aufgrund von Dengue-Fieber: Durch Dengue-Fieber, Dengue-hämorrhagisches Fieber und 
Dengue-Schocksyndrom verursachte Sterbefälle.  
Bevölkerung, die auf degradierten Flächen lebt: Prozentualer Anteil der Bevölkerung, die auf stark und 
sehr stark degradierten Flächen lebt. Schätzungen der Degradation berücksichtigen Aspekte wie Bio-
masse, Bodengesundheit, Wassermenge und biologische Vielfalt sowie unterschiedliche Schweregrade.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalten 1 und 2: WHO (2010b).
Spalten 3 und 4: WHO Collaborating Centre for Research on the Epidemiology of Disasters (2011) und 
UNDESA (2011).
Spalten 5-7: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von WHO (2009) und UNDESA (2011). 
Spalte 8: WHO (2010c).
Spalte 9: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von WHO (2011) und UNDESA (2011).
Spalte 10: FAO (2011b).

















































2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
1 Norwegen 7,6 46,8 43,7 11,6 .. 51,5 89,3 95,3
2 Australien 7,5 45,1 70,5 19,5 .. 63,8 93,1 93,4
3 Niederlande 7,5 43,6 52,6 15,5 .. 66,1 81,5 94,2
4 Vereinigte Staaten 7,2 35,9 54,7 17,6 43,9 57,8 87,8 89,5
5 Neuseeland 7,2 41,1 59,0 24,6 .. 74,8 93,0 89,0
6 Kanada 7,7 55,8 73,9 19,3 34,0 61,7 84,5 91,3
7 Irland 7,3 47,6 58,7 .. .. 58,9 94,8 90,6
8 Liechtenstein .. .. .. .. .. .. .. ..
9 Deutschland 6,7 59,7 60,4 12,8 49,1 61,8 86,3 95,0
10 Schweden 7,5 50,1 48,6 11,4 47,6 62,9 89,3 96,7
11 Schweiz 7,5 .. .. .. 54,4 63,9 83,7 96,1
12 Japan 6,1 83,7 77,3 14,1 33,0 46,8 78,2 87,8
13 Hongkong, China (SAR) 5,6 80,0 68,6 .. 21,6 41,4 27,8 78,4
14 Island 6,9 37,9 34,4 12,5 .. 56,0 85,2 96,9
15 Korea, Republik 6,1 85,3 82,8 9,4 29,3 36,4 72,0 81,6
16 Dänemark 7,8 45,3 32,8 18,1 33,5 64,3 91,6 97,4
17 Israel 7,4 40,9 67,4 14,3 .. 37,7 58,4 55,7
18 Belgien 6,9 42,6 63,1 21,4 .. 56,0 74,0 84,7
19 Österreich 7,3 52,7 60,4 .. 41,3 63,9 88,0 97,1
20 Frankreich 6,8 58,6 65,5 10,0 .. 57,5 76,6 83,9
21 Slowenien 6,1 65,1 69,2 .. .. 55,9 80,2 90,0
22 Finnland 7,4 55,1 41,7 .. .. 57,3 89,7 95,0
23 Spanien 6,2 63,2 70,9 10,4 .. 46,0 82,0 83,6
24 Italien 6,4 57,0 87,0 14,6 .. 29,7 69,8 80,6
25 Luxemburg 7,1 53,7 62,1 15,5 .. 76,8 85,7 92,3
26 Singapur 6,5 57,2 72,7 19,8 69,8 80,5 91,1 92,9
27 Tschechische Republik 6,2 45,2 35,5 13,0 26,6 56,6 69,0 89,2
28 Vereinigtes Königreich 7,0 38,5 58,8 17,2 .. 66,8 88,8 94,8
29 Griechenland 5,8 81,3 95,5 6,0 16,0 19,8 68,7 64,7
30 Vereinigte Arabische Emirate 7,1 29,2 71,0 .. .. 89,7 81,5 84,4
31 Zypern 6,4 79,4 89,4 .. .. 45,7 63,0 67,4
32 Andorra .. .. .. .. .. .. .. ..
33 Brunei Darussalam .. .. .. .. .. .. .. ..
34 Estland 5,1 44,3 36,0 6,8 16,8 45,2 75,0 66,8
35 Slowakei 6,1 56,9 54,7 .. .. 42,8 70,4 86,0
36 Malta 5,8 66,8 85,8 13,0 .. 53,8 44,4 64,0
37 Katar 6,8 39,3 67,4 .. .. 87,1 80,6 79,6
38 Ungarn 4,7 51,0 74,5 6,1 .. 32,7 83,5 86,2
39 Polen 5,8 43,2 55,1 6,2 17,5 43,6 80,3 79,6
40 Litauen 5,1 51,4 49,7 4,3 11,0 29,9 70,2 69,7
41 Portugal 4,9 61,5 90,7 10,0 28,5 37,2 85,7 90,0
42 Bahrain 5,9 35,4 74,3 .. .. 65,3 85,6 85,0
43 Lettland 4,7 49,2 39,6 3,9 21,2 38,9 75,1 65,3
44 Chile 6,6 68,5 93,1 7,6 26,8 42,1 69,5 84,5
45 Argentinien 6,4 80,4 97,4 4,2 7,0 33,9 75,0 73,8
46 Kroatien 5,6 61,5 .. .. .. 38,1 75,0 81,2
47 Barbados .. .. .. .. .. .. .. ..
HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
48 Uruguay 6,1 72,9 85,6 4,1 32,7 70,5 85,6 92,9
49 Palau .. .. .. .. .. .. .. ..
50 Rumänien 4,9 44,9 74,3 3,5 17,4 14,3 71,4 69,5
51 Kuba 5,4 .. .. .. .. 54,5 52,8 59,3
52 Seychellen .. .. .. .. .. .. .. ..
53 Bahamas .. .. .. .. .. .. .. ..
54 Montenegro 5,5 59,9 .. .. .. 50,1 66,2 78,2
55 Bulgarien 4,2 49,3 66,0 .. 10,9 19,4 69,3 60,8
185statIstIscher anhang














































2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b
56 Saudi-Arabien 6,3 34,6 78,6 10,6 .. 53,3 55,5 60,4
57 Mexiko 6,8 70,9 94,5 6,1 22,7 46,8 78,0 67,7
58 Panama 7,3 66,6 97,0 9,2 16,5 44,1 85,2 75,9
59 Serbien 4,5 64,1 .. .. .. 28,1 61,9 60,2
60 Antigua und Barbuda .. .. .. .. .. .. .. ..
61 Malaysia 5,6 65,5 71,1 27,3 17,1 64,2 82,3 82,9
62 Trinidad und Tobago 6,7 75,8 98,2 6,2 .. 26,3 75,8 74,0
63 Kuwait 6,8 33,3 58,8 .. .. 69,2 55,7 67,8
64 Libyen 4,9 22,8 64,3 .. .. .. 65,0 69,9
65 Belarus 5,5 48,7 48,6 5,0 20,0 50,6 65,1 62,6
66 Russische Föderation 5,4 48,0 48,9 5,7 9,4 18,3 57,6 52,8
67 Grenada .. .. .. .. .. .. .. ..
68 Kasachstan 5,5 43,8 57,2 8,7 14,3 37,4 61,6 55,7
69 Costa Rica 7,3 80,5 92,2 13,0 33,2 59,6 86,3 88,7
70 Albanien 5,3 30,7 .. .. .. 27,4 54,5 50,2
71 Albanien 5,0 68,2 79,7 .. .. 23,7 50,5 47,3
72 Saint Kitts und Nevis .. .. .. .. .. .. .. ..
73 Venezuela, Bolivarische Republik 7,5 61,4 97,9 5,8 27,2 59,8 77,1 67,9
74 Bosnien und Herzegowina 4,7 66,4 .. .. .. 22,1 71,2 71,7
75 Georgien 4,1 40,8 78,2 3,6 15,2 38,0 67,4 66,4
76 Ukraine 5,1 60,9 68,2 5,1 3,2 8,8 55,4 51,0
77 Mauritius .. .. .. .. .. .. .. ..
78 Mazedonien, ehem. jugosl. Rep. 4,2 54,8 .. .. .. 39,8 73,0 69,7
79 Jamaika 6,2 .. .. .. .. 32,9 85,8 88,8
80 Peru 5,6 66,5 96,0 10,7 15,5 35,5 64,7 67,8
81 Dominica .. .. .. .. .. .. .. ..
82 St. Lucia .. .. .. .. .. .. .. ..
83 Ecuador 5,8 58,6 97,7 9,1 33,0 39,1 60,7 62,4
84 Brasilien 6,8 81,3 94,9 7,2 29,6 48,2 68,2 83,1
85 St. Vincent und die Grenadinen .. .. .. .. .. .. .. ..
86 Armenien 4,4 31,6 80,0 9,8 12,4 27,8 58,9 61,3
87 Kolumbien 6,4 73,1 96,1 12,5 30,6 53,5 73,7 80,2
88 Iran, Islamische Rep. 5,1 61,7 77,6 9,2 .. 55,2 66,6 58,4
89 Oman .. .. .. .. .. .. .. ..
90 Tonga .. .. .. .. .. .. .. ..
91 Aserbaidschan 4,2 37,3 85,2 13,0 21,1 28,1 65,4 51,0
92 Türkei 5,5 55,1 86,0 12,4 12,9 41,9 72,3 64,1
93 Belize 6,5 59,0 85,7 20,3 .. 30,3 70,7 63,3
94 Tunesien 5,1 33,0 58,6 .. .. 66,7 66,7 50,3
MITTLERE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
95 Jordanien 5,6 60,2 68,7 2,9 .. 59,4 71,1 59,0
96 Algerien 5,3 39,4 59,6 .. .. 42,4 57,1 60,7
97 Sri Lanka 4,0 56,5 76,3 10,0 40,1 61,7 91,7 88,0
98 Dominikanische Republik 4,7 54,6 92,0 15,8 14,7 53,1 69,2 69,7
99 Samoa .. .. .. .. .. .. .. ..
100 Fidschi .. .. .. .. .. .. .. ..
101 China 4,7 47,5 31,7 11,6 33,4 73,0 75,1 73,3
102 Turkmenistan 6,6 29,4 .. .. .. .. 80,8 71,2
103 Thailand 6,2 74,9 66,7 43,8 28,7 75,5 83,0 82,8
104 Suriname .. .. .. .. .. .. .. ..
105 El Salvador 6,7 72,0 92,8 12,9 23,3 39,7 74,0 70,4
106 Gabun .. .. .. .. .. .. .. ..
107 Paraguay 5,8 72,4 95,2 8,6 13,5 45,5 87,7 83,9
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 5,8 72,5 95,6 11,6 20,1 45,5 72,8 74,4
109 Malediven .. .. .. .. .. .. .. ..
110 Mongalei 4,6 58,6 65,5 11,4 .. 16,7 55,4 59,7
111 Moldau, Republik 5,6 48,6 83,2 11,3 4,5 15,5 62,8 60,1
112 Philippinen 4,9 76,2 92,9 30,4 26,8 86,2 82,4 83,4
113 Ägypten 4,7 45,1 66,7 4,1 .. 25,7 83,2 76,1
114 Bes. Palästinensisches Geb. 4,7 47,4 58,0 11,8 .. 28,4 62,3 58,4
115 Usbekistan 5,1 16,9 67,0 6,2 44,5 71,4 86,5 82,1
116 Mikronesien, Föd. Staaten von .. .. .. .. .. .. .. ..
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2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b
117 Guyana 6,0 36,2 83,3 27,8 .. 34,1 78,7 53,8
118 Botsuana 3,6 25,6 79,9 26,1 .. 76,1 70,1 72,4
119 Syrien, Arabische Rep. 4,5 53,2 50,0 .. .. 50,4 55,7 49,8
120 Namibia 4,9 48,6 75,4 17,6 .. 57,9 76,4 81,6
121 Honduras 5,9 54,1 88,9 25,3 12,2 39,3 74,4 69,7
122 Kiribati .. .. .. .. .. .. .. ..
123 Südafrika 4,7 37,2 70,4 26,8 34,5 55,7 85,7 53,4
124 Indonesien 5,5 75,5 88,1 18,9 28,7 48,2 82,1 86,9
125 Vanuatu .. .. .. .. .. .. .. ..
126 Kirgistan 5,0 46,4 68,9 15,5 5,7 27,7 87,3 82,9
127 Tadschikistan 4,4 16,7 66,7 24,9 31,4 42,8 84,0 65,0
128 Vietnam 5,3 71,3 68,8 16,8 14,9 67,6 62,9 62,3
129 Nicaragua 5,7 70,6 94,8 14,7 21,5 56,2 82,4 68,5
130 Marokko 4,7 67,4 89,0 3,2 .. 32,6 57,9 63,9
131 Guatemala 6,3 74,9 94,6 16,9 14,7 39,1 82,4 66,8
132 Irak 5,1 40,1 62,3 .. .. 15,8 61,5 44,4
133 Kap Verde .. .. .. .. .. .. .. ..
134 Indien 5,0 49,4 83,4 11,6 41,6 45,4 79,1 62,7
135 Ghana 4,6 58,6 69,0 27,8 33,9 59,9 89,1 72,0
136 Äquatorialguinea .. .. .. .. .. .. .. ..
137 Kongo 3,8 58,3 75,4 12,9 .. 27,8 65,5 33,5
138 Laos, Dem. Volksrep. 5,0 71,6 63,3 47,9 .. 72,5 88,6 82,7
139 Kambodscha 4,1 41,4 89,6 8,6 42,8 85,5 83,1 73,0
140 Swasiland .. .. .. .. .. .. .. ..
141 Bhutan .. .. .. .. .. .. .. ..
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
142 Salomonen .. .. .. .. .. .. .. ..
143 Kenia 4,3 62,8 82,9 23,7 17,9 63,2 86,0 51,8
144 São Tomé und Príncipe .. .. .. .. .. .. .. ..
145 Pakistan 5,8 32,4 71,6 10,1 24,9 21,1 77,6 55,0
146 Bangladesch 4,9 66,7 92,1 11,9 45,2 47,3 83,1 69,5
147 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. ..
148 Angola 4,2 70,0 89,2 32,0 .. 69,9 59,9 47,4
149 Myanmar 5,3 .. .. .. .. .. 88,4 ..
150 Kamerun 4,6 57,2 68,2 14,6 15,7 44,2 82,9 51,4
151 Madagaskar 4,6 66,8 94,0 6,4 .. 43,8 81,0 52,6
152 Tansania, Vereinigte Rep. 3,2 52,9 83,5 47,1 30,6 51,3 61,7 34,7
153 Papua-Neuguinea .. .. .. .. .. .. .. ..
154 Jemen 4,4 65,7 65,8 .. .. 30,1 80,0 56,4
155 Senegal 4,4 41,0 72,0 17,3 15,3 30,8 77,9 67,3
156 Nigeria 4,8 37,5 67,5 39,6 10,9 32,2 73,9 46,8
157 Nepal 4,3 59,7 88,6 24,9 19,3 42,4 87,9 81,8
158 Haiti 3,8 12,6 79,6 32,6 .. 24,9 38,8 26,0
159 Mauretanien 4,8 51,2 74,2 15,9 .. 32,1 64,2 57,4
160 Lesotho .. .. .. .. .. .. .. ..
161 Uganda 4,2 52,8 73,1 25,6 33,7 47,9 81,4 59,6
162 Togo 2,8 43,1 77,3 16,7 .. 23,4 52,4 33,8
163 Komoren 3,8 34,4 82,1 .. .. 36,6 76,7 55,8
164 Sambia 5,3 63,0 66,5 31,4 22,1 45,0 82,4 53,9
165 Dschibuti 5,0 51,9 82,4 55,4 .. 54,0 69,0 63,5
166 Ruanda 4,0 48,1 74,4 31,2 76,8 90,3 78,5 54,5
167 Benin 3,7 45,7 71,3 12,0 .. 34,6 78,1 55,6
168 Gambia .. .. .. .. .. .. .. ..
169 Sudan 4,4 58,5 80,1 19,0 .. 38,9 80,3 62,4
170 Côte d'Ivoire 4,2 79,8 .. .. 5,8 32,1 74,8 52,1
171 Malawi 5,1 46,9 .. .. 60,8 82,3 91,1 61,8
172 Afghanistan 4,8 31,2 75,6 12,2 14,2 45,5 67,1 60,7
173 Simbabwe 4,7 36,5 53,5 .. 10,2 50,1 73,1 62,3
174 Äthiopien 4,4 .. .. .. .. 36,6 72,0 29,2
175 Mali 3,8 64,6 93,9 21,4 26,2 44,7 79,5 57,0
176 Guinea-Bissau .. .. .. .. .. .. .. ..
177 Eritrea .. .. .. .. .. .. .. ..
187statIstIscher anhang














































2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b 2006–2010b
178 Guinea 4,3 39,8 78,4 30,8 .. 22,7 54,9 38,3
179 Zentralafrikanische Rep. 3,6 67,2 77,3 .. .. 63,5 87,0 41,2
180 Sierra Leone 4,1 52,1 74,0 50,8 .. 29,8 72,7 36,6
181 Burkina Faso 4,0 52,5 96,3 14,3 .. 48,5 73,8 39,4
182 Liberia 4,2 32,1 71,8 43,2 .. 34,4 79,4 50,7
183 Tschad 3,7 55,0 96,0 29,9 12,9 56,8 57,1 34,9
184 Mosambik 4,7 53,0 87,8 8,4 .. 53,6 79,1 71,4
185 Burundi 3,8 45,8 91,6 16,1 28,1 55,7 84,9 52,1
186 Niger 4,1 .. .. 14,4 25,9 58,3 90,9 63,0
187 Kongo, Demokratische Republik 4,0 47,7 .. .. 16,3 31,0 70,5 22,1
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 6,7 54,4 66,3 .. .. 52,4 81,7 87,2
Hohe menschliche Entwicklung 5,9 62,3 .. .. .. 40,9 67,5 67,0
Mittlere menschliche Entwicklung 4,9 52,1 62,2 .. .. 58,2 77,2 69,8
Niedrige menschliche Entwicklung 4,7 49,6 78,4 .. .. 39,9 76,7 51,8
Regionen
Arabische Staaten 5,0 48,2 69,1 .. .. 37,3 69,7 62,8
Ostasien und Pazifik .. .. .. .. .. .. .. ..
Europa und Zentralasien 5,3 47,6 62,8 .. .. 30,8 67,1 63,2
Lateinamerika und Karibik 6,5 72,8 94,8 8,8 .. 46,3 71,8 74,6
Südasien 5,0 49,7 82,6 11,6 39,2 43,6 78,8 62,9
Afrika südlich der Sahara 4,4 49,5 .. .. .. 44,5 75,7 46,6
Am wenigsten entwickelte Länder 4,4 .. .. .. .. 45,5 76,8 52,6
Kleine Inselentwicklungsländer .. .. .. .. .. .. .. ..
Welt 5,3 53,5 67,9 .. .. 51,6 76,5 69,2
HINWEISE
 Die typische Meinungsumfrage im Rahmen der Gallup World Polls umfasst mindestens 1.000 zufällig 
ausgewählte Personen. In manchen Ländern gibt es Befragungen mit überproportionaler Vertretung 
großer Städte oder von Gebieten, die von besonderem Interesse sind. Außerdem beträgt in einigen großen 
Ländern wie China und der Russischen Föderation die Stichprobengröße mindestens 2.000 Personen. 
In selteneren Fällen kann sie zwischen 500 und 1.000 Personen liegen. Durch Qualitätskontrollen wird 
sichergestellt, dass korrekte Stichproben ausgewählt werden und dass in den einzelnen Haushalten 
eine korrekte Zufallsauswahl der zu befragenden Person erfolgt. Die von Gallup verwendete Methodik 
gewährleistet, dass die mitgeteilten Daten für 95 Prozent der erwachsenen Weltbevölkerung (über 
15 Jahre) repräsentativ sind. Weitere Informationen finden sich unter https://worldview.gallup.com/
content/methodology.aspx.
a. Sehr ernsthafte und ernsthafte Bedrohung.
b. Die Daten beziehen sich auf das jüngste verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum. 
BEI DER MEINUNGSUMFRAGE GESTELLTE FRAGEN
Lebenszufriedenheit, insgesamt: Stellen Sie sich bitte eine Skala von Null bis Zehn vor, auf der die 
oberste Stufe dem bestmöglichen Leben für Sie entspricht, die unterste dem schlechtestmöglichen. 
Angenommen, Ihr Lebensgefühl ist umso besser, je höher die Stufe, und umso schlechter, je niedriger 
die Stufe, wo würden Sie sich Ihrem persönlichen Gefühl nach zum jetzigen Zeitpunkt einordnen? Welche 
Stufe der Skala kommt Ihrem Gefühl am nächsten? 
Globale Erwärmung wird durch Menschen verursacht: Der Temperaturanstieg ist Teil der globalen 
Erwärmung bzw. des Klimawandels. Sind Sie der Meinung, dass die steigenden Temperaturen das Ergeb-
nis menschlicher Aktivitäten sind? (Frage an diejenigen, die angaben, etwas oder sehr viel über globale 
Erwärmung und Klimawandel zu wissen.)
Bedrohung durch globale Erwärmung: Wie ernsthaft ist die Bedrohung durch globale Erwärmung für 
Sie und Ihre Familie? (Frage an diejenigen, die angaben, etwas oder sehr viel über globale Erwärmung 
und Klimawandel zu wissen.) 
In Umweltgruppe aktiv: Haben Sie im vergangenen Jahr eine der folgenden Aktivitäten unternommen, 
und wenn ja, welche? Aktive Mitarbeit in einer Gruppe oder Organisation, die sich für Umweltschutz 
einsetzt.  
Zufriedenheit mit Regierung bezüglich Emissionsminderung: Sind Ihrer Meinung nach die Maßnahmen 
der Regierung dieses Landes zur Verringerung der Abgasemissionen von Motorfahrzeugen und Fabriken 
ausreichend oder nicht? 
Zufriedenheit mit Maßnahmen zur Bewahrung der Umwelt: Sind Sie mit den in diesem Land unternom-
menen Anstrengungen zur Bewahrung der Umwelt zufrieden oder nicht zufrieden?
Zufriedenheit mit Luftqualität: Sind Sie in der Stadt bzw. dem Gebiet, in dem Sie leben, mit der Luftqualität 
zufrieden oder nicht zufrieden?
Zufriedenheit mit Wasserqualität: Sind Sie in der Stadt bzw. dem Gebiet, in dem Sie leben, mit der 
Wasserqualität zufrieden oder nicht zufrieden? 
HAUPTDATENQUELLE
Spalten 1–8: Gallup (2011).






























































Weibl. Männl. Weibl. Männl.
2005–2010b 2001–2010b 2001–2010b 2001–2010b 2005–2010b 2005–2010b 2009 2009 2009 2009 2009 2009 2009 2007
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
1 Norwegen .. 98,7 110,4 73,5 .. .. 8 8 3 50 83 <0,1 <0,1 73
2 Australien .. 106,4 132,7 82,3 .. .. 8 6 5 45 79 0,1 0,1 74
3 Niederlande .. 106,9 120,8 61,6 .. .. 3 4 4 56 75 <0,1 0,1 73
4 Vereinigte Staaten .. 98,2 93,6 85,9 13,9 .. 5 8 8 78 134 0,2 0,3 70
5 Neuseeland .. 101,2 126,3 83,5 14,6 .. 8 11 6 57 86 <0,1 <0,1 73
6 Kanada .. 98,4 102,2 62,3 . .. 20 7 6 53 87 0,1 0,1 73
7 Irland .. 104,6 118,1 60,6 15,8 .. 7 11 4 57 97 0,1 0,1 73
8 Liechtenstein .. 108,9 105,0 34,7 6,5 .. .. .. 2 .. .. .. .. ..
9 Deutschland .. 103,6 101,7 . 13,0 .. 7 4 4 53 99 <0,1 0,1 73
10 Schweden .. 96,2 102,6 71,5 9,3 .. 2 3 3 47 74 <0,1 <0,1 74
11 Schweiz .. 103,4 96,0 51,2 . .. 5 10 4 43 74 0,1 0,2 75
12 Japan .. 102,3 101,0 58,6 18,1 .. 2 6 3 42 86 <0,1 <0,1 76
13 Hongkong, China (SAR) .. 104,0 82,1 56,6 15,9 95,1 .. .. .. .. .. .. .. ..
14 Island .. 98,3 108,3 74,3 . .. 4 8 3 43 65 0,1 0,1 74
15 Korea, Republik .. 104,3 97,2 100,0 22,4 .. 6 7 5 46 109 <0,1 <0,1 71
16 Dänemark .. 98,6 118,4 77,0 . .. 11 16 4 65 107 0,1 0,1 72
17 Israel .. 111,1 89,1 62,5 13,1 .. 7 4 4 45 78 <0,1 0,1 73
18 Belgien .. 103,4 107,5 66,3 11,1 .. 1 6 5 59 105 <0,1 <0,1 72
19 Österreich .. 98,7 100,4 59,3 11,4 .. 17 17 4 50 102 0,2 0,3 72
20 Frankreich .. 108,7 113,0 55,3 18,7 .. 1 10 4 54 117 0,1 0,2 73
21 Slowenien 99,7 98,4 96,8 87,6 17,2 .. 4 5 3 54 131 <0,1 <0,1 71
22 Finnland .. 97,4 109,0 90,9 13,6 .. 1 2 3 56 124 <0,1 0,1 72
23 Spanien 97,7 107,2 120,8 73,4 12,6 .. 4 2 4 43 94 0,1 0,2 74
24 Italien 98,9 103,3 100,5 67,2 10,3 .. 4 9 4 41 77 <0,1 <0,1 74
25 Luxemburg .. 100,4 96,0 10,0 11,9 .. 1 4 3 57 95 0,1 0,1 73
26 Singapur 94,7 . . . 17,4 94,3 3 5 3 42 76 <0,1 <0,1 73
27 Tschechische Republik .. 103,5 95,1 60,9 18,5 .. 1 2 4 63 138 <0,1 <0,1 70
28 Vereinigtes Königreich .. 106,4 99,0 59,0 18,3 .. 7 14 6 58 95 0,1 0,2 72
29 Griechenland 97,2 101,2 101,8 90,8 10,3 .. 1 1 3 44 106 0,1 0,1 72
30 Vereinigte Arabische Emirate 90,0 105,4 95,2 30,4 15,6 100,0 8 8 7 66 84 .. .. 68
31 Zypern 97,9 105,4 98,4 52,0 14,2 .. 1 13 4 41 81 .. .. 70
32 Andorra .. 89,0 80,8 10,3 10,3 100,0 1 2 4 44 94 .. .. 74
33 Brunei Darussalam 95,3 106,5 98,2 17,1 11,9 84,1 1 1 7 82 105 .. .. 66
34 Estland 99,8 100,2 99,3 63,7 12,2 .. 5 5 6 77 234 0,2 0,3 66
35 Slowakei .. 102,1 92,0 55,8 15,7 .. 1 1 7 74 184 <0,1 <0,1 67
36 Malta 92,4 98,6 100,3 32,2 10,5 .. 27 18 7 44 76 <0,1 <0,1 72
37 Katar 94,7 105,9 85,2 10,2 11,2 48,9 1 1 11 48 69 <0,1 <0,1 67
38 Ungarn 99,4 99,7 98,8 62,5 10,5 .. 1 1 6 99 229 <0,1 <0,1 66
39 Polen 99,5 97,1 98,9 71,4 9,6 .. 1 2 7 76 197 <0,1 <0,1 67
40 Litauen 99,7 97,2 99,2 79,5 12,8 .. 2 4 6 95 274 <0,1 <0,1 63
41 Portugal 94,9 112,3 106,8 61,2 11,2 .. 4 5 4 54 123 0,2 0,3 71
42 Bahrain 91,4 106,6 96,4 51,2 . .. 2 1 12 87 127 .. .. 66
43 Lettland 99,8 98,7 92,7 67,3 10,4 .. 5 4 8 105 284 0,1 0,2 64
44 Chile 98,6 106,4 90,4 54,8 24,6 .. 3 4 9 59 116 0,1 0,2 70
45 Argentinien 97,7 116,7 85,9 69,4 16,3 .. 6 1 14 88 160 0,2 0,3 67
46 Kroatien 98,8 95,3 95,2 48,9 14,8 .. 4 2 5 60 153 <0,1 <0,1 68
47 Barbados . . . . 14,1 58,1 7 6 11 80 136 1,1 0,9 67
HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
48 Uruguay 98,3 113,6 87,9 64,9 15,0 .. 5 6 13 84 156 0,2 0,3 67
49 Palau .. 101,4 95,7 37,9 12,5 .. 51 25 15 110 229 .. .. 64
50 Rumänien 97,7 99,3 93,5 67,1 15,8 .. 3 3 12 90 219 <0,1 0,1 65
51 Kuba 99,8 103,6 89,6 117,8 9,4 100,0 4 4 6 78 120 0,1 0,1 69
52 Seychellen 91,8 106,2 105,0 .. 13,8 99,4 1 3 12 108 227 .. .. 63





























































Weibl. Männl. Weibl. Männl.
2005–2010b 2001–2010b 2001–2010b 2001–2010b 2005–2010b 2005–2010b 2009 2009 2009 2009 2009 2009 2009 2007
54 Montenegro .. 106,1 102,1 .. .. .. 8 14 9 85 161 .. .. 65
55 Bulgarien 98,3 101,5 87,6 53,6 17,3 .. 6 4 10 86 205 <0,1 <0,1 66
56 Saudi-Arabien 86,1 98,9 96,8 32,8 11,4 91,5 2 2 21 102 186 .. .. 62
57 Mexiko 93,4 116,6 90,2 27,9 28,1 95,6 11 5 17 88 157 0,1 0,2 67
58 Panama 93,6 109,0 72,7 45,1 23,6 91,5 16 15 23 82 145 0,3 0,4 67
59 Serbien 97,8 97,7 91,5 49,8 16,2 94,2 5 5 7 90 184 0,1 0,1 65
60 Antigua und Barbuda 99,0 99,8 110,5 14,7 16,2 57,1 1 1 12 158 197 .. .. 66
61 Malaysia 92,5 94,6 68,7 36,5 14,6 .. 5 5 6 95 175 <0,1 0,1 64
62 Trinidad und Tobago 98,7 104,2 88,8 11,6 17,6 88,0 10 6 35 120 225 0,7 1 62
63 Kuwait 93,9 94,8 89,9 18,9 8,6 100,0 2 3 10 50 66 .. .. 69
64 Libyen 88,9 110,3 93,5 55,7 .. .. 2 2 19 101 175 .. .. 64
65 Belarus 99,7 99,0 90,1 77,0 15,0 99,9 4 1 12 117 324 0,1 <0,1 62
66 Russische Föderation 99,6 96,8 84,8 77,2 17,4 .. 2 2 12 144 391 0,3 0,2 60
67 Grenada .. 107,2 99,1 53,5 17,1 68,8 1 1 15 143 248 .. .. 61
68 Kasachstan 99,7 108,8 98,5 39,5 16,2 .. 2 1 29 185 432 0,2 0,1 56
69 Costa Rica 96,1 109,9 96,1 25,3 18,4 87,6 14 19 11 69 115 0,1 0,2 69
70 Albanien 95,9 118,9 72,4 19,3 20,2 .. 2 3 15 88 126 .. .. 64
71 Albanien 89,6 103,2 82,1 52,5 13,9 .. 26 47 12 85 166 <0,1 0,1 62
72 Saint Kitts und Nevis .. 95,7 96,3 18,4 14,3 61,6 1 1 15 90 185 .. .. 64
73 Venezuela, Bolivarische Republik 95,2 103,2 82,1 78,2 14,5 86,3 17 17 18 92 196 .. .. 66
74 Bosnien und Herzegowina 97,8 108,9 91,2 37,0 .. .. 10 7 14 67 145 .. .. 67
75 Georgien 99,7 107,8 87,5 25,8 8,9 94,6 12 17 29 97 235 <0,1 <0,1 64
76 Ukraine 99,7 97,5 94,5 81,1 15,6 99,9 10 6 15 148 395 0,3 0,2 60
77 Mauritius 87,9 100,0 87,2 25,9 21,6 100,0 1 1 17 99 219 0,2 0,3 63
78 Mazedonien, ehem. jugosl. Rep. 97,1 88,9 83,2 40,6 16,4 .. 4 4 11 79 144 .. .. 66
79 Jamaika 86,4 93,3 91,2 24,2 27,7 .. 10 12 31 131 224 0,7 1 64
80 Peru 89,6 109,1 89,1 34,5 20,9 .. 7 9 21 96 123 0,1 0,2 67
81 Dominica .. 112,3 105,5 3,5 16,1 57,8 1 1 10 103 192 .. .. 66
82 St. Lucia .. 96,7 95,8 16,0 20,0 87,6 5 1 20 90 188 .. .. 66
83 Ecuador 84,2 117,5 75,4 42,4 19,2 77,9 25 34 24 96 173 0,2 0,2 64
84 Brasilien 90,0 127,5 100,8 34,4 23,0 .. 1 1 21 102 205 .. .. 64
85 St. Vincent und die Grenadinen .. 106,9 109,1 .. 17,0 79,6 1 1 12 110 204 .. .. 63
86 Armenien 99,5 98,5 93,1 50,1 19,3 77,5 7 4 22 103 246 <0,1 <0,1 61
87 Kolumbien 93,2 120,2 94,6 37,0 29,3 100,0 8 5 19 80 166 0,1 0,2 66
88 Iran, Islamische Rep. 85,0 102,8 83,1 36,5 20,3 98,4 1 1 31 90 144 <0,1 <0,1 61
89 Oman 86,6 83,9 91,3 26,4 11,8 100,0 2 3 12 85 157 <0,1 <0,1 65
90 Tonga 99,0 111,8 102,7 6,4 22,3 .. 1 1 19 233 135 .. .. 63
91 Aserbaidschan 99,5 95,1 99,4 19,1 11,1 99,9 27 33 34 134 221 0,1 <0,1 59
92 Türkei 90,8 99,3 82,0 38,4 .. .. 4 3 20 73 134 <0,1 <0,1 66
93 Belize .. 121,9 75,6 11,2 22,6 42,5 3 3 18 129 202 1,8 0,7 60
94 Tunesien 77,6 108,2 90,2 34,4 17,0 .. 1 2 21 70 129 <0,1 <0,1 66
MITTLERE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
95 Jordanien 92,2 96,8 88,2 40,7 .. .. 2 5 25 111 195 .. .. 63
96 Algerien 72,6 107,7 96,5 30,6 23,0 99,3 7 12 32 105 135 <0,1 0,1 62
97 Sri Lanka 90,6 96,9 87,0 .. 23,1 .. 3 4 15 82 275 <0,1 <0,1 63
98 Dominikanische Republik 88,2 106,2 76,8 33,3 25,2 83,6 18 21 32 149 172 0,7 0,3 63
99 Samoa 98,8 100,3 76,1 7,4 31,7 .. 28 51 25 167 198 .. .. 61
100 Fidschi .. 94,2 80,9 15,4 26,0 97,8 1 6 18 157 263 0,1 0,1 62
101 China 94,0 112,7 78,2 24,5 17,2 .. 3 6 19 87 142 .. .. 66
102 Turkmenistan 99,6 .. .. .. .. .. 4 1 45 212 380 .. .. 55
103 Thailand 93,5 91,1 77,0 45,0 16,0 .. 1 2 14 139 270 .. .. 62
104 Suriname 94,6 113,8 75,4 12,3 16,0 100,0 13 12 26 124 217 0,4 0,6 61
105 El Salvador 84,1 115,0 63,6 24,6 32,6 93,2 9 5 17 128 281 0,3 0,4 61
106 Gabun 87,7 134,3 53,1 .. .. .. 55 45 69 262 321 3,5 1,4 52
107 Paraguay 94,6 99,4 66,8 36,5 26,5 .. 8 9 23 98 168 0,1 0,2 64
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 90,7 107,2 81,3 38,3 24,2 .. 15 14 51 132 203 0,1 0,1 58
109 Malediven 98,4 111,0 83,7 — 12,7 74,1 2 2 13 70 97 <0,1 <0,1 64
110 Mongalei 97,5 110,1 92,2 52,7 30,4 100,0 5 6 29 141 305 <0,1 <0,1 58
111 Moldau, Republik 98,5 93,6 88,6 38,3 15,7 .. 15 10 17 134 309 0,1 0,1 61
112 Philippinen 95,4 110,1 82,5 28,7 33,7 .. 13 12 33 130 240 <0,1 <0,1 62




























































Weibl. Männl. Weibl. Männl.
2005–2010b 2001–2010b 2001–2010b 2001–2010b 2005–2010b 2005–2010b 2009 2009 2009 2009 2009 2009 2009 2007
113 Ägypten 66,4 101,1 67,2 28,5 27,2 .. 3 5 21 130 215 <0,1 <0,1 60
114 Bes. Palästinensisches Geb. 94,6 78,9 87,1 45,7 28,0 100,0 .. .. 30 .. .. .. .. ..
115 Usbekistan 99,3 91,8 103,5 9,8 17,1 100,0 2 5 36 139 220 <0,1 <0,1 59
116 Mikronesien, Föd. Staaten von .. 110,3 90,5 .. 16,6 .. 9 14 39 161 183 .. .. 62
117 Guyana .. 103,0 103,4 11,2 25,6 63,7 2 3 35 224 286 0,8 0,6 53
118 Botsuana 84,1 109,4 81,5 7,6 25,2 97,4 4 6 57 324 372 11,8 5,2 49
119 Syrien, Arabische Rep. 84,2 122,2 74,7 .. 17,8 .. 20 19 16 95 159 .. .. 63
120 Namibia 88,5 112,1 64,7 8,9 30,1 95,6 17 24 48 357 540 5,8 2,3 52
121 Honduras 83,6 116,0 64,5 18,7 33,3 36,4 2 1 30 134 237 0,2 0,3 62
122 Kiribati .. 116,5 84,8 .. 25,0 85,4 14 18 46 173 325 .. .. 58
123 Südafrika 88,7 101,2 93,9 .. 30,7 87,4 31 38 62 479 521 13,6 4,5 48
124 Indonesien 92,2 120,8 79,5 23,5 16,6 .. 18 18 39 143 234 <0,1 0,1 60
125 Vanuatu 82,0 108,1 47,3 4,8 23,8 100,0 32 48 16 159 200 .. .. 61
126 Kirgistan 99,2 95,2 84,1 50,8 24,0 65,7 5 1 37 162 327 0,1 0,1 57
127 Tadschikistan 99,7 102,2 84,4 19,8 22,7 88,3 7 11 61 160 183 <0,1 <0,1 57
128 Vietnam 92,8 104,1 66,9 9,7 19,5 99,6 4 3 24 107 173 0,1 0,1 64
129 Nicaragua 78,0 116,9 67,9 18,0 29,2 72,7 2 1 26 122 210 0,1 0,1 64
130 Marokko 56,1 107,4 55,8 12,9 26,6 100,0 1 2 38 87 126 0,1 0,1 62
131 Guatemala 74,5 113,6 56,6 17,7 29,4 .. 8 8 40 151 280 0,3 0,5 60
132 Irak 78,1 102,5 51,5 15,5 17,0 .. 35 31 44 145 292 .. .. 54
133 Kap Verde 84,8 98,1 81,5 14,9 23,9 86,5 1 4 28 111 272 .. .. 61
134 Indien 62,8 116,9 60,0 13,5 .. .. 34 29 66 169 250 0,1 0,1 56
135 Ghana 66,6 105,2 57,2 8,6 33,1 47,6 6 7 69 253 402 1,3 0,5 50
136 Äquatorialguinea 93,3 83,2 26,2 .. 27,2 45,3 67 49 145 355 373 5 1,9 46
137 Kongo .. 119,5 43,1 6,4 64,4 89,0 9 24 128 320 409 2,6 1,2 48
138 Laos, Dem. Volksrep. 72,7 111,8 43,9 13,4 30,5 96,9 43 41 59 251 289 0,2 0,1 54
139 Kambodscha 77,6 116,5 40,4 7,0 49,1 99,5 6 8 88 190 350 0,1 0,1 53
140 Swasiland 86,9 107,9 53,3 4,4 32,4 94,0 5 5 73 560 674 15,6 6,5 42
141 Bhutan 52,8 109,1 61,7 6,6 27,7 91,5 4 2 79 194 256 <0,1 0,1 55
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
142 Salomonen .. 107,3 34,8 .. .. .. 19 40 36 119 170 .. .. 59
143 Kenia 87,0 112,7 59,5 4,1 46,8 96,8 25 26 84 282 358 4,1 1,8 48
144 São Tomé und Príncipe 88,8 130,4 51,0 4,4 26,2 48,1 2 10 78 104 161 .. .. 53
145 Pakistan 55,5 85,1 33,1 5,2 39,7 85,2 15 20 87 189 225 <0,1 0,1 55
146 Bangladesch 55,9 95,1 42,3 7,9 45,8 58,4 6 11 52 222 246 <0,1 <0,1 56
147 Timor-Leste 50,6 112,5 51,2 15,2 29,1 .. 28 30 56 154 233 .. .. 53
148 Angola 70,0 127,7 23,0 2,8 .. .. 27 23 161 353 377 1,6 0,6 45
149 Myanmar 92,0 115,8 53,1 10,7 28,4 98,9 10 13 71 188 275 0,3 0,3 50
150 Kamerun 70,7 113,8 41,5 9,0 46,3 61,8 20 26 154 409 420 3,9 1,6 45
151 Madagaskar 64,5 160,4 31,5 3,6 47,9 .. 22 36 58 198 273 0,1 0,1 52
152 Tansania, Vereinigte Rep. 72,9 104,9 27,4 1,4 53,7 100,0 15 9 108 311 456 3,9 1,7 45
153 Papua-Neuguinea 60,1 54,9 .. .. 35,8 .. 36 42 68 221 274 0,8 0,3 56
154 Jemen 62,4 85,4 45,7 10,2 .. .. 34 42 66 180 237 .. .. 54
155 Senegal 49,7 83,7 30,1 8,0 34,7 .. 14 21 93 218 266 0,7 0,3 51
156 Nigeria 60,8 89,5 30,5 10,1 46,3 51,2 58 59 138 365 377 2,9 1,2 42
157 Nepal 59,1 114,9 43,5 5,6 31,9 73,7 18 21 48 159 234 0,1 0,2 55
158 Haiti 48,7 .. .. .. .. .. 41 41 87 227 278 1,3 0,6 54
159 Mauretanien 57,5 104,4 24,5 3,8 39,1 100,0 36 41 117 262 315 0,3 0,4 51
160 Lesotho 89,7 104,4 45,0 3,6 33,8 57,6 17 15 84 573 676 14,2 5,4 40
161 Uganda 73,2 121,6 27,4 4,1 49,3 89,4 36 32 128 348 539 4,8 2,3 42
162 Togo 56,9 115,2 41,3 5,3 41,3 14,6 11 16 98 278 338 2,2 0,9 51
163 Komoren 74,2 119,4 45,8 5,2 30,2 57,4 17 21 104 229 284 <0,1 <0,1 56
164 Sambia 70,9 112,9 .. .. 60,5 .. 19 15 141 477 580 8,9 4,2 40
165 Dschibuti .. 54,5 30,5 3,5 34,1 100,0 11 27 94 271 326 1,9 0,8 48
166 Ruanda 70,7 150,7 26,7 4,8 68,3 93,9 3 8 111 258 304 1,9 1,3 43
167 Benin 41,7 121,9 36,3 5,8 44,9 71,8 17 28 118 246 385 0,7 0,3 50
168 Gambia 46,5 84,7 55,7 4,6 36,6 .. 2 4 103 246 296 2,4 0,9 51
169 Sudan 70,2 74,0 38,0 .. 38,4 59,7 16 18 108 275 291 1,3 0,5 50
170 Côte d'Ivoire 55,3 73,6 26,3 8,4 42,1 100,0 19 33 119 456 528 1,5 0,7 47





























































Weibl. Männl. Weibl. Männl.
2005–2010b 2001–2010b 2001–2010b 2001–2010b 2005–2010b 2005–2010b 2009 2009 2009 2009 2009 2009 2009 2007
172 Afghanistan .. 103,9 43,8 3,6 42,8 .. 17 24 199 352 440 .. .. 36
173 Simbabwe 91,9 .. .. .. .. .. 27 24 90 574 672 6,9 3,3 39
174 Äthiopien 29,8 102,5 34,4 3,6 57,9 84,6 21 25 104 379 445 .. .. 50
175 Mali 26,2 97,2 41,6 6,0 50,1 50,0 26 29 191 218 357 0,5 0,2 42
176 Guinea-Bissau 52,2 119,7 35,9 2,9 62,2 .. 32 24 193 369 431 2 0,8 42
177 Eritrea 66,6 48,3 31,8 2,0 38,5 92,2 1 5 55 179 249 0,4 0,2 55
178 Guinea 39,5 89,8 37,0 9,2 43,7 73,1 43 49 142 337 474 0,9 0,4 47
179 Zentralafrikanische Rep. 55,2 91,3 12,4 2,5 84,3 .. 46 38 171 470 461 2,2 1 42
180 Sierra Leone 40,9 85,1 26,5 2,0 .. .. 25 29 192 363 414 1,5 0,6 35
181 Burkina Faso 28,7 79,2 21,4 3,4 47,8 86,1 18 25 166 262 443 0,8 0,5 43
182 Liberia 59,1 90,6 .. .. 24,3 40,2 36 36 112 337 389 0,7 0,3 48
183 Tschad 33,6 89,7 24,1 2,0 60,9 34,6 77 77 209 384 412 2,5 1 40
184 Mosambik 55,1 115,7 25,5 1,5 58,5 75,9 24 23 142 434 557 8,6 3,1 42
185 Burundi 66,6 146,6 21,2 2,7 51,4 91,2 8 9 166 407 424 2,1 1 43
186 Niger 28,7 66,6 13,3 1,4 38,6 96,7 30 27 160 224 229 0,5 0,2 44
187 Kongo, Demokratische Republik 66,8 90,3 36,7 6,0 37,3 93,4 23 24 199 331 442 .. .. 45
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. 100,0 .. .. .. .. .. 7 2 33 126 207 .. .. 59
Marshallinseln .. 90,3 78,2 15,9 .. .. 7 6 35 386 429 .. .. 52
Monaco .. 127,7 153,4 .. .. .. 1 1 4 51 112 .. .. 73
Nauru .. 93,0 62,9 .. 22,4 74,2 1 1 44 303 448 .. .. 55
San Marino .. 92,9 95,6 .. 6,2 .. 8 8 2 48 57 .. .. 75
Somalia .. 32,6 7,7 — 35,5 .. 69 76 180 350 382 0,6 0,4 45
Tuvalu .. 100,1 79,5 .. .. .. 11 10 35 280 255 .. .. 58
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung .. 102,7 99,7 72,9 0,0 .. 5 7 6 60 114 .. .. 72
Hohe menschliche Entwicklung 93,2 110,3 90,4 49,3 0,0 .. 6 5 19 106 223 .. .. 64
Mittlere menschliche Entwicklung 81,9 113,3 69,7 20,5 0,0 .. 19 18 44 131 204 .. .. 61
Niedrige menschliche Entwicklung 59,8 96,5 35,0 6,2 0,0 .. 26 28 117 287 346 .. .. 48
Regionen
Arabische Staaten 72,9 95,0 66,5 25,8 0,0 .. 16 18 49 139 198 .. .. 59
Ostasien und Pazifik 93,5 112,3 76,9 24,9 0,0 .. 7 9 26 103 168 .. .. 64
Europa und Zentralasien 98,0 98,5 90,7 57,1 0,0 .. 4 4 19 118 281 .. .. 62
Lateinamerika und Karibik 91,0 116,8 90,7 42,7 0,0 91,7 8 7 22 99 181 .. .. 65
Südasien 62,8 109,8 55,9 13,1 0,0 77,1 27 25 69 173 245 .. .. 56
Afrika südlich der Sahara 61,6 100,2 35,3 5,9 0,0 76,0 30 32 129 355 430 .. .. 45
Am wenigsten entwickelte Länder 59,2 99,6 35,6 5,7 0,0 .. 21 23 120 282 357 .. .. 49
Kleine Inselentwicklungsländer .. 95,1 76,9 51,6 0,0 .. 24 26 57 155 207 .. .. 61
Welt 80,9 106,9 68,4 27,6 0,0 .. 18 18 58 137 211 .. .. 61
HINWEISE
a. Auf der Grundlage der im Statistischen Anhang von WHO (2007) beschriebenen Methoden. Die 
Schätzungen für 2007 wurden überarbeitet, um die Schätzungen der WHO-Studie „Global Burden of 
Disease“ für 2004 zu berücksichtigen; sie sind daher möglicherweise nicht vollständig vergleichbar 
mit denjenigen für 2002, die in WHO (2004) veröffentlich wurden.
b. Die Daten beziehen sich auf das jüngste verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum.
DEFINITIONEN
Alphabetisierungsgrad der Erwachsenen: Anteil der ab 15-Jährigen, die eine kurze, einfache Aussage 
über ihren Alltag sowohl lesen und verstehen als auch verständlich schreiben können. 
Bruttoeinschulungsquote: Altersunabhängige Gesamteinschulung auf einer Bildungsstufe (Primar-, 
Sekundar- oder Tertiärstufe), ausgedrückt als prozentualer Anteil der Bevölkerung im offiziellen Schulalter 
für dieselbe Bildungsstufe. 
Schüler-Lehrer-Verhältnis: Durchschnittliche Schülerzahl pro Lehrer in der Primarstufe im jeweiligen 
Schuljahr. 
Ausgebildete Lehrer: Anteil der Grundschullehrer, die vor der Einstellung oder im Dienst den für den 
Grundschulunterricht vorgeschriebenen Mindestumfang an organisierter Lehrerausbildung erhalten 
haben. 
Einjährige ohne Impfung gegen DTP: Anteil der ein Jahr alten Kinder, die nicht die drei Dosen der 
kombinierten Impfung gegen Diphtherie, Tetanus und Keuchhusten (DTP) erhalten haben. 
Einjährige ohne Impfung gegen Masern: Anteil der ein Jahr alten Kinder, die nicht mindestens eine 
Dosis eines Impfstoffs gegen Masern erhalten haben. 
Sterblichkeit der unter 5-Jährigen: Wahrscheinlichkeit, zwischen der Geburt und dem Alter von genau 
5 Jahren zu sterben, ausgedrückt pro 1.000 Lebendgeburten. 
Sterblichkeit der Erwachsenen: Wahrscheinlichkeit, dass eine 15-jährige Person vor Erreichen des 
60. Lebensjahres stirbt, ausgedrückt pro 1.000 Erwachsene. 
HIV-Prävalenz: Prozentualer Anteil der 15-24-Jährigen, die mit HIV infiziert sind. 
Lebenserwartung bei der Geburt unter Berücksichtigung gesundheitlicher Beeinträchtigung: 
Durchschnittliche Zahl der Lebensjahre „in voller Gesundheit“, die eine Person erwarten kann, un-
ter Berücksichtigung der Lebensjahre, die aufgrund von Krankheiten oder Verletzungen nicht in voller 
Gesundheit verbracht werden.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalten 1–6: UNESCO Institute for Statistics (2011). 
Spalten 7, 8, 10, 11 und 14: WHO (2010a).
Spalten 9, 12 und 13: UNICEF (2011).





















































2011 2030 1990/1995 2010/2015 2011 2010 2011 2009 2009 2009 2009 2006–2009b 2009
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
1 Norwegen 4,9 c 5,6 c 0,5 c 0,7 c 79,8 c 38,7 50,7 56.214 3,0 .. 0,2 9,7 9,7
2 Australien 22,6 d 27,8 d 1,2 d 1,3 d 89,3 d 36,9 48,6 39.539 2,4 .. 0,4 8,5 8,5
3 Niederlande 16,7 17,3 0,7 0,3 83,3 40,7 49,8 40.676 4,2 .. 0,5 10,8 10,8
4 Vereinigte Staaten 313,1 361,7 1,0 0,9 82,6 36,9 50,1 45.989 1,0 .. 0,0 16,2 16,2
5 Neuseeland 4,4 5,2 1,6 1,0 86,2 36,6 50,9 28.993 –1,0 .. 0,5 9,7 9,7
6 Kanada 34,3 39,8 1,1 0,9 80,7 39,9 44,5 37.808 1,5 .. .. 10,9 10,9
7 Irland 4,5 5,4 0,4 1,1 62,3 34,7 50,0 40.697 11,1 .. 0,3 9,7 9,7
8 Liechtenstein 0,0 0,0 1,3 0,8 14,3 .. .. .. .. .. .. .. ..
9 Deutschland 82,2 79,5 0,7 –0,2 74,0 44,3 51,5 36.338 1,2 .. 0,3 11,3 11,3
10 Schweden 9,4 10,4 0,6 0,6 84,8 40,7 54,2 37.377 2,8 .. 0,2 9,9 9,9
11 Schweiz 7,7 8,1 1,0 0,4 73,7 41,4 47,4 45.224 5,6 .. 0,5 11,3 11,3
12 Japan 126,5 120,2 0,4 –0,1 67,0 44,7 57,9 32.418 0,2 .. 0,0 8,3 8,3
13 Hongkong, China (SAR) 7,1 8,5 1,2 1,0 100,0 41,8 32,1 43.229 24,9 .. 0,2 .. ..
14 Island 0,3 0,4 1,0 1,2 93,5 34,8 49,2 36.795 0,5 .. 0,2 8,2 8,2
15 Korea, Republik 48,4 50,3 0,8 0,4 83,3 37,9 38,1 27.100 0,2 .. 0,3 6,5 6,5
16 Dänemark 5,6 5,9 0,4 0,3 87,1 40,6 53,3 37.720 0,9 .. 0,3 11,2 11,2
17 Israel 7,6 9,8 3,4 1,7 91,9 30,1 61,0 27.656 2,0 .. 0,6 7,6 7,6
18 Belgien 10,8 11,2 0,3 0,3 97,4 41,2 52,7 36.313 –8,2 .. 2,2 11,8 11,8
19 Österreich 8,4 8,6 0,7 0,2 67,8 41,8 47,9 38.818 2,3 .. 0,9 11,0 11,0
20 Frankreich 63,1 68,5 0,4 0,5 85,9 39,9 54,9 33.674 2,3 .. 0,6 11,7 11,7
21 Slowenien 2,0 2,1 0,4 0,2 49,5 41,7 44,3 27.133 –1,2 .. 0,6 9,1 9,1
22 Finnland 5,4 5,6 0,5 0,3 85,4 e 42,0 52,1 35.265 0,0 .. 0,4 9,7 9,7
23 Spanien 46,5 50,0 0,3 0,6 77,6 40,1 47,6 32.150 0,4 .. 0,7 9,7 9,7
24 Italien 60,8 60,9 0,0 0,2 68,6 43,2 53,1 32.430 1,4 .. 0,1 9,5 9,5
25 Luxemburg 0,5 0,6 1,3 1,4 85,4 38,9 46,1 83.820 372,6 .. 3,0 7,8 7,8
26 Singapur 5,2 6,0 2,9 1,1 100,0 37,6 35,6 50.633 9,2 .. .. 3,9 3,9
27 Tschechische Republik 10,5 10,8 0,0 0,3 73,6 39,4 41,6 25.581 1,4 .. 0,6 7,6 7,6
28 Vereinigtes Königreich 62,4 69,3 0,3 0,6 79,8 39,8 52,0 35.155 3,4 .. 0,3 9,3 9,3
29 Griechenland 11,4 11,6 1,0 0,2 61,7 41,4 50,1 29.617 0,7 .. 0,6 10,6 10,6
30 Vereinigte Arabische Emirate 7,9 10,5 5,2 2,2 84,4 30,1 21,0 57.744 .. .. .. 2,8 2,8
31 Zypern 1,1 1,3 2,2 1,1 70,5 34,2 41,4 30.848 23,6 .. 0,6 6,0 6,0
32 Andorra 0,1 0,1 4,1 1,5 87,6 .. .. .. .. .. .. 7,5 7,5
33 Brunei Darussalam 0,4 0,5 2,8 1,7 76,1 28,9 41,9 .. .. .. .. 3,0 3,0
34 Estland 1,3 1,3 –1,7 –0,1 69,5 39,7 49,1 19.693 9,2 .. 1,7 7,0 7,0
35 Slowakei 5,5 5,5 0,4 0,2 54,9 36,9 37,6 22.882 0,0 .. 1,9 8,5 8,5
36 Malta 0,4 0,4 1,0 0,3 94,8 39,5 41,4 24.814 11,2 0,3 f 0,6 7,5 7,5
37 Katar 1,9 2,4 1,1 2,9 95,9 31,6 17,7 91.379 .. .. .. 2,5 2,5
38 Ungarn 10,0 9,6 –0,1 –0,2 68,5 39,8 45,8 20.312 2,2 .. 1,7 7,3 7,3
39 Polen 38,3 37,8 0,2 0,0 60,9 38,0 40,0 18.905 3,2 .. 1,9 7,1 7,1
40 Litauen 3,3 3,1 –0,4 –0,4 67,1 39,3 44,9 17.308 0,6 .. 3,1 6,6 6,6
41 Portugal 10,7 10,3 0,4 0,0 61,3 41,0 49,6 24.920 1,2 .. 1,5 11,3 11,3
42 Bahrain 1,3 1,7 2,5 2,1 88,7 30,1 28,8 .. 1,2 0,5 f .. 4,5 4,5
43 Lettland 2,2 2,1 –1,3 –0,4 67,7 40,2 46,8 16.437 0,4 .. 2,3 6,5 6,5
44 Chile 17,3 19,5 1,8 0,9 89,2 32,1 45,4 14.311 7,8 0,1 0,0 8,2 8,2
45 Argentinien 40,8 46,8 1,3 0,9 92,6 30,4 54,7 14.538 1,3 0,0 0,2 9,5 9,5
46 Kroatien 4,4 4,2 0,7 –0,2 58,0 41,5 47,6 19.986 4,7 0,3 2,3 7,8 7,8
47 Barbados 0,3 0,3 0,3 0,2 45,1 37,5 40,2 .. 8,3 –0,1 3,2 6,8 6,8
HOHE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
48 Uruguay 3,4 3,6 0,7 0,3 92,6 33,7 56,6 13.189 4,0 0,2 0,3 7,4 7,4
49 Palau 0,0 0,0 2,7 0,8 84,3 .. .. .. .. 27,9 .. 11,2 11,2
50 Rumänien 21,4 20,3 –0,5 –0,2 58,0 38,5 43,3 14.278 3,9 .. 3,1 5,4 5,4
51 Kuba 11,3 11,0 0,6 0,0 75,2 38,4 42,0 .. .. 0,2 f .. 11,8 11,8
52 Seychellen 0,1 0,1 1,0 0,3 55,9 .. .. 19.587 32,5 3,5 1,6 4,0 4,0
53 Bahamas 0,3 0,4 1,8 1,1 84,3 30,9 41,3 .. .. .. .. 7,2 7,2
54 Montenegro 0,6 0,6 1,1 0,1 61,5 35,9 46,4 13.086 32,0 1,8 .. 9,3 9,3























































2011 2030 1990/1995 2010/2015 2011 2010 2011 2009 2009 2009 2009 2006–2009b 2009
56 Saudi-Arabien 28,1 38,5 2,7 2,1 82,3 25,9 49,5 23.480 2,8 0,0 f 0,1 5,0 5,0
57 Mexiko 114,8 135,4 1,8 1,1 78,1 26,6 54,1 14.258 1,7 0,0 2,5 6,5 6,5
58 Panama 3,6 4,5 2,1 1,5 75,5 27,3 54,7 13.057 7,2 0,3 0,7 8,3 8,3
59 Serbien 9,9 9,5 1,3 –0,1 56,4 37,6 46,7 11.893 4,5 1,4 12,6 9,9 9,9
60 Antigua und Barbuda 0,1 0,1 2,0 1,0 30,4 .. .. 18.778 11,4 0,6 2,2 5,1 5,1
61 Malaysia 28,9 37,3 2,6 1,6 73,0 26,0 53,4 14.012 0,7 0,1 0,6 4,8 4,8
62 Trinidad und Tobago 1,3 1,4 0,7 0,3 14,2 30,8 38,3 25.572 3,3 0,0 0,5 5,7 5,7
63 Kuwait 2,8 4,0 –5,0 2,4 98,4 28,2 41,3 .. .. .. .. 3,3 3,3
64 Libyen 6,4 7,8 1,9 0,8 78,1 25,9 54,1 16.502 2,7 0,1 0,0 3,9 3,9
65 Belarus 9,6 8,9 0,0 –0,3 75,2 38,3 40,2 13.040 3,8 0,2 0,7 5,8 5,8
66 Russische Föderation 142,8 136,4 0,1 –0,1 73,2 37,9 39,1 18.932 3,0 .. 0,4 5,4 5,4
67 Grenada 0,1 0,1 0,8 0,4 39,7 25,0 52,6 8.362 14,5 8,3 8,6 7,4 7,4
68 Kasachstan 16,2 18,9 –0,7 1,0 58,8 29,0 46,4 11.510 11,8 0,3 0,1 4,5 4,5
69 Costa Rica 4,7 5,7 2,4 1,4 64,9 28,4 45,1 11.106 4,6 0,4 1,8 10,5 10,5
70 Albanien 3,2 3,3 –0,9 0,3 52,9 30,0 46,9 8.716 8,1 3,0 11,0 6,9 6,9
71 Albanien 4,3 4,7 3,2 0,7 87,4 29,1 46,3 13.070 13,9 1,8 21,9 8,1 8,1
72 Saint Kitts und Nevis 0,1 0,1 1,1 1,2 32,6 .. .. 14.527 24,5 1,1 7,4 6,0 6,0
73 Venezuela, Bolivarische Republik 29,4 37,0 2,3 1,5 93,6 26,1 53,6 12.323 –1,0 0,0 0,0 6,0 6,0
74 Bosnien und Herzegowina 3,8 3,5 –5,1 –0,2 49,2 39,4 40,8 8.578 1,4 2,4 12,2 10,9 10,9
75 Georgien 4,3 3,8 –1,5 –0,6 52,8 37,3 44,6 4.774 6,1 8,6 6,6 10,1 10,1
76 Ukraine 45,2 40,5 –0,2 –0,5 69,1 39,3 42,5 6.318 4,2 0,6 4,5 7,0 7,0
77 Mauritius 1,3 1,4 1,4 0,5 41,9 g 32,4 39,8 12.838 3,0 1,8 2,5 5,7 5,7
78 Mazedonien, ehem. jugosl. Rep. 2,1 2,0 0,6 0,1 59,4 35,9 41,4 11.159 2,7 2,2 4,1 6,9 6,9
79 Jamaika 2,8 2,8 0,8 0,4 52,1 27,0 57,4 7.633 4,5 1,3 15,8 5,1 5,1
80 Peru 29,4 35,5 1,9 1,1 77,3 25,6 55,7 8.629 3,7 0,4 1,8 4,6 4,6
81 Dominica 0,1 0,1 0,1 0,0 67,4 .. .. 8.883 13,3 10,1 6,1 6,4 6,4
82 St. Lucia 0,2 0,2 1,3 1,0 28,1 27,4 47,7 9.605 16,5 4,7 2,9 8,1 8,1
83 Ecuador 14,7 17,9 2,1 1,3 67,6 25,5 57,0 8.268 0,6 0,4 4,4 6,1 6,1
84 Brasilien 196,7 220,5 1,6 0,8 86,9 29,1 47,3 10.367 1,6 0,0 0,3 9,0 9,0
85 St. Vincent und die Grenadinen 0,1 0,1 0,1 0,0 49,8 27,9 49,1 9.154 18,9 5,5 5,1 5,6 5,6
86 Armenien 3,1 3,1 –1,9 0,3 64,3 32,1 45,2 5.279 8,9 5,9 8,8 4,7 4,7
87 Kolumbien 46,9 56,9 1,9 1,3 75,4 26,8 51,9 8.959 3,1 0,5 1,8 6,4 6,4
88 Iran, Islamische Rep. 74,8 84,4 1,7 1,0 71,3 27,1 38,9 11.558 0,9 0,0 0,3 5,5 5,5
89 Oman 2,8 3,6 3,6 1,9 73,3 25,3 42,4 .. 4,8 0,1 f 0,1 f 3,0 3,0
90 Tonga 0,1 0,1 0,2 0,4 23,5 21,3 76,4 4.466 4,7 12,4 27,9 6,2 6,2
91 Aserbaidschan 9,3 10,8 1,5 1,2 52,1 29,5 38,0 9.638 1,1 0,6 3,0 5,8 5,8
92 Türkei 73,6 86,7 1,7 1,1 70,1 28,3 47,3 13.668 1,4 0,2 0,2 6,7 6,7
93 Belize 0,3 0,4 2,9 2,0 52,7 21,8 62,3 6.628 7,0 2,0 f 5,9 4,9 4,9
94 Tunesien 10,6 12,2 1,7 1,0 67,7 28,9 43,4 8.273 4,0 1,3 5,0 6,2 6,2
MITTLERE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
95 Jordanien 6,3 8,4 5,0 1,9 78,6 20,7 69,0 5.597 9,5 3,0 14,3 9,3 9,3
96 Algerien 36,0 43,5 2,2 1,4 67,1 26,2 45,8 8.172 2,0 0,2 1,5 5,8 5,8
97 Sri Lanka 21,0 23,1 1,0 0,8 14,3 30,7 49,9 4.772 1,0 1,7 8,0 4,0 4,0
98 Dominikanische Republik 10,1 12,1 1,9 1,2 69,8 25,1 58,8 8.433 4,4 0,3 7,4 5,9 5,9
99 Samoa 0,2 0,2 0,8 0,5 20,1 20,9 73,8 4.405 0,6 16,1 25,1 7,0 7,0
100 Fidschi 0,9 1,0 1,3 0,8 52,3 26,4 51,5 4.526 2,0 2,5 5,4 3,4 3,4
101 China 1.347,6 h 1.393,1 h 1.2 h 0,4 h 47,8 h 34,5 37,9 6.828 1,6 0,0 1,0 4,6 4,6
102 Turkmenistan 5,1 6,2 2,7 1,2 50,0 24,5 49,0 7.242 6,8 0,2 .. 2,3 2,3
103 Thailand 69,5 73,3 0,9 0,5 34,4 34,2 41,3 7.995 1,9 0,0 0,6 4,3 4,3
104 Suriname 0,5 0,6 1,4 0,9 69,8 27,6 53,1 .. .. 3,7 f 0,1 7,6 7,6
105 El Salvador 6,2 7,1 1,4 0,6 64,8 23,2 62,4 6.629 2,0 1,4 16,5 6,4 6,4
106 Gabun 1,5 2,1 3,1 1,9 86,4 21,6 64,9 14.419 0,3 0,8 0,1 3,5 3,5
107 Paraguay 6,6 8,7 2,4 1,7 62,1 23,1 62,1 4.523 1,4 1,1 4,3 7,1 7,1
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 10,1 13,4 2,3 1,6 67,0 21,7 67,7 4.419 2,4 4,4 6,2 5,0 5,0
109 Malediven 0,3 0,4 2,5 1,3 41,3 24,6 45,0 5.476 7,6 2,4 0,3 8,0 8,0
110 Mongalei 2,8 3,5 1,0 1,5 62,5 25,4 46,8 3.522 14,8 9,4 4,8 4,7 4,7
111 Moldau, Republik 3,5 3,1 –0,1 –0,7 47,7 35,2 38,7 2.854 2,4 4,3 22,4 11,9 11,9
112 Philippinen 94,9 126,3 2,3 1,7 49,1 22,2 63,2 3.542 1,2 0,2 12,3 3,8 3,8
113 Ägypten 82,5 106,5 1,8 1,7 43,5 24,4 57,4 5.673 3,6 0,5 3,8 5,0 5,0
114 Bes. Palästinensisches Geb. 4,2 6,8 4,4 2,8 74,4 18,1 81,0 .. .. 25,3 f 17,6 .. ..





















































2011 2030 1990/1995 2010/2015 2011 2010 2011 2009 2009 2009 2009 2006–2009b 2009
115 Usbekistan 27,8 33,4 2,2 1,1 36,3 24,2 49,8 2.875 2,3 0,6 .. 5,2 5,2
116 Mikronesien, Föd. Staaten von 0,1 0,1 2,1 0,5 22,8 20,8 66,2 3.088 .. 42,0 .. 13,8 13,8
117 Guyana 0,8 0,8 0,1 0,2 28,7 23,8 58,2 3.240 7,1 8,5 12,5 8,1 8,1
118 Botsuana 2,0 2,3 2,7 1,1 61,8 22,9 57,2 13.384 2,1 2,5 0,7 10,3 10,3
119 Syrien, Arabische Rep. 20,8 27,9 2,8 1,7 56,2 21,1 67,1 4.730 2,7 0,5 2,6 2,9 2,9
120 Namibia 2,3 3,0 3,1 1,7 38,6 21,2 65,9 6.410 5,3 3,6 0,1 5,9 5,9
121 Honduras 7,8 10,7 2,6 2,0 52,2 21,0 68,3 3.842 3,5 3,3 17,6 6,0 6,0
122 Kiribati 0,1 0,1 1,5 1,5 44,0 .. .. 2.432 1,7 15,6 6,4 12,2 12,2
123 Südafrika 50,5 54,7 2,4 0,5 62,2 24,9 53,0 10.278 1,9 0,4 0,3 8,5 8,5
124 Indonesien 242,3 279,7 1,6 1,0 44,6 27,8 47,8 4.199 0,9 0,2 1,3 2,4 2,4
125 Vanuatu 0,2 0,4 2,8 2,4 26,0 20,6 70,8 4.438 5,3 16,5 1,0 4,0 4,0
126 Kirgistan 5,4 6,7 0,9 1,1 34,5 23,8 52,3 2.283 4,1 7,1 21,7 6,8 6,8
127 Tadschikistan 7,0 9,0 1,7 1,5 26,4 20,4 66,6 1.972 0,3 8,3 35,1 5,3 5,3
128 Vietnam 88,8 101,5 2,0 1,0 31,0 28,2 41,3 2.953 8,4 4,4 7,4 7,2 7,2
129 Nicaragua 5,9 7,2 2,4 1,4 57,6 22,1 62,7 2.641 7,1 13,1 12,5 9,5 9,5
130 Marokko 32,3 37,5 1,7 1,0 58,8 26,3 49,8 4.494 2,2 1,0 6,9 5,5 5,5
131 Guatemala 14,8 22,7 2,3 2,5 49,9 18,9 83,4 4.720 1,6 1,0 10,8 7,1 7,1
132 Irak 32,7 55,3 3,1 3,1 66,1 18,3 85,6 3.548 1,6 4,5 0,1 f 3,9 3,9
133 Kap Verde 0,5 0,6 2,5 0,9 61,8 22,8 58,1 3.644 7,7 13,1 9,4 3,9 3,9
134 Indien 1.241,5 1.523,5 2,0 1,3 30,3 25,1 54,4 3.296 2,5 0,2 3,6 4,2 4,2
135 Ghana 25,0 36,5 2,8 2,3 52,2 20,5 73,3 1.552 6,4 6,1 0,4 6,9 6,9
136 Äquatorialguinea 0,7 1,1 3,4 2,7 39,9 20,3 72,5 31.779 15,7 0,5 .. 3,9 3,9
137 Kongo 4,1 6,2 2,7 2,2 62,5 19,6 79,4 4.238 21,7 4,1 0,1 3,0 3,0
138 Laos, Dem. Volksrep. 6,3 7,8 2,7 1,3 34,3 21,5 60,3 2.255 5,4 7,2 0,6 4,1 4,1
139 Kambodscha 14,3 17,4 3,2 1,2 20,4 22,9 54,3 1.915 5,4 7,7 3,4 5,9 5,9
140 Swasiland 1,2 1,5 2,2 1,4 21,3 19,5 70,5 4.998 2,2 2,0 3,1 6,3 6,3
141 Bhutan 0,7 0,9 –1,5 1,5 35,5 24,6 50,7 5.113 2,9 9,6 .. 5,5 5,5
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG
142 Salomonen 0,6 0,8 2,8 2,5 18,9 19,9 74,7 2.547 17,9 42,9 0,4 5,4 5,4
143 Kenia 41,6 65,9 3,1 2,7 22,5 18,5 82,1 1.573 0,5 6,1 5,7 4,3 4,3
144 São Tomé und Príncipe 0,2 0,2 1,9 2,0 63,0 19,3 77,4 1.820 3,9 15,8 1,0 f 7,1 7,1
145 Pakistan 176,7 234,4 2,6 1,8 36,2 21,7 64,7 2.609 1,5 1,7 5,4 2,6 2,6
146 Bangladesch 150,5 181,9 2,2 1,3 28,6 24,2 54,4 1.416 0,8 1,3 11,8 3,4 3,4
147 Timor-Leste 1,2 2,0 2,8 2,9 28,6 16,6 95,3 805 .. 9,5 .. 12,3 12,3
148 Angola 19,6 30,8 3,2 2,7 59,4 16,6 95,1 5.812 2,9 0,4 0,1 f 4,6 4,6
149 Myanmar 48,3 54,3 1,4 0,8 34,3 28,2 43,8 .. .. .. .. 2,0 2,0
150 Kamerun 20,0 28,8 2,7 2,1 59,2 19,3 78,6 2.205 1,5 2,9 0,7 5,6 5,6
151 Madagaskar 21,3 35,3 3,0 2,8 30,6 18,2 84,9 1.004 6,3 5,2 0,1 4,1 4,1
152 Tansania, Vereinigte Rep. 46,2 81,9 3,2 3,1 26,9 17,5 92,2 1.362 1,9 13,7 0,1 5,1 5,1
153 Papua-Neuguinea 7,0 10,2 2,5 2,2 12,6 20,4 71,3 2.281 5,4 5,3 0,2 3,1 3,1
154 Jemen 24,8 41,3 4,7 3,0 32,4 17,4 87,1 2.470 0,5 2,0 4,4 5,6 5,6
155 Senegal 12,8 20,0 2,9 2,6 42,7 17,8 85,0 1.817 1,6 8,0 10,6 5,7 5,7
156 Nigeria 162,5 257,8 2,4 2,5 50,5 18,5 86,1 2.203 3,3 1,0 5,5 5,8 5,8
157 Nepal 30,5 39,9 2,5 1,7 19,2 21,4 65,8 1.155 0,3 6,7 23,8 5,8 5,8
158 Haiti 10,1 12,5 2,0 1,3 53,6 21,5 66,6 1.151 0,6 .. 21,2 6,1 6,1
159 Mauretanien 3,5 5,2 2,8 2,2 41,7 19,8 73,7 1.929 –1,3 9,4 0,1 2,5 2,5
160 Lesotho 2,2 2,6 1,8 1,0 27,6 20,3 70,3 1.468 4,0 6,4 26,2 8,2 8,2
161 Uganda 34,5 59,8 3,3 3,1 13,5 15,7 103,5 1.217 3,8 11,4 4,7 8,2 8,2
162 Togo 6,2 8,7 2,2 2,0 44,1 19,7 74,6 850 1,8 17,5 10,7 5,9 5,9
163 Komoren 0,8 1,2 2,4 2,5 28,3 18,9 83,0 1.183 1,7 9,5 2,1 3,4 3,4
164 Sambia 13,5 24,5 2,5 3,0 35,9 16,7 98,4 1.430 5,5 11,1 0,3 4,8 4,8
165 Dschibuti 0,9 1,3 2,2 1,9 76,3 21,4 63,5 2.319 9,2 14,5 3,1 7,0 7,0
166 Ruanda 10,9 17,6 –4,9 2,9 19,2 18,7 83,6 1.136 2,3 18,0 1,8 9,0 9,0
167 Benin 9,1 14,6 3,4 2,7 42,5 17,9 87,4 1.508 1,4 10,3 3,6 4,2 4,2
168 Gambia 1,8 2,8 3,1 2,7 58,9 17,8 84,8 1.415 5,4 18,5 10,9 6,0 6,0
169 Sudan 44,6 66,9 2,6 2,4 40,8 19,7 76,7 2.210 4,9 4,6 5,5 7,3 7,3
170 Côte d'Ivoire 20,2 29,8 3,2 2,2 51,3 19,2 80,1 1.701 1,6 10,6 0,8 5,1 5,1
171 Malawi 15,4 28,2 1,0 3,2 20,3 16,9 96,0 794 1,3 16,6 0,0 6,2 6,2
172 Afghanistan 32,4 53,3 8,4 3,1 22,9 16,6 93,9 1.321 1,3 45,7 f .. 7,4 7,4
173 Simbabwe 12,8 17,6 2,2 2,2 38,8 19,3 73,6 .. 1,1 14,1 .. .. ..
174 Äthiopien 84,7 118,5 3,3 2,1 16,8 18,7 79,2 934 0,8 13,4 0,9 4,3 4,3






















































2011 2030 1990/1995 2010/2015 2011 2010 2011 2009 2009 2009 2009 2006–2009b 2009
176 Guinea-Bissau 1,5 2,3 2,0 2,1 30,2 19,0 80,2 1.071 1,7 17,6 5,6 6,1 6,1
177 Eritrea 5,4 8,4 0,3 2,9 22,1 19,0 78,9 581 0,0 7,8 .. 2,2 2,2
178 Guinea 10,2 15,9 5,5 2,5 35,9 18,3 85,6 1.048 1,2 5,8 1,6 5,7 5,7
179 Zentralafrikanische Rep. 4,5 6,4 2,5 2,0 39,2 19,4 78,9 757 2,1 11,9 .. 4,3 4,3
180 Sierra Leone 6,0 8,5 –0,4 2,1 38,8 18,4 81,4 808 3,8 23,0 2,4 13,1 13,1
181 Burkina Faso 17,0 29,1 2,7 3,0 26,5 17,1 90,6 1.187 2,1 13,5 1,2 6,4 6,4
182 Liberia 4,1 6,5 –0,3 2,6 48,2 18,2 86,2 396 24,9 78,3 6,2 13,2 13,2
183 Tschad 11,5 18,4 3,0 2,6 28,2 17,1 93,1 1.300 6,8 9,2 .. 7,0 7,0
184 Mosambik 23,9 35,9 3,2 2,2 39,2 17,8 89,5 885 9,0 20,8 1,1 5,7 5,7
185 Burundi 8,6 11,4 1,7 1,9 11,3 20,2 68,2 392 0,0 41,2 2,1 13,1 13,1
186 Niger 16,1 30,8 3,3 3,5 17,2 15,5 104,9 690 13,7 8,9 1,7 6,1 6,1
187 Kongo, Demokratische Republik 67,8 106,0 3,8 2,6 35,9 16,7 95,0 319 9,0 23,9 .. 9,5 9,5
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. 24,5 26,2 1,6 0,4 60,3 32,9 47,4 .. .. .. .. .. ..
Marshallinseln 0,1 0,1 1,5 1,6 72,1 .. .. .. .. 32,1 .. 16,5 16,5
Monaco 0,0 0,0 1,3 0,0 100,0 .. .. .. .. .. .. 3,9 3,9
Nauru 0,0 0,0 1,7 0,6 100,0 .. .. .. .. .. .. .. ..
San Marino 0,0 0,0 1,2 0,6 94,1 .. .. .. .. .. .. 7,1 7,1
Somalia 9,6 16,4 –0,2 2,6 37,9 17,5 91,2 .. .. .. .. .. ..
Tuvalu 0,0 0,0 0,5 0,2 50,9 .. .. .. .. .. .. 9,9 9,9
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 1.129,5 1.218,5 0,7 0,5 78,3 39,3 49,9 35.768 1,8 .. 0,3 11,9 11,2
Hohe menschliche Entwicklung 972,9 1.082,5 1,1 0,8 75,7 30,5 46,7 12.861 2,5 0,3 1,2 6,5 6,7
Mittlere menschliche Entwicklung 3.545,5 4.087,6 1,6 1,0 41,3 28,9 48,1 5.077 2,2 0,5 2,2 4,6 4,5
Niedrige menschliche Entwicklung 1.259,7 1.857,2 2,8 2,2 33,9 19,8 77,7 1.671 2,7 8,7 5,1 5,0 5,1
Regionen
Arabische Staaten 360,7 496,9 2,4 2,0 56,7 23,2 61,9 8.256 3,2 1,9 2,7 5,0 5,3
Ostasien und Pazifik 1.978,5 2.135,3 1,3 0,6 46,1 32,3 41,5 6.227 1,9 0,4 1,4 4,4 4,3
Europa und Zentralasien 480,5 491,3 0,3 0,2 64,6 34,9 43,3 14.244 3,4 .. 1,4 6,4 6,3
Lateinamerika und Karibik 591,2 696,0 1,7 1,1 79,8 27,5 53,0 10.739 2,1 0,4 1,5 7,7 7,6
Südasien 1.728,5 2.141,8 2,1 1,4 32,0 24,6 55,7 3.368 2,1 1,4 4,5 4,0 4,1
Afrika südlich der Sahara 877,6 T 1.353,8 T 2,7 T 2,4 T 37,7 T 18,6 T 83,5 T 2.181 3,7 9,9 2,2 6,4 6,2
Am wenigsten entwickelte Länder 851,1 T 1.256,8 T 2,7 T 2,2 T 29,7 T 19,7 T 76,3 T 1.379 3,2 12,0 5,2 5,4 5,6
Kleine Inselentwicklungsländer 53,2 63,8 1,5 1,1 52,0 26,6 59,0 5.241 3,9 3,7 6,7 5,6 7,0
Welt 6.974,0 T 8.321,4 T 1,5 T 1,1 T 50,8 T 29,2 T 52,2 T 10.715 2,3 2,2 0,7 10,2 6,0
HINWEISE
a. Da die Daten auf nationalen Definitionen für Städte oder Ballungsgebiete basieren, ist bei länder-
übergreifenden Vergleichen Vorsicht geboten. 
b. Die Daten beziehen sich auf das jüngste verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum.
c. Umfasst die Inselgruppe Spitzbergen (Svalbard und Jan Mayen). 
d. Umfasst die Weihnachtsinseln, die Cocos-(Keeling-)Inseln und die Norfolkinsel. 
e. Umfasst die Åland-Inseln. 
f. Bezieht sich auf ein früheres Jahr als das angegebene. 
g. Umfasst Agalega, Rodrigues und Saint Brandon. 
h. Umfasst Taiwan, Provinz von China, jedoch nicht die Sonderverwaltungsregionen Hongkong und 
Macau.
DEFINITIONEN
Bevölkerung, insgesamt: Tatsächliche Bevölkerung eines Landes, eines Gebiets oder einer Region am 
1. Juli. 
Jährliches Bevölkerungswachstum: Durchschnittliche jährliche exponentielle Wachstumsrate für den 
angegebenen Zeitraum. 
Stadtbewohner: Bevölkerung, die am 1. Juli tatsächlich in Gebieten lebt, die nach den Kriterien des 
jeweiligen Landes oder Gebiets als Städte klassifiziert werden.
Medianalter: Alterslinie, die die Bevölkerung in zwei gleiche Teile teilt: 50 Prozent der Bevölkerung liegen 
über diesem Alter, 50 Prozent darunter.  
Abhängigkeitsquotient: Verhältnis der Summe der 0-14-Jährigen und ab 65-Jährigen zur Altersgruppe 
der 15-64-Jährigen. 
BIP pro Kopf: Bruttoinlandsprodukt (BIP), ausgedrückt in internationalen Dollar unter Berücksichtigung 
der Kaufkraftparität, geteilt durch die Bevölkerung zur Jahresmitte. 
Ausländische Direktinvestitionen, Nettozuflüsse: Summe aus Aktienkapital, Reinvestition von 
Gewinnen sowie anderem lang- und kurzfristigem Kapital, ausgedrückt als prozentualer Anteil am 
Bruttoinlandsprodukt (BIP). 
Erhaltene öffentliche Entwicklungshilfe, netto: Auszahlungen von Darlehen zu Vorzugsbedingungen 
(abzüglich Darlehensrückzahlungen) und Zuschüsse offizieller Stellen zur Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung und des Wohlergehens in Ländern und Gebieten, die in Teil I der Empfängerliste des Entwick-
lungshilfeausschusses aufgeführt sind, ausgedrückt als prozentualer Anteil am Bruttonationaleinkommen 
(BNE) des Empfängerlandes. 
Zuflüsse aus Rücküberweisungen: Einkünfte und materielle Ressourcen, die von internationalen 
Migranten oder Flüchtlingen an Empfänger in ihrem Herkunftsland oder früheren Wohnland transferiert 
werden, ausgedrückt als prozentualer Anteil am BIP des Empfängerlandes. 
Öffentliche Ausgaben für Bildung: Gesamtheit der öffentlichen Ausgaben für Bildung (laufende und 
Kapitalausgaben), ausgedrückt als prozentualer Anteil am Bruttoinlandsprodukt (BIP). 
Gesamtausgaben für Gesundheit: Die Summe der öffentlichen und privaten Gesundheitsausgaben. Sie 
umfasst die Bereitstellung von Gesundheitsdiensten (präventiv und kurativ), Maßnahmen im Bereich der 
Familienplanung und der Ernährung sowie Nothilfemaßnahmen im Gesundheitsbereich, jedoch nicht die 
Wasser- und Sanitärversorgung.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalten 1–4, 6 und 7: UNDESA (2011).
Spalte 5: UNDESA (2010). 
Spalten 8-13: World Bank (2011a).
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technische erläuterung 1: berechnung des Indexes der menschlichen entwicklung
Der Index der menschlichen Entwicklung (Human Development 
Index – HDI) ist ein aggregiertes (das heißt zusammengesetztes) 
Maß der menschlichen Entwicklung. Er misst die durchschnittli-
chen Fortschritte in einem Land bei drei grundlegenden Dimen-
sionen menschlicher Entwicklung: langem und gesundem Leben, 
Zugang zu Wissen und angemessener Lebensqualität. Der HDI 
ist das geometrische Mittel normalisierter Indizes, die die bei 
jeder Dimension erzielten Fortschritte messen. Eine vollständige 
Erläuterung der Methode und des dahinter stehenden Grund-
prinzips findet sich in Klugman, Rodriguez und Choi (2011). In 
dieser technischen Erläuterung werden die Schritte zur Berech-
nung des HDI, die Datenquellen und die Methode beschrieben, 
die verwendet wird, um einen Ausdruck für das Bruttonational-
einkommen zu erhalten. 
schritte zur abschätzung des  
Indexes der menschlichen entwicklung
Die Berechnung des HDI umfasst zwei Schritte.
Schritt 1. Bildung der Dimensionsindizes
Minimal- und Maximalwerte (Messlatten) werden festgelegt, 
um die Indikatoren in Indizes zwischen 0 und 1 umzuwan-
deln. Die Maxima sind die höchsten beobachteten Werte in 
der Zeitreihe (1980 bis 2010). Die Minimalwerte können in 
angemessener Weise als Subsistenzwerte konzipiert werden 
und werden wie folgt festgelegt: 20 Jahre für die Lebenserwar-
tung, 0 Jahre für beide Bildungsvariablen und 100 US-Dol-
lar für das Pro-Kopf-Bruttonationaleinkommen (BNE). Der 
niedrige Wert für das Einkommen kann durch den beträcht-
lichen Umfang der nicht gemessenen Subsistenz- und Nicht-
marktproduktion in Volkswirtschaften nahe dem Minimum 
gerechtfertigt werden, der in den offiziellen Daten nicht erfasst 
wird.
Messlatten für den Index der menschlichen Entwicklung in 
diesem Bericht
























Nach der Festlegung der Minimal- und Maximalwerte werden 
die Subindizes wie folgt berechnet:




Für die Bildungsdimension wird Gleichung (1) auf jede der 
zwei Unterkomponenten angewendet. Anschließend wird das 
geometrische Mittel der resultierenden Indizes gebildet. Schluss-
endlich wird Gleichung (1) erneut auf das geometrische Mittel der 
Indizes angewendet, wobei als Minimalwert 0 und als Maximal-
wert das höchste geometrische Mittel der resultierenden Indizes 
für den Beobachtungszeitraum verwendet wird. Dies entspricht 
der Anwendung von Gleichung (1) auf das geometrische Mittel 
der zwei Unterkomponenten.
Weil jeder Dimensionsindex ein indirektes Maß für Verwirk-
lichungschancen bei der jeweiligen Dimension darstellt, ist die 
Funktion für die Umwandlung von Einkommen in Verwirkli-
chungschancen wahrscheinlich konkav (Anand und Sen 2000). 
Folglich wird für das Einkommen der natürliche Logarithmus 
der tatsächlichen Minimal- und Maximalwerte verwendet.
Schritt 2.  Aggregation der Subindizes zur Bildung des 
Indexes der menschlichen Entwicklung
Der HDI ist das geometrische Mittel der drei 
Dimensionsindizes:
    (ILeben 1/3 . IBildung 1/3 . IEinkommen 1/3). (2)
Beispiel: Vietnam
Indikator Wert
Lebenserwartung bei der Geburt (Jahre) 75,2
Durchschnittliche Schulbesuchsdauer (Jahre) 5,5
Voraussichtliche Schulbesuchsdauer (Jahre) 10,4
Bruttonationaleinkommen pro Kopf (US-Dollar, KKP) 2.805
Hinweis: Die Werte sind gerundet.
Lebenserwartungsindex = 75,2 – 20
83,4 – 20
 = 0,870
Index für die durchschnittliche 
Schulbesuchsdauer in Jahren   = 5,5 – 0
13,1 – 0
 = 0,478
Index für die voraussichtliche 
Schulbesuchsdauer in Jahren   = 10,4 – 0
18,0 – 0
 = 0,576
Bildungsindex = 0,478 
. 0,576 – 0
0,978 – 0  = 0,503
Einkommensindex =  
ln(2.805) – ln(100)
ln(107.721) – ln(100)  = 0,478
Index der menschlichen  
Entwicklung                      = 3  0,870 . 0,503 . 0,478 = 0,593  
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Datenquellen
•	 Lebenserwartung bei der Geburt: UNDESA (2011)
•	 Durchschnittliche Schulbesuchsdauer in Jahren: Aktu-
alisierungen des Büros für den Bericht über die mensch-
liche Entwicklung (http://hdr.undp.org/en/statistics/) auf 
der Grundlage von UNESCO-Daten zum Bildungser-
folg (http://stats.uis.unesco.org/unesco/ReportFolders/
ReportFolders.aspx) unter Verwendung der in Barro und 
Lee (2010) beschriebenen Methode
•	 Voraussichtliche Schulbesuchsdauer: UNESCO-Statistik-
institut (2011)
•	 Pro-Kopf-BNE: Weltbank (2011), IWF (2011), UNSD 
(2011) und UNDESA (2011)
Verwendete Methode, um einen ausdruck 
für das bruttonationaleinkommen zu 
erhalten
Das BNE wird herkömmlicherweise auf den aktuellen Zeit-
punkt bezogen angegeben. Um das BNE zeitbezogen ver-
gleichbar zu machen, wird es vom aktuellen auf den kons-
tanten Wert umgerechnet, indem der Wert des nominalen 
Pro-Kopf-BNE bei Kaufkraftparität (KKP) für das Basisjahr 
(2005) als Ausgangswert genommen wird und eine Zeitreihe 
gebildet wird, für die das Wachstum des realen Pro-Kopf-
BNE verwendet wird, wie es aus dem Verhältnis des aktuellen 
Pro-Kopf-BNE in lokaler Währung zum BIP-Deflator abge-
leitet werden kann.
Offizielle Kaufkraftparitäten werden im Rahmen des 
Internationalen Vergleichsprogramms (International Compa-
rison Program – ICP) ermittelt, das in regelmäßigen Abstän-
den Tausende Preise gleichwertiger Waren und Dienstleistun-
gen erhebt. Die letzte Erhebung bezieht sich auf das Jahr 2005 
und deckt 146 Länder ab. Auf der Grundlage der Inflation im 
Vergleich zu den Vereinigten Staaten berechnet die Weltbank 
Schätzungen für Jahre ohne ICP-Erhebung. Weil andere inter-
nationale Organisationen wie die Weltbank und der Internati-
onale Währungsfonds das Basisjahr der ICP-Erhebung ange-
ben, verfährt das Büro für den Bericht über die menschliche 
Entwicklung gleichermaßen.
Um den Einkommenswert für 2011 zu erhalten, wer-
den vom IWF prognostizierte BIP-Wachstumsraten (auf der 
Grundlage von Wachstum unter konstanten Bedingungen) 
auf die jüngsten BNE-Werte angewendet. Die vom IWF prog-
nostizierten Wachstumsraten werden in lokaler Währung und 
zu konstanten Preisen statt in KKP berechnet. So wird vermie-
den, die Auswirkungen der KKP-Umrechnung mit denjenigen 
echten Wirtschaftswachstums zu vermischen.
schätzung fehlender Werte
Bei einer kleinen Gruppe von Ländern, bei denen einer der vier 
Indikatoren fehlte, schloss das Büro für den Bericht über die 
menschliche Entwicklung die Lücke, indem es den fehlenden 
Wert unter Verwendung länderübergreifender Regressionsmo-
delle schätzte. Die Details der verwendeten Modelle können 
unter http://hdr.undp.org/en/statistics/understanding/issues/ 
eingesehen werden.
Für diesen Bericht wurden folgende Schätzungen vorge-
nommen: KKP-Umrechnungskurse für drei Länder (Besetzte 
palästinensische Gebiete, Kuba und Palau), voraussichtliche 
Schulbesuchsdauer für fünf Länder (Barbados, Haiti, Mon-
tenegro, Singapur und Turkmenistan) und durchschnittliche 
Schulbesuchsdauer für acht Länder (Antigua und Barbuda, 
Eritrea, Grenada, Kiribati, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. 
Vincent und die Grenadinen sowie Vanuatu). Damit konnte 
die Zahl der Länder, für die 2011 der HDI berechnet werden 
konnte, von 169 im Jahr 2010 auf 187 gesteigert werden.
technische erläuterung 2:  
berechnung des Ungleichheit einbeziehenden Indexes der menschlichen entwicklung
Der Ungleichheit einbeziehende Index der menschlichen Ent-
wicklung (Inequality-adjusted Human Development Index – 
IHDI) korrigiert den Index der menschlichen Entwicklung 
(HDI) um den Einfluss ungleicher Verteilung bei jeder Dimen-
sion in der Bevölkerung. Er basiert auf einer verteilungssen-
sitiven Klasse zusammengesetzter Indizes, die von Foster, 
Lopez-Calva und Szekely (2005) vorgeschlagen wurden, die 
sich wiederum auf die Familie der Maße für Ungleichheit von 
Atkinson (1970) beziehen. Er wird berechnet als geometri-
sches Mittel geometrischer Mittel, und zwar bezogen auf die 
Gesamtbevölkerung für jede Dimension separat (nähere Infor-
mationen enthält Alkire und Foster 2010).
Der IHDI trägt Ungleichheiten bei HDI-Dimensionen 
Rechnung, indem er den Durchschnittswert jeder Dimension 
entsprechend dem Ausmaß der Ungleichheit nach unten korri-
giert. Der IHDI ist gleich dem HDI, wenn es keine Ungleich-
heit zwischen den Menschen gibt, sinkt jedoch bei steigender 
Ungleichheit immer weiter unter den HDI-Wert. In diesem 
Sinn kann der HDI als ein Index der „potenziellen“ menschli-
chen Entwicklung verstanden werden (oder als der maximale 
IHDI, der erreicht werden könnte, wenn es keine Ungleichheit 
gäbe), während der IHDI den tatsächlichen Stand der mensch-
lichen Entwicklung (unter Einbeziehung von Ungleich-
heit) wiedergibt. Die aufgrund von Ungleichheit entgangene 
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potenzielle menschliche Entwicklung ist der Unterschied zwi-
schen dem HDI und dem IHDI und kann als Prozentwert aus-
gedrückt werden.
Datenquellen
Weil der HDI auf Gesamtgrößen auf Landesebene wie Ein-
kommen aus den volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
beruht, muss sich der IHDI auf alternative Datenquellen stüt-
zen, um Erkenntnisse über die Verteilung zu erhalten. Die 
Verteilungen haben unterschiedliche Einheiten: die Lebenser-
wartung ist über eine hypothetische Kohorte verteilt, während 
Schulbesuchsdauer in Jahren und Einkommen über Personen 
verteilt sind.
Ungleichheit bei der Verteilung von HDI-Dimensionen 
wird geschätzt für:
•	 die Lebenserwartung, wobei Daten aus gekürzten Sterbe-
tafeln in UNDESA (2011) verwendet werden. Diese Ver-
teilung ist in Altersintervalle (0 - 1, 1 - 5, 5 - 10, …, 85+) 
mit Angabe der Sterblichkeit und des durchschnittlichen 
Sterbealters für jedes Intervall unterteilt.
•	 die durchschnittliche Schulbesuchsdauer in Jahren auf der 
Grundlage von in internationalen Datenbanken verein-
heitlichten Daten aus Haushaltsbefragungen. Zu diesen 
Datenbanken zählen die Luxembourg Income Study, die 
Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und Lebensbe-
dingungen (EU-SILC) von EUROSTAT, die Internatio-
nal Income Distribution Database der Weltbank, der Mul-
tiple Indicators Cluster Survey des Kinderhilfswerks der 
Vereinten Nationen, der Demographic and Health Survey 
von ICF Macro, der World Health Survey der Weltgesund-
heitsorganisation und die World Income Inequality Data-
base der Universität der Vereinten Nationen.
•	 das verfügbare Haushaltseinkommen oder der Konsum pro 
Kopf auf der Grundlage der genannten Datenbanken und 
Haushaltserhebungen – beziehungsweise für einige Länder 
das Einkommen, das mit Hilfe eines Indexes von materi-
ellen Gütern auf der Grundlage einer Matching-Methode 
geschätzt wird, wobei Güterindizes aus Haushaltserhebun-
gen verwendet werden (Harttgen und Vollmer 2010).
Eine vollständige Übersicht über die 2011 für die 
Ungleichheitsschätzungen verwendeten Datenquellen findet 
sich unter http://hdr.undp.org/en/statistics/ihdi/.
berechnung des Ungleichheit einbeziehenden 
Indexes der menschlichen entwicklung
Die Berechnung des IHDI umfasst drei Schritte.
Schritt 1. Messung der Ungleichheit bei den Dimensionen 
des Indexes der menschlichen Entwicklung
Der IHDI stützt sich auf die Familie von Ungleichheitsmaßen 
von Atkinson (1970) mit dem Aversionsparameter ε = 1.1 In 
diesem Fall ist das Ungleichheitsmaß A = 1 – g/μ, wobei g das 
geometrische Mittel und µ das arithmetische Mittel der Vertei-
lung ist. Dies kann wie folgt geschrieben werden:
        Ax = 1 –  
n  X1 …Xn
X–
 (1)
wobei {X1, … , Xn} die zugrunde liegende Verteilung bei den 
Dimensionen von Interesse bezeichnet. Ax wird für jede Vari-
able (Lebenserwartung, durchschnittliche Schulbesuchsdauer 
in Jahren und verfügbares Einkommen oder Konsum pro 
Kopf) berechnet.2
Das geometrische Mittel in Gleichung (1) erlaubt keine 
Werte von Null. Zur Berechnung der Ungleichheit werden alle 
gültigen beobachteten Werte für die durchschnittliche Schul-
besuchsdauer in Jahren um ein Jahr erhöht. Bei Ausreißern in 
Bezug auf das Pro-Kopf-Einkommen – mit extrem hohen Ein-
kommen sowie negativen Einkommen und einem Einkommen 
von Null – wurde das oberste halbe Perzentil der Verteilung 
abgeschnitten, um den Einfluss außergewöhnlich hoher Ein-
kommen zu verringern, und die negativen Einkommen sowie 
die Einkommen von Null wurden gleich dem kleinsten Wert 
des untersten halben Perzentils der Verteilung positiver Ein-
kommen gesetzt. Eine Sensitivitätsanalyse des IHDI findet 
sich in Kovacevic (2010).
Schritt 2. Einbeziehung von Ungleichheit in die 
Dimensionsindizes
Der bei einer HDI-Dimension X– erzielte durchschnittliche 
Fortschritt   wird zur Einbeziehung von Ungleichheit wie folgt 
korrigiert: 
X– . (1 – Ax) = n  X1 …Xn .
Das geometrische Mittel entspricht folglich dem arithme-
tischen Mittel, verringert um die Ungleichheit der Verteilung.
Die Ungleichheit einbeziehenden Dimensionsindizes wer-
den berechnet, indem die HDI-Dimensionsindizes Ix mit (1 – 
Ax) multipliziert werden, wobei Ax, definiert durch Gleichung 
(1), das zugehörige Atkinson-Maß ist:
I *x = (1 – Ax) . Ix .
Der Ungleichheit einbeziehende Einkommensindex 
I *Einkommen, basiert auf dem nicht logarithmierten BNE-Index 
IEinkommen*. Auf diese Weise kann der IHDI den Einfluss der 
Einkommensungleichheit vollständig erfassen.
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Schritt 3. Kombination der Dimensionsindizes zur 
Berechnung des Ungleichheit einbeziehenden Indexes der 
menschlichen Entwicklung
Der IHDI ist das geometrische Mittel der drei Ungleichheit 
einbeziehenden Dimensionsindizes. Zuerst wird der IHDI 
berechnet, der den nicht logarithmierten Einkommensindex 
(IHDI*) enthält:
IHDI * =  3  IILeben
. IIBildung 
. I*IEinkommen  =













Anschließend wird der HDI auf der Grundlage des nicht 
logarithmierten Einkommensindexes (HDI*) berechnet:
HDI * =  3  IILeben 
. IIBildung 
. I*IEinkommen    
.
Der prozentuale Abzug vom HDI* aufgrund von Ungleich-
heiten bei jeder Dimension wird berechnet als:
Unter der Annahme, dass der prozentuale Abzug aufgrund 
ungleicher Einkommensverteilung für das Durchschnitts-
einkommen und seinen Logarithmus gleich ist, lässt sich der 
IDHI schreiben als:
IHDI = IHDI *HDI *  
. HDI =3(1–ALeben) . (1–ABildung) . (1–AEinkommen.) . HDI .
hinweise zu Methode und Vorbehalten
Der IHDI basiert auf einem Index, der der Forderung nach 
Untergruppenkonsistenz genügt. Dies gewährleistet, dass 
sich Verbesserungen oder Verschlechterungen der Vertei-
lung der menschlichen Entwicklung in einer bestimm-
ten gesellschaftlichen Gruppe (bei gleichbleibender 
menschlicher Entwicklung in den anderen Gruppen) auch 
in Veränderungen des Gesamtmaßes der menschlichen 
Entwicklung niederschlagen. Dieser Index ist ferner pfad-
unabhängig, was bedeutet, dass die Reihenfolge, in der 
Daten über Personen oder Gruppen von Personen sowie 
über Dimensionen aggregiert werden, zum selben Ergebnis 
führt. Es braucht also keine bestimmte Reihenfolge ein-
gehalten oder nur eine einzige Datenquelle verwendet zu 
werden, was Schätzungen für eine größere Zahl von Län-
dern ermöglicht.
Der größte Nachteil besteht darin, dass der IHDI nicht 
sensitiv gegenüber Verknüpfungen ist und somit keine 
überlappenden Ungleichheiten erfasst. Um das Maß sen-
sitiv gegenüber Verknüpfungen zu machen, müssten alle 
Daten für jede Person aus einer einzigen Erhebungsquelle 













Lebenserwartung      74,0 0,852 0,148 (1–0,148) ∙ 0,852 = 0,728
Durchschnittliche Schul-
besuchsdauer in Jahren 
       8,7 0,662
Voraussichtliche Schul-
besuchsdauer in Jahren 
    12,9 0,717
Bildungsindex 0,704 0,240 (1–0,240) ∙ 0,704 = 0,535
Logarithmus des Brutto- 
nationaleinkommens
      9,03 0,634
Bruttonationaleinkommen       8.389 0,077 0,300 (1–0,300) ∙ 0,077 = 0,054















3  0,852 . 0,704 . 0,077 = 0,359 3  0,728 . 0,535 . 0,054 = 0,275 1 – 0,275 / 0,359  
= 0,232
HDI 3  0,852 . 0,704 . 0,634 = 0,725 (0,275 / 0,359) . 0,725 = 0,557
Hinweis: Die Werte sind gerundet.
technische erläuterung 3: berechnung des Indexes der geschlechtsspezifischen Ungleichheit 
Der Index der geschlechtsspezifischen Ungleichheit (Gender 
Inequality Index – GII) spiegelt die Benachteiligung auf-
grund des Geschlechts bei drei Dimensionen – reprodukti-
ver Gesundheit, Teilhabe und auf dem Arbeitsmarkt – für so 
viele Länder wider, wie es verfügbare Daten akzeptabler Qua-
lität ermöglichen. Der Index zeigt die potenziellen Einbußen 
an menschlicher Entwicklung infolge Ungleichheit zwischen 
den erreichten Fortschritten von Frauen und Männern bei 
diesen Dimensionen. Sein Wertebereich reicht von 0 – wenn 
Frauen und Männer gleich gut abschneiden – bis 1, was 
bedeutet, dass ein Geschlecht bei allen gemessenen Dimensi-
onen so schlecht wie überhaupt möglich abschneidet.
Der GII wird unter Verwendung des von Seth (2009) vor-
geschlagenen, gegenüber Verknüpfungen sensitiven Maßes für 
Abzug = 1– IHDI *
HDI *
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Ungleichheit berechnet. Der Index basiert auf dem allgemei-
nen Mittel allgemeiner Mittel unterschiedlicher Ordnung – 
zuerst wird das geometrische Mittel über die Dimensionen 
aggregiert; diese für Frauen und Männer separat berechneten 
Mittelwerte werden dann unter Verwendung eines harmoni-
schen Mittels über die Geschlechter aggregiert.
Datenquellen
•	 Müttersterblichkeit (MMR – Maternal Mortality Ratio): 
WHO, UNICEF, UNFPA und Weltbank (2010)
•	 Geburtenhäufigkeit im Jugendalter (AFR – Adolescent 
Fertility Rate): UNDESA (2011)
•	 Anteil der Parlamentssitze von Frauen beziehungsweise 
Männern (PR – Parliamentary Representation): Daten-
bank Parline der Interparlamentarischen Union (2011)
•	 Bildungserfolg auf der Sekundarstufe und der Hochschul-
stufe (SE – Secondary Education): Aktualisierung des 
Büros für den Bericht über die menschliche Entwicklung von 
Schätzungen in Barro und Lee (2010b) auf der Grundlage 
von Daten des UNESCO-Statistikinstituts zum Bildungs-
erfolg (http://stats.uis.unesco.org/unesco/)
•	 Erwerbsbeteiligung (LFPR – Labour Market Participation 
Rate): IAA (2011)
berechnung des Indexes der 
geschlechtsspezifischen Ungleichheit
Die Berechnung des GII umfasst fünf Schritte.
Schritt 1. Behandlung von Nullwerten und Extremwerten
Weil ein geometrisches Mittel keine Werte von Null erlaubt, 
muss für alle Komponentenindikatoren ein Minimalwert fest-
gelegt werden. Für die Geburtenhäufigkeit im Jugendalter, den 
Anteil der Parlamentssitze von Frauen, den Bildungserfolg auf 
der Sekundarstufe und der Hochschulstufe sowie die Erwerbs-
beteiligung wird das Minimum auf 0,1 festgelegt. Der Anteil 
der Parlamentssitze von Frauen wird bei Ländern, die Null 
melden, auf 0,1 Prozent gesetzt, weil Frauen selbst in Ländern 
ohne weibliche Parlamentsabgeordnete einen gewissen politi-
schen Einfluss haben.
Weil höhere Müttersterblichkeit schlechtere Mütterge-
sundheit suggeriert, wird für die Müttersterblichkeit der Maxi-
malwert bei 1.000 Todesfällen pro 100.000 Geburten und der 
Minimalwert bei 10 abgeschnitten. Es wird angenommen, dass 
sich Länder, in denen die Müttersterblichkeit 1.000 Sterbefälle 
übersteigt, hinsichtlich ihrer Unfähigkeit, Bedingungen und 
Unterstützung für die Gesundheit von Müttern zu schaffen, 
nicht unterscheiden sowie dass Länder mit 1 bis 10 Sterbefällen 
pro 100.000 Geburten im Grunde auf dem gleichen Niveau 
liegen und die Unterschiede zufallsbedingt sind.
Eine Sensitivitätsanalyse des GII findet sich in Gaye et al. 
(2010).
Schritt 2. Aggregation über die Dimensionen 
innerhalb jeder Geschlechtsgruppe unter Verwendung 
geometrischer Mittel
Die Aggregation über Dimensionen für jede Geschlechts-
gruppe durch das geometrische Mittel macht den GII sensitiv 
gegenüber Verknüpfungen, das heißt, er kann überlappende 
Ungleichheiten erfassen (siehe Seth 2009).
Für Frauen und Mädchen lautet die Aggregationsformel
GF = 3    10MMR  
1
AFR 
.  1/2 . (PRF . SEF) 1/2 . LFPRF  ,
und für Männer und Jungen lautet die Formel
GM =  3 1 . (PRM . SEM) 1/2 . LFPRM .
Die Reskalierung der Müttersterblichkeit in der Aggrega-
tionsformel für Frauen und Mädchen ist notwendig, um dem 
Abschneiden des Minimalwerts für die Müttersterblichkeit bei 
10 Rechnung zu tragen. Dies ist eine neue Korrektur, die mit 
dem Bericht über die menschliche Entwicklung 2011 eingeführt 
wird. 3
Schritt 3. Aggregation über Geschlechtsgruppen unter 
Verwendung eines harmonischen Mittels
Der Index für Frauen und der Index für Männer werden mit 
Hilfe des harmonischen Mittels aggregiert, um den gleichver-
teilten Index für beide Geschlechter zu bilden.






Die Verwendung des harmonischen Mittels innerhalb 
von Gruppen erfasst die Ungleichheit zwischen Frauen und 
Männern und berücksichtigt Verknüpfungen zwischen 
Dimensionen.
Schritt 4. Berechnung des geometrischen Mittels der 
arithmetischen Mittel für jeden Indikator
Um die Bezugsnorm für die Berechnung der Ungleichheit zu 
erhalten, werden zuerst die Indizes für Frauen und Männer 
unter Verwendung gleicher Gewichte (das heißt bei Gleichbe-
handlung der Geschlechter) aggregiert. Anschließend werden 
die Indizes über Dimensionen aggregiert:
GF, M = 
3   Gesundheit . Teilhabe . EB
wobei  Gesundheit =   10MMR  
1
AFR 
. + 1   /2,
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Teilhabe = (   PRF . SEF +    PRM . SEM)/2,  und
EB = EBF + EBM
2    .
Gesundheit sollte nicht als ein Durchschnitt korres-
pondierender Indizes für Frauen und Männer interpretiert 
werden, sondern als die Hälfte der Entfernung von den 
etablierten Normen für die Indikatoren für reproduktive 
Gesundheit – weniger Müttersterbefälle und weniger Gebur-
ten im Jugendalter.
Schritt 5. Berechnung des Indexes der 
geschlechtsspezifischen Ungleichheit
Der Vergleich des gleichverteilten Indexes für beide Geschlech-
ter mit der Bezugsnorm ergibt den GII, 
Unter Verwendung der obigen Formeln lässt sich leicht 
berechnen:





.       0,229 . 0,243 . 0,719
GM    0,675 = 
3   1 .    0,771 . 0,203 . 0,787
GF, M    0,492 = 
3  0,508 . 0,316 . 0,743– –





















technische erläuterung 4: berechnung des Indexes der mehrdimensionalen armut 
Der Index der mehrdimensionalen Armut (Multidimensional 
Poverty Index – MPI) ermittelt auf der Ebene des Individu-
ums Mehrfachformen von Deprivation in Bezug auf Bildung, 
Gesundheit und Lebensqualität. Er stützt sich auf Mikrodaten 
aus Haushaltsbefragungen, und im Gegensatz zum Ungleich-
heit einbeziehenden Index der menschlichen Entwicklung 
müssen alle Indikatoren, die zur Bildung des Maßes benötigt 
werden, aus derselben Erhebung stammen. Nähere Informati-
onen finden sich in Alkire und Santos (2010).
Methode 
Jeder Person wird abhängig von den Formen von Deprivation 
in Bezug auf jeden der zehn Komponentenindikatoren (d), von 
denen der Haushalt betroffen ist, in dem sie lebt, ein Depriva-
tionswert zugewiesen. Der Maximalwert ist 100, wobei jede 
Dimension gleich gewichtet ist (sodass der Maximalwert bei 
jeder Dimension 33,3 Prozent ist). Für die Dimensionen Bil-
dung und Gesundheit wurden jeweils zwei Indikatoren aus-
gewählt, sodass jede Komponente einen Anteil von 5/3 (oder 
16,7 Prozent) hat. Für die Dimension Lebensqualität wurde 
festgelegt, dass sie sechs Indikatoren hat, sodass jede Kompo-
nente einen Anteil von 5/9 (oder 5,6 Prozent) hat.
Die Schwellenwerte lauten wie folgt: 
•	 Bildung: Kein Haushaltsmitglied hat fünf Jahre Schulbe-
such abgeschlossen, und mindestens ein Kind im Schulal-
ter (bis zur 8. Klasse) besucht nicht die Schule.
•	 Gesundheit: Mindestens ein Mitglied des Haushalts ist 
unterernährt, und ein Kind oder mehrere Kinder ist/sind 
gestorben.
•	 Lebensqualität: Keinen Strom, keinen Zugang zu sau-
berem Trinkwasser, keinen Zugang zu angemessenen 
Sanitäreinrichtungen zu haben, gesundheitsschädlichen 














erfolg auf der 
Sekundarstufe 




Female 530 73,5 0,229 0,243 0,719













n.z. = nicht zutreffend.
10
530  ( ) 173.5( )
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Brennstoff (Dung, Holz oder Holzkohle) (zum Kochen 
in Innenräumen) zu verwenden, keinen festen Fußboden 
zu haben, kein Auto, keinen Lastwagen beziehungsweise 
kein ähnliches motorisiertes Fahrzeug zu besitzen; gleich-
zeitig höchstens eines der folgenden Güter zu besitzen: 
Fahrrad, Motorrad, Rundfunkgerät, Kühlschrank, Tele-
fon oder Fernsehgerät.
Um die Personen zu ermitteln, die von mehrdimensionaler 
Armut betroffen sind, werden die Deprivationswerte für jeden 
Haushalt summiert. Auf diese Weise erhält man die Gesamt-
deprivation des einzelnen Haushalts c. Zur Unterscheidung 
zwischen Armen und nicht Armen wird ein Schwellenwert 
von 33,3 Prozent verwendet, was einem Drittel der gewichte-
ten Indikatoren entspricht. Wenn c gleich 33,3 Prozent oder 
größer ist, ist der Haushalt (und jede darin lebende Person) von 
mehrdimensionaler Armut betroffen. Haushalte mit einem 
Deprivationswert zwischen 20 und 30 Prozent sind vulnerabel, 
das heißt, sie laufen Gefahr, von mehrdimensionaler Armut 
betroffen zu werden. Haushalte mit einem Deprivationswert 
von 50 Prozent oder mehr sind massiv von mehrdimensionaler 
Armut betroffen.
Der MPI-Wert ist das Produkt von zwei Maßen: dem 
Anteil der von mehrdimensionaler Armut Betroffenen und 
der Armutsintensität.
Der Anteil H ist der Anteil der Bevölkerung, der von 
mehrdimensionaler Armut betroffen ist:
H = 
q
n     
wobei q die Zahl der von mehrdimensionaler Armut Betroffe-
nen und n die Gesamtbevölkerung ist.
Die Armutsintensität A spiegelt den Anteil der gewich-
teten Komponentenindikatoren wider, in Bezug auf welche 
im Durchschnitt Menschen von mehrdimensionaler Armut 
betroffen sind. Für arme Haushalte werden die Deprivations-





q  ,  
wobei c der Deprivationswert der Armen ist.
Gewichtete Gesamtdeprivation von Haushalt 1:  




  = 2,22,
was einem Deprivationswert von 2,22/10 = 0,222 oder 22,2 
Prozent entspricht.
beispiel unter Verwendung hypothetischer Daten
Indikatoren
Haushalte
Gewichte1 2 3 4
Haushaltsgröße 4 7 5 4
Bildung
Kein Haushaltsmitglied hat fünf Jahre  
die Schule besucht 0 1 0 1 5/3 o. 16,7%
Mindestens ein Kind im Schulalter  
ist nicht eingeschult 0 1 0 0 5/3 o. 16,7%
Gesundheit
Mindestens ein Haushaltsmitglied ist unterernährt 0 0 1 0 5/3 o. 16,7%
Ein Kind oder mehrere Kinder ist/sind gestorben 1 1 0 1 5/3 o. 16,7%
Lebensqualität
Kein Strom 0 1 1 1 5/9 o. 5,6%
Kein Zugang zu sauberem Trinkwasser 0 0 1 0 5/9 o. 5,6%
Kein Zugang zu angemessenen  
sanitären Einrichtungen 0 1 1 0 5/9 o. 5,6%
Das Haus hat keinen festen Fußboden 0 0 0 0 5/9 o. 5,6%
Der Haushalt verwendet 
gesundheitsschädlichen Brennstoff  
(Dung, Brennholz oder Holzkohle) 1 1 1 1 5/9 o. 5,6%
Der Haushalt besitzt kein Auto und besitzt 
maximal ein(en): Fahrrad, Motorrad, 
Rundfunkgerät, Kühlschrank, Telefon  
oder Fernsehgerät 0 1 0 1 5/9 o. 5,6%
Ergebnisse
Haushaltsdeprivationswert c (Summe 
der mit ihrem Gewicht multiplizierten 
Werte für jede Form von Deprivation) 22,2% 72,2% 38,9% 50,0%
Ist der Haushalt arm (c > 33,3 %)?  Nein Ja Ja Ja
Hinweis: 1 bedeutet Deprivation in Bezug auf den Indikator;  
0 bedeutet keine Deprivation.
Anteil (H) = 
7 + 5 + 4
4 + 7 + 5 + 4   = 0,800
(80 Prozent der Menschen leben in armen Haushalten)
Armutsintensität (A) = 
(7,22/10 . 7) + (3,89/10 . 5) + (5,00/10 . 4)
( 7 + 5 + 4 )
  = 0,5625
(durchschnittliche arme Personen sind in Bezug auf 56 Prozent 
der gewichteten Indikatoren von Deprivation betroffen). 
MPI = H . A = 0,450 
HINWEISE
1 Der Parameter für die Aversion gegenüber Ungleichheit beeinflusst den Grad, in dem 
geringere Fortschritte stärker und größere Fortschritte weniger stark betont werden.
2 Ax wird aus Erhebungsdaten unter Verwendung der Erhebungsgewichte geschätzt, 
 Âx = 1 – 
X 1




 ,  wobei   ∑1
n wi  = 1. 
Allgemeinheit wird Gleichung (1) als das Atkinson-Maß bezeichnet.
3 Die GII-Trends – unter Verwendung konsistenter Daten und Methoden, berechnet in Fünf-
jahresintervallen von 1995 bis 2011 – finden sich unter http://hdr.undp.org/en/statistics/gii.
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regionen
Arabische Staaten (20 Länder oder Gebiete)
Ägypten, Algerien, Bahrain, Besetztes Palästinensisches Gebiet, Dschibuti, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Kuwait, Libanon, 
Libyen, Marokko, Oman, Saudi-Arabien, Somalia, Sudan, Arabische Republik Syrien, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate
Ostasien und Pazifik (24 Länder)
China, Fidschi, Indonesien, Kambodscha, Demokratische Volksrepublik Korea, Kiribati, Demokratische Volksrepublik Laos, 
Malaysia, Marshallinseln, Föderierte Staaten von Mikronesien, Mongolei, Myanmar, Nauru, Palau, Papua-Neuguinea, 
Philippinen, Salomonen, Samoa, Thailand, Timor-Leste, Tonga, Tuvalu, Vanuatu, Vietnam
Europa und Zentralasien1 (30 Länder)
Albanien, Armenien, Aserbeidschan, Belarus, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, , Estland, Georgien, Kasachstan, 
Kirgistan, Kroatien, Lettland, Litauen, Montenegro, Polen, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Republik Moldau, 
Rumänien, Russische Föderation , Serbien, Slowakei, Slowenien , Tadschikistan, Tschechische Republik, Türkei, Turkmenistan, 
Ukraine, Ungarn, Usbekistan, Zypern
Lateinamerika und Karibik (33 Länder)
Antigua und Barbuda, Argentinien, Bahamas, Barbados, Belize, Plurinationaler Staat Bolivien, Brasilien, Chile, Costa Rica, 
Dominica, Dominikanische Republik, Ecuador, El Salvador, Grenada, Guatemala, Guyana, Haiti, Honduras, Kolumbien, 
Kuba, Jamaica, Mexico, Nicaragua, Panama, Paraguay, Peru, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, 
Suriname, Trinidad und Tobago, Uruguay, Bolivarische Republik Venezuela
Südasien (9 Länder)
Afghanistan, Bangladesch, Bhutan, Indien, Islamische Republik Iran, Malediven, Nepal, Pakistan, Sri Lanka
Afrika südlich der Sahara (45 Länder)
Angola, Äquatorialguinea, Äthiopien, Benin, Botsuana, Burkina Faso, Burundi, Côte d’Ivoire, Eritrea, Gabun, Gambia, Ghana, 
Guinea, Guinea-Bissau, Kamerun, Kap Verde, Kenia, Komoren, Kongo, Demokratische Republik Kongo, Lesotho, Liberia, 
Madagaskar, Malawi, Mali, Mauretanien, Mauritius, Mosambik, Namibia, Niger, Nigeria, Ruanda, Sambia, São Tomé und 
Príncipe, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Südafrika, Swasiland, Vereinigte Republik Tansania, Tschad, Togo, 
Uganda, Zentralafrikanische Republik
Hinweis: Die in den zusammengefassten Werten der Gruppen „Am wenigsten entwickelte Länder“ und „Kleine Inselentwicklungsländer“ berücksichtigten Länder 
entsprechen den UN-Klassifikationen, die unter http://www.unohrlls.org/ verfügbar sind. Bahrain, Barbados und Singapur werden vom HDR-Büro nicht in der Gruppe  
„Kleine Inselentwicklungsländer“ erfasst.
1. Die ehemaligen sozialistischen Länder Europas und Zentralasiens haben seit 1989-1991 einen politischen und wirtschaftlichen Transformationsprozess durchlaufen;  
das gleiche gilt für Zypern und die Türkei.
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